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”Auch in der Physik, der Astronomie, der Biologie und auf
anderen Gebieten hat man gelernt, daß wir bei den Versu-
chen, unsere Welt in Begriffe zu fassen, nie ganz an ein En-
de gelangen, sondern fortlaufend unsere Begriffe überprüfen
und korrigieren müssen, kurz, daß alle unsere Begriffe und
Theorien nur einstweilige Ergebnisse unseres Erkenntnisbe-
mühens sind, die fortwährend einer Kritik und Korrektur
ausgesetzt bleiben.“
Zippelius, Rechtsphilosophie, S. 3.
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1.4.1. Überkommene Trennungsmodelle . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 25
1.4.1.1. Einzelaktstheorie des RG . . . . . . . . . . . . . . . . . . 25
I
Inhaltsverzeichnis II
1.4.1.2. Sonderopfertheorie des BGH . . . . . . . . . . . . . . . . . 26
1.4.1.3. Schweretheorie des BVerwG . . . . . . . . . . . . . . . . . 27
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3.1.1. ,Privatnützig‘ in der Rechtsprechung zur Bodenordnung . . . . . . . 63
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5.3.2.1. Öffentliche Anlagen nach § 40 FlurbG . . . . . . . . . . . 193
5.3.2.2. Flurbereinigung für Hochwasserschutz . . . . . . . . . . . 196
5.3.2.3. Flurbereinigung für Naturschutz . . . . . . . . . . . . . . 200
5.3.3. Abfindung und Zuteilung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 205
5.3.3.1. Der Zusammenhang zwischen Masseland und Privatnüt-
zigkeit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 205
5.3.3.2. Der Zusammenhang zwischen vorläufiger Regelung und
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6. Ergebnisse zur Privatnützigkeit von Bodenordnungsverfahren 212
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6.3.1. Städtische Bodenordnung nach dem BauGB . . . . . . . . . . . . . 222
6.3.2. Agrarische Bodenordnung nach dem FlurbG . . . . . . . . . . . . . 224
6.3.3. Entwicklung eines Landtauschverfahrens bei Übernahmeanspruch . 225
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0. Einleitung
0.1. Motivation der Arbeit
”
Die Umlegung [ist] durch ihre Privatnützigkeit gekennzeichnet, während die Enteignung
eine im Fremdinteresse liegende Maßnahme darstellt. [...] Das bedeutet, daß bodenord-
nende Maßnahmen nur dort im Wege der Umlegung durchgeführt werden dürfen, wo sie
ihrer konkreten Zielsetzung und ihren Auswirkungen nach wesentlich auch den Interessen
der betroffenen Eigentümer dienen. [...] Entscheidend ist, ob die beabsichtigten Maßnah-
men bei verständiger Würdigung der Interessenlage insgesamt auch im wohlverstandenen
Interesse der Eigentümer der im Umlegungsgebiet befindlichen Grundstücke liegen.“1
So, oder ähnlich, heißt es in der Rechtsprechung des BGH und des BVerwG sowie im
Schrifttum,2 wenn die Umlegung bzw. die Flurbereinigung als Inhalts- und Schrankenbe-
stimmung bezeichnet und damit von der Enteignung abgegrenzt werden.
Mit dem Beschluß zur Baulandumlegung3 hat sich das BVerfG erstmals mit diesem
Bodenordnungsinstrument befaßt. So heißt es im Leitsatz:
”
Die Baulandumlegung nach
den §§ 45 ff. BauGB ist eine verfassungsrechtlich zulässige Inhalts- und Schrankenbe-
stimmung des Eigentums im Sinne des Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG.“ Dabei hat sich das
Gericht jedoch von den bisherigen Argumentationsweisen abgegrenzt und statt dessen eine
Begründung geliefert, die der aktuellen Eigentumsdogmatik des BVerfG entspricht, also
die Unterscheidung zwischen der Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums und
der Enteignung anhand formaler Kriterien trifft. Demzufolge findet in der Umlegung wie
in der Enteignung ein Eigentumsentzug statt. Ist jedoch
”
mit dem Entzug bestehender
Rechtspositionen der Ausgleich privater Interessen beabsichtigt, kann es sich nur um eine
Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums handeln.“4 Schließt man noch das Box-
bergurteil5 des BVerfG in die darauf aufbauende Diskussion ein, so sind die hergebrachten
Argumentationsmuster ,Surrogation‘, ,Abfindung in Land‘ und ,wohlverstandenes Eigen-
interesse des Eigentümers‘ nicht mehr haltbar,6 um die Umlegung als Inhaltsbestimmung
von der Enteignung abzugrenzen.
Daß die Umlegung jedoch ,privatnützig‘ sein muß, damit sie eine Inhalts- und Schran-
1BGH, Urteil vom 13.12.1990 – III ZR 240/89.
2Siehe dazu ausführlich Kapitel 3.1.1 und 3.1.2.
3BVerfGE 104, S. 1. Dieser Beschluß befaßt sich zwar lediglich mit dem Umlegungsbeschluß, der die-
se einleitet. Trotzdem sind vom BVerfG weitergehende Charakteristika der Baulandumlegung benannt
worden.
4BVerfGE 104, S. 1 (10).
5BVerfGE 74, S. 264.
6Vgl. auch Haas, NVwZ 2002, S. 272 (275).
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kenbestimmung des Eigentums darstellen kann, ist für das BVerfG kein entscheidendes
Kriterium.7 Denn das Gericht verwendet diesen Begriff an keiner Stelle des Urteils, wohl
aber, daß das Eigentum
”
durch Privatnützigkeit und die grundsätzliche Verfügungsbefug-
nis des Eigentümers über den Eigentumsgegenstand gekennzeichnet“8 sei. Auch wenn das
überwiegende Schrifttum das Urteil zur Baulandumlegung ausgewertet und berücksichtigt
hat, verwenden die Autoren auch jetzt noch die Begriffe ,privatnützig‘ und ,fremdnützig‘,
wenn es um die Umschreibung der Baulandumlegung geht.
Diese Diskrepanz bildet den Anlaß für die Untersuchung, ob und inwieweit die Begriffe
,privatnützig‘ und ,fremdnützig‘ eine Relevanz bei der Beurteilung von Bodenordnungs-
verfahren haben. Dabei liegt der Schwerpunkt auf der städtischen und der agrarischen9
Bodenordnung.
Da die städtebauliche Umlegung und die Flurbereinigung in der Regel von Vermessungs-
ingenieuren durchgeführt bzw. geleitet werden, ist der Aspekt der Privatnützigkeit und
der Fremdnützigkeit aus ingenieurwissenschaftlicher Hinsicht von besonderem Interesse.
Betroffen von jeder Bodenordnungsmaßnahme ist Eigentum, das dem jeweiligen Rechts-
träger entzogen wird. Um die Begriffe privat- und fremdnützig konkretisieren zu können,
ist als Fundament ein vertiefter Einstieg in die Eigentumsdogmatik des BVerfG notwen-
dig. Denn diese bildet die Grundlage dafür, ob ein Eigentumsentzug eine Inhalts- und
Schrankenbestimmung oder eine Enteignung darstellt, wie im Folgenden dargelegt wird.
Und erst wenn das Verständnis für die Eigentumsdogmatik vorhanden ist, kann der jewei-
lige Anwender der Bodenordnungsgesetze auch das zur Bodenordnungsaufgabe passende
Instrument auswählen.
0.2. Bisher vorliegende Arbeiten zur Thematik
Die Begriffe ,Privatnützigkeit‘ und ,Fremdnützigkeit‘ sind bisher im Zusammenhang mit
Bodenordnungsverfahren nicht in größerem Umfang konkretisiert worden. Es existieren
zwar Abhandlungen, in denen eine Diskussion geführt wird, welche Instrumente zur Neu-
ordnung der Grundstücksverhältnisse privatnützig sind und welche fremdnützig. Doch
diese Auseinandersetzung war nie der Hauptzweck einer solchen Arbeit.
Schröder10 hat untersucht, wie die Baulandumlegung nach dem Aufbaugesetz NRW11
verfassungsrechtlich einzuordnen ist. Dafür griff er auf das ,Prinzip der Privatnützigkeit‘
7Dies ist auch konsequent, verbirgt sich doch hinter dem Begriff ,privatnützig‘ – wie ihn der BGH gepägt
hat – das ,wohlverstandene Eigeninteresse des Eigentümers‘ und gerade dieses Prinzip ist nicht mehr
haltbar.
8BVerfGE 104, S. 1 (8).
9Die Flurbereinigung umfaßt neben der Bodenordnungskomponente auch die Planung der gemeinschaft-
lichen Anlagen und investive Maßnahmen. Das Hauptaugenmerk liegt zwar auf der Neuordnung der
Grundstücke selbst. Allerdings ist insbesondere die Planung stark mit der Bodenordnung verwoben, so
daß diese in die Diskussion mit einzubeziehen ist.
10Schröder, Baulandumlegung und Enteignung.
11Gesetz über Maßnahmen zum Aufbau in den Gemeinden (Aufbaugesetz), in der Fassung vom 29. April
1952.
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von Reinhardt12 zurück und untersuchte insbesondere, ob das durch die Umlegung gefor-
derte Opfer13 das Prinzip von Reinhardt stört. Die Arbeit ist geprägt von der veralteten
Eigentumsdogmatik der Weimarer Reichsverfassung und genügt daher nicht den heutigen
Anforderungen. Die Privatnützigkeit selbst wurde außerdem nicht konkret ausgestaltet.
Linke14 hat eine Arbeit mit dem Ziel angefertigt, Vorschläge für ein allgemeingültiges
Bodenordnungsgesetz zu liefern, um die ländliche und die städtische Bodenordnung zu-
sammenzuführen. Dabei findet eine ausführliche Auseinandersetzung mit den Zielen und
Zulässigkeitsvoraussetzungen privatnütziger und fremdnütziger Bodenordnungsverfahren
sowie der Durchmischung privat- und fremdnütziger Ziele in privatnützigen Neuordnungs-
instrumenten statt. Zwar werden die Begriffe ,privatnützig‘ und ,fremdnützig‘ häufig ver-
wendet, jedoch ganz überwiegend im Kontext der damals aktuellen Eigentumsdogmatik.
Schmidt-Aßmann15 hat im gleichen Jahr eine Studie angefertigt, die sich mit der Bau-
landumlegung als eine Inhalts- und Schrankenbestimmung auseinandersetzt. Die Ergeb-
nisse der Abhandlung finden sich in einem großen Maß im Beschluß des BVerfG zur
Baulandumlegung wieder. Schmidt-Aßmann hat sich dabei auch dem Aspekt ,Privatnüt-
zigkeit‘ gewidmet und diesen auch konkretisiert. Allerdings ist dieser Beitrag geprägt vom
Winterbergurteil16 des BGH. Und das Verständnis des Gerichts hinsichtlich des Begriffs
,privatnützig‘ ist aus heutiger Sicht so nicht mehr haltbar. Daher hilft auch diese Studie
bei der Konkretisierung des Begriffs der ,Privatnützigkeit‘ nur bedingt weiter.
Seit dem Urteil des BVerfG zur Baulandumlegung haben sich einige Arbeiten mit der
Baulandumlegung auseinandergesetzt. Jung17 hat eine Dissertation angefertigt, die die
Baulandumlegung nach der Eigentumsdogmatik des BVerfG in Art. 14 GG einordnet. Da-
bei bedient er sich auch dem Begriff der Privatnützigkeit, allerdings ebenso auf Grundlage
des herkömmlichen Verständnisses. Darüber hinaus haben sich zwei18 weitere Arbeiten mit
der Eigentumsdogmatik des BVerfG befaßt, die auch das Urteil zur Baulandumlegung be-
sprechen. Allerdings spielt dort jeweils lediglich der Eigentumsentzug im Rahmen einer
Inhaltsbestimmung des Eigentums – mit dem Zweck des Ausgleichs privater Interessen –
eine Rolle. Ob die Bodenordnungsmaßnahme privatnützig ist oder sein muß, wird nicht
erwähnt.
0.3. Methodik der Arbeit
Die vorliegende Arbeit gliedert sich im Wesentlichen in zwei Teile. Der erste Teil befaßt
sich mit dem Eigentum, Bodenordnungsinstrumenten sowie einer ersten Konkretisierung
12Reinhardt in: Reinhardt/Scheuner, Verfassungsschutz des Eigentums.
13Nämlich die Zuweisung eines Grundstücks in anderer Lage aufgrund der Umlegung.
14Linke, Zur Harmonisierung der Grundstücksneuordnungsinstrumentarien.
15Schmidt-Aßmann, Studien zum Recht der städtebaulichen Umlegung.
16BGH, Urteil vom 13.12.1990 – III ZR 240/89.
17Jung, Die verfassungsrechtliche Einordnung der städtebaulichen Umlegung auf der Basis der modernen
Eigentumsdogmatik.
18Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums; Raue, Die
Zwangsvollstreckung als Nagelprobe für den modernen Enteignungsbegriff.
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des Begriffes ,Privatnützigkeit‘. Der zweite Teil behandelt dann die Untersuchung der
Privat- und der Fremdnützigkeit städtischer und agrarischer Bodenordnungsverfahren.
In Kapitel 1 wird die Eigentumsdogmatik des BVerfG im Vergleich zum überkomme-
nen Eigentumsverständnis von RG, BGH und BVerwG erläutert. Ein besonderes Augen-
merk liegt dabei auf der Unterscheidung zwischen der Inhalts- und Schrankenbestimmung
und der Enteignung anhand formaler Kriterien. Dafür ist auch die jeweilige Definition der
beiden Eingriffsinstitute durch das BVerfG herauszuarbeiten. Für das weitere Vorgehen
sind die Widerlegung der Umschlagtheorien19, die Wesensmerkmale der Enteignung und
das Trennungsmodell des BVerfG besonders erwähnenswert.
In Kapitel 2 werden die Umlegung bzw. die Flurbereinigung in Artikel 14 GG einge-
ordnet. Nach der Auswertung und Klassifizierung der diesbezüglichen Urteile von BGH
und BVerwG wird der Fokus auf die Rechtsprechung des BVerfG zur Bodenordnung ge-
legt. Dabei finden vor allem das Boxbergurteil und der Beschluß zur Baulandumlegung
Beachtung. Der Tatbestand des Eigentumsentzugs im Rahmen der Inhaltsbestimmung
,Umlegung‘ wird ebenso wie der Entzugszweck ,Ausgleich privater Interessen‘ genau ana-
lysiert.
In Kapitel 3 wird das sich gegenseitig ausschließende Begriffspaar ,Privatnützigkeit
– Fremdnützigkeit‘ konkretisiert. Zunächst findet eine Betrachtung statt, wie die beiden
Begriffe bisher in Rechtsprechung und Schrifttum zur Bodenordnung verwendet wurden.
Danach werden anhand fachfremder Rechtsprechung Kriterien herausgearbeitet, die eine
Privat- oder eine Fremdnützigkeit ausmachen. Diese Kriterien werden dann in eigentums-,
eigentümer- und planungsbezogener Hinsicht weiter konkretisiert und schließlich in einen
Kontext zur Bodenordnung gebracht. Ziel dieser Diskussion ist die Aufstellung eines Un-
tersuchungsmodells für die Wahl des geeigneten Bodenordnungsverfahrens, bei dem die
Privat- oder Fremdnützigkeit der das Bodenordnungserfordernis auslösenden Planungs-
grundlage eine entscheidende Rolle spielt. Dieses Modell soll dann im zweiten Teil auf die
städtischen und die agrarischen Bodenordnungsinstrumente angewandt werden.
In den Kapiteln 4 und 5 werden die städtische und die agrarische Bodenordnung
untersucht. Zunächst werden jeweils die Planungsgrundlagen nach privatnützigen und
fremdnützigen Adressaten unterschieden. Darauf aufbauend wird das Modell aus Kapitel
3 auf die städtischen und die agrarischen Bodenordnungsverfahren angewandt, indem
Beispiele hinzugezogen werden. Den Schwerpunkt bilden dabei jeweils der Adressat der
Planung, öffentliche Gemeinbedarfsflächen sowie die Zuteilung und Geldabfindung.
In Kapitel 6 werden schließlich die gewonnenen Ergebnisse zusammengefaßt. Dafür
wird der Begriff ,privatnützig‘ auf seine Relevanz in Bezug auf Bodenordnungsverfahren
diskutiert. Die Privatnützigkeit des Eigentums während und nach der Durchführung der
Bodenordnung wird ebenso dargestellt wie Empfehlungen für die Wahl des geeigneten
Bodenordnungsinstruments getroffen werden. Schließlich folgen noch einige Empfehlungen
für die Weiterentwicklung der städtischen und der agrarischen Bodenordnungsverfahren.
19Gemeint ist das Umschlagen einer Inhaltsbestimmung in eine Enteignung aufgrund der Eingriffsschwere.
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1. Eigentumsdogmatik
Eigentum ist die rechtliche Zuordnung einer beweglichen oder unbeweglichen Sache zu
einer natürlichen oder juristischen Person; es ist die ökonomische Grundlage individueller
Freiheit und gibt dem Eigentümer das Recht auf Besitz, Nutzung,20 Verwaltung und
Verfügung des Eigentumsgegenstandes.21
Eigentum wird durch das Grundgesetz (GG) in Art. 14 gewährleistet. Die Eigentumsga-
rantie als eines der vornehmsten Freiheitsrechte (Grundrechte) überhaupt22 und staatliche
Eingriffe in diese regelt Art. 14 GG in Stufungen. Die Gewährleistung von Eigentum (und
Erbrecht) erfolgt durch Art. 14 I 1 sowohl als Rechtsinstitut wie auch in seiner konkreten
Gestalt in der Hand des einzelnen Eigentümers.23 Der Inhalt des Eigentums und gleicher-
maßen seine Schranken sind durch den Gesetzgeber in Form von Gesetzen zu definieren
(Satz 2). Die Sozialpflichtigkeit des Eigentums in Art. 14 II schränkt den Eigentümer
insofern ein, daß er mit der Sache nicht nach Belieben umgehen kann, sondern sie so zu
gebrauchen hat, daß sie (auch) dem Wohl der Allgemeinheit dient. Die Enteignung als
ultima ratio schließlich wird in Art. 14 III aufgezeigt. Neben der Voraussetzung (Wohl
der Allgemeinheit) zählt Absatz 3 die Formen der Enteignung (Legal- und Administrativ-
enteignung), das Entschädigungsjunktim, die Entschädigung selbst und den Gerichtsweg
bzgl. der Höhe der Enteignungsentschädigung auf.
Im folgenden werden die Eigentumsgarantie, Inhalts- und Schrankenbestimmung und
Enteignung näher erläutert. Die Schwierigkeiten der Abgrenzung von Inhalts- und Schran-
kenbestimmung und Enteignung werden ebenfalls dargelegt.
1.1. Eigentumsgarantie
Art. 14 GG als Grundrecht schützt das Eigentum Privater und nicht Privateigentum.
Damit verneint das BVerfG eine Grundrechtsträgerschaft juristischer Personen des öffent-
lichen Rechts gemäß Art. 19 III GG in bezug auf das Eigentumsgrundrecht24.
20Die Nutzung definiert § 100 BGB als ”die Früchte einer Sache oder eines Rechts sowie die Vorteile,
welche der Gebrauch der Sache oder des Rechts gewährt.” In Verbindung mit § 99 III BGB sind
Nutzungen nicht nur der unmittelbare Gebrauch, sondern sie können auch mittelbare Sachfrüchte in
Form von Erträgen darstellen, die eine Sache aufgrund eines Rechtsverhältnisses über die Sache gewährt.
Beispiele sind Vermietung und Verpachtung.
21Kirchhof in: Bitburger Gespräche, Eigentum – Ordnungsidee, Zustand und Entwicklungen, S. 15.
22Vgl. Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung.
23Vgl. BVerfGE 24, S. 367 (389).
24Vgl. BVerfGE 61, S. 82 (108 f.).
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Trotz einer überwiegenden textlichen Übereinstimmung ist die Eigentumsgarantie des
Grundgesetzes diametral verschieden zum Eigentumsmodell von Art. 153 WRV. Böhmer
zufolge ist es nämlich eine Binsenweisheit,
”
daß eine textliche Übereinstimmung noch kein
Beleg für eine sachliche Identität ist“25.
1.1.1. Eigentumsmodell des Art. 153 WRV
Den Grundrechten der WRV kam keine verfassungsunmittelbare Verbindlichkeit gegen-
über den Staatsgewalten zu26, so daß sie teilweise als
”
allgemeine Programmsätze ohne
rechtliche Wirksamkeit“27 verstanden wurden. Damit war es dem Bürger nicht möglich,
unter Berufung auf Art. 153 WRV eine hoheitliche Maßnahme abzuwehren28 bzw. die
Unzulässigkeit einer Enteignung zu rügen29. Folgerichtig hatte Art. 153 WRV in erster
Linie die Aufgabe, die entschädigungslose Wegnahme von Eigentum zu verhindern. Die
Eigentumsgarantie war ihrem wesentlichen Gehalt nach eine Eigentumswertgarantie, und
der Zugriff auf das Eigentum war hinzunehmen, wenn der Betroffene nur ausreichend
entschädigt wurde,30 die Regelungen in Art. 153 II 2 ließen darüber hinaus sogar einen
entschädigungslosen staatlichen Zugriff zu.
Obwohl die damalige Nationalversammlung mit Art. 153 III WRV das private Eigentum
einer sozialen Bindung unterwerfen und öffentlich-rechtliche Beschränkungen ermöglichen
wollte, lief dies aufgrund der Rechtsprechung des Reichsgerichts (RG) leer. Dieses definier-
te das Eigentum ausschließlich anhand § 903 BGB, also losgelöst jeglicher Sozialbindung:
”Eine Enteignung [...] ist schon dann anzuerkennen, wenn das Recht des Eigentümers, mit sei-
ner Sache gemäß § 903 BGB nach Belieben zu verfahren, zugunsten eines Dritten beeinträchtigt
wird.“31
Sahen der Gesetzgeber oder die ausführenden Stellen Einschränkungen dieses Eigentü-
merbeliebens vor, so konnten diese kraft fehlender Abwehrmöglichkeiten
”
zunächst poten-
tiell immer als entschädigungspflichtige Enteignung angesehen werden“32.
Damit nun nicht jede staatliche Eigentumsbeschränkung als Enteignung anzusehen war,
,erfand‘ das RG Enteignungstheorien, mit deren Hilfe entschädigungsbedürftige Eingrif-
fe von entschädigungsfreien abzugrenzen waren. Diese entwickelten später der BGH und
das BVerwG zu den Schwellen- bzw. Umschlagtheorien weiter.33 Inhaltsbestimmung und
Sozialbindung waren damit von der Enteignung lediglich über eine gleitende Skala34 von-
einander zu unterscheiden.
25Böhmer, NJW 1988, S. 2561 (2562).
26Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums, S. 107.
27RGZ 102, S. 145 (146).
28Vgl. Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums, S. 108.
29Vgl. Böhmer, NJW 1988, S. 2561 (2562).
30BVerfGE 24, S. 367 (400).
31RGZ 116, S. 268 (272).
32Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums, S. 109.
33Siehe dazu auch Kapitel 1.4.1.2 und 1.4.1.3.
34Vgl. Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums, S. 112.
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1.1.2. Eigentumsmodell des Art. 14 GG
Geschichtlich und in ihrer heutigen Bedeutung ist die Eigentumsgarantie
”
ein elementares
Grundrecht, das im engen inneren Zusammenhang mit der persönlichen Freiheit steht.
Ihr kommt im Gesamtgefüge der Grundrechte die Aufgabe zu, dem Träger des Grund-
rechts einen Freiheitsraum im vermögensrechtlichen Bereich zu sichern und ihm dadurch
eine eigenverantwortliche Gestaltung seines Lebens zu ermöglichen“35. Zur Sicherung die-
ses Grundrechts wird Eigentum durch das Grundgesetz als Rechtseinrichtung garantiert.
Diese Institutsgarantie
”
sichert einen Grundbestand von Normen, die als Eigentum im
Sinne dieser Grundrechtsbestimmung bezeichnet werden“36.
Zusätzlich dazu ist der konkrete Bestand des Eigentums in der Hand des Eigentümers
zu sichern 37. Dieser Bestandsgarantie kommt bei Eingriffen die Funktion eines objektiven
Rechtmäßigkeitsmaßstabs38 bei.
Zugriffe des Staates auf durch die Bestandsgarantie geschützte Vermögensrechte sind
nur zulässig, wenn sie durch entsprechende Gemeinwohlbelange gerechtfertigt sind und
auch sonst dem Grundgesetz entsprechen:
– Eine Inhalts- und Schrankenbestimmung ist verfassungsgemäß, wenn sie durch Grün-
de des öffentlichen Interesses unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhält-
nismäßigkeit gerechtfertigt ist39.
– Eine Enteignung ist nur zulässig, wenn der Zugriff den Vorschriften von Art. III
GG entspricht. Dies sind Gesetzesbindung, Allgemeinwohlvorbehalt, Verhältnismä-
ßigkeitsgebot, Entschädigungspflicht40.
Ergänzend dazu hat das BVerfG in seinem Beschluß zum Grundstücksverkehrsgesetz
klargestellt, daß das Grundgesetz einer Eigentumsordnung, in der das Individualinteresse
den unbedingten Vorrang vor den Interessen der Gemeinschaft hat, eine Absage erteilt
hat41.
Gleichermaßen jedoch hat der jeweilige Eigentümer eine von der Verfassung zugesi-
cherte ,Rechtsmacht‘, jede ungerechtfertigte Einwirkung auf den Bestand der geschützten
Güter abzuwehren42. Mit dem Beschluß zum Hamburgischen Deichordnungs-Gesetz nahm
das BVerfG folgerichtig vom Eigentumsmodell des Art. 153 WRV und der zugehörigen
Rechtsprechung des RG43 nicht nur inhaltlich, sondern auch durch direkte Bezugnahme
einen deutlichen Abstand:
”Hierbei ist zunächst wesentlich, daß der Eigentumsgarantie des Art. 14 GG eine andere
35BVerfGE 50, S. 290 (339).
36BVerfGE 24, S. 367 (389).
37BVerfGE 24, S. 367 (389).
38Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums, S. 23.
39BVerfGE 31, S. 275 (290).
40Vgl. nur BVerfGE 24, S. 367 (403 ff.).
41BVerfGE 21, S. 73 (83).
42Vgl. BVerfGE 24, S. 367 (400).
43Und damit nahm das BVerfG auch von der daran anknüpfenden Rechtsprechung des BGB und des
BVerwG Abstand.
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und umfassendere Bedeutung zukommt als der der Weimarer Reichsverfassung. Sie hat nicht
in erster Linie die Aufgabe – und schon insoweit geht sie über Art. 153 WRV hinaus –, die
entschädigungslose Wegnahme von Eigentum zu verhindern, sondern den Bestand des Eigentums
in der Hand des Eigentümers zu sichern. Die zur Weimarer Reichsverfassung und teilweise auch
zu Art. 14 GG vertretene Auffassung, die Eigentumsgarantie sei ihrem wesentlichen Gehalt
nach eine Eigentumswertgarantie und der Zugriff auf das Eigentum sei hinzunehmen, wenn der
Betroffene nur ausreichend entschädigt werde, steht mit dem Sinngehalt des Art. 14 GG nicht
in Einklang.“44
1.1.3. Strukturmerkmale der Eigentumsgarantie
In zahlreichen Entscheidungen hat das BVerfG die Strukturelemente der Eigentumsga-
rantie definiert, die es in Art. 14 I 1 GG sieht.
1.1.3.1. Privatnützigkeit und grundsätzliche Verfügungsbefugnis
Diese zentralen
”
Grundfesten des bundesverfassungsgerichtlichen Eigentumsverständnis-
ses“45 hat das BVerfG herausgearbeitet und in zahlreichen Entscheidungen zu Art. 14 GG
in seiner Argumentation verwendet:
”Zu diesem [Kernbereich der Eigentumsgarantie] gehört sowohl die Privatnützigkeit, also die
Zuordnung des Eigentumsobjekts zu einem Rechtsträger, dem es als Grundlage privater Initiative
von Nutzen sein soll, als auch die grundsätzliche Verfügungsbefugnis über den Eigentumsgegen-
stand.“46
Auf diese Weise wird in Verbindung mit der Institutsgarantie von Art. 14 GG
”
das sub-
jektive Privatrecht als rechtlich anerkannte Willensmacht des einzelnen und als Instrument
einer eigenverantwortlichen (,autonomen‘) und privatnützigen Mitgestaltung der Sozial-
ordnung garantiert“47. Eine vermögenswerte Rechtsposition ist bereits dann privatnützig,
wenn sie zum eigenen Vorteil ausgeübt werden kann, also dem Berechtigten von Nutzen
ist48.
Dieses Strukturmerkmal spielt im Rahmen der Baulandumlegung als Inhalts- und Schran-
kenbestimmung eine große Rolle und wird später noch ausführlich diskutiert49.
44BVerfGE 24, S. 367 (400).
45Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums, S. 41.
46BVerfGE 100, S. 226 (241). Dieses Begriffspaar wurde jedoch bereits in der Entscheidung zum Ham-
burgischen Deichordnungsgesetz in etwas verkürzter Weise verwendet (BVerfGE 24, S. 367 (390)).
47Papier in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 12.
48Vgl. Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 44.
49Siehe unten Kapitel 3.2.1.2.
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1.1.3.2. Eigenleistung und Existenzsicherung
Auch vermögenswerte Rechte öffentlich-rechtlicher Natur können als Eigentum erworben
und somit durch Art. 14 GG geschützt werden50. Ein subjektiv-öffentliches Recht sei dann
eigentumsähnlich verfestigt, wenn nach seiner gesamten rechtlichen Ausgestaltung und
nach dem rechtsstaatlichen Gehalt des Grundgesetzes es als ausgeschlossen erscheine, daß
der Staat dieses Recht ersatzlos entziehen kann.51 Das BVerfG sieht als Voraussetzung,
daß die vom öffentlichen Recht eingeräumte Rechtsstellung auf eine (nicht unerhebliche)
eigene Leistung zurückzuführen ist.
Eigenleistung und Existenzsicherung spielen eine verstärkte Rolle, seit für einen großen
Anteil der Bevölkerung der Erwerb von Grund und Boden nicht mehr im Mittelpunkt ihrer
wirtschaftlichen Existenzsicherung steht. Diese sichern sich nämlich “durch Arbeitsertrag
und die daran anknüpfende solidarisch getragene Daseinsvorsorge“52 ab.
Da die vorliegende Untersuchung sich mit Grundeigentum, also einer privatrechtlichen
Position, in Bodenordnungsverfahren befaßt, sind die Strukturmerkmale Eigenleistung
und Existenzsicherung nur der Vollständigkeit halber aufgeführt worden, finden jedoch
im folgenden keine weitere Beachtung.
1.1.4. Schutzobjekte der Eigentumsgarantie
Nur solche Positionen können Schutzobjekte der Eigentumsgarantie sein, die vom Ge-
setzgeber durch einfaches Recht geschaffen worden sind; es ist also
”
verfehlt, bestimmte
Anlieger- und Nachbarrechte ohne einfachgesetzliche Vermittlung verfassungsunmittelbar
aus Art. 14 I 1 GG herzuleiten“53:
”Der Eigentumsschutz setzt eine gesetzlich anerkannte Rechtsposition voraus.“
54
”Der verfas-
sungsrechtliche Eigentumsschutz reicht damit zwar erheblich weiter als das zivilrechtliche Eigen-
tum und erstreckt sich auch nicht auf dingliche vermögenswerte Rechtspositionen. Er bleibt aber
an Rechtspositionen gebunden.“55 ”Nur das durch die Gesetze ausgeformte Eigentum bildet den
Gegenstand der Eigentumsgarantie und ist verfassungsrechtlich geschützt.“56
Diese Begründungen des BVerfG folgen aus Art. 14 I 2 GG, nach dem Inhalt und
Schranken durch die Gesetze bestimmt werden. Die vom Gesetzgeber ausgeformten sub-
jektiven Rechte nach Art. 14 I 2 GG werden alsdann überprüft, ob sie in den Schutzbereich
von Art. 14 I 1 GG fallen, d.h. Eigentum sind. Das BVerfG verneint z.B. ein subjektives
Recht, wenn eine öffentlich-rechtliche Leistung lediglich im Ermessen der Gemeinde steht.
50Vgl. Wendt in, Art. 14, Rn. 28. Geschützt sind insbesondere Renten aus der Sozialversicherung, Kin-
derzuschüsse oder das Unterhalts- und Übergangsgeld.
51Vgl. BVerfGE 45, S. 142 (170).
52BVerfGE 40, S. 65 (84).
53Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 26.
54BVerfGE 87, S. 1 (42).
55BVerfGE 95, S. 267 (300).
56BVerfGE 24, S. 367 (396).
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In einem solchen Fall liege also kein Eigentum vor.57
Die Richtung, in die sich der Eigentumsbegriff bzw. dessen Gesetzesabhängigkeit bewe-
gen sollte, wurde bereits früh vom BVerfG vorgegeben. Schon im Tollwut-Beschluß58 wur-
de diese Auffassung vertreten. Die Gesetzesabhängigkeit der Bestandsgarantie trat jedoch
”
erst im Zuge der Naßauskiesungs-Entscheidung59 in den Mittelpunkt der rechtswissen-
schaftlichen Diskussion“60. Der Grund mag sein, daß zu jener Zeit die Rechtsprechung des
BGH zur Enteignung tonangebend war und das BVerfG wenig Gelegenheit hatte, sich ins-
besondere zu der Unterscheidung von Inhalts- und Schrankenbestimmung und Enteignung
zu äußern.
Grundstückseigentum fällt unter die Bestandsgarantie des Art. 14 GG, denn es wurde
durch das bürgerliche Recht dem einzelnen Rechtsträger zugeordnet61. Das Privateigentum
am Boden62 ist somit die
”
normale Rechtsgrundlage der Bodennutzung in unserer Rechts-
und Gesellschaftsordnung“63.
Als umstritten in der Fachliteratur ist dagegen der Begriff der sogenannten ,Baufreiheit‘
zu sehen, der teilweise in die Bestandsgarantie des Art. 14 GG eingeordnet wird. Es haben
sich diesbezüglich verschiedene Gruppierungen gebildet:
– Eine Gruppe64 sagt, die bauliche Nutzbarkeit sei essentieller (verfassungsunmit-
telbarer) Bestandteil des Eigentums. Alle einschlägigen Normen insbesondere des
Planungs- und Bauordnungsrechts stellten Ausgestaltungen bzw. Einschränkungen
der im Eigentum wurzelnden Nutzbarkeit dar. Diese Meinung geht auf § 65 I 8
Preuß. ALR von 1794 zurück, nach dem in der Regel jeder Eigentümer, seinen Grund
und Boden mit Gebäuden zu besetzen oder seine Gebäude zu verändern, wohl be-
fugt sei. Zusätzlich wird auf das BVerfG verwiesen, nach dem
”
bei der Regelung
des Eigentumsinhalts die Belange der Gemeinschaft und die Individualinteressen in
ein ausgewogenes Verhältnis zu bringen“ seien.65 Das Recht zur baulichen Nutzung
generell aus dem Eigentumsrecht am Grund und Boden zu eliminieren und als zu-
sätzliche, öffentlich-rechtliche Beleihung zu konzipieren, würde besagten Geboten
der Verhältnismäßigkeit und der sachgerechten Abwägung widerstreiten.
– Eine zweite Gruppe66 meint, das Recht zu bauen stehe nur insoweit unter dem
Schutz der Bestandsgarantie, als dem Grundstückseigentümer durch einfachgesetz-
liche Regelungen bestimmte Baubefugnisse zugewiesen werden. Die Möglichkeit der
57Vgl. BVerfGE 63, S. 152 (174)
58BVerfGE 20, S. 351 (355 f.)
59BVerfGE 58, S. 300 (336)
60Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums, S. 89
61Vgl. BVerfGE 70, S. 191 (199); 98, S. 17 (35)
62Anmerkung: Gemeint ist damit wie bereits erwähnt das Eigentum Privater und nicht das von Hoheits-
trägern (Vgl. Kapitel 1).
63Papier in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 55
64Vgl. Papier in: Maunz/Dürig, GG, Rn. 57 ff. mit weiteren Nachweisen.
65BVerfGE 25, S. 112 (118).
66Vgl. Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums, S. 131 ff.
und 149 f. mit weiteren Nachweisen.
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Bebauung sei dem Grundeigentümer also nicht verfassungsunmittelbar zugeordnet,
sondern der Gesetzgeber sei durch die Einrichtungsgarantie verpflichtet, das Bau-
recht einfachgesetzlich so auszugestalten, daß das Recht zur baulichen Nutzung ei-
nes Grundstücks grundsätzlich unter den Schutz der Bestandsgarantie falle. Aber
der Ausgangspunkt der Bauberechtigung sei weiterhin das zivilrechtlich zugewiesene
Grundeigentum. Somit sei dem Grundeigentümer durch die §§ 903, 905 BGB zu-
gesprochen, grundsätzlich sein Eigentum im Rahmen der Gesetze zu bebauen, die
Befugnis werde jedoch durch die öffentlich-rechtlichen Bauvorschriften näher ausge-
staltet.
– Eine dritte Gruppe67 vertritt die sogenannten ,Verleihungslehren‘. Danach sei das
Recht zu bauen nicht eine im zivilrechtlichen Grundeigentum verwurzelte Befugnis,
sondern eine Berechtigung, die dem Bürger originär kraft öffentlichen Rechts verlie-
hen werde. Als Grund wird angeführt, daß die Bebaubarkeit von Grund und Boden
heutzutage umfassend im öffentlichen Recht geregelt sei. Damit sei die Baubefugnis
vom Grundeigentum abgespalten, also eine öffentlich-rechtliche Position. Gemäß der
Rechtsprechung des BVerfG könnte die Baubefugnis dann aber nur dem Bestands-
schutz des Art. 14 GG unterliegen, wenn der Betroffene eine Eigenleistung getätigt
hätte, also z.B. eine tatsächliche Bebauung (Inwerksetzen) vorläge.
In der überwiegenden Fachliteratur hat sich die Meinung der zweiten Gruppe durch-
gesetzt. Die Baubefugnis68 ist also im zivilrechtlich zugewiesenen Grundeigentum i.V.m.
öffentlich-rechtlichen Bauvorschriften zu finden. Das BVerfG hat sich zu dieser Frage noch
nicht umfassend geäußert, Anhaltspunkte sind aber schon in der Rechtsprechung zu fin-
den. Angeführt sei an dieser Stelle nur das Urteil zur Baulandumlegung69:
”Zum Inhalt des Grundeigentums gehört auch die Befugnis des Eigentümers, sein Grundstück
im Rahmen der Gesetze baulich zu nutzen. Die bauliche Nutzung vermittelt dem Eigentümer
in besonderer Weise einen Freiheitsraum im vermögensrechtlichen Bereich und ermöglicht damit
eine eigenverantwortliche Lebensgestaltung.“
Es erscheint zunächst wenig einleuchtend, warum die Problematik der Baubefugnis hier
in dieser Ausführlichkeit behandelt wird. Da aber insbesondere der Bebauungsplan eine
Inhalts- und Schrankenbestimmung ist, der abstrakt-generell sobald und soweit erfor-
derlich aufzustellen ist, kann daraus ein gewisser aus dem Grundeigentum begründeter
Anspruch auf Bauleitplanung bzw. in der nächsten Stufe auf Bodenordnung hergeleitet
werden.70
67Vgl. Breuer in Schrödter, BauGB, § 42 Rn. 7 als einer von vielen.
68Der Begriff ,Baufreiheit‘ ist nach Meinung von Appel (Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke
des verfassungsrechtlichen Eigentums, S. 150 f.) unglücklich gewählt, da durch diesen suggeriert werde,
die Bauberechtigung sei verfassungsunmittelbar gewährleistet, was ja oben widerlegt wurde. Daher wird
im folgenden der Begriff ,Baubefugnis‘ verwendet.
69BVerfGE 104, S. 1 (11).
70Dieser Aspekt wird in Kapitel 3.2.4.1 näher behandelt.
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1.2. Inhalts- und Schrankenbestimmung
Im folgenden wird zunächst die Inhalts- und Schrankenbestimmung anhand der Recht-
sprechung des BVerfG definiert. Anschließend folgen begriffsspezifische Untersuchungen.
Außerdem werden Beschränkungen bzgl. des Grundeigentums genannt, die zum Teil einen
Bodenordnungsbedarf auslösen können, bzw. die selbst eine Bodenordnungsmaßnahme
darstellen.
1.2.1. Definition der Inhalts- und Schrankenbestimmung
Die Sozialbindung des Eigentums spiegelt sich in zwei Regelungen von Art. 14 GG wider.
Zum einen werden Inhalt und Schranken des Eigentums durch die Gesetze bestimmt
(Art. 14 I 2 GG). Zum anderen hat der Gebrauch des Eigentums zugleich dem Wohl
der Allgemeinheit zu dienen (Art. 14 II GG). Dabei kann Art. 14 II GG als
”
Richtlinie
oder Direktive an den Gesetzgeber interpretiert werden, im Rahmen der Inhalts- und
Schrankenbestimmung [...] das Ziel der Sozialpflichtigkeit des Eigentums zu verfolgen“71.
Dabei dürfen die Einschränkungen der Eigentümerbefugnisse
”
nicht weiter gehen, als
der Schutzzweck reicht, dem die Regelung dient“72. M.a.W. je geringer die Gemeinwohlver-
pflichtung des Eigentumsgegenstandes ist, desto geringer dürfte die Eigentumsbeschrän-
kung ausfallen. Denn
”
das Wohl der Allgemeinheit ist Orientierungspunkt, aber auch
Grenze für die Beschränkung des Eigentümers“73.
Auf der anderen Seite sind die Befugnisse des Gesetzgebers im Rahmen von Art. 14
I 2 GG umso weiter,
”
je mehr das Eigentum in einem sozialen Bezug und einer sozia-
len Funktion steht“74. Einen gesteigerten Sozialbezug weist das BVerfG hinsichtlich des
Grundeigentums nach75:
”Die Tatsache, daß der Grund und Boden unvermehrbar und unentbehrlich ist, verbietet
es, seine Nutzung dem unübersehbaren Spiel der freien Kräfte und dem Belieben des Einzelnen
vollständig zu überlassen; eine gerechte Rechts- und Gesellschaftsordnung zwingt vielmehr dazu,
die Interessen der Allgemeinheit beim Boden in weit stärkerem Maße zur Geltung zu bringen
als bei anderen Vermögensgütern.“
Damit werden die zahlreichen Beschränkungen des Grundeigentums bzw. Eingriffe in
die Bestandsgarantie im ruralen und urbanen Raum gerechtfertigt. Dies sind insbeson-
dere Beschränkungen aufgrund von Natur- und Umweltschutz sowie im Denkmalschutz.
Gleichermaßen sind der Bauleitplan oder auch die Baulandumlegung Inhalts- und Schran-
kenbestimmungen des Eigentums.
Im Rahmen dessen hat der Inhalt und Schranken bestimmende Gesetzgeber jedoch den
71Papier in: Maunz/Dürig, GG, Rn. 306 m.w.N.
72BVerfGE 79 S. 174 (198).
73BVerfGE 25, S. 112 (118).
74BVerfGE 50 S. 290 (340).
75BVerfGE 21, S. 73 (82 f.).
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Wesensgehalt von Art. 14 I GG als Grundrecht und Institutsgarantie i.V.m. Art. 19 II
GG zu wahren. Eine gesetzliche Eigentumsbindung darf also nie so weit gehen, daß der
Gebrauch des Eigentums ausschließlich allgemein- oder staats- oder fremdnützig möglich
ist76.
Eine genaue Definition, was unter einer Inhalts- und Schrankenbestimmung zu verstehen
ist, liefert das BVerfG folgendermaßen in ständiger Rechtsprechung:
”[Das Grundgesetz versteht] unter Inhaltsbestimmung im Sinne des Art. 14 I 2 GG die ge-
nerelle und abstrakte Festlegung von Rechten und Pflichten durch den Gesetzgeber hinsichtlich
solcher Rechtsgüter, die als Eigentum im Sinne der Verfassung zu verstehen sind. Sie ist auf die
Normierung objektivrechtlicher Vorschriften gerichtet, die den ,Inhalt‘ des Eigentumsrechts vom
Inkrafttreten des Gesetzes an für die Zukunft bestimmen.“
Die Inhalts- und Schrankenbestimmung ist ein Definitionsakt des Eigentums und nor-
miert die eigentumsrechtlichen Rechte und Pflichten auf eine objektiv-rechtliche Weise für
die Zukunft.
”
Sie ist das zentrale Instrument der Ausgestaltung und Umgestaltung der
Eigentumsordnung.“77
Die Begriffe ,abstrakt-generell‘ sind im Rahmen einer Inhalts- und Schrankenbestim-
mung grundsätzlich gültig. Denn es ist nicht entscheidend, ob der Eigentumseingriff di-
rekt durch ein Gesetz selbst legitimiert wird oder erst durch einen administrativen Aus-
führungsakt konkretisiert wird (Rechtsverordnung, Satzung, Verwaltungsakt). Vielmehr
bestimmt das formellgesetzlich ,erste Glied der Kette‘ einheitlich die rechtliche Zuordnung
aller weiteren Glieder dieser Kette78. Dieser Umstand läßt sich bildlich so darstellen:
Ein inhalts- und schrankenbestimmendes Gesetz beschreibt eine Eigentumsbindung und die
Voraussetzungen, ab denen diese gilt (Schwellenwert). Entweder gilt der Eingriff in das Eigentum
kraft Gesetzes oder er muß durch einen administrativen Ausführungsakt konkretisiert werden.
Dieser ist zu erlassen, wenn besagter Schwellenwert überschritten wurde. Das heißt, aufgrund
dieser abstrakt-generellen Vorschrift besteht kein bloßes, sondern ein gebundenes Ermessen der
ausführenden Stelle für den Fall, daß die Inhalts- und Schrankenbestimmung nicht kraft Gesetzes
gilt.
1.2.2. Unterscheidung von Inhaltsbestimmung und
Schrankenbestimmung?
Art. 14 I 2 GG besagt, daß Inhalt und Schranken durch die Gesetze bestimmt werden.
Daraus nun könnte man schließen, daß es sich bei der Inhaltsbestimmung und der Schran-
kenbestimmung eigentumsdogmatisch um verschiedene Institute handelt.
Das BVerfG spricht entweder allgemein von einer Inhalts- und Schrankenbestimmung
oder es reduziert das Begriffspaar auf die Inhaltsbestimmung. Aus seinen Entscheidungen
76Vgl. Papier in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 332 ff.
77Vgl. Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 80.
78Vgl. Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 227.
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wird deutlich, daß es nicht zwischen beiden Begriffen differenziert. Das BVerfG verwen-
det den
”
Begriff der ,Inhaltsbestimmung‘ vielmehr als umfassendes Abbreviativ für die
Ausgestaltung der Eigentumsgarantie“79.
Trotzdem gibt es in der Literatur diverse Stimmen, die eine materielle Unterschei-
dung der Inhalts- und Schrankenbestimmung befürworten.80 Wendt81 zufolge legen In-
haltsnormen die Eigentumsrechte und die mit ihnen verbundenen Befugnisse generell
und pflichtneutral fest. Schrankennormen hingegen würden dem Eigentümer Handlungs-,
Unterlassungs- und Duldungspflichten auferlegen, um Bürger-Bürger- oder Bürger-Staat-
Konflikte zu regeln. Inhaltsnormen seien Befugniszuteilung und Eigentumskonstituierung,
Schrankennormen seien Konfliktregelung und Eigentumsbeeinträchtigung. Raue82 sieht
sogar die Ermächtigung zur Administrativenteignung bzw. das Risiko, daß eine Rechtspo-
sition im Falle einer Enteignung erlischt, als eine Schrankenbestimmung an.
Rozek83 zweifelt indessen, ob solchen formal-begrifflich möglichen Unterscheidungen
zwischen Inhalts- und Schrankenbestimmungen rechtsdogmatische und sachliche Relevanz
zukommt. Es sei nämlich nicht nachvollziehbar, die durch den Gesetzgeber geschaffenen
Normen zu unterscheiden, wenn beide Aufträge (Inhalts- und Schrankenbestimmung) nach
Art. 14 I 2 GG in einer Hand zusammenfallen. Zudem sei es willkürlich, Schrankennormen
als ,Konfliktregelungen‘ oder Normen des öffentlichen Rechts und Inhaltsnormen als ,Be-
fugniszuteilungen‘ oder Normen des Zivilrechts voneinander abzugrenzen. Denn bei der
”
Bestimmung der verfassungsrechtlichen Rechtsstellung des Eigentümers [wirken] bürger-
liches Recht und öffentlich-rechtliche Gesetze gleichrangig zusammen“84.
Daher lassen sich inhaltsbestimmende Normen von schrankenbestimmenden
”
nicht ma-
teriell, sondern allenfalls zeitlich voneinander unterscheiden“85. Inhaltsbestimmungen re-
geln demnach die Eigentümerstellung für die Zukunft, und Schrankenbestimmungen grei-
fen in eine nach bisherigem Recht bestehende Position ein. Da im Normalfall beides zu-
sammentrifft, wird im Rahmen dieser Arbeit keine Unterscheidung zwischen beiden Re-
gelungen getroffen. Denn
”
was sich im Rückblick auf den Status quo als Schranke des
Eigentums erweist, stellt sich zukunftsgerichtet als Inhaltsbestimmung dar“86.
1.2.3. Ausgestaltung und Umgestaltung des Eigentums
Nach den obigen Ausführungen ist es nicht sinnvoll, zwischen Inhaltsbestimmungen und
Schrankenbestimmungen zu unterscheiden. Aber es erscheint trotzdem angebracht, unter-
schiedliche Regelungen innerhalb des Art. 14 I 2 GG anzuerkennen, nämlich Vorschriften
der Aus- und Umgestaltung.
79Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 56.
80Siehe Lubberger, Eigentumsdogmatik, S. 257 ff., Wendt in Sachs, Rn. 55 ff., Raue, Die Zwangsvoll-
streckung als Nagelprobe für den modernen Enteignungsbegriff, S. 152 ff.
81Vgl. Wendt, Rn. 55.
82Vgl. Raue, Die Zwangsvollstreckung als Nagelprobe für den modernen Enteignungsbegriff, S. 153.
83Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 58 f.
84BVerfGE 58, S. 300 (336).
85Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 59 mit weiteren Nachweisen
86Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 60.
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1.2.3.1. Ausgestaltung
Dies sind Regelungen im Sinne von Art. 14 I 2 GG, die sich im eigentumsrechtlichen Be-
reich auswirken, aber keinesfalls einen Eingriff in die Bestandsgarantie des Eigentums dar-
stellen. Sie bestimmen zukunftsgerichtet die Reichweite einer potentiellen Eigentumsposi-
tion und treten nur dort auf, wo ein Zuordnungsverhältnis neu errichtet wird87. Demzufolge
kann eine Ausgestaltung niemals Alteigentümer erfassen.
Zunächst einmal kann der Gesetzgeber im Rahmen einer Ausgestaltung ganz neue Rech-
te schaffen. Als seltene Anwendungsfälle sind die Schaffung von Wohnungseigentum durch
das Wohnungseigentumsgesetz (WEG) und von Erbbaurechten zu nennen.
Außerdem kann die Ausgestaltung den Ausschluß des Entstehens von bisherigen Rech-
ten für die Zukunft heißen. Dies kann als ein
”
Auslaufenlassen“88 bisheriger Eigentums-
rechte charakterisiert werden. Der Anwendungsbereich einer solchen Regelung würde sich
nur auf Fälle des Eigentumserwerbs erstrecken, also auf die Zuordnungsverhältnisse, die
nach Inkrafttreten der Regelung entstehen. Ein Beispiel ist das sogenannte Pflichtex-
emplarsrecht: Die Abgabepflicht eines Belegstücks einer jeden Druckserie an den Staat
bezieht sich nur auf die Druckwerke, die nach Erlaß der Regelung entstehen. Somit ist der
Verleger durch die Neuregelung nicht in seiner Bestandsgarantie betroffen.
1.2.3.2. Umgestaltung
Will der Gesetzgeber im Rahmen von Art. 14 I 2 GG auf Rechtspositionen zugreifen,
die unter den Schutz der Bestandsgarantie fallen, kann er dies nur im Rahmen einer
Umgestaltung tun. Siehe dazu u.a. das Urteil des BVerfG zur Naßauskiesung:
”Das Bundesverfassungsgericht hat wiederholt entschieden, daß der Gesetzgeber bei der Neu-
ordnung eines Rechtsgebietes nicht vor der Alternative steht, die alten Rechtspositionen zu
konservieren oder gegen Entschädigung zu entziehen. Er kann im Rahmen des Art. 14 I 2 GG
durch eine angemessene und zumutbare Überleitungsregelung individuelle Rechtspositionen um-
gestalten, wenn Gründe des Gemeinwohls vorliegen, die den Vorrang vor dem berechtigten –
durch die Bestandsgarantie gesicherten – Vertrauen auf den Fortbestand eines wohlerworbenen
Rechtes verdienen.“89
Damit kann davon ausgegangen werden,
”
daß das Gericht die Umgestaltung als beson-
deren Typus einer Regelung im Sinne des Art. 14 I 2 GG ansieht, für den es spezifische
Kriterien zur Überprüfung gesetzgeberischer Zugriffe auf Altrechte geschaffen hat“90. Ein
Gesetz im Sinne von Art. 14 I 2 GG kann so in bereits bestehende Eigentumsrechte, also
Altrechte, eingreifen.
Für die Umgestaltung sieht das BVerfG im Urteil zum ,Bergrechtlichen Vorkaufsrecht‘
zwei Möglichkeiten vor:
87Vgl. Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums, S. 179 f.
88Vgl. Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums, S. 185.
89BVerfGE 58, S. 300, (351)
90Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums, S. 190 m.w.N.
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1. Der Gesetzgeber hat die Möglichkeit, bisher mit dem Recht verbundene Befugnisse
zu beschränken, dies geschieht durch ,Einschränkung des Zuordnungsverhältnisses‘.
Hier findet ein Teilentzug statt, indem einzelne Befugnisse aufgehoben werden. Es
gibt aber auch die Möglichkeit, in diesem Rahmen neue Rechte zu schaffen, also
”
neue Befugnisse und Pflichten festzulegen“91. Beispielhaft sind hier die Vorschriften
des Natur- und Denkmalschutzes, des Grundstücksverkehrs- oder Baurechts.
2. Eine zweite Möglichkeit der Umgestaltung im Rahmen von Art. 14 I 2 GG kann
durch ,Aufhebung des Zuordnungsverhältnisses‘ geschehen. Denn auch im Rahmen
einer Inhalts- und Schrankenbestimmung ist
”
die völlige Beseitigung [...] bisher ge-
schützter Rechtspositionen“92, also ein Vollentzug, möglich. Als Beispiele seien hier
nur die Regelungen des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes (SachenRBerG) und des
Baugesetzbuches (BauGB) zur Baulandumlegung genannt. In beiden Fällen argu-
mentiert das BVerfG, daß die Regelung trotz des Eigentumsverlustes eine Inhalts-
und Schrankenbestimmung sei. Als Argument wird jeweils der private Interessen-
ausgleich genannt, mit dem die Regelung von der Enteignung abzugrenzen sei93.
1.2.4. Dauerhafte und vorübergehende Eigentumsbeschränkungen
Neben weiteren94 Eigentumsbeschränkungen sind vor allem die Inhalts- und Schrankenbe-
stimmungen verbreitet, die zeitlich gesehen dauerhaft oder vorübergehend wirken. Da die
vorliegende Arbeit sich mit der Neuordnung von Grundstücken befaßt, werden nur solche
(ausgewählte) Beschränkungen behandelt, die hinsichtlich Grundstückseigentum wirken.
1.2.4.1. Dauerhafte Eigentumsbeschränkung
Hier sind vor allem die öffentlich-rechtlichen Dauerbeschränkungen von Grundstücken
relevant. Dem jeweiligen Grundstückseigentümer werden private Nutzungs- oder Verwen-
dungsarten durch den Eingriff auf Dauer entzogen. In der Regel ist die Eigentumsbe-
schränkung entschädigungslos zu dulden. Ist die Inhalts- und Schrankenbestimmung ein
so starker Eingriff, daß die Privatnützigkeit des Eigentums nahezu vollständig ausgehöhlt
wird, also ein sinnvoller, ökonomisch vertretbarer privatnütziger Eigentumsgebrauch nicht
mehr möglich ist, ist sie entweder verfassungswidrig (und damit keine Enteignung)95 oder
dem Betroffenen ist ein Ausgleich96 zu gewähren97. Jedoch stellt nicht jede Schmälerung
des nutzungsrechtlichen Status quo einen ausgleichspflichtigen Tatbestand dar.
91BVerfGE 31, S. 275 (285).
92BVerfGE 83, S. 201 (212).
93Vgl. BVerfG, 1 BvR 198/98, Beschluß vom 22.02.2001, Abs. 17; BVerfGE 104, S. 1 (8). Diese Proble-
matik wird ausführlich in Kapitel 2.3.2.1 behandelt.
94Dazu ausführlich Papier in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 379-495.
95Vgl. BVerfGE 52, S. 1 (27 f.).
96Vgl. BVerfGE 58, S. 137 (149 ff.).
97Die Problematik der Abgrenzung einer Inhalts- und Schrankenbestimmung von der Enteignung wird
ausführlich in Kapitel 1.4.2 behandelt.
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Nachfolgend werden ausgewählte dauerhafte Inhalts- und Schrankenbestimmungen des
Eigentums kurz vorgestellt:
– Natur- und Landschaftsschutz werden in länderspezifischen Gesetzen geregelt. Im
Freistaat Sachsen ist dies z.B. das ,Sächsische Gesetz über Naturschutz und Land-
schaftspflege (SächsNatSchG)‘. Der Schutz der Natur stellt eine
”
Gemeinwohlaufga-
be von hohem Rang dar, die einschränkende Regelungen im Sinne von Art. 14 I 2 GG
rechtfertigt“98. So regelt das SächsNatSchG in den §§ 16-22 verschiedene Gebietska-
tegorien (z.B. Naturschutzgebiet, Nationalpark), beschreibt die Voraussetzungen für
das jeweilige Vorliegen und schließlich die Vorschriften für den Grundstückseigentü-
mer in § 15 V. Die Gebiete werden überwiegend durch Rechtsverordnung festgelegt.
Voraussetzungen für eine Enteignung und Härtefallregelungen werden ebenfalls ge-
regelt.
– Für den Denkmalschutz ist ebenfalls der Landesgesetzgeber zuständig. In Sachsen
gilt das ,Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Kulturdenkmale im Freistaat Sachsen
(SächsDSchG)‘. Es faßt u.a. Bauwerke zum sogenannten Oberbegriff ,Kulturdenk-
male ‘zusammen. Ein Kulturdenkmal wird von Amts wegen in Kulturdenkmallisten
eingetragen. Dies hat eine Genehmigungspflicht von Vorhaben gemäß § 12 zur Fol-
ge. Die Enteignung ist nach § 27 zulässig, wenn die Erhaltung des Kulturdenkmals
auf eine andere zumutbare Weise nicht möglich ist. Desweiteren regelt das Gesetz
die Entschädigung bei enteignenden Eingriffen99. Bzgl. des Denkmalschutzes exi-
stiert Rechtsprechung des BVerfG vor allem hinsichtlich der Ausgleichspflicht von
übermäßigen Eingriffen in das Eigentum100.
– Der Bebauungsplan ordnet für ein bestimmtes Gebiet Art, Maß und Umfang der
Grundstücksnutzung für die Zukunft neu. Das BVerfG hat den Bebauungsplan selbst
dann als eine Inhalts- und Schrankenbestimmung eingestuft, wenn der Grundei-
gentümer aufgrund dessen die vorher bestehende Bebauungsmöglichkeit verliert101.
Selbst wenn der Vollzug des Bebauungsplans eine Enteignung erfordert, entwickelt
der Plan keine Vorwirkung der Enteignung. Er bleibt also eine Inhalts- und Schran-
kenbestimmung, denn ein Bebauungsplan trifft
”
keine verbindliche Aussage über die
Zulässigkeit der Enteignung“102. In diesem Fall liegt aber auf jeden Fall ein Eingriff
in den Vertrauensschutz des Grundeigentümers vor, und er hat Anspruch auf eine
Entschädigung nach §§ 39 ff. BauGB. Ein Übernahmeanspruch kann nach § 40 II
BauGB eingeräumt werden.
98Papier in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 422.
99Ob das Gesetz damit der Eigentumsdogmatik des BVerfG entspricht und somit verfassungsgemäß ist,
ist fraglich, allerdings nicht Thema dieser Arbeit.
100Vgl. BVerfGE 100 S. 226 ff. Dies wird in Kapitel 1.4.2.2 noch ausführlicher behandelt. An dieser
Stelle sei nur so viel gesagt, daß die Rechtsprechung des BVerfG auch in den Verwaltungsgerichten
Anwendung findet. Das OVG Koblenz sieht die Zumutbarkeitsschwelle einer denkmalschutzbedingten
Eigentumsbeschränkung bereits dann überschritten, wenn der Ertrag des Grundstücks geringer ist als
die geldmäßigen Aufwendungen für den Erhalt des Denkmals (OVG Koblenz, Urteil vom 30.3.2006 –
1 A 10178/05).
101Vgl. BVerfG, 1 BvR 565/91, 22.02.1999, Rn. 8.
102BVerfG, 1 BvR 565/91, 22.02.1999, Rn. 6.
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1.2.4.2. Vorübergehende Eigentumsbeschränkung
Im Falle von Planungen oder sonstigen Verfahren kann es sinnvoll sein, vorübergehende
Eigentumsbeschränkungen zu erlassen, um das Ziel dieser Planung nicht zu gefährden.
Bei der Bebauungsplanung kann die Gemeinde eine Veränderungssperre nach §§ 14 ff.
BauGB verfügen. Währenddessen sind u.a. Vorhaben im Sinne von § 29 BauGB nicht
zulässig. Ausnahmen sind möglich, wenn überwiegende öffentliche Belange dem nicht ent-
gegenstehen. Ein vorübergehende Eigentumsbeschränkung ist nur so lange rechtmäßig,
wie sie für eine sachgerechte Planung o.ä. erforderlich ist103. Grundsätzlich ist eine solche
Eigentumsbeschränkung entschädigungslos hinzunehmen, eine Veränderungssperre ist bis
zu vier Jahren ohne einen Ausgleich zu dulden.
Nach § 171f BauGB sind private Initiativen zur Stadtentwicklung in Verbindung mit
Landesrecht möglich. In der Freien und Hansestadt Hamburg werden z.B. gemäß dem
Gesetz zur Stärkung der Einzelhandels- und Dienstleistungszentren sogenannte Business
Improvement Districts (BID) räumlich begrenzt festgelegt, um dort innerstädtische Ge-
schäftszentren zu revitalisieren und zu stärken. Wenn mindestens fünfzehn Prozent der
Grundstückseigentümer zustimmen und maximal ein Drittel der Eigentümer ablehnt, kann
die Stadt ein solches BID durch Rechtsverordnung festlegen. Für die Durchführung der
Maßnahmen durch einen Aufgabenträger werden Finanzbeiträge von den Eigentümern
erhoben. Ein BID hat eine beschränkte Laufzeit (meistens fünf Jahre). Da die Festle-
gung eines BID nicht die Zustimmung aller Grundstückseigentümer benötigt, kann eine
solche private Initiative durchaus als vorübergehende Eigentumsbeschränkung bezeichnet
werden.
In diesem Kapitel wird die Zuordnung der Verfügungs- und Veränderungssperre wäh-
rend der Baulandumlegung nach § 51 BauGB zu den dauerhaften oder vorübergehenden
Eigentumsbeschränkungen zunächst bewußt nicht getroffen. Papier zählt die Verfügungs-
und Veränderungssperre, die kraft Gesetzes ab der Bekanntmachung des Umlegungsbe-
schlusses gilt, zu den vorübergehenden Beschränkungen104. Die Umlegung und damit die
Verfügungs- und Veränderungssperre sind zwar zeitlich begrenzt. Aber die Umlegung be-
wirkt im Rahmen des privaten Interessenausgleichs den Entzug des Eigentums und somit
die Aufhebung des Zuordnungsverhältnisses zum jeweiligen Eigentümer. Das wäre dann
nicht nur ein erheblicher Eingriff in die Bestandsgarantie105, sondern dürfte die Über-
windung der Bestandsgarantie zur Folge haben. Die Beschränkung wäre für den kon-
kreten Bestand nicht vorübergehend, sondern ihr käme eine Finalität bei. Daher ist die
Veränderungs- und Verfügungssperre aus Verfassersicht bis zum Entzug (Auflösung) des
konkreten Eigentums dauerhaft.
103Vgl. Papier in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 441.
104Vgl. Papier in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 436.
105Und damit in den konkreten Bestand in der Hand des Eigentümers.
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1.2.5. Positivpflichten
Vor allem in der Bodennutzung werden Positivpflichten des Grundstückseigentümers ge-
setzlich geregelt. Das BauGB ermöglicht gemäß den §§ 175 ff. ,städtebauliche Gebote‘, die
sich grundsätzlich im Rahmen der Sozialbindung des Eigentums halten.106 Somit sind im
Rahmen von Art. 14 II 1 GG nicht nur Duldungs- oder Unterlassungspflichten sondern
auch positive Handlungspflichten möglich. Lege zufolge sind die städtebaulichen Gebote
das vorletzte Mittel, was die hoheitlichen Zwangsmittel angeht (das letzte sei die Enteig-
nung)107.
Grundsätzlich gilt im Gebiet eines Bebauungsplans, daß er die Art und Weise der Bo-
dennutzung regelt,
”
aber als Angebotsplanung für den Eigentümer im Plangebiet keine die
negative Baufreiheit überwindende Realisierungsverpflichtung“108 auslöst. Er
”
begründet
nicht aus sich heraus eine generelle Pflicht zur Bebauung.“109 Diese Freiheit des Eigentü-
mers kann aus dringenden städtebaulichen Gründen durch Anordnung eines entsprechen-
den städtebaulichen Gebots überwunden werden. Eine weitere Voraussetzung, die vor
allem im Zusammenhang mit dem Baugebot nach § 176 BauGB auftritt, ist die objektive
wirtschaftliche Zumutbarkeit. Diese ist gegeben, wenn die Bebauung aus der objektiven
Sicht eines vernünftig wirtschaftenden Eigentümers rentabel ist110. Kann der Eigentümer
glaubhaft machen, daß für ihn das Baugebot unzumutbar ist, steht ihm ein Anspruch auf
Übernahme zu111.
Neben dem Baugebot ist das Rückbau- und Entsiegelungsgebot nach § 179 BauGB zu
erwähnen. Bei Anwendung des Gebots obliegt dem Eigentümer eine Duldungspflicht bzgl.
der kompletten oder teilweisen Beseitigung einer baulichen Anlage. Gerade in Stadtum-
baugebieten ist diese Regelung unpraktikabel, wenn das kooperative Steuerungsmodell
der §§ 171a-d BauGB scheitert. Daher schlagen Lege112 und Schmidt-Eichstädt113 vor,
die Duldungspflicht des Eigentümers in eine aktive Handlungspflicht umzuwandeln (nach
dem Motto: Kooperation braucht Krallen114).
Im Rahmen der Baulandumlegung ist gemäß § 59 VII und VIII BauGB zum einen ein
Baugebot unter den Voraussetzungen von § 176 BauGB möglich und zum anderen ein
Rückbaugebot für bauliche Anlagen, die der Verwirklichung des Umlegungsplans wider-
sprechen. Zum Baugebot hat sich das BVerfG im Urteil über die Baulandumlegung in den
Vorbemerkungen geäußert:
”
Die Eigentümer sind auch nach dem Umlegungsrecht nicht
verpflichtet, die ihnen zugeteilten Grundstücke tatsächlich entsprechend den Festsetzun-
gen des Bebauungsplans zu nutzen. Ein Baugebot kann mit der Zuteilung des Grundstücks
106Vgl. Papier: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 477 m.w.N.
107Vgl. Lege, NVwZ 2005, S. 880.
108BVerwG, Beschluß vom 31.03.1998, 4 BN 5/98, Rn. 5.
109BVerwG, Beschluß vom 15.02.1990, 4 C 41/87, Rn. 45.
110Vgl. Papier in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 479.
111Vgl. Stock in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 176, Rn. 54.
112NVwZ 2005, S. 880 (885).
113DVBl. 2004, S. 265 (267).
114Vgl. dazu Davy, vhw-Forum 2005, S. 67 (70).
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nur ausnahmsweise unter den Voraussetzungen des § 176 BauGB angeordnet werden.“115
Christ schließt ebenfalls die generelle Verknüpfung der Grundstückszuteilung mit einer
Baupflicht aus:
”
Eine Pflicht zur Bebauung der zugeteilten Grundstücke innerhalb einer
bestimmten Frist ist kein notwendiges Element des auf Schaffung von Bauland gerichteten
Ausgleichs der Eigentümerinteressen.“116 Für einen generellen Vollzug einer städtebauli-
chen Planung durch Zwang sind damit der Bebauungsplan und die Baulandumlegung
nicht das geeignete Mittel.117
1.3. Enteignung
1.3.1. Definition der Enteignung
Die Enteignung ist in Art. 14 III GG geregelt; dies geschieht jedoch äußerst knapp und
dient lediglich der Normierung der besonderen Zulässigkeitsvorsaussetzungen der Enteig-
nung118. Jede Enteignung muß mit der verfassungsrechtlichen Zulässigkeitsvoraussetzung,
dem Allgemeinwohlerfordernis, vereinbar sein. Die enteignende Exekutive hat weder einen
Beurteilungs- noch einen Ermessensspielraum. Es genügt nicht, daß ein Vorhaben laut der
Planungsbegründung dem Allgemeinwohl dient. Erst mit dem konkreten Enteignungsakt
ist zu prüfen, ob dem Gemeinwohlerfordernis entsprochen wird119. Ist dies nicht der Fall,
kann der betroffene Eigentümer
”
sich auf das Grundrecht aus Art. 14 I 1 GG berufen, das
ihm die ,Rechtsmacht‘ verleiht, Eingriffe auf die durch die Eigentumsgarantie geschützten
Gegenstände abzuwehren“120.
Die Entschädigung spielt bei der Zulässigkeit der Enteignung eine große Rolle. Gemäß
des Art. 14 III GG darf nur enteignet werden, wenn das jeweilige Gesetz (Legal- oder Ad-
ministrativenteignung) Art und Ausmaß der Entschädigung regelt (Junktimklausel) und
diese gerecht abgewogen ist. Die Junktimklausel soll dem Gesetzgeber verdeutlichen,
”
daß
er mit einer Enteignung einen schwerwiegenden Grundrechtseingriff vorsieht“121. Daher ist
ein Gesetz verfassungswidrig, wenn es nicht die Entschädigung mitregelt. Daß die Enteig-
nungsentschädigung unter gerechter Abwägung aller Interessen festzusetzen ist, bedeutet,
daß sie nicht zwingend dem Verkehrswert zu entsprechen hat, sondern das Ergebnis eines
115BVerfGE 104, S. 1 (3).
116Christ, DVBl. 2002, S. 1517 (1522).
117Dies wird später in Kapitel 6.2 noch einmal aufgegriffen.
118Vgl. Hönig, S. 75.
119Eine Ausnahme stellt die Planfeststellung dar. Dieser hat das BVerfG eine enteignungsrechtliche Vor-
wirkung zugesprochen. Denn dem Planfeststellungsbeschluß kommt durch Gesetz eine Bindungswir-
kung für die Enteignungsbehörde bei, so daß dieser Beschluß abschließend und für das weitere Verfahren
verbindlich über die grundsätzliche Zulässigkeit der Enteignungen einzelner Grundstücke entscheidet
und daher in Art. 14 III GG einzuordnen ist (vgl. BVerfG, 1 BvR 300/06, 1 BvR 848/06, 15.02.2007).
Eine weitere Ausnahme stellt freilich die Legalenteignung dar. Dort wird der Enteignungsakt bereits
durch das Gesetz selbst vollzogen, die Abwägung hinsichtlich des Allgemeinwohls findet während der
Aufstellung des Gesetzes statt.
120BVerfGE 46, S. 63 (76).
121Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 88.
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Interessenausgleichs darstellt122. Zudem ist eine Naturalentschädigung möglich123.
Dem Umstand schließlich, daß wegen der Höhe der Entschädigung der Rechtsweg zu den
ordentlichen Gerichten einzuschlagen ist, ist geschuldet, daß das BVerfG sich erst relativ
spät mit Art. 14 GG und der Enteignung auseinandersetzen konnte. Bis dahin entwickelte
vornehmlich der BGH seine Theorien zur Abgrenzung zwischen der Enteignung und der
Inhalts- und Schrankenbestimmung, die ja bekanntlich auf der Rechtsprechung des RG zu
Art. 153 WRV beruhen.124
Eine Definition der Enteignung findet sich in Art. 14 GG allerdings nicht. Daher muß
der Begriff ,Enteignung‘ aus der ständigen Rechtsprechung des BVerfG hergeleitet wer-
den.125 Das BVerfG fing bereits 1968 an, die Enteignung und auch deren Abgrenzung zur
Inhalts- und Schrankenbestimmung auf eine andere Weise zu definieren, als es BVerwG
und BGH gemacht hatten. Aber deren materielle Abgrenzungstheorien waren bis zum
Kleingartenbeschluß (1979) und der Naßauskiesungsentscheidung (1981) tonangebend.126
Erst ab diesem Zeitpunkt konnte sich die Definition des BVerfG sowohl hinsichtlich des
Enteignungsbegriffs als auch hinsichtlich der Abgrenzung zur Inhalts- und Schrankenbe-
stimmung durchsetzen; und das, obwohl die Rechtsprechung des BVerfG gemäß
”
§ 31
I BVerfGG alle anderen Gerichte bindet.“127 Damit läßt sich die Enteignung wie folgt
erklären:
”Mit der Enteignung greift der Staat auf das Eigentum des Einzelnen zu. Sie ist auf die
vollständige oder teilweise Entziehung konkreter subjektiver, durch Art. 14 I 1 GG gewährlei-
steter Rechtspositionen zur Erfüllung bestimmter öffentlicher Aufgaben gerichtet [...]. [Sie] ist
beschränkt auf solche Fälle, in denen Güter hoheitlich beschafft werden, mit denen ein konkretes,
der Erfüllung öffentlicher Aufgaben dienendes Vorhaben durchgeführt werden soll.“128
Der Enteignungsbegriff ist im Laufe der Jahre modifiziert worden, und mit dem Beschluß
zur Baulandumlegung wurde die überwiegende Rückführung
”
auf seinen klassischen Ge-
halt“129 zumindest vorerst abgeschlossen.
1.3.2. Wesensmerkmale der Enteignung
1.3.2.1. Enteignung als staatlicher Zugriff
Die Enteignung setzt einen gezielten Eingriff der öffentlichen Gewalt in das Eigentum
voraus. Damit scheiden sämtliche Maßnahmen aus dem Enteignungsbegriff aus, die dem
122Vgl. BVerfGE 24, S. 367 (421); Raue, Die Zwangsvollstreckung als Nagelprobe für den modernen
Enteignungsbegriff, S. 52, Fn. 153.
123Vgl. dazu nur § 100 BauGB, der eine Entschädigung in Land regelt.
124Vgl. dazu Kapitel 1.4.1.2.
125Vgl. Steinberg/Lubberger, S. 31.
126Die Abgrenzungstheorien des BGH und des BVerwG werden in den Kapiteln 1.4.1.2 und 1.4.1.3 näher
behandelt.
127Steinberg/Lubberger, S. 31.
128BVerfGE 104, S. 1 (9 f.).
129Papier in: Bitburger Gespräche, Eigentum – Ordnungsidee, Zustand und Entwicklungen, S. 100.
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Privatrecht zugeordnet werden.130 Eine Enteignung zugunsten Privater ist zwar zulässig,
solange die Maßnahme dem Wohl der Allgemeinheit dient und gesetzlich definiert ist,131
eine Enteignung durch Private ist jedoch ausgeschlossen.
In diesem Zusammenhang taucht in der Fachliteratur der Begriff der ,Finalität‘132 auf.
Nachdem der BGH das Finalitätserfordernis infolge der Erweiterung des Enteignungsbe-
griffs aufgegeben und durch das Merkmal der ,unmittelbaren Auswirkung‘ ersetzt hatte,133
führte die Formalisierung des Enteignungsbegriffs
”
zwingend zu einer Wiederbelebung des
Finalitätskriteriums“134. Demzufolge ist die Enteignung zielgerichtet auf die konkrete Ei-
gentumsposition gerichtet und tritt nicht
”
als Nebenfolge einer staatlichen Maßnahme“135
ein.
1.3.2.2. Enteignung als Entzug
Ein – wenn nicht sogar das – entscheidende Merkmal der Enteignung ist der Entzug
des Eigentums und der dadurch bewirkte Rechts- und Vermögensverlust.136 Zunächst ist
allerdings zu prüfen,
”
ob dem Betroffenen im Zeitpunkt des Zugriffs eine enteignungsfähige
Rechtsposition zusteht,“137 denn nur in dem Fall ist ein Entzug und somit eine Enteignung
erst möglich.
Als Entzug von Eigentum sind zwei Möglichkeiten gegeben. Bei einem ,Vollentzug‘
wird durch die hoheitliche Maßnahme das Zuordnungsverhältnis vollständig beseitigt.
”
Kennzeichnend ist hier das Zusammenfallen von staatlich veranlaßtem Rechtsverlust und
Rechtserwerb [...].“138 Ein typisches Beispiel ist der Entzug eines bestimmten Grundstücks
für die Verwirklichung eines konkreten öffentlichen Vorhabens.
Der ,Teilentzug‘ ist diffiziler zu betrachten. Denn nicht jeder Teilentzug stellt eine Ent-
eignung dar139. Entscheidend ist die Übertragung auf einen anderen Rechtsträger. Dies
funktioniert in solchen Fällen, wo bestimmte Befugnisse aus dem Eigentum abgespalten
und verselbständigt werden können.140 Ein Beispiel für einen Teilentzug ist die Begrün-
dung von Überfahrtrechten für eine Gondelbahn.
Aber auch im Rahmen einer Inhalts- und Schrankenbestimmung ist ein ,Vollentzug‘ und
damit die vollständige Beseitigung des Zuordnungsverhältnisses möglich, jedoch nur unter
130Vgl. Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 144.
131Vgl. BVerfGE 74, S. 264 (284 ff.).
132Vgl. Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 144; Papier in:
Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 531; Hönig, S. 80; Steinberg/Lubberger, S. 127.
133Vgl. Papier in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 531
134Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 145.
135Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 145.
136Vgl. BVerfGE 24, S. 367 (396).
137BVerfGE 58, S. 300 (332).
138Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums, S. 156.
139Stellt der Teilentzug eine bloße Rechtsvernichtung dar, ist er keine Enteignung, sondern eine Inhalts-
und Schrankenbestimmung. Beispiele können nutzungsbeschränkende Vorschriften des Landschafts-,
Natur- und Denkmalschutzes sein (vgl. Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfas-
sungsrechtlichen Eigentums, S. 171).
140Vgl. BVerfGE 45, S. 297 (339).
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der Voraussetzung, daß er dem Ausgleich divergierender privater Interessen dient.141
1.3.2.3. Enteignung als Güterbeschaffungsvorgang
Der Passus der Güterbeschaffung ist erst mit dem Urteil zur Baulandumlegung in die
Enteignungsdefinition zurückgekehrt.142 Dies ist umso erstaunlicher, wenn man bedenkt,
daß der Güterbeschaffungsvorgang vorher ausdrücklich aus dem Enteignungsbegriff ausge-
schlossen worden war. Denn es wurde gesagt, das entscheidende Merkmal der Enteignung
sei der Entzug des Eigentums und der dadurch bewirkte Rechts- und Vermögensverlust
und nicht die Übertragung des entzogenen Objekts143.
Somit ist eine eigentumsentziehende Maßnahme, die im Schwerpunkt zwar der Erfül-
lung öffentlicher Aufgaben dient, aber keinen Güterbeschaffungsvorgang vollzieht, keine
Enteignung. Ob ein solcher Rechtsentzug dann als Inhalts- und Schrankenbestimmung
verfassungsgemäß ist, sei dahingestellt.
Ob das Gericht der Forderung vieler Stimmen aus dem Schrifttum144 nach Beschränkung
der Enteignung auf den Vorgang der Güterbeschaffung nachgekommen ist, läßt sich aus
dem Urteil zur Baulandumlegung nicht entnehmen. Aber es ist Fakt, daß das BVerfG den
Begriff der Enteignung stark eingeengt hat.
1.3.2.4. Enteignung zur Erfüllung bestimmter öffentlicher Aufgaben
Daß eine Norm, die in erster Linie der Erfüllung öffentlicher Aufgaben dient, zwingend als
Enteignung einzustufen ist, wurde soeben verneint. Aber eine Enteignung kann auf der
anderen Seite nur für diesen einen Zweck in Betracht kommen.145
Das BVerfG behandelt das ,zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben‘ und den ,Ausgleich di-
vergierender Privatinteressen‘ als Antonyme. Ersteres wird in eine vertikale (Staat-Bürger)
und letzteres in eine horizontale Ebene (Bürger-Bürger) eingeordnet. Dies dient einer Vor-
prüfung, nach der alle Maßnahmen, die dem privaten Interessenausgleich dienen, aus dem
Enteignungsbegriff ausgeschieden werden.146
Nicht zu verwechseln mit der ,Erfüllung bestimmter öffentlicher Aufgaben‘ ist das ,Wohl
der Allgemeinheit‘ gemäß Art. 14 III 1 GG. Dies hat das BVerfG in der Boxbergentschei-
dung147 klargestellt. Zunächst prüft das Gericht, ob die Maßnahme der Erfüllung öffent-
licher Aufgaben dient, und erst später wird die Gemeinwohlklausel bei der Prüfung der
Verfassungsmäßigkeit der Enteignung ins Spiel gebracht.
141Als Beispiele seien hier nur die Baulandumlegung und die Zwangsvollstreckung genannt.
142Vgl. BVerfGE 104, S. 1 (9 f.).
143Vgl. BVerfGE 24, S. 367 (394); BVerfGE 83, S. 201 (211)
144Vgl. Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums, S. 169,
Fn. 79.
145Vgl. Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums, S. 165.
146Vgl. Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums, S. 167.
Die vertikale und die horizontale Ebene werden im Zusammenhang des privaten Interessenausgleichs
bei Bodenordnungsmaßnahmen in Kapitel 2.3.2.3 aufgegriffen.
147BVerfGE 74, S. 264 (280 u. 284 ff.).
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An dieser Stelle sei betont, daß die Wesensmerkmale der Enteignung als eine Einheit zu
betrachten sind. Erst wenn alle Merkmale als erfüllt anzusehen sind, kann eine Enteignung
in Betracht gezogen werden. Denn die Merkmale können auch vereinzelt oder sogar grup-
piert im Rahmen einer Inhalts- und Schrankenbestimmung auftreten.148 Denn Denkmal-
schutz oder Naturschutz sind öffentliche Aufgaben und rechtfertigen Eigentumsbeschrän-
kungen im Rahmen von Art. 14 I 2 GG. Gleichermaßen kann bei der Baulandumlegung
Eigentum entzogen werden, um Privatinteressen auszugleichen, ohne eine Enteignung zu
sein. Ob eine Enteignung trotz Erfüllung aller Wesensmerkmale zulässig ist, entscheidet
sich jedoch erst, wenn allen Voraussetzungen gemäß Art. 14 III GG entsprochen wird.149
1.4. Unterscheidung von Inhalts- und
Schrankenbestimmung und Enteignung
1.4.1. Überkommene Trennungsmodelle
1.4.1.1. Einzelaktstheorie des RG
Das RG traf die Unterscheidung zwischen einer allgemeinen Eigentumsbeschränkung und
der Enteignung aufgrund der sogenannten Einzelaktstheorie. Dabei ist nicht entschei-
dend, ob der Charakter einer Maßnahme isoliert oder eigenständig ist. Vielmehr ist die
Wirkung auf den Kreis der Betroffenen entscheidend. Ist sie beschränkt auf einen klei-
nen, bestimmbaren Kreis von Betroffenen (also ein Einzeleingriff), liegt nach Meinung des
RG eine Enteignung vor150. Davon wird die Inhalts- und Schrankenbestimmung mit einer
allgemeinen Breitenwirkung unterschieden. Ein Gesetz, das gegen jedermann wirke und
nicht nur in aktuelle Eigentumsrechte eingreife, sondern (auch) in die Zukunft wirke, sei
daher keine Enteignung151.
Das RG hat dabei den unstatthaften Sondereingriff und die zulässige allgemeine Rege-
lung danach unterschieden, ob Rechtsverhältnisse in einer Vorschrift einzeln und individu-
ell oder in allgemeiner Weise bezeichnet wurden.152 Nach Stödter153 wird die Einzelakts-
theorie durch die Gegensatzpaare ,ungleich – gleich‘ und ,speziell – allgemein‘ umschrie-
ben.
Die Einzelakttheorie, also die Verknüpfung der Enteignung mit dem Einzeleingriff bzw.
der Sozialbindung mit der generellen Eigentumsbeschränkung, war zum Scheitern verur-
teilt. Denn Eigentumsbeschränkungen, die so schwer wiegen, daß lediglich das nudum ius
zurückbleibt, waren entschädigungsrechtlich nicht zu erfassen, wenn die Beschränkungen
148Selbst der Güterbeschaffungsvorgang ist bei der Umlegung als Inhalts- und Schrankenbestimmung in
Form der Beschaffung der Erschließungsanlagen anzutreffen. Vgl. dazu Christ, DVBl. 2002, S. 1517.
149So im Grunde auch Lege in: Jahrbuch des Umwelt- und Technikrechts 2005, S. 7 (24).
150Eine Ausnahme bildete die Legalenteignung, die das RG als Enteignung selbst anerkannte, obwohl sie
bekanntlich keinen Einzeleingriff darstellt.
151Vgl. RGZ 129, S. 146 (149).
152Vgl. RGZ 128, S. 165 (169).
153DÖV 1953, S. 97 (99).
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nur generell-abstrakter Art sind.154 Ein weiteres Problem stellte dabei auch der bereits
angesprochene fehlende grundrechtliche Bestandsschutz des Eigentums dar. Dieses wurde
nämlich nur über den Eigentumswert geschützt, d.h., diese Gewährleistung (Eigentums-
wertschutz) fiel weg, so lange Eigentumseingriffe nur in ,allgemeiner‘ Weise erfolgten.155
1.4.1.2. Sonderopfertheorie des BGH
Schon früh hat der BGH eine Definition geliefert, wann ein hoheitlicher Eigentumseingriff
eine Enteignung sei. Im Jahre 1952 entwickelte der BGH im Rahmen des Beschlusses
zur Wohnungszwangsverwaltung156 die sogenannte Sonderopfertheorie. Dabei wurde die
klassische Enteignung als nicht mehr zeitgemäß157 abgelehnt, und der BGH entwickelte
die Einzelaktstheorie des RG weiter. Das Kriterium der beschränkten Wirkung auf einen
betroffenen Personenkreis wurde allerdings verworfen, vielmehr übernahm das RG den
Gedanken des unter Verstoß gegen den Gleichheitssatz auferlegten Sonderopfers:158
”Bei der Enteignung handelt es sich [...] um einen gesetzlich zulässigen, zwangsweisen Eingriff
in das Eigentum [...], der die betroffenen Gruppen im Vergleich zu anderen ungleich [...] zu einem
besonderen, den übrigen nicht zugemuteten Opfer für die Allgemeinheit zwingt [...] [und diese]
unter Verletzung des Gleichheitssatzes besonders trifft. Der Verstoß gegen den Gleichheitssatz
kennzeichnet die Enteignung.“159
Das Kriterium des Gleichheitsverstoßes wurde insbesondere im Zusammenhang mit
Dauerbeschränkungen der Bodennutzung weiter modifiziert, was immer stärker
”
zu einer
Orientierung an der Schwere und Tragweite sowie an der Zumutbarkeit des Eingriffs“160
führte.
Um dennoch der planungsrechtlichen Ordnung einen breiteren, entschädigungsfreien
Raum eröffnen können, erfand der BGH den
”
Topos der Pflichtigkeit kraft Situations-
gebundenheit“161. Damit sollen Eigentumsbeschränkungen hinsichtlich des Grundstücks
ermöglicht werden, die der
”
Konkretisierung der Sozialgebundenheit des Eigentums“162
dienen. Für die Argumentation findet die Anwendung der bereits erwähnten ,Situations-
gebundenheit‘ statt. Grundeigentum aufgrund seiner besonderen Lage sei bereits ,seiner
Natur nach‘ mit einer begrenzten Pflichtigkeit belastet, aus dem Eigentumsrecht fließende
Einzelbefugnisse zur Nutzung zu unterlassen.163 Es liege kein Verstoß gegen den Gleich-
154Vgl. Papier in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 364.
155Vgl. Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 249.
156BGHZ 6, S. 270 ff.
157BGHZ 6, S. 270 (281).
158Vgl. Steinberg/Lubberger, S. 46. Die Theorie des Sonderopfers geht auf Stödter (Stödter, Öffentlich-
rechtliche Entschädigung, S. 193 ff.) zurück.
159BGHZ 6, S. 270 (280).
160Papier in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 385.
161Papier in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 387.
162BGHZ 23, S. 30 (33).
163Der BGH sieht bei Anwendung der Situationsgebundenheit eine positivrechtliche Regelung ausdrück-
lich als nicht unbedingt notwendig an. Dies widerspricht dem heutigen Verständnis des BVerfG bzgl.
einer Eigentumsbeschränkung in jeder Hinsicht, denn eine Inhalts- und Schrankenbestimmung ist heute
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satz164 vor, wenn dem Eigentümer für die Zukunft eine bisher noch nicht verwirklichte
Verwendungsart, die unvereinbar ist mit jener Situationsgebundenheit, untersagt werde.
Es bliebe ihm ja eine Fülle von Befugnissen und Nutzungen ungeschmälert erhalten. Im
zweiten Schritt stellt der BGH in seiner Argumentation auf das Leitbild des ,vernünfti-
gen und einsichtigen Eigentümers‘ ab, der auch das Allgemeinwohl nicht aus dem Auge
verliert. Denn dieser würde die Verwendungsweise seines Eigentums
”
von sich aus mit
Rücksicht auf die gegebene Situation nicht ins Auge fassen.“165 Der sozial verantwortlich
Handelnde wird in besagter Rechtsprechung als Richtschnur genommen, und Eigentums-
nutzungen, die dieser Eigentümer von sich aus unterläßt, sind materiell nicht schutzwürdig
und können daher entschädigungsfrei ausgeschlossen oder untersagt werden.166
Aus heutiger Sicht sind die Topoi ,Sonderopfer‘, ,Situationsgebundenheit‘ und ,vernünf-
tiger Eigentümer‘ als durch die Rechtsprechung des BVerfG überholt anzusehen. Aufgrund
der Forderung nach klaren einfachgesetzlichen Regelungen gibt es weder die Aufopferungs-
enteignung, noch muß die Rechtmäßigkeit einer Eigentumsbeschränkung anhand der ge-
gebenen Situation hergeleitet werden. Zudem schließt die Eigentumsfreiheit
”
auch die
Freiheit zum (angeblich) ,unvernünftigen‘ Gebrauch des Eigentums ein,“167 sofern dies
nicht von einer gesetzlichen Regelung verboten wird.
1.4.1.3. Schweretheorie des BVerwG
Das BVerwG lehnte die Sonderopfertheorie des BGH ab. Denn viele zu beurteilende Rege-
lungen,
”
die sich nicht schlechthin an die Allgemeinheit wenden oder einen einzelnen be-
treffen, [liefern] kein Kriterium dafür, [...] wann ein ungleich treffender Sonderopfereingriff
und wann eine allgemeine Begrenzung des in Betracht kommenden Gruppeneigentums vor-
liegt.“168 Vielmehr grenzte das BVerwG die Eigentumsbindung von der Enteignung nach
dem materiellen Moment der ,Schwere‘ und ,Tragweite‘ des Eingriffs ab. Nachfolgend kon-
kretisierte das BVerwG dies durch die Begriffe ,Unerträglichgkeit‘ und ,Unzumutbarkeit‘.
Denn die Sozialpflichtigkeit des Eigentums gestatte nur tragbare, nicht aber unzumutbare
Belastungen.169
Später weitete das BVerwG die Schweretheorie ebenfalls um die Situationsgebundenheit
auf170. Demnach wögen Beanspruchungen von Grundstücken, die diesen schon nach ihrer
Lage (ihrer Natur nach verbunden) in besonderem Maße ausgesetzt sind, leichter. Als
Argument führt das BVerwG dabei auch die Verkehrswertbelastung171 an, die der Eigen-
tümer
”
im allgemeinen von vornherein in Betracht gezogen und [..] sich darauf vernünfti-
nur verfassungsgemäß, wenn es diesbezüglich gesetzliche Regelungen gibt.
164Der Gleichheitssatz gilt hier nur hinsichtlich derer Personengruppen, die sich in einer grundsätzlich
gleichen Situation befinden.
165BGHZ 23, S. 30 (33).
166Vgl. Papier in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 387.
167Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 270.
168BVerwGE 5, S. 143 (145).
169BVerwG, DVBl. 1974, S. 777 (778).
170Vgl. BVerwGE 15, S. 1 ff.
171Weyreuther (Weyreuther, Die Situationsgebundenheit des Grundeigentums, S. 126 f.) bezeichnet dies
als Verkehrsauffassung des Eigentümers. Diese orientiere sich bei der wertmäßigen Beurteilung von
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gerweise eingerichtet“172 habe. Da er mit der Belastung gerechnet habe, würde er dadurch
auch nicht zusätzlich beschwert. Das BVerwG schließt zwar die subjektive Einstellung des
Betroffenen (also den vernünftig handelnden Eigentümer) als Beurteilungsmaßstab aus,
leitet die Schwere des Eingriffs aber (auch) durch einen Vegleich mit ähnlich betroffenen
ab. Denn dadurch erleichtere sich, zumindest subjektiv, die Schwere der Beanspruchung
des Eigentums.
Die Rechtsprechung des BGH und des BVerwG waren trotz gewisser Unterschiede inso-
fern deckungsgleich, daß beide die Umschlagtheorie vertraten. Beide sagten, daß Inhalts-
bestimmung und Enteignung keine voneinander zu unterscheidenden Tatbestände seien,
sondern nur über die Intensität (materielle Unterscheidung) der Belastung voneinander
abzugrenzen seien. Wenn sich eine Maßnahme nicht mehr in den Grenzen der Sozialbin-
dung bewegte, weil sie sich als zu belastend für den Eigentümer darstellte, schlug sie in
eine Enteignung nach Art. 14 III GG um.173
Ähnlich wie die Abgrenzungstheorien des BGH hat die Schweretheorie des BVerwG
infolge der Rechtsprechung des BVerfG keine Gültigkeit mehr. Denn das BVerfG trifft
die Unterscheidung von Inhalts- und Schrankenbestimmung und Enteignung nicht nach
materiellen Kriterien, sondern rein nach formellen Gesichtspunkten. Spätestens mit der
,Serriesteich‘-Entscheidung174 ist das BVerwG auf die Linie des BVerfG eingeschwenkt und
hat dabei auch die salvatorischen Entschädigungsklauseln neubewertet, die im folgenden
kurz vorgestellt werden.
1.4.1.4. Salvatorische Entschädigungsklauseln
Dadurch, daß BGH und BVerwG für die Unterscheidung von Inhalts- und Schrankenbe-
stimmung und Enteignung materielle Gesichtspunkte heranzogen, lag die Entscheidung,
ob eine Maßnahme eine Enteignung darstellte, nicht beim Gesetzgeber, sondern bei den
Gerichten (ex-post-Perspektive). Selbst dann, wenn der Gesetzgeber ausdrücklich keine
Entschädigung vorgesehen hatte175.
Um nicht
”
zwischen der Scylla ,weiter Enteignungsbegriff‘ und der Charybdis ,Junktim-
klausel‘ zerrieben zu werden“176, hat der Gesetzgeber versucht,
”
(auf dem Boden des weiten
Enteignungsbegriffes unvermeidbare) Fehleinschätzungen durch die Verwendung vorsorg-
licher Entschädigungsregelungen zu kaschieren“177. Vor allem Landesgesetze, die Natur-
und Landschaftsschutz sowie Denkmalschutz regeln (also dauerhafte Eigentumsbeschrän-
kungen), enthalten sogenannte salvatorische Entschädigungsklauseln:
”
Soweit Maßnahmen
Grundstücken an der sichtbaren Situation, sie gestehe dem Eigentum an Inhalt nicht zu, was sichtbar
ausscheide. Deswegen liefere die Anerkennung der Situation in Verbindung mit der auf sie reagierenden
Verkehrsauffassung einen Rechtfertigungsgrund für die Beschränkung von Eigentumsinhalten.
172BVerwGE 15, S. 1.
173Vgl. Roller, NJW 2001, S. 1003 (1005).
174BVerwGE 84, S. 361 ff.
175Vgl. Roller, NJW 2001, S. 1003 (1005).
176Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 92.
177Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 91.
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aufgrund dieses Gesetzes enteignende Wirkung haben, ist eine angemessene Entschädigung
zu leisten.“178
Für den Fall, daß eine Eigentumsbeschränkung von Gerichten wegen ihrer Schwere als
enteignender Eingriff gedeutet wurde, konnte die Regelung mit Hilfe der salvatorischen
Klausel ,gerettet‘179 werden.
Nach der Rechtsprechung des BVerfG sind salvatorische Klauseln im Denkmalschutz-
und Naturschutzrecht nicht zulässig,
”
um verfassungsrechtlich nicht mehr hinnehmbare
Inhalts- und Schrankenbestimmungen zu reparieren“180. Da die salvatorischen Klauseln
dem Grundstückseigentümer lediglich knapp und ohne weitere Ausführungen eine ,ange-
messene Entschädigung‘ zubilligen, sind sie i.d.R. nicht geeignet, den Ausgleich im Rah-
men einer ausgleichspflichtigen Inhalts- und Schrankenbestimmung zu regeln. Ansonsten
müßten die Gerichte entscheiden, ob und in welchem Maße ein Ausgleich zu zahlen wä-
re.181
1.4.2. Trennungsmodell des BVerfG
1.4.2.1. Unterscheidung nach formalen Kriterien
Das BVerfG unterscheidet zwischen Inhalts- und Schrankenbestimmung auf der einen
und Enteignung auf der anderen Seite nicht aufgrund der Schwere eines Eingriffs oder
eines Sonderopfers des Eigentümers. Vielmehr entscheiden Form und Zweckrichtung ei-
nes Eigentumseingriffs darüber, ob eine Enteignung vorliegt oder nicht. Damit kommt es
”
entscheidend auf die Ausrichtung des Eingriffs, nicht auf seine erst ex post bestimmbare
Auswirkung an“182. Die Enteignung ist also keine Steigerung der Inhalts- und Schranken-
bestimmung, sondern ein aliud. Die Unterscheidung erfolgt nicht über ein quantitatives
Mehr, sondern ein qualitatives aliud.183
Während BGH und BVerwG die Sonderopfer- bzw. die Schweretheorie entwickelten,
gab es lange vor dem Trennungsmodell des BVerfG erste Stimmen in der Literatur, die
den weiten Enteignungsbegriff ablehnten. Stellvertretend sei an dieser Stelle nur Dürig ge-
nannt. Dieser hat bereits 1954 die zumindest überwiegende Rückkehr zum (modifizierten)
klassischen Enteignungsbegriff gefordert184. Denn die Zumutbarkeitstheorie stelle jeden
Rechtsanwender vor Problemlagen, deren Lösung ihm nicht zuzumuten sei. Der Gesetzge-
178§ 26 I 1 SächsDSchG. Diese Formel wird so oder ähnlich in entsprechenden Landesgesetzen verwendet.
179Der Begriff salvatorisch leitet sich aus dem lateinischen ,salvatorius - bewahrend, erhaltend‘ bzw.
,salvare - heilen, retten‘ ab. Vgl. dazu auch Lege (Lege in: Jahrbuch des Umwelt- und Technikrechts
2005, S. 7 (18 f.))
180Stüer/Thorand, NJW 2000, S. 3737.
181Vgl. Melchinger, NJW 1991, S. 2524 (2530). Zu den Anforderungen an eine ausgleichspflichtige Inhalts-
und Schrankenbestimmung siehe Kapitel 1.4.2.2.
182Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 22. Nur so wird man auch der
Forderung von Art. 14 GG gerecht, daß der Gesetzgeber und nicht die Gerichte über das Vorliegen
einer Enteignung entscheiden.
183Vgl. Schwerdtfeger, JuS 1983, S. 108; Lege, Zwangskontrakt und Güterdefinition, S. 61, Fn. 3.
184Vgl. Dürig, JZ 1954, S. 4 ff.
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ber sei gehindert, stillschweigend auf die Entschädigungsregelung nach Art. 14 III 3 GG
zu verweisen. Er müsse vielmehr bei der Formulierung eines Gesetzes klare Vorstellungen
haben, ob er enteignen wolle, und dann nach Art. 14 III 2 GG auch die Entschädigung
gesetzlich regeln. Dürig hat in seinem Aufsatz eine Enteignungsdefinition geliefert, die
in wesentlichen Punkten auch heute noch gültig ist. Als wesentliches Merkmal der Ent-
eignung sah er den Entzug an, selbst den ,Güterbeschaffungsvorgang‘ und das ,konkrete
Unternehmen‘ nennt er als (wenn auch nicht entscheidende) Merkmale. Alles, was keine
formale Entziehung des Rechts ist, sieht Dürig als Eigentumsbeschränkung an. Gleichwohl
seien seiner Meinung nach besondere Opferlagen aufgrund einer Eigentumsbeschränkung
nach der Intensität unter Rückgriff auf die materiellen Eingriffstheorien zu beurteilen und
zu entschädigen185.
Zur Abgrenzung der Inhalts- und Schrankenbestimmung von der Enteignung verwen-
det das BVerfG die Begriffspaare ,abstrakt-generell‘ und ,konkret-individuell‘. Während
die Inhalts- und Schrankenbestimmung Rechte und Pflichten der Eigentümer abstrakt-
generell festlege, finde durch die Enteignung der konkret-individuelle Entzug von Rechts-
positionen statt.186 Bei dem Urteil zur Baulandumlegung187 verzichtet das BVerfG aller-
dings auf den Begriff abstrakt-generell. Gleichwohl dürfte das Begriffspaar auch in der
Baulandumlegung gültig sein, wenn man eine Analogie zur Legalenteignung bildet. Denn
die Enteignung durch Gesetz regelt
”
üblicherweise generell und abstrakt Rechtsfolgen
für künftig eintretende Sachverhalte.“188 Die Legalenteignung selbst betrifft dann (wie die
Administrativenteignung) konkret-individuelle Rechtspositionen. Genau dies ist aber auch
bei der Baulandumlegung der Fall. Beide unterscheiden sich diesbezüglich nur über den
Zweck des Eigentumsentzugs.
Weiterhin spielen beim Trennungsmodell des BVerfG die Begriffe ,Bestandsgarantie‘
und ,Wertgarantie‘189 eine große Rolle:
”
Die Bestandsgarantie wandelt sich bei zulässiger
Enteignung in eine Eigentumswertgarantie.“190 Die Bestandsgarantie nach Art. 14 I 1 GG
hat unbedingten Vorrang vor der Wertgarantie des Art. 14 III GG. Bei einer Inhalts- und
Schrankenbestimmung ist nach diesem Modell zwar ein Eingriff in die Bestandsgarantie
möglich, überwunden werden kann sie aber nur durch die Enteignung bei gleichzeitiger
Umwandlung in eine Eigentumswertgarantie. Diese beiden Begriffe finden wiederum im
Urteil zur Baulandumlegung191 keine Erwähnung. Somit hat sich das BVerfG für den Fall
eines Eigentumsentzugs für den Ausgleich gegenläufiger privater Interessen stillschweigend
von der unbedingten Gewährung der Bestandsgarantie im Rahmen einer Inhalts- und
Schrankenbestimmung verabschiedet192. Ein Eigentumsentzug im Rahmen einer Inhalts-
185Dieser Opferausgleichssatz könnte durchaus als Vorläufer oder Begründung für die ausgleichspflichtige
Inhalts- und Schrankenbestimmung gesehen werden, die im Anschluß behandelt wird.
186Vgl. BVerfGE 52, S. 1 (27); BVerfGE 58, S. 300 (330); BVerfGE 100 S. 226 (240); BVerfGE 102, S. 1
(16).
187BVerfGE 104, S. 1 ff.
188BVerfGE 45, S. 297 (325).
189Die Wertgarantie bezeichnet Papier auch als Tauschwert (Papier in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn.
367).
190BVerfGE 24, S. 367 (397).
191BVerfGE 104, S. 1 ff.
192Der Sollanspruch nach § 56 I BauGB stellt damit einen Tauschwert dar, die Bestandsgarantie wird
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und Schrankenbestimmung stellt einen Sonderfall dar und ist nur verfassungsgemäß, wenn
er dem privaten Interessenausgleich dient193.
Grundsätzlich gilt jedoch:
”
Die Inhalts- und Schrankenbestimmung ist [...] Definiti-
onsakt, die Enteignung Entzugsakt.“194 Damit gelten prinzipiell auch die Begriffspaare
,abstrakt-generell‘ und ,konkret-individuell‘ sowie die Wahrung der Bestandsgarantie im
Rahmen einer Inhalts- und Schrankenbestimmung. Damit sind für die Unterscheidung
zwischen beiden Instituten zunächst die jeweiligen Definitionen des BVerfG maßgeblich.
Es kann nur das eine oder das andere vorliegen. Dies hat das BVerfG im Urteil zum
Denkmalschutz noch einmal betont:
”Diese Einordnung der Norm ist von der Intensität der den Rechtsinhaber treffenden Belastung
unabhängig. Sie behält ihre Gültigkeit selbst in den Fällen, in denen der Eingriff in seinen
Auswirkungen für den Betroffenen einer Enteignung nahe- oder gleichkommt.“195
Selbst wenn dem Eigentümer lediglich ein nudum ius verbleibt, findet kein Umschlagen
von einer Inhalts- und Schrankenbestimmung in eine Enteignung statt.196 Ob eine solche
Regelung, die keine Substanz des Eigentums bewahrt, eine verfassungsgemäße nach Art.
14 I 2 GG ist, sei dahingestellt. Ist der Gesetzgeber in einem solchen Fall in einer Sackgasse
angelangt, kann der besondere Zweck über eine Enteignung erreicht werden. Voraussetzung
ist selbstverständlich, daß das Wohl der Allgemeinheit dies erfordert.197
1.4.2.2. Ausgleichspflichtige Inhalts- und Schrankenbestimmung
Eine Inhalts- und Schrankenbestimmung ist grundsätzlich entschädigungslos zu dulden. Es
gibt allerdings Fälle, bei denen sich eine allgemein verfassungsgemäße Eigentumsbeschrän-
kung als unzumutbar und unverhältnismäßig für den Eigentümer auswirkt. Deswegen hat
das BVerfG in der Pflichtexemplarentscheidung198 die Weichen für die ausgleichspflichti-
ge Inhalts- und Schrankenbestimmung entscheidend gestellt. Aufgrund des Gleichheits-
grundsatzes nach Art. 3 GG seien einseitige Belastungen zu vermeiden, wenn Eigentümer
in unterschiedlicher Intensität in Anspruch genommen würden. Einen finanziellen Aus-
gleichsanspruch im Bereich von Art. 14 I 2 GG sah das BVerfG in dieser Entscheidung
noch nicht vor.
in eine Wertgarantie unter Aufhebung des Zuordnungsverhältnisses zwischen Eigentümer und Eigen-
tumsgegenstand gewandelt.
193Eine ausführlichere Diskussion findet in Kapitel 2.3.2.1 statt. Als Beispiele seien jedoch bereits an
dieser Stelle die Baulandumlegung (und damit die Flurbereinigung), die Zwangsvollstreckung und die
Sachenrechtsbereinigung genannt.
194Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 276.
195BVerfGE 100, S. 226 (240).
196Vgl. Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums, S. 160.
197Vgl. BVerfGE 100, S. 226 (243). Dieser Tatbestand ist in der Literatur z.T. stark kritisiert worden
(vgl. Brambring, Der gesetzliche Biotoptypschutz, S. 111 ff. m.w.N.). Rozek allerdings hat bereits
vor besagtem Urteil des BVerfG darauf hingewiesen, daß im Falle einer verfassungswidrigen Inhalts-
und Schrankenbestimmung ein bestimmtes Anliegen der öffentlichen Hand durchaus mit Hilfe der
Enteignung rechtmäßig realisierbar sein könne.
198BVerfGE 58, S. 137 ff.
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Dieser folgte erst im Rahmen des Urteils zum Denkmalschutz199. Demzufolge könn-
ten Inhalts- und Schrankenbestimmungen, die für sich genommen unzumutbar wären,
aber vom Gesetzgeber mit Ausgleichsmaßnahmen verbunden sind, ausnahmsweise mit
Art. 14 I GG im Einklang stehen200. Die verfassungsrechtliche Zulässigkeit einer sonst
unverhältnismäßigen oder gleichheitswidrigen Inhalts- und Schrankenbestimmung könne
so herbeigeführt werden. Dabei hat aber das BVerfG darauf hingewiesen, daß ein Aus-
gleich nur eine Ausnahme darstellen könne und zudem auf jeden Fall einer gesetzlichen
Grundlage bedürfe201. Zudem steht für das BVerfG ein monetärer Ausgleich als ultima
ratio lediglich im Hintergrund. Vorher sei vom Gesetzgeber zu prüfen, ob als Instrumente
Übergangsregelungen, Ausnahme- und Befreiungsvorschriften sowie der Einsatz sonstiger
administrativer und technischer Vorkehrungen in Frage kämen. Auf die Möglichkeit der
Gewährung eines Übernahmeverlangens seitens des Eigentümers wird ebenfalls hingewie-
sen.
In Verbindung mit der ausgleichspflichtigen Inhalts- und Schrankenbestimmung ist das
Trennungsmodell des BVerfG in einigen Literaturquellen kritisiert worden. Denn mit der
Kreation des Instituts der ausgleichspflichtigen Inhalts- und Schrankenbestimmung des Ei-
gentums durch die Rechtsprechung des BVerfG würde die Problematik der Schwere eines
Eigentumseingriffs unzulässigerweise in den Bereich des Art. 14 I GG verlagert.202 Das ist
freilich insoweit zutreffend, als salvatorische Entschädigungsklauseln durch die Gerichte
(namentlich den BGH) in Ausgleichsansprüche im Rahmen des Art. 14 I GG umgedeutet
werden. Dadurch hole sich der BGH die Kompetenz zur Entscheidung über das ,Ob‘ ei-
ner Entschädigung auf Umwegen wieder zurück203. Ansonsten gilt aber, daß aufgrund der
Trennungstheorie des BVerfG zunächst einmal nach formellen Kriterien zwischen Inhalts-
bestimmung und Enteignung unterschieden wird. Danach erst ist zu entscheiden, ob die
Eigentumsbeschränkung so stark in den Eigentumsbestand eingreift, daß ausnahmsweise
ein Ausgleich erforderlich ist. Dies hat aber bereits durch den Gesetzgeber zu erfolgen,
indem er anhand gesetzlicher Regelungen den Ausgleich in beschriebenen Ausnahmefällen
vorsieht. Denn sonst läge ein Verstoß gegen Art. 14 I 2 GG vor. Somit läuft der Vorwurf
ins Leere.204
1.4.3. Ergänzungen zum Trennungsmodell des BVerfG in der
Literatur
Zur besseren Unterscheidung bzw. Trennung von Inhalts- und Schrankenbestimmung und
Enteignung wurde das Trennungsmodell des BVerfG in zahlreichen Veröffentlichungen
ergänzt, aber auch oft kritisiert. An dieser Stelle werden zwei Ergänzungen aufgezeigt, die
keinen wesentlichen Widerspruch zur Rechtsprechung des BVerfG darstellen.
199BVerfGE 100, S. 226 ff.
200Vgl. BVerfGE 100, S. 226 (244).
201Vgl. BVerfGE 100, S. 226 (245).
202Vgl. Wendt, Rn. 150 m.w.N.
203Vgl. Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 133.
204So auch Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung S. 272 f.
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1.4.3.1. Marktkonstellationenmodell nach Lege
Lege hat in grundsätzlicher Anerkennung des Trennungsmodells des BVerfG das folgen-
de Modell gebildet205. Danach könne der Staat die Regelungskompetenzen im Hinblick
auf die Eigentumsfreiheit in zwei Arten verteilen. Entweder bestimmt er selbst durch ho-
heitliche Verfügung einseitig, inwieweit die Regelungskompetenzen jedes Bürgers zu den
anderen abzugrenzen sind206, oder der Staat überläßt die Regelung der Freiheitskonflikte
den Bürgern selbst, siedelt die Problematik also in der Privatautonomie an.
Als zentralen Dreh- und Angelpunkt aller Eigentumskonflikte hat Lege den Markt als
Ort des Tausches konzipiert. Auf dem Markt gibt es bestimmte Güter, die zwischen An-
bietern (Eigentümern) und Nachfragern (Nicht-Eigentümern) gehandelt werden. Da ein
solcher Markt nicht allein
”
aufgrund von Freiwilligkeit und eigener Verantwortlichkeit“207
funktioniert, muß ein Marktveranstalter (öffentliche Gewalt, Gesetzgeber) den Markt nicht
nur überwachen und Streitigkeiten schlichten, sondern insbesondere den Markt aufgrund
von Gesetzen definieren. Als zentrale Größe des Marktes fungierten das Gut, also das Ei-
gentum, und seine rechtlichen Eigenschaften. Die rechtlichen Eigenschaften werden vom
Marktveranstalter festgelegt. Der Staat wiederum kann in verschiedenen Konfliktsituatio-
nen auf die Marktteilnehmer treffen.208
Inhalts- und Schrankenbestimmung als Güterdefinition Lege beschreibt die Inhalts-
und Schrankenbestimmung als eine einseitige Regelung durch die öffentliche Hand als
Marktveranstalter. Es finde zwar eine Anknüpfung an das Eigentumsobjekt statt, Ge-
genstand der Eigentumsbeschränkung sei jedoch der Markt des Gutes. Regelungen nach
Art. 14 I 2 GG legten dabei die Rechte und Pflichten aller Eigentümer (Anbieter) und
Nicht-Eigentümer (Nachfrager) als potentieller Kontrahenten fest. Durch die einseitigen
Regelungen (Rechtsetzung) bestimme der Marktveranstalter die Rechte und Pflichten der
Marktteilnehmer. Der öffentlichen Gewalt obliege als Marktveranstalter das Definitions-
monopol, also Rechtsgüter (Eigentum) selbst und hinsichtlich derer Rechte und Pflichten
in Form von Inhalts- und Schrankenbestimmungen zu definieren. Indem eine Anknüpfung
an das Objekt stattfinde, erhielte die Inhalts- und Schrankenbestimmung eine objekti-
ve Rechtfertigung, da sie ohne Ansehen der Person erfolgte. Später seien jedoch bei der
Anwendung der inhaltsbestimmenden Regelung die Interessen der Beteiligten umfassend
abzuwägen.209
205Lege, Zwangskontrakt und Güterdefinition, S. 61 ff.
206Dies geschieht dann durch einfachgesetzliche Regelungen nach Art. 14 I 2 GG. Beispielhaft seien hier
nur das Baurecht nach BauGB und das Bauordnungsrecht der Länder genannt.
207Murswiek, JZ 1988, S. 985 (991).
208Lege beschreibt Konflikte in drei Marktkonstellationen. Dies sind die Enteignung als Zwangskontrakt,
die Inhalts- und Schrankenbestimmung als Güterdefinition und die Wirtschaftslenkung im engeren
Sinne. An dieser Stelle werden aber nur die Enteignung und die Inhalts- und Schrankenbestimmung
erwähnt, da die Wirtschaftslenkung im engeren Sinne ”nicht den Tatbeständen des Art. 14 I 2 bzw.
III GG unterfällt“ (Lege, Zwangskontrakt und Güterdefinition, S. 72).
209Dies geschieht bei Durchführung der Baulandumlegung (oder Flurbereinigung), indem die gegenläu-
figen privaten Interessen der Eigentümer ausgeglichen werden. Jeder Eigentümer stellt dabei einen
Anbieter und einen Nachfrager in einer Person dar. Zunächst ist freilich die Voraussetzung für die
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Enteignung als Zwangskontrakt Lege bezeichnet die Enteignung als marktinternes
Zwangsgeschäft, als zwangsweise Beschaffung einer Eigentumsposition aufgrund eines Son-
derzugriffsrechts auf der Nachfrageseite des Marktes. Das Besondere (im Gegensatz zur
Inhaltsbestimmung) sei dabei, daß der Enteignende (Marktveranstalter) bzw. der durch
die Enteignung Begünstigte als bevorrechtigter Marktteilnehmer auftrete, wobei er sich
an die von ihm selbst geschaffenen Marktregeln zu halten habe. Dem Eigentümer wer-
de das Gut gegen seinen Willen, also zwangsweise entzogen,210 ein freihändiger Erwerb
sei gescheitert. Lege hat die Enteignung schon früh von einem Güterbeschaffungsvorgang
abhängig gemacht. Damit distanzierte er sich von der Rechtsprechung des BVerfG, das
in einer früheren Entscheidung die Enteignung nicht von der Übertragung des entzoge-
nen Objekts abhängig machte.211 Infolge des Urteils zur Baulandumlegung wurde der
Güterbeschaffungsvorgang jedoch als Merkmal der Enteignung integriert und so der Ent-
eignungsbegriff eingeengt212. Also erübrigen sich die Einwände gegen das Modell von Lege,
die gerade die Abhängigkeit der Enteignung von einem Güterbeschaffungsvorgang unter
Berufung auf die damalige Rechtsprechung des BVerfG kritisiert hatten213.
Öffentliche Gewalt (Staat),
insb. als Gesetzgeber
Marktveranstalter
Eigentümer
Anbieter
Nicht-Eigentümer
Nachfrager
Eigentumsobjekte
Güter
Abbildung 1.: Marktkonstellationenmodell von Lege
Lege ordnet die Bodenordnungsinstrumente Umlegung und Flurbereinigung als Zwangs-
kontrakt, also Enteignung, ein. Als Argumente führt er zum einen die Privatautonomie an,
d.h. niemand müsse sich von anderen vorschreiben lassen, wie er von seinem Eigentum im
eigenen Interesse am vorteilhaftesten Gebrauch machen sollte.214 Zeitlich gesehen später
Durchführung der hoheitlichen Maßnahme das Scheitern eines privatautonomen Lösungsversuchs, also
einer freiwilligen Bodenordnungsmaßnahme (Anmerkung des Verfassers).
210Lege behandelt damit den Fall, bei dem der Marktveranstalter als (bevorrechtigter) Nachfrager auftritt.
Aus Bodenordnerischer Hinsicht wäre auch der Fall interessant, bei dem der Marktveranstalter als
Anbieter auftritt und die Nachfrager gezwungen werden, Güter zu erwerben. Ein Beispiel könnte
die geplante Verengung einer Straße und gleichzeitige Veräußerung der Arrondierungsflächen an die
Anlieger sein, also ein zwangsweiser Erwerb der Flächen durch die Anrainer.
211BVerfGE 83, S. 201 (211), unter Bezugnahme auf BVerfGE 24, S. 367 (394).
212BVerfGE 104, S. 1 (10).
213Vgl. z.B. Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 228.
214Vgl. Lege, Zwangskontrakt und Güterdefinition, S. 86.
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argumentiert er noch, daß den Eigentümern das konkrete Eigentumsobjekt entzogen wer-
de, um ihre Grundstücke einem fremden Projekt, nämlich der ,Masse‘ neuen Baulandes,
zu übertragen.215
Dabei verkennt er jedoch aus Verfassersicht, daß nicht das fremde Projekt Bauland, son-
dern der private Interessenausgleich der Zweck der Umlegung (und Flurbereinigung) ist.
Der Topos Interessenausgleich setzt das Scheitern der freiwilligen und eigenverantwort-
lichen (privatautonomen) Bodenordnung voraus. Ohne diese wäre der Eigentumsinhalt
Baubefugnis nicht durchsetzbar. Dieser Umstand rechtfertigt, daß der Marktveranstal-
ter die Neuordnung der Grundstücksverhältnisse ermöglicht. Die Grundstückseigentümer
bilden dabei gleichsam marktinterne Anbieter und Nachfrager.
1.4.3.2. Durchbrechung der Eigentumsordnung nach Rozek
Zur Unterscheidung zwischen Inhalts- und Schrankenbestimmung und Enteignung zieht
Rozek das Kriterium ,Durchbrechung‘ bzw. ,Überwindung‘ der objektiven Eigentumsord-
nung216 heran. Dieser
”
überwölbende Legitimationsansatz“217 könne sich auf Grundlagen
sowohl in der Rechtsprechung des BVerfG218 als auch im Schrifttum219 stützen. Und dieser
Ansatz baue konsequent auf der rechtslogischen Vorrangigkeit der Inhalts- und Schran-
kenbestimmung gegenüber der Enteignung auf.
Die Inhalts- und Schrankenbestimmung als Ausgestaltung der Eigentumsordnung und
die Enteignung als Durchbrechung der Eigentumsordnung schließen sich wechselseitig und
überschneidungslos aus220. Rozek ist damit auf einer Linie mit der Rechtsprechung des
BVerfG. Die Enteignungsdefinition, die er schließlich abliefert, entspricht also überwiegend
der damaligen des BVerfG:
”Die Enteignung ist der vollständige und teilweise Entzug einer Eigentumsposition durch ho-
heitlichen Rechtsakt unter gesetzlicher Durchbrechung oder auf Grundlage einer gesetzlichen
Durchbrechung der Eigentumsordnung zur Erfüllung einer bestimmten öffentlichen Aufgabe (ei-
nes konkreten Gemeinwohlprojektes).“221
Diese Definition soll durch den Verweis auf die Durchbrechung der Eigentumsordnung
einen Präzisierungsgewinn gegenüber den Formulierungen des Enteignungsbegriffs des
BVerfG liefern. Nur wenn dieser Tatbestand vorliege, sei ein Eigentumsentzug auch ei-
ne Enteignung. Rozeks Modell entspricht überwiegend dem Marktkonstellationenmodell
von Lege, da auch seine Enteignungsdefinition in Gestalt des Sonderzugriffsrechtes das
215Vgl. Lege in: Jahrbuch des Umwelt- und Technikrechts 2005, S. 7 (38).
216Böhmer (Böhmer, NJW 1988, S. 2561 (2569)) beschreibt die Eigentumsordnung des Art. 14 GG als
einen Dualismus von privatem und öffentlichem Recht.
217Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 212
218Vgl. BVerfGE 70, S. 191 (200); BVerfGE 31, S. 275 (285). Denn dort wird jeweils davon gesprochen, daß
bei der Enteignung Rechtspositionen überwunden würden, die der Realisierung bestimmter öffentlicher
Aufgaben entgegenstehen.
219Vgl. Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 212, Fn. 181.
220Vgl. Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 226.
221Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 246.
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Gegenstück zum Merkmal der Durchbrechung der Eigentumsordnung beinhaltet.222 Leges
Modell bzgl. der Enteignung lehnt er aber trotzdem ab, da es einen Güterbeschaffungs-
vorgang als zwingendes Merkmal der Enteignung erachtet. Gerade dieser Tatbestand war
zu dieser Zeit jedoch vom BVerfG ausdrücklich als Merkmal der Enteignung abgelehnt
worden. Aus heutiger Sicht dürften die Modelle von Lege und Rozek jedoch überwiegend
deckungsgleich sein, da das BVerfG den Enteignungsbegriff bekanntlich auf besagten Gü-
terbeschaffungsvorgang verengt hat.
1.5. Zwischenfazit
Mit dem Urteil zur Baulandumlegung hat das BVerfG einen (vorläufigen) Schlußpunkt
unter die Unterscheidung zwischen der Inhalts- und Schrankenbestimmung auf der einen
und der Enteignung auf der anderen Seite gesetzt. Auch wenn das Urteil nicht vollstän-
dig ohne Schwächen ist,223 lassen sich seitdem beide Institute trennscharf gegeneinander
abgrenzen. Während früher hierfür insbesondere die Schwere des Eingriffs im Vergleich
zu anderen Betroffenen – also materielle Kriterien – untersucht wurde,224 geschieht die
Unterscheidung heute ganz überwiegend anhand formaler Merkmale. Damit sind auch die
sogenannten Schwellentheorien225 überkommen; ein Umschlagen der Inhaltsbestimmung
in eine Enteignung ab einer bestimmten Eingriffsschwere ist nicht mehr möglich.226
Dafür hat das BVerfG die Enteignung anhand von vier Wesensmerkmalen definiert.227
Trifft eines der Merkmale nicht auf einen Eigentumseingriff zu, kann dieser keine Enteig-
nung darstellen. Ob dann zwangsläufig eine Inhaltsbestimmung vorliegt, ist im Einzelfall
zu klären. Fest steht jedoch, daß seit dem Urteil zur Baulandumlegung der ,Güterbe-
schaffungsvorgang‘ ein wesentliches Merkmal der Enteignung darstellt und, was aus Sicht
der Baulandumlegung noch viel wichtiger ist, ein Entzug von Eigentum auch im Rahmen
einer Inhaltsbestimmung stattfinden kann.228 Damit findet die Unterscheidung zwischen
der Umlegung als Inhaltsbestimmung und der Enteignung allein über den Zweck des Ei-
gentumsentzugs statt.
222Vgl. Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 228.
223Vgl. dazu die kritischen Bemerkungen in Kapitel 2.3.2.1.
224Vgl. Kapitel 1.4.1.
225Vgl. insbesondere Kapitel 1.4.1.3 und 1.4.2.
226Es kann allerdings sein, daß ab einer bestimmten Schwere der Eigentumseingriff in Form einer ent-
schädigungslosen Inhaltsbestimmung nicht mehr zulässig wäre. Für diesen Zweck hat das BVerfG
die sogenannte ausgleichspflichtige Inhalts- und Schrankenbestimmung entwickelt. Vgl. dazu Kapitel
1.4.2.2.
227Diese sind der ,staatliche Zugriff‘, der ,Entzug‘, der ,Güterbeschaffungsvorgang‘ und das ,zur Erfüllung
bestimmter öffentlicher Aufgaben‘. Ob eine Enteignung allerdings bei Zutreffen aller vier Merkmale
zulässig ist, entscheidet sich erst, wenn die Vorschriften des Art. 14 III GG erfüllt sind.
228Der Aspekt des Eigentumsentzugs ist freilich bereits mit dem Urteil des BVerfG zur Stichtagsregelgung
(BVerfGE 101, S. 239 (259)) in die Inhalts- und Schrankenbestimmung transportiert worden, dürfte
aber erst jetzt in vollem Umfang wahrgenommen worden sein.
2. Eigentum und Bodenordnung
Bei Bodenordnung wird Eigentum in Form von Grundstückseigentum entzogen und zuge-
teilt. Zweck des jeweiligen Verfahrens ist die Schaffung von Grundstücken, die nach Lage,
Form und Größe entsprechend einer Planung oder sonstiger Gegebenheiten nutzbar und
verfügbar sind.
2.1. Überkommene Einordnung durch BGH und BVerwG
Sowohl der BGH als auch das BVerwG haben die Umlegung bzw. die Flurbereinigung
schon früh als eine Inhalts- und Schrankenbestimmung eingeordnet. Die Argumentation
war jedoch völlig anders als die heutige des BVerfG. Dies geht entscheidend auf die Tren-
nungstheorien von BGH und BVerwG bzgl. Inhaltsbestimmung und Enteignung zurück.
2.1.1. Einordnung von Bodenordnung durch den BGH
Bereits 1952 hat sich der BGH zur Abgrenzung von Inhaltsbestimmung und Enteignung
geäußert.229 Demzufolge sei die Enteignung ein zwangsweiser staatlicher Eingriff in das Ei-
gentum in Gestalt der Entziehung oder Belastung. Beides treffe die betroffenen Einzelnen
oder Gruppen im Vergleich zu Anderen ungleich, die Enteignung sei also ein Sonderopfer
für die Allgemeinheit und wurde über die materielle Schwere von der Inhalts- und Schran-
kenbestimmung abgegrenzt.230 Jeder Eigentumsentzug stellte eine Enteignung dar, aber
Enteignung hatte nicht zwangsweise einen Entzug von Eigentum zur Folge.231
Die Sonderopfertheorie führte freilich zu einem Dilemma in Bezug auf die Einordnung
der Umlegung als Inhalts- und Schrankenbestimmung. Da nach Meinung des BGH im
Rahmen einer Inhalts- und Schrankenbestimmung ein Eigentumsentzug nicht vorgesehen
war, mußte das Gericht die Argumentationsmuster des Surrogationsprinzips232 und der
229Vgl. BGHZ 6, S. 270 ff. Dabei distanzierte sich der BGH wörtlich von dem klassischen Enteignungs-
begriff.
230Vgl. Kapitel 1.4.1.2.
231Dieser Tatbestand steht diametral zur heutigen Trennungstheorie des BVerfG: Jede Enteignung hat
einen Entzug von Eigentum zur Folge, doch nicht jeder Eigentumsentzug stellt eine Enteignung dar
(vgl. Kapitel 1.3.2).
232Die dingliche Surrogation ist z.B. in § 68 FlurbG geregelt. Dort heißt es, daß die Landabfin-
dung hinsichtlich der Rechte an den alten Grundstücken und der diese Grundstücke betreffenden
Rechtsverhältnisse, die nicht aufgehoben werden, an die Stelle der alten Grundstücke treten. Daraus
schloß der BGH, daß das Eigentum sich ununterbrochen an einem verwandelten Grundstück fort-
setze (siehe gleich unten). Diese Auffassung ist auch heute noch weit verbreitet (vgl. nur Otte in:
37
Kapitel 2. Eigentum und Bodenordnung 38
Wirkung der Umlegung auf den Einzelnen bzw. die Gruppe verwenden. Außerdem fand
eine Abgrenzung über die Interessenformel statt. Im Jahr 1958 hatte sich der BGH mit
der ,Neuordnungsverordnung‘233 auseinanderzusetzen234. Die Sonderopfertheorie wurde
konsequent angewendet, so daß im Urteil folgende Argumentationen anzutreffen sind:
– Die Umlegung sei keine Enteignung, da sie nicht einem dem Betroffenen gegenüber
selbständigen fremden Interesse (fremdnützig) diene. Vielmehr bezwecke sie – im In-
teresse der Allgemeinheit und im gleichgerichteten Interesse der Grundstückseigen-
tümer (privatnützig) – durch die Neuordnung die Erhöhung der Wirtschaftlichkeit
des Grundbesitzes und stelle daher kein Sonderopfer dar, da alle in gleicher Weise
getroffen würden. In Verbindung mit der Sozialgebundenheit des Eigentums haf-
te dem Grundeigentum von vornherein die rechtliche Eigenschaft an, Objekt eines
Umlegungsverfahrens zu werden.
– Die Umlegung sei auch keine Enteignung, da sich das Eigentum ungebrochen an
einem ,verwandelten‘ Grundstück fortsetze (Surrogationsprinzip). In diesem Zusam-
menhang verwendet der BGH auch den Topos ,vernünftige wirtschaftliche Betrach-
tungsweise‘, den der BGH später zu der Situationsgebundenheit i.V.m. dem ver-
nünftig wirtschaftenden Eigentümer ausbaute.
– Außerdem sei die Umlegung keine Enteignung, da jeder Teilnehmer grundsätzlich
Land von gleichem Wert zurückerhalte (wertgleiche Abfindung). Sie wirke sich nur
zu einem Sonderopfer, also einer Enteignung, aus, wenn von diesem Grundsatz abge-
wichen werde und die tatsächliche Zuteilung hinter dem Sollanspruch zurückbleibe.
In diesem Falle schlage also die Umlegung als Inhaltsbestimmung in eine Enteignung
um.
Nachfolgende Urteile des BGH zur Umlegung (und auch Flurbereinigung)235 berufen
sich immer wieder auf die obige Entscheidung, so daß diese durchaus als Grundgerüst für
die weitere Rechtsprechung des BGH bzgl. der Umlegung verstanden werden kann.
Dabei stellt die Sonderopfertheorie oft einen wichtigen Anknüpfungspunkt dar. Diese
läßt sich zweistufig anwenden. Zum einen findet eine Abgrenzung der durch die Umlegung
Betroffenen zu denjenigen außerhalb des Umlegungsgebiets statt (1.). Zum anderen trifft
der BGH eine Unterscheidung innerhalb des Umlegungsgebiets (2.).
1. In dieser ersten Stufe überprüft der BGH, ob die Umlegung an sich für die Beteilig-
ten ein Sonderopfer zugunsten der Allgemeinheit darstellt. Die gesetzliche Regelung
(BauGB bzw. BBauG) an sich stelle zunächst kein Sonderopfer dar, da der Zweck
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, § 45, Rn. ).
233Verordnung über Neuordnungsmaßnahmen zur Beseitigung der Kriegsfolgen vom 2. Dezember 1940
(RGBl. I 1575 ff.).
234BGHZ 27, S. 15 ff.
235Zur städtischen Umlegung hat sich der BGH aus dem Grund überwiegend geäußert, daß laut Gesetz
(BauGB bzw. BBauG) die Baulandkammern, die bei den Landgerichten angesiedelt sind, über dies-
bezügliche Streitigkeiten zu entscheiden haben. Anfechtungen gegen Verfahren nach FlurbG finden
dagegen vor den Flurbereinigungsgerichten statt, die bei der Verwaltungsgerichtsbarkeit eingerichtet
werden. Einzige Ausnahme stellen die Verfahren bzgl. einer Enteignungsentschädigung dar. Diese fin-
den gemäß Art. 14 III 4 GG vor den ordentlichen Gerichten statt.
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der Umlegung privatnützig sei (s.o.). Dabei bezieht der BGH das Kriterium der Pri-
vatnützigkeit
”
auf das Umlegungsgebiet als Ganzes“236. Ob eine Umlegung an sich
zulässig ist, begründet der BGH anhand des geringstmöglichen Eingriffs und der
Verhältnismäßigkeit der Mittel237. Das Mittel, das das Grundeigentum und weitere
geschützte Rechte der Betroffenen am wenigsten beeinträchtige, sei zu benutzen. So
könne die Umlegung im Einzelfall zum Wohl der Allgemeinheit notwendig sein, wenn
die Verwirklichung des Bebauungsplans unter dem Allgemeinwohlvorbehalt stehe.
Dann müsse
”
über das öffentliche Interesse an der Planung hinaus ein Zurücktreten
des Eigentümers hinter das Gemeinwohl erforderlich sein.“238 Anhand der Sozial-
gebundenheit des Eigentums nach Art. 14 II GG ermittelt der BGH eine gewisse
Pflichtigkeit des Grundstückseigentümers zur Teilnahme an einem Bodenordnungs-
verfahren. Dabei sei egal, ob der Eigentümer die Pflichtigkeit anerkennt, sie müsse
sich nur objektiv ergeben239. Ob die Planung nun mit Hilfe der Umlegung oder aber
der Enteignung umzusetzen sei, geht aus der Rechtsprechung des BGH nicht klar
hervor. Die Wahl des Verfahrens sei weitgehend von den Gegebenheiten der Örtlich-
keit, aber auch von Zweckmäßigkeitserwägungen abhängig. Dabei schließt der BGH
nicht aus, daß Voraussetzungen für das Beschreiten beider Wege gegeben seien.240
Der BGH gibt aber auch Konstellationen vor, bei denen die Umlegung in eine Ent-
eignung umschlagen könne. So wirke sich die Verfügungs- und Veränderungssperre,
die der BGH grundsätzlich als eine Inhalts- und Schrankenbestimmung einordnet,
enteignend aus, wenn das Umlegungsverfahren unsachgerecht verzögert werde. Jen-
seits dieser (vom Einzelfall abhängigen) zeitlichen Grenze fordere die Bausperre von
dem Grundstückseigentümer ein Sonderopfer und nehme den Charakter eines ent-
eignenden Eingriffs an.241
Zudem hat der BGH zutreffend den Umfang der örtlichen Verkehrsflächen, die im
Rahmen von § 55 II BBauG (BauGB) vorweg ausgeschieden werden können, be-
grenzt. Dies sei nur statthaft, solange die zukünftigen Verkehrsflächen nicht über-
236Vgl. BGH, Urteil vom 16.12.1993 - III ZR 63/93, mit Verweis auf BGH, Urteil vom 13.12.1990 - III ZR
240/89 (Winterberg). Dieser Aspekt wird in Kapitel 3.2.2 bei der Konkretisierung der Privatnützigkeit
aufgegriffen.
237Vgl. BGH, Urteil vom 10.11.1983 - III ZR 131/82.
238BGH, Urteil vom 10.11.1983 - III ZR 131/82. Für welche konkreten Fälle diese Problematik vorliegt,
hat der BGH nicht näher erläutert. Fest steht allerdings, daß der BGH die Wahl des Verfahrens zur Um-
setzung des Bebauungsplans nicht vom Zweck der Bodenordnung sondern der Sonderopfertheorie und
der Verhältnismäßigkeit der Mittel abhängig macht. Beispiele hierfür könnten Erschließungsumlegun-
gen zur Umsetzung von Gewerbegebieten oder Neubaugebieten unter erhöhtem öffentlichem Interesse
sein. Die Behandlung dieser Fallkonstellationen findet in den Kapiteln 3.2.4.1f. und 4.2.3.1 statt.
239BGH, Urteil vom 12.10.1959 - III 48/58. Dieser Ansatz entspricht voll und ganz dem Topos vom
wohlverstandenen Eigeninteresse des Eigentümers. Aus heutiger Sicht, i.V.m. der Rechtsprechung des
BVerfG zur Baulandumlegung, ist diese Argumentation nicht mehr haltbar. Vgl. nur Haas, NVwZ
2002, S. 272 (277).
240Vgl. BGH, Urteil vom 12.10.1959 - III ZR 48/58. Das entspricht nicht der Trennungstheorie des
BVerfG. Da es zwischen Inhaltsbestimmung und Enteignung ausschließlich anhand formeller Gege-
benheiten unterscheidet, ergibt sich die Wahl des Bodenordnungsinstruments anhand des Zwecks der
Bodenordnungsaufgabe.
241BGH, Urteil vom 14.7.1965 - III ZR 2/64.
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wiegend überörtlichen Verkehrsbedürfnissen dienen. Nur diese Zweckbestimmung
der Verkehrsflächen berechtige zur Verkleinerung der Verteilungsmasse und stelle
kein Sonderopfer für die Allgemeinheit dar.
”
Fehlt sie [die Zweckbestimmung], so
vermag dieser Mangel auch durch eine ansonsten wertgleiche Zuteilung nicht geheilt
zu werden.“242
Schließlich hat sich der BGH mit Landabgaben in der Flurbereinigung zugunsten
eines Unternehmens (§ 87 FlurbG) auseinandergesetzt. So stelle die Landabgabe
(selbst) einen Enteignungstatbestand dar. Daran ändere sich nichts, wenn in die-
sem Flurbereinigungsverfahren eine Abfindung in Land gewährt werde, die dazu
bestimmt ist, den Landverlust voll auszugleichen. Denn
”
diese Landabfindung ist
nur eine besondere Art der Enteignungsentschädigung“243.
2. In der zweiten Stufe wird dann das Umlegungsgebiet als Ganzes untersucht, also
die Beziehungen und Verflechtungen der beteiligten Grundstückseigentümer (Soli-
dargemeinschaft) untereinander. Wie bereits erwähnt, wertet der BGH eine Min-
derzuteilung, die mehr als geringfügig vom Sollanspruch abweicht, als Sonderopfer
zugunsten der Gemeinschaft und damit als entschädigungpflichtige Enteignung.244.
Daß der BGH den Begriff der Privatnützigkeit auf das Umlegungsgebiet als Ganzes
und nicht auf jedes einzelne Grundstück bezieht, kann sich für inhomogene Gebiete
als kritisch herausstellen. So geschah es bei der Beurteilung der Rechtmäßigkeit einer
Sanierungsumlegung.245 Ziel dieser Umlegung war die Verlegung einer überörtlichen
Ortsdurchgangsstraße (Bundesstraße) aus dem Stadtkern an den Rand des Sanie-
rungsgebiets. Dabei wurde der Bodenordnungsbedarf in dem betroffenen Randgebiet
erst durch die Verlegung der Straße ausgelöst. Obwohl die Umgehungsstraße keinen
Bezug zum Umlegungsgebiet und seinen Bewohnern aufwies und der BGH die Pla-
nung als durch fremde Interessen ausgelöst klassifizierte, beurteilte er die Maßnahme
trotzdem als privatnützig. Denn die Umlegung diene der Behebung eines städtebau-
lichen Mißstandes (Durchgangsstraße) und sei im Rahmen einer städtebaulichen
Sanierung besonders geeignet, einen Beitrag zur Bodenordnung zu leisten, der die
Interessen aller Grundeigentümer im Sanierungsgebiet angemessen berücksichtige.
Zudem sei die Umlegung, die zum Lastenausgleich verpflichtet sei, im Verhältnis zur
Enteignung regelmäßig das mildere Mittel. Da unter dem städtebaulichen Mißstand
der gesamte Stadtkern leide, entspreche es dem objektiv verstandenen gemeinschaft-
lichen (wohlverstandenen) Interesse jedes einzelnen von der Sanierung betroffenen
Bürgers, daß der Innenstadtbereich vom Verkehr entlastet werde. Dabei erweitert
242BGH, Urteil vom 19.1.1984 - III ZR 185/82.
243BGH, Urteil vom 29.3.1976 - III ZR 98/73. Während das BVerfG die Unternehmensflurbereinigung
nach §§ 87 ff. FlurbG im Ganzen als Enteignung eingestuft hat (vgl. BVerfGE 74, S. 264), behandelt
der BGH lediglich den Flächenabzug jedes Eigentümers zugunsten des Unternehmens als Enteignung.
Zudem stellt die Aussage, daß die Landabfindung im Rahmen der Unternehmensflurbereinigung nur
eine besondere Art der Enteignungsentschädigung sei, einen Widerspruch zu der Argumentation dar,
daß die Umlegung selbst keine Enteignung sei, weil jeder Teilnehmer grundsätzlich eine wertgleiche
Landabfindung erhalte.
244Ausführlich: BGH, Urteil vom 12.10.1959 - III ZR 48/58.
245BGH, Urteil vom 13.12.1990 - III ZR 240/89 (Winterberg).
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der BGH die Solidargemeinschaft stark und verteilt die Lasten gleichmäßig auf die
Gemeinschaft aller Betroffenen.
In der Fachliteratur wird das Winterbergurteil kontrovers diskutiert. Schmidt-Aß-
mann sieht das Kriterium der Privatnützigkeit in diesem Fall stark strapaziert, be-
zeichnet die Umlegung in diesem Fall jedoch noch als zulässig.246 Ronellenfitsch
kritisiert das Winterbergurteil stark.247 Bestimmte Grundeigentümer würden zula-
sten anderer begünstigt.
”
Der vielstrapazierte Gesichtspunkt der Lastengleichheit
und Solidargemeinschaft führt in die Irre, [... da es um Flächenentzug geht], der
die Situation der betroffenen Grundstücke überhaupt nicht bessert.“248 Daher werde
durch die Rechtsprechung des BGH die Privatnützigkeit relativiert und Mißbräuchen
Tür und Tor geöffnet.
Aus heutiger Sicht dürfte das Urteil aus mehreren Gründen so nicht mehr zustan-
dekommen. Denn laut der Rechtsprechung des BVerfG dient die Umlegung dem
Ausgleich gegenläufiger privater Interessen, während die besprochene Sanierungs-
umlegung in Winterberg augenscheinlich nicht diesen Zweck hat. Zudem ist es aus
Verfassersicht bedenklich, die Sozialpflichtigkeit des Eigentums in einem solchen Fall
von mehreren sich überlagernden Faktoren abhängig zu machen. Je größer ein Bo-
denordnungsgebiet ist, desto eher lassen sich planungsbedingte Anlässe, die keinen
sachlichen Zusammenhang haben, als Legitimationsgrund für Bodenordnungsauf-
gaben aus objektiver Betrachtungsweise unter dem Oberbegriff ,wohlverstandenes
Interesse‘ der Eigentümer zusammenfassen. Dabei ist die ausführende Verwaltung
dann dem Verdacht der Willkür ausgesetzt.249
Ob der BGH infolge des Urteils des BVerfG zur Baulandumlegung von seiner her-
kömmlichen Linie abgewichen ist, läßt sich nicht verbürgt sagen. Das Gericht hat seitdem
drei Urteile zur Baulandumlegung ausgesprochen. Im ersten spricht der BGH vom Aus-
gleich
”
der insoweit gleichgerichteten privaten Interessen“250 und verweist dabei auch auf
das Winterbergurteil. In der zweiten Entscheidung wird der Zweck der Umlegung (In-
teressenausgleich) überhaupt nicht beachtet, zudem scheint der BGH immer noch die
Sonderopfertheorie zu vertreten.251 Im dritten Urteil schließlich wird zwar das BVerfG
hinsichtlich des Umlegungszwecks (Interessenausgleich) korrekt zitiert, die Abgrenzung
zur Enteignung wird aber nicht weiter vertieft.252 Daher bleibt abzuwarten, wie der BGH
in Zukunft die Abgrenzung der Umlegung als Inhalts- und Schrankenbestimmung von der
Enteignung vornehmen wird.
246Schmidt-Aßmann 1996, S. 33. Er bezweifelt allerdings, daß die Sanierungsumlegung ,Winterberg‘ der
Kontrolle durch das eher isoliert eigentumsrechtlich argumentierende BVerfG hätte standhalten kön-
nen.
247Ronellenfitsch, VerwArch 1996, S. 143.
248Ronellenfitsch, VerwArch 1996, S. 143 (167).
249S.o. Ronnellenfitsch. Dieser Fall wird in Kapitel 4.2.2.2, S. 151 aufgegriffen und unter Zuhilfenahme
der Rechtsprechung des BVerfG diskutiert.
250BGH, Urteil vom 10.1.2002 - III ZR 212/01.
251BGH, Urteil vom 10.3.2005 - III ZR 224/04. In diesem Urteil verweist der BGH auf seine alte Recht-
sprechung, in der Umlegung aufgrund einer Minderzuteilung zur Enteignung werde.
252BGH, Urteil vom 20.7.2006 - III ZR 280/05.
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2.1.2. Einordnung von Bodenordnung durch das BVerwG
Das BVerwG hat sich mit Bodenordnung erstmals 1954 auseinandergesetzt253. Gegen-
stand des Urteils war die Umlegung nach der Reichsumlegungsordnung (RUO), die das
Gericht als Inhalts- und Schrankenbestimmung einordnete. In der Argumentation wurde
allerdings im Gegensatz zum BGH auf die Sonderopfertheorie verzichtet. Vielmehr erfolg-
te die Abgrenzung der Umlegung als Inhaltsbestimmung von der Enteignung über die
Interessenformel (1.) und die Wertformel (2.):
1. Die Enteignung sei dadurch gekennzeichnet, daß sie einem dem Betroffenen gegen-
über selbständigen fremden Interesse diene, also der Allgemeinheit oder einem be-
stimmten Unternehmer. Die Flurbereinigung stelle zwar auch Interessen der All-
gemeinheit in Rücksicht (hier Förderung der landwirtschaftlichen Erzeugung und
der allgemeinen Landeskultur), diese Interessen seien aber denen der Betroffenen
nicht entgegengesetzt. Vielmehr lägen die Ziele der Flurbereinigung
”
in gleicher
Weise auch im Interesse der Betroffenen“254, da nachher infolge der Neuordnung
der Grundstücke eine wirtschaftlichere Betriebsführung möglich sei. Während also
die Enteignung durch einen Gegensatz der Interessen gekennzeichnet sei, sei dies bei
der Flurbereinigung gerade nicht der Fall.
2. Die Flurbereinigung sei durch die Vorschrift der Zuteilung gleichwertiger Grund-
flächen gekennzeichnet und gefährde daher das Eigentum der Betroffenen nicht.
Dadurch trage sie ihre Schranken in sich selbst. Werde dem Grundatz der wertglei-
chen Abfindung nicht entsprochen, werde auch gegen die Interessenformel verstoßen.
Damit kommt dieser im Vergleich beider Kriterien auch das größere Gewicht zu.
Die Interessenformel dient auch in späteren Urteilen des BVerwG der Abgrenzung der
Umlegung zur Enteignung. Somit seien Landabzüge für gemeinschaftliche Anlagen mög-
lich, wenn diese zugleich den Interessen der Betroffenen dienen255. Eine Geldabfindung
anstatt einer Landzuteilung sei keine Enteignung, solange der Betroffene grundsätzlich
damit einverstanden ist. Dann würde seinen Interessen entsprochen, da kein Verstoß ge-
gen seine Verfügungsbefugnis vorliege256. Ebenso sei die Minderzuteilung bei gleichzeitiger
Gewährung eines Geldausgleichs keine Enteignung, wenn sie unvermeidbar ist. Denn der
Geldausgleich stehe in derart engem Zusammenhang mit der Landabfindung, daß die In-
teressenrichtung nicht aufgehoben werde257.
Ab 1960 näherte sich das BVerwG der Rechtsprechung des BGH an. Denn ab diesem
Zeitpunkt argumentierte das BVerwG ebenfalls mit Hilfe des Surrogationsprinzips258. Bis-
her war nicht angesprochen, ob bei der Umlegung ein Eigentumsentzug stattfinde oder
253Vgl. BVerwG, Urteil vom 9.11.1954 - I B 145/53.
254BVerwG, Urteil vom 9.11.1954 - I B 145/53
255Vgl. BVerwG, Urteil vom 19.12.1957 - I C 76/57 i.V.m. BVerwG, Urteil vom 15.11.1956 - I C 154/54.
256Vgl. BVerwG, Urteil vom 19.12.1957 - I C 76/57. In diesem Urteil wird betont, daß die Abgrenzung
der Inhaltsbestimmung zur Enteignung nach materiellen (und nicht nach formellen) Gesichtspunkten
erfolgen müsse.
257BVerwG, Urteil vom 13.1.1959 - I C 155/58.
258Vgl. BVerwG, Urteil vom 6.10.1960 - I C 64/60.
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nicht. Offenbar war das BVerwG wie der BGH der Meinung, daß Eigentum nur über Ent-
eignung entzogen werden könne. Diese Argumentation war nur durch den Rückgriff auf die
Wertformel in Verbindung mit dem Surrogationsprinzip möglich. Der Grundstückstausch
vollziehe sich also nicht dadurch,
”
daß das Eigentum an den ursprünglichen Flächen un-
tergeht und hierfür ein neues Grundstück gegeben wird. Die neue, im Umlegungsplan
ausgewiesene reale Grundstücksfläche tritt vielmehr als Surrogat an die Stelle des alten
realen Grundstücks. [...] Das Eigentumsrecht bleibt durch die Umlegung unberührt.“259
In diesem Zusammenhang betont das BVerwG, daß Landabzüge keine Enteignung seien,
sofern die gesetzliche Regelung eine wertgleiche Abfindung in Land vorschreibt.
Zahlreiche Urteile des BVerwG befassen sich mit den Landabzügen in der Unterneh-
mensflurbereinigung nach §§ 87 ff. FlurbG (1.) bzw. in der Regelflurbereinigung nach § 1
FlurbG i.V.m § 40 FlurbG (Landbereitstellung für öffentliche Anlagen) (2.):
1. Die Landabzüge in einer Unternehmensflurbereinigung hat das BVerwG als Ent-
eignung eingestuft260. Die Argumentation ist durch die Interessenformel geprägt.
Denn das Unternehmen diene anderen Interessen als denjenigen der Teilnehmer und
gerade dadurch sei die Enteignung gekennzeichnet. Interessanterweise sieht das Ge-
richt die Unternehmensflurbereinigung im Ganzen nicht als Enteignung an, denn
sie ermögliche nicht nur die Verwirklichung eines im öffentlichen Interesse liegenden
Vorhabens, sondern diene gleichzeitig privatnützigen Zielen. Als solche benennt das
BVerwG insbesondere die solidarische Folgenminderung sowie die Vermeidung der
Zersplitterung des Grundbesitzes und der Zerschneidung der Flur.261 Hat der Un-
ternehmensträger bereits alle in der Trasse liegenden Flächen erworben, sieht das
BVerwG eine Unternehmensflurbereinigung als nicht notwendig an. Zur Behebung
der Zerschneidung und Zersplitterung ist dann laut BVerwG lediglich ein verein-
fachtes Flurbereinigungsverfahren nach § 86 I Nr. 2 FlurbG erforderlich.262
2. Den Landabzug für öffentliche Anlagen nach § 40 FlurbG stuft das BVerwG nicht als
eine Enteignungsnorm ein,263 folglich kann es sich nur um eine Inhalts- und Schran-
kenbestimmung handeln. Die Begründung wird jedoch nicht über die Interessen-
oder die Wertformel geliefert. Vielmehr sei die Landbereitstellung nach § 40 FlurbG
keine Enteignung, da das Gesetz für die Landbereitstellung die Zulässigkeit der Ent-
eignung – im Gegensatz zur Unternehmensflurbereinigung – nicht als Voraussetzung
ansehe. Zudem diene die Anlage lediglich dem öffentlichen Interesse.264
259BVerwG, Urteil vom 6.10.1960 - I C 64/60.
260Vgl. BVerwG, Urteil vom 20.2.1956 - I B 97/55.
261BVerwG, Urteil vom 33.11.1988 - 5 C 18/85. Anders sieht es freilich das BVerfG. Dieses hat die
Unternehmensflurbereinigung insgesamt als Enteignung eingestuft (BVerfGE 74, S. 264).
262BVerwG, Urteil vom 30.7.1980 - 5 B 25/79.
263BVerwG, Urteil vom 12.4.1984 - V C 110/83.
264Aus heutiger Sicht i.V.m. der Rechtsprechung des BVerfG ist die Argumentation des BVerwG als über-
holt anzusehen. Nur weil eine gesetzliche Regelung die Zulässigkeit der Enteignung nicht ausdrücklich
erfordert, ist die Norm nicht unwidersprochen in Art. 14 I GG einzuordnen. Sie kann ebenso trotzdem
eine Enteignung oder sogar verfassungswidrig sein. Vgl. dazu auch Christ zu der Regelung des § 55 V
BauGB (Christ in DVBl. 2002, S. 1517 (1518 ff.)).
Kapitel 2. Eigentum und Bodenordnung 44
Bemerkenswert ist ein Urteil des BVerwG aus dem Jahr 1990,265 das die Rückübereig-
nung von Grundstücken nach dem Zweckfortfall einer Umlegung behandelte. Infolge des
Boxbergurteils266 des BVerfG schien sich das BVerwG von seiner bisherigen Rechtspre-
chung bzgl. der Einordnung der Umlegung in Art. 14 GG zu distanzieren. Es ließ nun
bewußt offen, ob die Umlegung eine Inhaltsbestimmung oder eine Enteignung sei. Indem
das BVerwG von einem durch den Umlegungsbeschluß bewirkten
”
Ausgleich vielseitiger
Interessen“267 spricht, scheint es zumindest nicht mehr davon auszugehen, daß die Interes-
sen aller beteiligten Eigentümer gleichgerichtet sind.268 Damit scheint aus Verfassersicht
ein erster Schritt zur Verabschiedung von den materiellen Trennungstheorien des BVerwG
und des BGH erfolgt zu sein. Dieser Pfad wird im gleichen Jahr durch ein zweites Urteil des
BVerwG zur Flurbereinigung weiter beschritten.269 Hier findet zwar eine eindeutige Ein-
stufung als Inhalts- und Schrankenbestimmung statt. Das Gericht geht allerdings auf die
Eigentumsgarantie ein, die den konkreten Bestand in der Hand des Eigentümers sichert. In
diese Gewährleistung greife die Flurbereinigung ein, indem Veränderungen des konkreten
Eigentumsbestandes vorgenommen würden. Dem Eigentümer bleibe
”
nicht der konkrete
Bestand des in die Flurbereinigung eingebrachten Eigentums.“270 Trotzdem spricht das
BVerwG in diesem Zusammenhang nicht von einem Eigentumsentzug; vermutlich, weil zu
diesem Zeitpunkt der Entzug von Eigentumsobjekten nur mit der Enteignung in Verbin-
dung gebracht wurde. Wurde in der Fachliteratur vor allem das erste dieser beiden Urteile
mit Erstaunen aufgenommen,271 wirken sie aus heutiger Sichtweise durchaus schlüssig.
Seit dem Beschluß des BVerfG zur Baulandumlegung hat das BVerwG in drei Urtei-
len die Flurbereinigung bzw. die Bodenordnung nach LwAnpG als Inhaltsbestimmung
eingeordnet. Während der neunte Senat in zwei Urteilen die Argumentation des BVerfG
überwiegend übernommen hat,272 benutzt der achte Senat immer noch die überkommenen
Argumente des BVerwG und des BGH.273 Der Untergang des Eigentums an der Einlage
und die Neubegründung von Eigentum am Abfindungsgrundstück im Rahmen eines Bo-
denordnungsverfahrens nach §§ 53 ff. LwAnpG wird verneint. Vielmehr findet eine Rück-
besinnung auf das Surrogationsprinzip statt. Die Rechtsprechung der einzelnen Senate ist
somit nicht einheitlich, was nicht unbedingt Klarheit gerade im Bereich der ländlichen
Bodenordnung schafft.
265BVerwG, Urteil vom 22.3.1990 - IV C 24/86.
266BVerfGE 74, S. 264.
267BVerwG, Urteil vom 22.3.1990 - IV C 24/86.
268Auch das BVerfG kennzeichnet die Umlegung als ein Instrument zum Ausgleich gegenläufiger privater
Interessen und damit als Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums (vgl. BVerfGE 104, S.1).
269BVerwG, Urteil vom 10.5.1990 - V C 1/87.
270BVerwG, Urteil vom 10.5.1990 - V C 1/87.
271Vgl. nur Schmidt-Aßmann Studien zum Recht der städtebaulichen Umlegung.
272BVerwG, Urteil vom 18.11.2002 - IX CN 1/02, Urteil vom 12.7.2007 - IX B 18/07.
273BVerwG, Urteil vom 25.4.2007 - VIII C 13/06.
Kapitel 2. Eigentum und Bodenordnung 45
2.2. Überkommene Einordnung durch die Literatur
Ob die Umlegung bzw. die Flurbereinigung als Inhalts- und Schrankenbestimmung oder
als Enteignung einzustufen ist, war immer wieder Gegenstand von Aufsätzen oder gan-
zen Abhandlungen.274 Der überwiegende Teil der Literatur ordnet die Umlegung als eine
Inhalts- und Schrankenbestimmung ein. Dies geschieht meistens in Anlehnung an die herr-
schende Rechtsprechung des BGH und des BVerwG. Vor allem die Standardkommentare
in damaliger Fassung argumentierten über das Interessenkriterium (i.d.R. gleichgesetzt
mit der Privatnützigkeit), das Wertkriterium, das Surrogationsprinzip oder auch die Son-
deropfertheorie.275 Es gibt aber auch Quellen, die die Umlegung zwar als Inhalts- und
Schrankenbestimmung eingeordnet, aber für die Argumentation andere Kriterien verwen-
det haben. Diese werden im folgenden kurz skizziert. Die Veröffentlichungen, die in der
Umlegung eine Enteignung sehen, orientierten sich auf ihre Weise ebenfalls an der Recht-
sprechung des BVerwG und des BGH. Da sie der (aus heutiger Sicht berechtigten) Auf-
fassung waren, daß das betroffene Eigentum durch die Umlegung entzogen werde, haben
sie diese folgerichtig als eine Enteignung bezeichnet. Denn entsprechend der damaligen
Rechtsauffassung war ein Eigentumsentzug nur über eine Enteignung möglich. Auch diese
Literaturquellen werden kurz wiedergegeben.
2.2.1. Umlegung als Inhaltsbestimmung
Sauermann befaßte sich 1939 mit der Umlegung nach der RUO. Seiner Meinung wird bei
Durchführung einer Umlegung Eigentum entzogen und übertragen, sie sei jedoch keine
Enteignung, sondern ein Institut eigener Art, da auf diese Weise konkrete Gemeinschafts-
bindungen der Eigentümer ausgedrückt und entfaltet würden.276 Außerdem werde bei
der Umlegung
”
der gesamtvölkische Raum von der kleinsten Zelle her gestaltet, bei der
Enteignung dagegen ist ,Umlegungsbezirk‘ das ganze Reichsgebiet.“277
Lurz unterstellte die Umlegung zwar dem Surrogationsprinzip, bezog dieses jedoch auf
das Eigentumsrecht.278 Durch den Austausch selbst geht seiner Meinung nach das Eigen-
tum an den alten Grundstücken unter. Dabei verkannte er freilich, daß die Bestandsga-
rantie nur das Eigentum selbst, also den konkreten Bestand in der Hand des Einzelnen,
274Umlegung als Inhaltsbestimmung: Schmidt-Aßmann, DVBl. 1982, S. 152; Schmidt-Aßmann in
Staat Wirtschaft Steuern, S. 407; Sauermann, Die Umlegung, S. 37 ff.; Lurz, NJW 1955, S. 1780;
Schröder, Baulandumlegung und Enteignung, S. 46 ff.; Kröner, ZfBR 1979, S. 1; Bryde, JuS 1993, S.
283; Brenner, DVBl. 1993, S. 291; Stadler, ZfBR 1999, S. 183; Breuer in Schrödter, BauGB, § 45 Rn. 5
ff.; Dieterich, Baulandumlegung, 4. Aufl. (2000) Rn. 7 ff.; Löhr, in Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB,
7. Aufl. (1999) 45, Rn. 8 f.; Ernst/Otte, in Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, § 45, Stand: November
2000, Rn. 10 f.; Träger, Die Ausgestaltung, S. 50 ff.; Umlegung als Enteignung: Siegl, DVBl. 1956,
S. 285; Labbé, AnwBl. 89, S. 530; Lege, Zwangskontrakt und Güterdefinition, S. 85 ff.
275Da diese Kriterien bereits eingehend dargestellt wurden, wird an dieser Stelle nicht mehr darauf ein-
gegangen.
276Sauermann, Die Umlegung, S. 47. Ob dieses Institut eigener Art eine Inhaltsbestimmung darstellt oder
etwas ganz anderes Drittes, verrät Sauermann nicht.
277Sauermann, Die Umlegung, S. 56.
278Lurz, NJW 1955, S. 1780 (1781).
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schützt, nicht aber ein Eigentumsrecht. Weiter unten verwendete er die Interessenformel.
Schröder sah ebenfalls die Umlegung nicht als Instrument des Eigentumsentzugs an
und stützte sich dabei auf die damals aktuelle Rechtsprechung des BGH. Allerdings er-
weiterte er diese und verwendete zur Abgrenzung der Umlegung von der Enteignung die
Privatnützigkeitstheorie von Reinhardt279, denn der Eigentumseingriff durch den Umle-
gungsplan diene der Entfaltung des Eigentums, das Prinzip der Privatnützigkeit werde
also nicht geschmälert, sondern gefördert280.
Bryde sah in der Umlegung eine Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums281.
Er lehnte allerdings unter Rückgriff auf die vom BVerfG definierte Bestandsgarantie
des Eigentums das Surrogationsprinzip ab, denn der Eigentümer verliere sein konkre-
tes Grundstück. Außerdem war seiner Meinung nach für die Enteignung nicht ihre Wir-
kung beim Eigentümer sondern ihre Zwecksetzung ausschlaggebend. Nach Bryde ist die
Umlegung daher eine Inhaltsbestimmung, da gemäß der Entscheidung des BVerfG zum
Vorkaufsrecht282 auch im Rahmen einer Inhaltsbestimmung der vollständige Entzug wohl-
erworbener Rechte bei der Neugestaltung von Eigentumsrechten möglich sei. Das alles
bedeutet in conclusio,
”
daß die Umlegung in ihren belastenden Wirkungen wie die Ent-
eignung vor Art. 14 GG rechtfertigungsbedürftig ist“283.
Schmidt-Aßmann hat bereits 1982 in der Umlegung einen Entzug des Eigentums ge-
sehen, die Bestandsgarantie werde durch den Grundstückstausch beeinträchtigt. Denn er
lehnte die hergebrachten Argumentationsmuster ,Surrogationsprinzip‘, ,Sonderopfer‘ und
,wertgleiche Abfindung in Land‘ ab.284 Um die Umlegung trotz des Eigentumsentzugs als
Inhaltsbestimmung bezeichnen zu können,
”
bedarf es besonderer Wertungsfaktoren, die
den Substanzeingriff weniger gravierend [...] erscheinen lassen.“285 Dafür bediente er sich
der Interessensformel des BVerwG,286 denn die dahintersteckende Eigentümernützigkeit
sei die einzige Basis, die umlegungsspezifischen Beeinträchtigungen der Bestandsgarantie
zu legitimieren. Die Privatnützigkeit des Eigentums und das privatnützige Eingriffsinstru-
ment Umlegung stünden in Korrespondenz. Später erweiterte Schmidt-Aßmann287 diesen
Ansatz infolge des Boxbergurteils,288 er trennte die Inhaltsbestimmung von der Enteig-
nung wie das BVerfG über formale Kriterien, d.h., er unterschied die Umlegung und die
Enteignung über den Zweck des Eigentumsentzugs.289 Damit ließ Schmidt-Aßmann auch
279Reinhardt in: Reinhardt/Scheuner, Verfassungsschutz des Eigentums, S. 1 ff. Die Privatnützigkeits-
theorie von Reinhardt wird in Kapitel 3.2.1.1 für die Konkretisierung der Privatnützigkeit von Boden-
ordnungsverfahren aufgegriffen.
280Schröder, Baulandumlegung und Enteignung, S. 55.
281Bryde, JuS 1993, S. 283 (284).
282BVerfGE 83, S. 201.
283Bryde, JuS 1993, S. 283 (284).
284Spätestens seit dem Urteil des BVerfG (BVerfGE 104, S.1) zur Baulandumlegung sind diese Begrün-
dungen für die Einordnung der Umlegung als Inhaltsbestimmung nicht mehr haltbar.
285Schmidt-Aßmann, DVBl. 1982, S.152 (154).
286BVerwG, Urteil vom 9.11.1954 - I B 145/53.
287Schmidt-Aßmann in: Staat Wirtschaft Steuern, S. 407 (418 ff.).
288BVerfGE 74, S. 264.
289Über den Zweck des Entzugs hat bekanntlich das BVerfG die Umlegung in Art. 14 I GG eingeordnet
(vgl. BVerfGE 104, S. 1).
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kein Umschlagen der Umlegung in eine Enteignung zu, wenn es z.B. zu erheblichen Minde-
zuteilungen kommt oder Kleineigentümer überhaupt keine Zuteilung erhalten. Allenfalls
könne eine Umlegung verfassungswidrig sein. Die Einschätzungen von Schmidt-Aßmann
sind überwiegend deckungsgleich mit der aktuellen Rechtsprechung des BVerfG. Sie dürf-
ten in großem Maße eine Vorbildfunktion für das Urteil zur Baulandumlegung290 gehabt
haben.
2.2.2. Umlegung als Enteignung
Siegl diskutierte 1956 den Entwurf des Bundesbaugesetzes (BBauG) und seine Regelungen
zur Umlegung.291 Dabei setzte er sich insbesondere mit der Frage auseinander, ob eine
zwangsweise Umlegung eine Enteignung darstelle. Die ,etablierten‘ Argumentationsmuster
Surrogationsprinzip und Interessenformel lehnte er ab. Das Eigentum am Einwurfsgrund-
stück werde entzogen, und der Träger erwerbe das Eigentum an der Landabfindung. Und
”
die Entziehung des Eigentumsrechts ist immer eine Enteignung“292. Die Interessenformel
lehnte Siegl ab, weil man es
”
dem Betroffenen schon selbst überlassen [muß], ob er die
Umlegung als in seinem Interesse liegend empfindet. Wehrt er sich gegen die Umlegung,
so gibt er damit zu erkennen, daß sie seinen Interessen nicht entspricht.“293 Denn dann
entstehe bereits jener Interessenwiderstreit, der für die Enteignung so charakteristisch sei.
Daher betrachtet er (zumindest) die zwangsweise Umlegung als Enteignung, die Anwen-
dungsvoraussetzungen seien dann nach Art. 14 III GG zu bestimmen.
Ähnlich argumentiert auch Labbé294. Er lehnt ebenso das Surrogationsprinzip und die
Interessenformel ab. Er hält die Regelungen des BauGB für verfassungswidrig, da die
Änderung der Grundstücksgrenzen gegen den Willen der Eigentümer eine Enteignung
sei, bei der Umlegung jedoch der Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Enteignung nicht
beachtet sei. Daher müsse der Eingriff durch Gründe des Allgemeinwohls gerechtfertigt
sein.295
Auch Lege lehnt die Interessenformel für die Einordnung der Umlegung in Art. 14
GG ab und bezeichnet diese als Enteignung296. Für ihn steht die Privatautonomie (d.h.
Freiheit) im Vordergrund:
”
Niemand muß sich von anderen vorschreiben lassen, wie er von
seinem Eigentum im eigenen Interesse am vorteilhaftesten Gebrauch machen sollte. Jeder
hat sogar das Recht, es unvernünftig zu gebrauchen.“297 Die Anwendungsvoraussetzungen
290BVerfGE 104, S. 1.
291Siegl, DVBl. 1956, S. 285.
292Siegl, DVBl. 1956, S. 285 (287).
293Siegl, DVBl. 1956, S. 285 (287).
294Labbé, AnwBl. 1989, S. 530.
295Vgl. dazu auch Numberger, BayVBl. 1988, S. 737 (740). Er stellt ebenfalls auf den Entzug von Eigen-
tum als Merkmal der Enteignung ab. Seiner Meinung muß nicht die Umlegung als Ganzes in Art. 14
GG eingeordnet werden. Vielmehr sei ausschlaggebend, ob sich der Umlegungsplan für einen speziellen
Eigentümer enteignend auswirke. Damit stellt er abweichend von seiner vorangegangenen Argumenta-
tion auf eine Einordnung nach materiellen Gesichtspunkten ab.
296Lege, Zwangskontrakt und Güterdefinition, S. 85 f.
297Lege, Zwangskontrakt und Güterdefinition, S. 86.
Kapitel 2. Eigentum und Bodenordnung 48
stellt er daher unter einen konkreten Allgemeinwohlbehalt.
2.3. Einordnung durch das BVerfG
Das BVerfG hat Bodenordnungsverfahren mit zwei bedeutenden Urteilen in Art. 14 GG
eingeordnet. Die Unternehmensflurbereinigung nach §§ 87 ff. FlurbG sei demnach eine
Enteignung und die Baulandumlegung nach §§ 45 ff. BauGB eine Inhalts- und Schranken-
bestimmung des Eigentums.
2.3.1. Boxberg
Thema des Boxberg-Urteils298 ist die Zulässigkeit der Enteignung zugunsten Privater.
Mit Hilfe einer städtebaulichen Unternehmensflurbereinigung nach § 144 f. BBauG i.V.m.
den §§ 87 ff. FlurbG sollte Land für die Anlage eines Prüfgeländes für Kraftfahrzeuge
aufgebracht werden. Bevor das BVerfG sich mit der Zulässigkeit der Enteignung zugunsten
Privater befassen konnte, mußte es freilich prüfen, ob die Unternehmensflurbereinigung
überhaupt eine Enteignung darstellt.
Dafür bediente sich das BVerfG zweier Kriterien, nämlich der Interessenformel (1.) und
des Eigentumsentzuges (2.).
1. Hauptzweck der Unternehmensflurbereinigung sei die Verwirklichung eines im öf-
fentlichen Interesse liegenden Vorhabens. Dem Unternehmensträger werden die für
das Vorhaben benötigten Flächen beschafft. Dieser fremdnützige Eingriff verliere
seine enteignende Qualität auch nicht dadurch, daß der durch das Vorhaben entste-
hende Landverlust auf einen größeren Kreis von Eigentümern verteilt werde; selbst
dann nicht, wenn die betroffenen Eigentümer eine gleichwertige Abfindung ohne
Flächenabzug erhielten. Die Inanspruchnahme von Grundeigentum im Wege der
Unternehmensflurbereinigung sei
”
nicht von der Sozialpflichtigkeit des Eigentums
im Sinne des Art. 14 II GG gedeckt.“299
2. Die Unternehmensflurbereinigung führe auch zum Entzug von Eigentum. Darin lie-
ge ein Zugriff auf das Eigentum des Einzelnen unter Umgestaltung der konkreten
Rechtsverhältnisse, an die Stelle des konkreten Eigentumsbestands trete der Eigen-
tumswert.
”
Auch das kennzeichnet die Enteignung; denn die Eigentumsgarantie des
Art. 14 I 1 GG sichert den konkreten Bestand in der Hand des einzelnen Eigentü-
mers.“300
Schließlich lehnte das BVerfG noch das Surrogationsprinzip als Anhaltspunkt für einen
inhaltsbestimmenden Charakter der Unternehmensflurbereinigung ab. Denn ihm könne
298BVerfGE 74, S. 264.
299BVerfGE 74, S. 264 (281).
300BVerfGE 74, S. 264 (281).
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keine
”
Bedeutung für die verfassungsrechtliche Einordnung der hier angegriffenen Unter-
nehmensflurbereinigung beigemessen werden.“301
Das BVerfG hat in diesem Urteil ausdrücklich offen gelassen, wie eine Regelflurbe-
reinigung oder ein Umlegungsverfahren verfassungsrechtlich zu beurteilen sei. Dies hat
teilweise eine gewisse Verunsicherung hervorgerufen.302
Insgesamt ist das Boxbergurteil zu begrüßen. Zum einen hat es die Unternehmensflur-
bereinigung im ganzen als eine Enteignung eingeordnet und nicht nur die Landabzüge
selbst. Der Aspekt ,wertgleiche Abfindung in Land‘ wird für die verfassungsrechtliche
Einordnung als unerheblich angesehen, selbst dann, wenn kein Flächenabzug stattfindet.
Dann wurde das Surrogationsprinzip für die verfassungsrechtliche Einordnung der Un-
ternehmensflurbereinigung als nicht relevant angesehen. Das heißt im Umkehrschluß, daß
die Kriterien ,wertgleiche Abfindung‘ und ,Surrogationsprinzip‘ ebenfalls ungeeignet sind,
die Umlegung bzw. die Regelflurbereinigung als Inhalts- und Schrankenbestimmung zu
bezeichnen. Trotzdem hielt das überwiegende Schrifttum daran fest.
Es gibt allerdings auch einige Kritikpunkte an dem Boxbergurteil. Das BVerfG ver-
wendete für die Bezeichnung der Unternehmensflurbereinigung als Enteignung einen stark
verkürzten Enteignungsbegriff. Zudem wurde der Aspekt der Fremdnützigkeit für die Ein-
ordnung des Bodenordnungsinstruments in Art. 14 III GG verwendet. D.h., es erfolgte
eine zumindest teilweise Abgrenzung anhand materieller Kriterien.303 Des weiteren führte
das BVerfG aus, daß bei der Unternehmensflurbereinigung Eigentumspositionen entzogen
werden und an die Stelle des konkreten Eigentumsbestandes der Eigentumswert trete.
Dies wurde mit dem Halbsatz
”
Auch das kennzeichnet die Enteignung“304 abgeschlossen.
In Verbindung mit der bisherigen Rechtsprechung des BVerfG konnte man schließen, daß
ein Eigentumsentzug einzig und allein im Rahmen der Enteignung möglich sei.305 Ob das
BVerfG dies so wollte, läßt sich nicht nachvollziehen.
2.3.2. Baulandumlegung
Das Urteil des BVerfG zur Baulandumlegung306 befaßt sich mit Beschwerden gegen Umle-
gungsbeschlüsse bzgl. zweier Umlegungen für die Aufschließung und künftige Nutzung zu
Wohnzwecken von bisher landwirtschaftlich genutzten Gebieten in Augsburg und Nürn-
301BVerfGE 74, S. 264 (284).
302Vgl. nur BVerwG, Urteil vom 22.3.1990 - IV C 24/86. Schmidt-Aßmann hat sich jedoch früh dazu
geäußert, daß die Regelflurbereinigung als solche eine Inhalts- und Schrankenbestimmung sei (vgl.
Schmidt-Aßmann, NJW 1987, S. 1587). Eine weitere Begründung lieferte er allerdings nicht. Siehe
auch Papier, JZ 1987, S. 614 (619).
303Gleichermaßen dürfte dies dazu geführt haben, daß das Schrifttum an dem Topos der Privatnützigkeit
(gleichgesetzt mit dem wohlverstandenen Eigeninteresse) bei der Argumentation, die Umlegung bzw.
Regelflurbereinigung sei eine Inhaltsbestimmung, festhielt. Die Einordnung des Instruments in Art. 14
GG erfolgte also immer noch anhand materieller Kriterien.
304BVerfGE 74, S. 264 (281).
305Daraus dürften vor allem die Veröffentlichungen, die in der Umlegung einen Entzug von Eigentum
sehen (s.o.), geschlossen haben, daß sie eine Enteignung ist.
306BVerfGE 104, S. 1.
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berg307. Dabei hat das BVerfG die verfassungsrechtliche Prüfung der §§ 45 ff. BauGB
ausdrücklich auf den
”
Umfang der eigentumsrechtlichen Wirkung der angegriffenen Um-
legungsbeschlüsse begrenzt.“308 Das Gericht hat also überprüft, inwieweit die Erschlie-
ßungsumlegung nach ihren allgemeinen Voraussetzungen und nach ihrer Zielrichtung der
Verfassung entspricht.309
Das Gericht hat die Baulandumlegung (hier Erschließungsumlegung) als eine Inhalts-
und Schrankenbestimmung eingeordnet, dabei aber eine von der bisherigen310 abweichen-
de Begründung geliefert. Berücksichtigt man allerdings die Unterscheidung von Inhalts-
bestimmung und Enteignung in der ständigen Rechtsprechung des BVerfG anhand (über-
wiegend) formaler Gesichtpunkte,311 überrascht dieses Urteil nicht.
2.3.2.1. Eigentumsentzug für den Ausgleich privater Interessen
Das wichtigste Ergebnis der Entscheidung des BVerfG ist die Beurteilung der Baulandum-
legung als Inhalts- und Schrankenbestimmung.312 Damit sind alle Zweifel obsolet, die
Umlegung könne eine Enteignung darstellen.
Die Begründung des Urteils ist relativ kurz gehalten und streng gegliedert. Zunächst
wird der Eingriff in den Schutzbereich des Art. 14 I 1 GG beschrieben (1.), dann die
Umlegung über ihren Zweck von der Enteignung abgegrenzt (2.), und schließlich werden
Charakteristika der Umlegung beschrieben und gegeneinander abgewogen (3.):
1. Nach dem Hinweis auf die Eigentumsgarantie und ihre Elemente Privatnützigkeit
und grundsätzliche Verfügungsbefugnis werden die unmittelbaren Wirkungen des
Umlegungsbeschlusses auf die einzelnen Grundstücke beschrieben. Denn der Staat
nehme
”
den Eigentümern vorübergehend die Verfahrensherrschaft, wenn diese die
Bebaubarkeit der Grundstücke über privatautonome Regelungen einer Neuordnung
nicht erreichen.“313 Dann folgt ein erster Hinweis darauf, daß Grundstücke ganz oder
307Vgl. Seele, FuB 2001, S. 281. Dort wird der Verfahrensgang ausführlich beschrieben.
308BVerfGE 104, S. 1 (8).
309Über Konstellationen, die von der allgemeinen Norm abweichen und Regelungen, die erst im weiteren
Verlauf des Umlegungsverfahrens einzelfallgebundene Maßnahmen erfordern, hat das BVerfG nicht ge-
urteilt. Vgl. dazu BVerfGE 104, S. 1 (8). Inwieweit das BVerfG darüberhinaus die Baulandumlegung
hinsichtlich dieser einzefallgebundenen Maßnahmen auf Verfassungsmäßigheit hätte überprüfen kön-
nen, läßt sich nicht hinreichend genau bestimmen. Dagegen spricht in jedem Fall eine Entscheidung des
BVerfG in einem anderen Zusammenhang. Denn dort führt das Gericht aus, daß ”die Auslegung des
einfachen Rechts und seine Anwendung auf den einzelnen Fall [...] allein Sache der dafür zuständigen
Gerichte und der Nachprüfung durch das Bundesverfassungsgericht entzogen“ seien (vgl. BVerfGE 1,
S. 418 (420)). Zur diesbezüglichen Auseinandersetzung vgl. nur Schuppert, AöR 103, S. 43 ff. m.w.N.
310Vgl. die Rechtsprechung von BGH und BVerwG sowie das darauf aufbauende Schrifttum. Diese nach
materiellen Kriterien vollzogene Einordnung in Art. 14 I GG wurde bereits in Kapitel 2.1 erläutert.
311Vgl. nur BVerfGE 74, S. 264 (Boxberg); 101, S. 239, 102, S. 1.
312Folgt man dem Schrifttum zum Urteil des BVerfG, dann gilt Gleiches auch für die Regelflurbereinigung
nach §§ 1 und 37 FlurbG. Vgl. dazu nur Haas, NVwZ 2002, S. 272 (277). D.h., für die verfassungs-
rechtliche Einordnung gelten die gleichen Maßstäbe wie für die Einordnung der Umlegung.
313BVerfGE 104, S. 1 (9). Damit steht fest, daß die Baulandumlegung nur durchgeführt werden darf,
wenn eine private (freiwillige) Umlegung nicht durchführbar bzw. gescheitert ist.
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teilweise entzogen werden und neues Eigentum zugeteilt wird. Das alte Eigentum
geht also unter, neues wird begründet. Dies ist auch gegen den Willen Einzelner
möglich. Schließlich folgt eine Klarstellung, daß der Eigentumsentzug nicht bereits
infolge des Umlegungsbeschlusses erfolgt, sondern erst später, und zwar (aus Ver-
fassersicht) mit dem Umlegungsplan.
2. Als nächstes erfolgt eine (um den Güterbeschaffungsvorgang erweiterte) Definition
der Enteignung, um im Schluß die Abgrenzung zur Umlegung zu schaffen. Denn
wenn mit dem Entzug von Eigentum der Ausgleich privater Interessen beabsichtigt
sei,
”
kann es sich nur um eine Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums
handeln.“314 Nachfolgend konkretisiert das Gericht, daß der Interessenausgleich in
erster Linie ein privater sei, allerdings auch im Rahmen eines städtebaulichen Kon-
zeptes erfolge, also auch ein öffentliches Interesse an dem Vollzug der Planung be-
stehe. Dann stellt es klar, daß im Rahmen einer Umlegung kein Eigentumsentzug
für ein konkretes, dem Wohl der Allgemeinheit dienendes Vorhaben erfolgen dür-
fe315. Schließlich werden die örtlichen Erschließungsflächen nach § 55 II BauGB als
Bestandteil des privaten Interessenausgleichs gesehen316.
3. Im letzten (und auch längsten) Teil des Urteils stellt das BVerfG charakteristische
Gesichtspunkte der Umlegung in den Vordergrund. Diese sind aber meist materieller
Natur und aus Verfassersicht zudem nicht entscheidend, um die Baulandumlegung
in Art. 14 I GG einzuordnen. Vielmehr sind sie Ausgestaltungen des privaten In-
teressenausgleichs auf der einen, aber auch des Ausgleichs öffentlicher und privater
Interessen gegeneinander auf der anderen Seite.317
Aus Sicht der privaten Eigentümer ist zunächst einmal die sogenannte Baubefugnis
zu nennen. Dem Eigentümer werde in besonderer Weise ein Freiheitsraum im ver-
mögensrechtlichen Bereich vermittelt und ermögliche ihm damit eine eigenverant-
wortliche Lebensgestaltung. Die Erschließung und Bebaubarkeit des Gebiets seien
ohne Bodenordnung nicht realisierbar und erforderten für den Fall des Scheiterns
einer privatautonomen Regelung die Baulandumlegung. Des weiteren wird auf die
verhältnisgleiche und mindestens wertgleiche Zuteilung hingewiesen, die ja über den
Verteilungsmaßstab gemäß § 56 BauGB gesetzlich geregelt ist.318 D.h., die Umle-
314BVerfGE 104, S. 1 (10).
315Diese Feststellung hat freilich insbesondere Einfluß auf die Vorwegausscheidung der sonstigen Flächen
für öffentliche Zwecke aus der Umlegungsmasse nach § 55 V BauGB und die Verwendung des Flächen-
beitrags nach § 58 BauGB. Vgl. Christ, DVBl. 2002, S. 1517 (1518 ff.). Dieser Aspekt wird in Kapitel
4.2.2.2 aufgegriffen.
316Obwohl in diesem Fall ein Güterbeschaffungsvorgang vorliegt, ist er keine Enteignung. Denn ohne die
Bereitstellung der Erschließungsflächen kann eine bebauungsplangemäße Nutzung des Gebiets nicht
erfolgen. Außerdem wäre es möglich, daß der Bebauungsplan private Erschließungsstraßen festsetzt
und diese dann im privaten Eigentum verbleiben. Dann läge keine Güterbeschaffung vor.
317Denn der Anlaß für eine Inhalts- und Schrankenbestimmung folgt aus der Sozialpflichtigkeit des Ei-
gentums und soll immer öffentliche und private Interessen ”in einen gerechten Ausgleich und ein aus-
gewogenes Verhältnis bringen“ (BVerfGE 104, S. 1 (11)).
318 Die verhältnis- und mindestens wertgleiche Zuteilung ist wie bereits erwähnt eine gesetzliche Ausge-
staltung des privaten Interessenausgleichs (so wohl auch Schmidt-Aßmann (Schmidt-Aßmann, Studien
zum Recht der städtebaulichen Umlegung, S. 58), der der Wertformel nur unterstützenden Charakter
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gung (und auch die Flurbereinigung) ist vom Bundesgesetzgeber im Rahmen einer
Inhaltsbestimmung als ein Landtauschverfahren ausgestaltet worden, so daß jeder
Eigentümer einen gesetzlichen Anspruch auf die verhältnis- und wertgleiche Land-
abfindung hat. Dieser geht also wie bereits erwähnt nicht unmittelbar aus der Ver-
fassung hervor und kann schon gar nicht aus der Bestandsgarantie des Eigentums
abgeleitet werden.319 Darüber werden dann auch die Vor- und Nachteile der Um-
legung für den jeweiligen betroffenen Eigentümer gegeneinander abgewogen, wobei
die Vorteile regelmäßig überwiegen dürften. Auch die gleichmäßige Belastung aller
wird betont.
Das öffentliche Interesse spiele schließlich insofern eine Rolle, als daß Grund und
Boden unvermehrbar sind und daher auf eine plangerechte und zweckmäßige Neu-
ordnung der Grundstücke hinzuwirken sei.
Insgesamt trifft das Urteil des BVerfG auf Zustimmung. Die Umlegung ist eine Inhalts-
und Schrankenbestimmung, und die Begründung wird überwiegend mit Hilfe von formalen
Argumenten geliefert. Der Enteignungsbegriff ist weiter eingeengt worden. Tradierte ma-
terielle Kriterien für die Umlegung als Inhalts- und Schrankenbestimmung können verwor-
fen werden. Dies sind insbesondere das ,Surrogationsprinzip‘, die ,Abfindung in Land‘ und
das ,wohlverstandene Eigeninteresse‘.320 Wurde in dem Boxbergurteil noch die Fremdnüt-
zigkeit des Unternehmens als entscheidendes Merkmal der Unternehmensflurbereinigung
aufgeführt321, fehlt der Begriff der Privatnützigkeit im Zusammenhang mit der Umlegung
als Inhaltsbestimmung völlig. Stattdessen findet die Abgrenzung zur Enteignung über das
allerdings nur teilweise322 formale Kriterium des privaten Interessenausgleichs statt.
Es gibt allerdings auch Kritikpunkte im Zusammenhang mit dem Urteil des BVerfG
zur Baulandumlegung. So hat sich das Gericht stillschweigend von dem Grundsatz ver-
abschiedet, daß im Rahmen einer Inhalts- und Schrankenbestimmung zwar ein Eingriff
in die Bestandsgarantie möglich sei, deren Überwindung und Umwandlung in eine Wert-
oder auch Tauschgarantie jedoch nur im Rahmen einer Enteignung erfolgen könne. Des
weiteren sei das Instrument der Baulandumlegung in erster Linie auf den Ausgleich der
privaten Interessen gerichtet. Damit greift das BVerfG wiederum auf einen materiellen
Aspekt (das in erster Linie) zurück, der freilich äußerst dehnbar und den subjektiven
Wertungen der Anwender ausgesetzt ist323. Außerdem erwähnt das BVerfG nicht, ob sich
der private Interessenausgleich in bezug auf die Umlegung auf das ,Ob‘ oder nur das ,Wie‘
bei der Einordnung der Umlegung in Art. 14 GG zuspricht). Würde eine private Bodenordnung durch-
geführt, würde jeder Eigentümer dieser mit Sicherheit nur zustimmen, wenn er sich nicht schlechter
gestellt sieht als die anderen. Im Falle der hoheitlichen Umlegung ist die privatautonome Lösung ge-
scheitert. Für einen gerechten Augleich der privaten Interessen ist nur eine solche gesetzliche Regelung
rechtmäßig, die die Voraussetzung der privaten Lösung berücksichtigt. Daher ist der Verteilungsmaß-
stab eine entscheidende gesetzliche Ausgestaltung des privaten Interessenausgleichs, nicht aber bei der
Einordnung der Baulandumlegung in Art. 14 GG als Inhaltsbestimmung heranzuziehen.
319Denn diese wird ja gerade infolge des Eigentumsentzugs überwunden.
320Dazu ausführlich Haas, NVwZ 2002, S. 272 (275 f.).
321BVerfGE 74, S. 264. Siehe auch oben, Kapitel 2.3.1.
322Siehe unten im nächsten Abschnitt.
323Siehe dazu die Deutungsversuche des in erster Linie in Kapitel 2.3.2.3.
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bezieht324.
2.3.2.2. Unterscheidung von Umlegung und Enteignung
In der Umlegung (und folglich auch in der Flurbereinigung) findet also ein Entzug des
Eigentums statt. Da die Enteignung ebenfalls einen Eigentumsentzug zur Folge hat, stellt
sich die Frage, anhand welcher Kriterien sie sich von der Umlegung als Inhalts- und
Schrankenbestimmung unterscheidet. Dies erfolgt anhand der in Kapitel 1.3.2 aufgeführten
Enteigungsmerkmale.
In der Enteignung findet ein ,staatlicher Zugriff‘ auf das Eigentum statt. Auch wenn
die Gemeinde die Umlegung nur durchführt, damit die Grundstücke nach Lage, Form und
Größe für eine bauliche oder sonstige Nutzung geeignet sind, ist sie (bzw. der Umlegungs-
ausschuß) doch durchführendes Organ. Somit findet auch in der Umlegung ein staatlicher
Zugriff auf das Eigentum statt.
Die Enteignung ist durch den ,Entzug von Eigentumspositionen‘ geprägt. Dabei wird
die Bestandsgarantie in eine Wertgarantie umgewandelt.325 Konnte aufgrund des Boxberg-
urteils noch davon ausgegangen werden, daß der Entzug von Eigentum nur im Rahmen
der Enteignung stattfinden kann, ist nun ein Wandel eingetreten. Leider erwähnt das
BVerfG im Urteil zur Baulandumlegung mit keinem Wort, daß die Bestandsgarantie des
Eigentums infolge der Umlegung überwunden wird, d.h. das Zuordnungsverhältnis zum
Eigentümer aufgehoben wird. Auch im Schrifttum wird dieser Tatbestand nur sehr vage
aufgegriffen326. Dieses Dilemma läßt sich wiederum mit Hilfe des Boxbergurteils lösen.
Denn dort heißt es, daß im Rahmen der Unternehmensflurbereinigung ein Zugriff auf das
Eigentum des Einzelnen unter Umgestaltung der konkreten Rechtsverhältnisse stattfinde;
und
”
an die Stelle des konkreten Eigentumsbestands tritt der Eigentumswert.“327 Da in der
Umlegung gleichermaßen der Entzug des jeweiligen Eigentums stattfindet, ist die Passage
aus dem Boxbergurteil bzgl. Bestands- und Wertgarantie passend.
Bei der Enteignung findet immer ein ,Güterbeschaffungsvorgang‘ statt. Dieser wieder in
den Enteignungsbegriff eingegliederte Tatbestand ist nicht ausschließlich auf die Enteig-
nung beschränkt. Denn die Zuteilung der Erschließungsflächen im Rahmen der Umlegung
an die Gemeinde stellt ebenfalls einen Güterbeschaffungsvorgang dar. Doch diese ist Teil
des privaten Interessenausgleichs und steht nicht im Vordergrund der Maßnahme. Trotz-
dem ist die Güterbeschaffung für diesen Fall nicht zu leugnen.
Schließlich wird die Enteignung ,zur Erfüllung bestimmter öffentlicher Aufgaben‘ durch-
geführt. Die Umlegung ist als solche zwar eine öffentliche Aufgabe. Aber ihre Durchfüh-
324Es ist also nicht klar, ob die Interessen zwischen Befürwortern und Gegnern einer konkreten Boden-
ordnungsmaßnahme (das ,Ob‘) auszugleichen oder lediglich Streitigkeiten über die jeweilige Zuteilung
zu klären sind (das ,Wie‘). Dieser Aspekt wird noch einmal in Kapitel 2.3.2.4 vertieft.
325Vgl. ausführlich Kapitel 1.3.2.2.
326Allerhöchstens Appel spricht für den Fall, daß in der Umlegung das Surrogationsprinzip nicht mehr
gilt, von einer Aufhebung des Zuordnungsverhältnisses. Vgl. Appel, Entstehungsschwäche und Be-
standsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums.
327BVerfGE 74, S. 264 (281).
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rung ist nicht auf die Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe gerichtet. Mit Hilfe der Umle-
gung soll also nicht ein bestimmtes öffentliches Vorhaben durchgeführt werden. Vielmehr
wird sie nur benötigt, weil die Eigentümer der Grundstücke sich nicht auf eine privatau-
tonome Regelung einigen konnten und die Flächen ansonsten nicht bebaubar sind.328
Schlußfolgerung Damit steht fest, daß sich die Baulandumlegung und die Enteignung
einzig und allein über den Zweck des Instituts unterscheiden. Die Baulandumlegung soll
den Ausgleich privater Interessen herbeiführen, die Enteignung jedoch dient der Erfüllung
einer bestimmten öffentlichen Aufgabe.
Umlegung Enteignung
staatlicher Zugriff ja ja
Entzug von Eigentum ja ja
Güterbeschaffung ja ja
Erfüllung best. öffentl. Aufgaben nein ja
Ausgleich privater Interessen ja nein
Tabelle 1.: Unterscheidung von Umlegung und Enteignung
2.3.2.3. Eingrenzung des Ausgleichs privater Interessen
Nachdem nun feststeht, daß sich die Umlegung und die Enteignung ausschließlich über den
Zweck des Eigentumsentzugs unterscheiden, ist im folgenden zu klären, wie die Aussage
des Gerichts zu verstehen ist, daß die Baulandumlegung
”
in erster Linie auf den Ausgleich
der privaten Interessen der Eigentümer gerichtet “329 sei.
Zunächst einmal ist festzustellen, daß das BVerfG verschiedene Ebenen sieht, über die
Interessen im Rahmen eines Entzugs von Rechtspositionen auszugleichen sind. Auf der
einen Seite ist das Bürger-Bürger-Verhältnis, also der rein private Interessenausgleich auf
einer horizontalen Ebene, zu nennen. Dem gegenüber steht das Bürger-Staat-Verhältnis, in
dem Eigentumseingriffe auf einer vertikalen Ebene stattfinden, also öffentliche und private
Interessen ausgeglichen werden. In der Aussage des BVerfG, daß ein Eigentumsentzug, der
dem Ausgleich privater Interessen dient, eine Inhalts- und Schrankenbestimmung sei330,
sieht Appel eine Art Grobfilter. Denn in solchen Fällen scheide eine Enteignung sofort
aus331.
In der Praxis werden aber kaum Fälle auftreten, die rein auf der horizontalen bzw.
auf der vertikalen Ebene liegen. Es wird vielmehr um Mischfälle gehen, die Interessen so-
wohl im Bürger-Bürger-Verhältnis als auch im Bürger-Staat-Verhältnis ausgleichen sollen.
Diesem versucht das BVerfG mit dem Zusatz ,in erster Linie‘ zu begegnen. Der formale
Trennungsansatz anhand des Zwecks des Eigentumsentzugs wird also materiell ergänzt.
328Vgl. BVerfGE 104, S. 1 (11).
329BVerfGE 104, S. 1 (10).
330BVerfGE 104, S. 1.
331Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums, S. 162.
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Insofern hat sich das BVerfG freilich den Vorwurf gefallen zu lassen, nicht konsequent
die Trennung zwischen Inhaltsbestimmung und Enteignung über rein formale Kriterien
zu vollziehen. Aber die Realität sieht eben so aus, daß besagte Mischfälle überwiegend
anzutreffen sein dürften.
Man muß daher feststellen, in welcher Ebene der Schwerpunkt eines Entzugsinstruments
angesiedelt ist, also die Erfüllung einer privaten oder einer öffentlichen Aufgabe im Vor-
dergrund steht.332 Die Umlegung dient in erster Linie dem Ausgleich privater Interessen.
Trotzdem findet auch ein Interessenausgleich auf der vertikalen Ebene statt, denn die Um-
legung wird
”
im Rahmen eines auch im öffentlichen Interesse dienenden städtebaulichen
Konzepts“333 durchgeführt. Der Schwerpunkt des Interessenausgleichs jedoch muß für die
Umlegung in jedem Fall auf der horizontalen Ebene liegen. Dieser Tatbestand steht in
einem diametralen Verhältnis zur Begründung des BVerfG im Boxbergurteil und ergänzt
diese daher vorzüglich. Denn dort heißt es, die Unternehmensflurbereinigung diene
”
in er-
ster Linie der Verwirklichung eines im öffentlichen Interesse liegenden Vorhabens“334, d.h.,
der Schwerpunkt liegt hier eindeutig im Bürger-Staat-Verhältnis. Gleichermaßen muß ein
Eigentumsentzug, der in der ersten Linie einem im öffentlichen Interesse liegenden Vorha-
ben dient und zudem die sonstigen Kriterien nach Tabelle 1 erfüllt, nicht unbedingt eine
zulässige Enteignung sein. Denn ob diese zulässig ist, ergibt sich erst, wenn der Eingriff
dem Art. 14 III 1 GG entspricht. Das ,zur Erfüllung bestimmter Aufgaben‘ ist nämlich
nicht zu verwechseln mit der Gemeinwohlklausel des Art. 14 III 1 GG.335
Damit stellen der ,Ausgleich privater Interessen‘ und die ,Verwirklichung eines im öf-
fentlichen Interesse liegenden Vorhabens‘ Antonyme dar, die sich gegenseitig ausschließen.
Das müssen sie allerdings auch, da sich Umlegung und Enteignung ausschließlich über
den Zweck des Eigentumsentzugs unterscheiden. Ein Instrument, das Eigentum für einen
bestimmten Zweck entzieht, stellt also entweder eine Inhaltsbestimmung oder eine Ent-
eignung dar. Diese eindeutige Einordnung des Instruments in Art. 14 GG ist die Aufgabe
des Gesetzgebers. Der Anwender indes muß überprüfen, ob die Voraussetzungen dafür
überhaupt vorliegen.
Für die Durchführung einer Umlegung ergibt sich in jedem Fall Folgendes, damit sie
jeweils eine im Rahmen der §§ 45 ff. BauGB zulässige Inhalts- und Schrankenbestimmung
des Eigentums darstellt: Der Schwerpunkt des Interessenausgleichs muß in der horizonta-
len Ebene liegen, die öffentlichen Interessen dürfen also in keinem Fall ein größeres Gewicht
erhalten als die privaten Belange. Es müßten also objektive, nachweisbare Kriterien ent-
wickelt werden, nach denen man jeweils die Zulässigkeit einer jeden Baulandumlegung
(und auch Flurbereinigung) feststellen kann. Ob dies im Rahmen der Konkretisierung
der Privatnützigkeit von Bodenordnungsverfahren erfolgen kann, wird in den folgenden
Kapiteln geklärt.
332Vgl. Appel, Entstehungsschwäche und Bestandsstärke des verfassungsrechtlichen Eigentums, S. 164
und Christ, DVBl. 2002, S. 1517 (1518 u. 1523).
333BVerfGE 104, S. 1 (10).
334BVerfGE 74, S. 264 (280).
335Siehe oben, Kapitel 1.3.2.
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2.3.2.4. Das ,Ob‘ und das ,Wie‘ im Ausgleich privater Interessen
Ein Eigentumsentzug für den Ausgleich privater Interessen stellt eine Inhalts- und Schran-
kenbestimmung dar. Auch wenn in diesem Rahmen Interessen in der vertikalen Ebene
(Bürger-Staats-Verhältnis) eine Rolle spielen, ist dieser Eingriff im Rahmen der Inhalts-
bestimmung verfassungsgemäß, wenn nur der Schwerpunkt im Bürger-Bürger-Verhältnis
liegt. Bereits angesprochen wurde die Fragestellung, worauf sich der Interessenausgleich
bei der Baulandumlegung bezieht.336 Entweder sind die Interessen lediglich hinsichtlich
der Neugestaltung des Umlegungsgebiets zu klären (das ,Wie‘) oder die Beteiligten sind
sich nicht einig, ob überhaupt ein Bodenordnungsverfahren durchgeführt werden soll (das
,Ob‘).
Das ,Wie‘ Die Frage, wie und an wen die Grundstücke verteilt werden, dürfte die leichter
zu beantwortende darstellen. Denn dort sind die Eigentümer an einer Neustrukturierung
der Grundstücksverhältnisse interessiert. Die freiwillige Bodenordnung ist nur deswegen
gescheitert, weil die Beteiligten sich nicht über die Zuteilung einigen konnten.
Diese Fallkonstellation erfaßt das Urteil des BVerfG zur Baulandumlegung mit Sicher-
heit. Denn dort heißt es, daß die Umlegung
”
notfalls auch gegen den Willen einzelner
Eigentümer erfolgen“337 könne. Dies erfaßt sowohl die Grundstückszuteilung in gleicher
oder gleichwertiger Lage nach § 59 I BauGB als auch die davon abweichenden Abfindun-
gen nach § 59 IV und V BauGB. Letztere Zuteilungen sind freilich nur zulässig, wenn der
Umlegungszweck sie erfordert338.
Somit ist der Interessenausgleich hinsichtlich des ,Wie‘ in jedem Fall von dem Urteil
des BVerfG erfaßt. Wichtig ist allerdings, daß bei Entzug und Zuteilung der Grundstücke
nicht gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz verstoßen wird.
Das ,Ob‘ Schwieriger gestaltet sich die Frage, ob die Umlegung in jedem Fall durch-
geführt werden darf, wenn sie aus objektiver Sicht zulässig ist. ,Objektiv‘ bedeutet in
diesem Fall, daß die Bodenordnungsaufgabe hinsichtlich der Grundstücksstruktur, der Ei-
gentümerstruktur und insbesondere der Planungsgrundlage im Rahmen einer Inhalts- und
Schrankenbestimmung verfassungsgemäß durchführbar ist, die Umlegung also das geeig-
nete Instrument in objektiver Hinsicht ist. Das heißt zunächst, daß Lage, Form und Größe
der Grundstücke nicht mit der Planung harmonieren und daher eine Bodenordnung erfor-
derlich ist. Die Planungsgrundlage ist eigentümernützig und bedingt keine Verdrängung
der Eigentümer, also keine Durchbrechung der Eigentumsordnung. Zudem ist gemäß der
§§ 45 ff. BauGB eine verhältnis- und wertgleiche Zuteilung an jeden Eigentümer möglich.
In diesem Fall wäre entsprechend der Rechtsprechung des BVerwG eine Bodenordnung
auch gegen den Willen der Beteiligten möglich. Denn es reiche
”
das nach einem objektiven
Maßstab wohlverstandene, auf sachlichen Erwägungen beruhende Interesse der Beteilig-
336Vgl. Kapitel 2.3.2.1, Fn. 324.
337BVerfGE 104, S. 1 (9).
338Vgl. Stefani, FuB 2006, S. 180 (183).
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ten“339 aus, um ein Bodenordnungsverfahren einzuleiten. Auf die subjektive – gegenteilige
– Beurteilung der Teilnehmer über die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit einer angeord-
neten Bodenordnungsmaßnahme komme es also nicht an.
Die Begründung des BVerwG fußt auf den herkömmlichen Argumentationsmustern, die
bekanntlich mit dem Beschluß des BVerfG zur Baulandumlegung nicht mehr anwendbar
sind.340 Aufgrund des wohlverstandenen Interesses der Beteiligten gegen deren Willen ei-
ne Bodenordnungsmaßnahme einzuleiten, widerspricht der liberalen Grundkonzeption341
des Grundgesetzes. Denn es ist doch äußerst zweifelhaft, daß der Staat auf eine bevor-
mundende Art und Weise darüber befinden kann, wie der Einzelne mit dem ihm zuge-
ordneten grundrechtlich geschützten Gut sinnvollerweise zu verfahren hat.342 Das Eigen-
tum
”
gewährleistet wichtige materielle Bedingungen für eine Freiheitsentfaltung [...] Es
sichert insbesondere den Ertrag persönlicher Leistungen und gibt hierdurch einen Lei-
stungsanreiz“343. Die Selbstbestimmung der Eigentümer darf also nicht übermäßig stark
beschnitten werden. Die Verfassung erlaubt es zwar dem Gesetzgeber,
”
die Interessen der
Allgemeinheit bei Fragen der Bodenordnung in stärkerem Maße zur Geltung zu bringen
als bei anderen Vermögensgütern.“344. Dies rechtfertigt aber aus Verfassersicht nicht, das
öffentliche Interesse an einer Verwirklichung des Bebauungsplans uneingeschränkt über
die Interessen der Privateigentümer zu stellen. Denn eine
”
einseitige Bevorzugung oder
Benachteiligung steht mit der verfassungsrechtlichen Vorstellung eines sozialgebundenen
Privateigentums nicht im Einklang.“345
Des weiteren lassen sich dem Urteil zur Baulandumlegung weitere Gründe dafür ent-
nehmen, daß das ,Ob‘ einen gewichtigen Teil des Ausgleichs privater Interessen darstellt:
– Zunächst einmal sagt das BVerfG, daß die bauliche Nutzung der Grundstücke auch
in den Fällen ermöglicht werden solle,
”
in denen diese [die Eigentümer] sich nicht
selbst auf die hierzu notwendige Neuordnung ihrer Eigentumsrechte einigen.“346
Hätte das BVerfG nur das ,Wie‘ als Bestandteil des Ausgleichs privater Interessen
angesehen, wäre das Wort ,auf‘ in diesem Zusammenhang nicht der passende Aus-
druck gewesen. Dann hätte es heißen müssen, daß die Eigentümer sich nicht selbst
über die hierzu notwendige Neuordnung ihrer Eigentumsrechte einigen können.
– In Kapitel 1.2.5 wurden bereits die Möglichkeiten und Grenzen von Baugeboten im
Rahmen der Umlegung besprochen. Im Urteil zur Baulandumlegung gibt das BVerfG
an, daß die Eigentümer auch nach dem Umlegungsrecht nicht verpflichtet seien, die
339BVerwG, Urteil vom 30.7.1987, V B 26/87. Das Urteil bezieht sich zwar auf die Flurbereinigung, wird
jedoch für die Baulandumlegung aufgrund ihrer Verwandtschaft als ebenso übertragbar angesehen.
340Vgl. nur Haas, NVwZ 2002, S. 272 (275 f. ).
341Vgl. Blasberg, Inhalts- und Schrankenbestimmung des Grundeigentums zum Schutz der natürlichen
Lebensgrundlagen, S. 62. m.w.N.
342Raue, Die Zwangsvollstreckung als Nagelprobe für den modernen Enteignungsbegriff, S. 199, m.w.N.
Siehe auch oben, Kapitel 1.4.3.1, Fn. 214.
343Zippelius, Rechtsphilosophie, S. 179. Dieser Aspekt wird für die Konkretisierung der Privatnützigkeit
aufgegriffen.
344BVerfGE 104, S. 1 (12).
345BVerfGE 104, S. 1 (11).
346BVerfGE 104, S. 1 (10). Hervorhebung vom Verfasser eingefügt.
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ihnen zugeteilten Grundstücke tatsächlich entsprechend den Festsetzungen zu nut-
zen. Auch Baugebote in Verbindung mit der Zuteilung seien nur ausnahmsweise
möglich347. Dies steht auch im Kontext mit der Tatsache, daß der Bebauungsplan
nur einen Angebotsplan darstellt, der keine Verpflichtung zur Bebauung auslöst.348
Steht allerdings der sofortige Vollzug der Planung wegen akuten Mangels an Bau-
grundstücken im Vordergrund, stellen die Bauleitplanung und die darauf fußende
Bodenordnung inkl. Erschließung nicht das geeignete Mittel dar. Besteht ein er-
höhter Bedarf an Wohnplätzen oder Arbeitsstätten, also wenn die Nachfrage das
Angebot aus strukturellen Gründen langfristig übersteigt, kann dies nicht mit dem
reinen Angebotsplan ,Bebauungsplan‘ erreicht werden. Wenn die Gemeinde
”
alles
zur Plandurchführung Erforderliche“349 veranlassen muß, kann dies insbesondere mit
dem Instrument ,Entwicklungsmaßnahme‘ erreicht werden. Bebauungsplan und Bo-
denordnung sind in diesem Fall nicht geeignet. Zudem verletzt ein Bebauungsplan,
der aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen auf Dauer oder auf unabsehbare Zeit
der Vollzugsfähigkeit entbehrt, § 1 III 1 BauGB350 und bildet somit eine
”
rechtlich
funktionslose Hülle“351. Das heißt, daß ein Bebauungsplan auch funktionslos sein
muß, wenn die Bodenordnungsfrage ungeklärt ist, also die Anpassung der Grund-
stücksverhältnisse an die Planung in absehbarer Zeit nicht erfolgen kann und die
Grundstückseigentümer zudem überhaupt kein Interesse an der Verwirklichung der
Bauleitplanung haben.
– Schließlich führt das BVerfG aus, daß eine hoheitliche Neuordnung der Eigentums-
verhältnisse auch deswegen notwendig sei, um
”
den Eigentümern die bauliche Nut-
zung ihrer Grundstücke“352 zu ermöglichen. Aus dieser Aussage lassen sich zwei
Schlüsse ziehen: Zum einen soll die Umlegung nur bei den Planungen möglich sein,
die von den Eigentümern selbst umgesetzt werden können; sei es durch bauliche
Nutzung in eigener Person oder auch durch Verpachtung oder Verkauf an andere
Bauwillige.353 Zum anderen ist hier ein weiterer Hinweis, daß das BVerfG im In-
teressenausgleich auch das ,Ob‘ integriert sieht. Denn es führt weiter aus, daß das
Scheitern einer privatautonomen Regelung, also der freiwilligen Umlegung, zu einer
Nichtbebaubarkeit von Flächen führe354.
Summa summarum ist festzustellen, daß sowohl das ,Ob‘ als auch das ,Wie‘ eine glei-
chermaßen wichtige Rolle im Rahmen des Ausgleichs privater Interessen spielen. Ob die
Durchführung einer Umlegung im konkreten Fall zulässig ist, hängt also zunächst von
der Interessenlage der betroffenen Eigentümer ab. Sperrt sich eine Mehrheit gegen die
Neuordnung ihrer Grundstücke, ist diese unzulässig. Daran würde auch ein erhöhtes öf-
347Vgl. BVerfGE 104, S. 1 (3). Siehe auch Christ, DVBl. 2002, S. 1517 (1522).
348Vgl. auch Kapitel 1.2.5.
349BVerwG, Urteil vom 3.7.1998 - IV CN 5/97.
350BVerwG, Urteil vom 14.6.2007 - IV BN 21/07.
351BVerwG, Urteil vom 21.3.2002 - IV CN 14/00.
352BVerfGE 104, S. 1 (12).
353Dieser Aspekt wird noch einmal im Rahmen der Konkretisierung der Privatnützigkeit von Bodenord-
nungsverfahren in Kapitel 3.2.4.1 aufgegriffen.
354BVerfGE 104, S. 1 (11).
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fentliches Interesse an der Umsetzung der Bauleitplanung nichts ändern. Denn auf diese
Weise läge der Schwerpunkt des Interessenausgleichs plötzlich in der vertikalen Ebene,
also im Bürger-Staat-Verhältnis. Zudem wäre es selbst für den Fall der Durchführung der
Umlegung nicht möglich, Baugebote in großem Maße auszusprechen, die Planung also
durch Zwang umzusetzen. Ist jedoch eine Mehrheit der Eigentümer im Plangebiet für die
Anpassung der Grundstücksverhältnisse an die Bebauungsplanung, kann die Umlegung in
jedem Fall durchgeführt werden. Denn dann werden die gegenläufigen Interessen zwischen
den Bauwilligen und den Widersachern ausgeglichen und das öffentliche Interesse an einer
Umsetzung der Planung gleichermaßen ausreichend berücksichtigt.
Nach Klärung des ,Ob‘ findet dann in der nächsten Stufe der Ausgleich der privaten
Interessen bzgl. der Zuteilung der Grundstücke im Umlegungsverfahren statt. Die Eigen-
tümer konnten sich nicht über die Neueinteilung des Umlegungsgebiets einigen, daher ist
die Baulandumlegung erforderlich.
Das Urteil des BVerfG zur Baulandumlegung führt, wie gesagt, aus, daß für die Zuläs-
sigkeit der hoheitlichen Maßnahme die private gescheitert sein muß. Das heißt also, daß
der Ausgleich der privaten Interessen in mindestens einem der beiden Fälle, also dem ,Ob‘
oder dem ,Wie‘, herbeigeführt werden muß.
2.3.2.5. Diskussion der Rechtsprechung im Schrifttum
Das Urteil des BVerfG zur Baulandumlegung ist in zahlreichen Aufsätzen355 und Kom-
mentaren356 zum Umlegungsrecht diskutiert bzw. erwähnt worden. Während die Aufsätze
sich überwiegend tiefgreifend mit dem Urteil und seinen Folgen auf die Baulandumlegung
befassen, findet es in den Kommentaren zum BauGB teilweise lediglich eine oberflächliche
Erwähnung.357
Otte diskutiert das Urteil des BVerfG sehr ausführlich und kritisiert dabei die Begrün-
dung des Gerichts stark. Zunächst einmal setzt sich Otte in der Kommentierung jedoch
mit der Rechtsnatur der Umlegung auseinander. Dazu führt er die tradierten Abgren-
zungstheorien ,Privatnützigkeit‘ und ,Surrogationsprinzip‘ an.358 Anschließend folgen die
Rechtsprechungen des BVerwG und des BGH (inkl. Winterberg), und erst dann geht er
355Christ, DVBl. 2002, S. 1517; Haas, NVwZ 2002, S. 277; Kötter/Müller-Jökel/Reinhardt, ZfV 2003, S.
295; Seele, FuB 2001, S. 281; Spannowsky, UPR 2004, S. 321; Uechtritz, ZfIR 2001, S. 722.
356Breuer in: Schrödter, BauGB, § 45, Rn. 20 ff.; Dieterich, Baulandumlegung, Rn. 9; Löhr in: Bat-
tis/Krautzberger/Löhr, BauGB, Vorb. z. §§ 45 ff., Rn. 9; Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB,
§ 45, Rn. 7 ff.
357Dieterich hält sich dabei noch am nächsten an den Ausführungen des Urteils. Er verwendet zwar
mit ,Privatnützigkeit‘, ,Verhältnismäßigkeit‘ und ,Wertgleichheit‘ tradierte Argumentationen, verliert
aber trotzdem nicht die Rechtsprechung des BVerfG aus dem Blick. Zusätzlich distanziert er sich vom
Surrogationsprinzip und verweist dabei auf die Eigentümerstruktur. Diese dürfe infolge der Umlegung
nicht umgestaltet werden. Dies entspricht freilich dem Topos des ,Ausgleichs privater Interessen‘. Denn
es lassen sich nur Interessen zwischen den Eigentümern ausgleichen, wenn diese grundsätzlich nicht
aus dem Umlegungsgebiet verdrängt werden. Vgl. auch das Marktkonstellationenmodell nach Lege.
Breuer und Löhr erwähnen zwar das Urteil, führen aber für die Einordnung der Umlegung in Art. 14
GG die hergebrachten Argumente an.
358Vgl. Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 45, Rn. 7 ff.
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auf Urteile des BVerfG ein. Zunächst gibt er einige Punkte aus dem Boxbergurteil359
wieder.360 Dabei vermerkt er u.a., daß das Surrogationsprinzip für die Abgrenzung der
Umlegung von der Enteignung ungeeignet sei.361 Diesen Aspekt greift er aber dann, unter
Zitierung der Dissertation von Susset362 bei der Diskussion des Urteils zur Baulandumle-
gung363 wieder auf:364
Otte kritisiert, daß das BVerfG die Begriffe ,Entziehung‘, ,Entzug‘ und ,Zugriff‘ in Zu-
sammenhang mit der Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums gebracht habe,
also ein Entzug von Eigentum nun nicht mehr ausschließlich im Rahmen einer Enteignung
erfolgen könne.365 Unter Zitierung eines BGH-Urteils366 bringt Otte nun wieder das Sur-
rogationsprinzip, das der BGH in seiner Begründung verwendet hat, ins Spiel. Denn dieses
sei vom BVerfG zwar nicht ausdrücklich anerkannt, aber auch nicht verworfen worden.
Nach dem Surrogationsprinzip
”
als formal-juristische Konstruktion zur Erklärung des Vor-
gangs des Rechtsübergangs und des Fortbestehens der dinglichen Rechte am betroffenen
Eigentumsobjekt“367 fänden infolge der Neugestaltungsmaßnahmen in der Umlegung gera-
de keine Eigentumsentziehungen statt, und zudem handle es sich bei der Umlegung nicht
um bodenordnerische Einzelmaßnahmen, sondern um eine Gesamtmaßnahme. Daher sei
an dieser Stelle für eine Entziehung von Eigentumsflächen formal-juristisch kein Raum.368
Schließlich sei das Surrogationsprinzip bei der Rechtsprechung des BFH zur Grunderwerb-
steuerfreiheit der Umlegung ein zentrales Argument des Gerichts. Dies könne sich ändern
und damit die Umlegung als Bodenordnungsinstrument schwächen. Daher ist Otte der
Meinung, das BVerfG solle sein Urteil überdenken und den Entziehungscharakter in der
Argumentation nicht mehr verwenden.
Die Kritik von Otte an den Ausführungen des BVerfG klingt aus Verfassersicht er-
359BVerfGE 74, S. 264.
360Vgl. Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 45, Rn. 11a.
361Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 45, Rn. 11a.
362Susset, Der Surrogationsgedanke im Flurbereinigungsrecht.
363BVerfGE 104, S. 1.
364Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 45, Rn. 11c.
365Diese Kritik ist gerade im Hinblick auf die Dissertation von Susset erstaunlich. Denn dieser führt
aus, daß der Flurbereinigungsvorgang darin bestehe, ”daß dem Berechtigten durch hoheitlichen Akt
[...] der Gegenstand seines Rechtes, also das oder die eingeworfenen Grundstücke, entzogen wird“
(Susset, S. 46). Und der Entzug der bisherigen Grundstücke sei Voraussetzung für das Entstehen
einer Surrogationslage (Susset, S. 58). Die Surrogationstheorie gehe in diesem Zusammenhang dann
davon aus, daß die Eigentumsobjekte geändert würden, das jeweilige Rechtssubjekt (Eigentümer)
aber erhalten bleibe (Susset, S. 56). Also bestehe lediglich das Eigentumsrecht, also das Recht auf
Eigentum, fort (Susset, S. 62). Dieses jedoch schützt Art. 14 I 1 GG, wie bereits erwähnt, nicht. Die
gesetzlichen Regelungen zur Umlegung oder auch zur Flurbereinigung sehen aber als Ausgestaltung
des privaten Interessenausgleichs einen Sollanspruch eines jeden beteiligten Eigentümers vor. Somit
hat Susset freilich immer noch recht, wenn er sagt, daß die Rechtssubjekte (die Eigentümer) erhalten
bleiben.
366BGH, Urteil vom 26.6.1997 - III ZR 152/96.
367Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 45, Rn. 11c.
368Das mag für die Umlegung als Gesamtmaßnahme zutreffend sein. Aber das BVerfG führt eine
eigentums(grundstücks-)bezogene Betrachtung durch. Und in diesem Zusammenhang findet eben ein
Entzug des Eigentums, also die Uberwindung des konkreten Eigentumsbestands, in die Wertgarantie
statt.
Kapitel 2. Eigentum und Bodenordnung 61
staunlich. Denn es ist nicht Aufgabe des BVerfG als höchstem Gericht in Deutschland,
sich an der Rechtsprechung anderer Gerichte zu orientieren. Vielmehr ist das Gegenteil
der Fall.369 Es kann nicht sein, daß das BVerfG von seiner Trennungstheorie zwischen
Inhaltsbestimmung und Enteignung abweichen muß, nur damit die Argumentation ande-
rer Gerichte aufrechterhalten werden kann und die Umlegung als eigentümerfreundliches
Instrument nicht angetastet wird. Es gibt mit Sicherheit andere Argumentationsformen,
die Umlegung z.B. von der Grunderwerbsteuer freizustellen. Aber das ist dann Sache des
BFH und des Gesetzgebers.
Außerdem ist das Surrogationsprinzip, wie erwähnt, zum einen nicht geeignet, die
Umlegung als Inhalts- und Schrankenbestimmung zu klassifizieren. Zum anderen ist es
auch überhaupt nicht erforderlich, um den Anspruch eines jeden Eigentümers auf eine
verhältnis- und wertgleiche Landabfindung zu begründen. Denn dieser ist als Sollanspruch
in den §§ 45 ff. BauGB bzw. im FlurbG gesetzlich geregelt, die eine Ausgestaltung des
Ausgleichs privater Interessen darstellen.
2.4. Zwischenfazit
Mit dem Urteil des BVerfG zur Baulandumlegung steht fest: Das Bodenordnungsinstru-
ment stellt eine Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums dar. Aber das Gericht
hat eine andere Begründung als der BGH und das BVerwG geliefert.
Der BGH und das BVerwG hatten die Umlegung beide als eine Inhaltsbestimmung ein-
geordnet.370 Dabei setzten sie konsequent ihre Trennungsmodelle (Sonderopfertheorie bzw.
Schweretheorie) um. Da das BVerfG allerdings ein anderes Trennungsmodell (nach über-
wiegend formalen Kriterien) vertritt, konnte die Rechtsprechung von BGH und BVerwG
keinen Bestand haben. Die tradierten Argumente ,Surrogationsprinzip‘, ,wohlverstande-
nes Eigeninteresse‘ und ,Abfindung in Land‘, daß die Umlegung eine Inhaltsbestimmung
ist, waren letztlich bereits mit dem Boxbergurteil nicht mehr haltbar. Die folgerichtige
Übertragung des Urteils auf die Baulandumlegung als Inhaltsbestimmung ermöglichte al-
lerdings erst die Zulassung eines Eigentumsentzugs im Rahmen einer Inhalts- und Schran-
kenbestimmung. Denn bis zu diesem Zeitpunkt schien selbst das BVerfG einen Entzug von
Eigentumspositionen nur für die Enteignung vorzusehen.
Damit ist freilich auch die Problematik des Schrifttums, die Umlegung in Art. 14 GG
einzuordnen, gelöst. Die einen371 sahen in der Umlegung eine Inhaltsbestimmung, aller-
dings unter Verwendung u.a. des Surrogationsprinzips, schlossen also den Eigentumsent-
zug aus. Die anderen372 orientierten sich an der eigentumsbezogenen Rechtsprechung des
BVerfG und dessen Definition der Bestandsgarantie und konstatierten folgerichtig, daß
369Siehe die Ausführungen in Kapitel 1.3.1 zu § 31 I BVerfGG. Daran ändert auch nichts Ottes Hinweis
auf ein Urteil des OLG Hamm (OLG Hamm, Urteil vom 31.7.2003 - 16 U (Bau) 8/02), das sich immer
noch zum Surrogationsprinzip bekennt.
370Zweifel hatte allerdings das BVerwG an seiner Argumentation infolge des Boxbergurteils. Siehe Kapitel
2.1.2.
371Siehe Kapitel 2.2.1.
372Siehe Kapitel 2.2.2.
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ein Eigentumsentzug stattfinde und die Umlegung deshalb eine Enteignung sei. Denn
auch diese gingen davon aus, daß ein Entzug des Eigentums, also die Überwindung der
Bestandsgarantie, nur im Rahmen der Enteignung möglich sei. Letztlich lassen sich nun
beide Sichtweisen vereinigen. Denn die Baulandumlegung ist eine Inhaltsbestimmung, es
findet allerdings ein Eigentumsentzug statt, und die Abgrenzung zur Enteignung findet
einzig und allein über den Zweck des Entzugs statt.
Der Zweck der Umlegung wiederum ist in erster Linie auf den Ausgleich privater In-
teressen gerichtet. Die Unternehmensflurbereinigung dagegen dient in erster Linie der
Verwirklichung eines im öffentlichen Interesse liegenden Vorhabens. An dieser Stelle trifft
das BVerfG eine Unterscheidung zwischen beiden Bodenordnungsinstrumenten teilwei-
se anhand materieller Kriterien. Grundsätzlich sind zwar der private Interessenausgleich
und die Erfüllung öffentlicher Aufgaben trennscharf voneinander zu unterscheiden. Durch
Beifügung des ,in erster Linie‘ in beiden Instrumenten kommt es allerdings auf den Schwer-
punkt des Interessenausgleichs an373. Damit ist man für die Trennung zwischen Umlegung
und Enteignung zumindest teilweise auf ein materielles Kriterium angewiesen, indem der
Schwerpunkt des Zwecks des Eigentumsentzugs herausgearbeitet werden muß.
Das heißt aber nicht, daß auf diesem Wege ein Umschlagen der Inhaltsbestimmung in
eine Enteignung möglich ist, wenn der Schwerpunkt auf einmal in der vertikalen Ebene,
also dem Bürger-Staats-Verhältnis, liegt. In diesem Fall wäre das angewendete Instrument
einfach nicht rechtmäßig.
Zwei Schlüsse lassen sich aus der Rechtsprechung des BVerfG auf jeden Fall ziehen:
1. Will der Gesetzgeber ein Entzugsinstrument als Inhalts- und Schrankenbestimmung
regeln, muß der Zweck des Instruments in jedem Fall in erster Linie den Ausgleich
privater Interessen herbeiführen.
2. Wendet die Exekutive ein Entzugsinstrument an, das als eine Inhalts- und Schran-
kenbestimmung ausgestaltet ist, so ist die Anwendung nur zulässig, wenn im kon-
kreten Fall der Ausgleich der privaten Interessen im Vordergrund steht.
Während das BVerfG im Boxbergurteil noch den Begriff der ,Fremdnützigkeit‘ der
Enteignung zugeordnet hat, findet die ,Privatnützigkeit‘ nur in Bezug auf die Struktur-
merkmale des Eigentums374 Erwähnung. Aber die Abgrenzung der Umlegung zur Ent-
eignung findet gerade nicht über die Interessenformel ,privatnützig‘ statt, sondern über
den privaten Interessenausgleich.375 Ob man nun die ,Privatnützigkeit‘ als Synonym für
den ,Ausgleich privater Interessen‘ sehen kann und ob der Begriff ,privatnützig‘ im Zu-
sammenhang mit der Umlegung als Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums
benötigt wird, wird im folgenden geklärt.
373Vgl. Kapitel 2.3.2.3. Dort wurde die Einordnung des Interessenausgleichs in eine horizontale bzw. eine
vertikale Ebene diskutiert.
374Das sind hier im Speziellen: Privatnützigkeit des Eigentums und grundsätzliche Verfügungsbefugnis.
Siehe Kapitel 3.2.1.2.
375Das ist allerding insofern folgerichtig, als vor allem der BGH unter dem Begriff ,privatnützig‘ das ,wohl-
verstandene Eigeninteresse‘ der Eigentümer versteht. Und das kann man gerade nicht voraussetzen,
wenn gegenläufige Interessen zwischen den Eigentümern auszugleichen sind.
3. Privatnützigkeit und Bodenordnung
3.1. Herkömmliche Funktion des Begriffs ,privatnützig‘ in
der Bodenordnung
3.1.1. ,Privatnützig‘ in der Rechtsprechung zur Bodenordnung
Der BGH hat den Begriff ,privatnützig‘ bereits 1958 verwendet, um die Umlegung von
der Enteignung abzugrenzen.376 Demnach bezwecke die Umlegung im Interesse der All-
gemeinheit und im gleichgerichteten privatnützigen Interesse377 der Grundstückseigentü-
mer, die Wirtschaftlichkeit des Grundbesitzes durch die Neuordnung zu erhöhen. Denn
das Grundstück sei nach seiner Lage nun rationeller zu bewirtschaften. Infolge der Sozial-
gebundenheit nach Art. 14 GG hafte dem Grundeigentum, dessen Wert durch Umlegung
gesteigert werden kann, von vornherein die rechtliche Eigenschaft an, Objekt eines Um-
legungsverfahrens werden zu können. Damit trage der Eigentümer
”
mit dem Recht zur
umfassenden Sachherrschaft zugleich die Pflichtigkeit, sein Grundstück gegebenenfalls in
ein Umlegungsverfahren einbeziehen [...] zu lassen“378. Die Umlegung sei unter anderem
deswegen keine Enteignung, weil
”
bei einer vernünftigen wirtschaftlichen Betrachtungs-
weise dem Eigentümer [...] nichts genommen wird, was ihn in seiner Eigentümerstellung
beeinträchtigt“379. Die Pflichtigkeit zur Einbeziehung des Grundeigentums in ein Umle-
gungsverfahren präzisierte der BGH, indem er feststellte, daß alle Grundstückseigentümer
eines solchen Gebiets
”
infolge ihres eigenen wohlverstandenen – wenn auch von ihnen selbst
nicht erkannten – Interesses an der Aufschließung des Geländes in einer Gemeinschaft“380
stünden. Dies schließt der BGH aus der Situationsgebundenheit der Grundstücke zu-
einander und führt diesbezüglich eine wirtschaftlich vernünftige Betrachtungsweise des
Sachverhalts durch. Die Pflichtigkeit sieht das Gericht auch dann gegeben,
”
wenn der
Grundeigentümer sie nicht anerkennt, wenn sie aber objektiv gegeben ist,“381 denn Eigen-
tum verpflichte. Die Privatnützigkeit eines Bodenordnungsverfahrens bezieht der BGH
auf das Umlegungsgebiet als Ganzes und nicht auf jedes einzelne Grundstück. Infolge des
Winterbergurteils hat der BGH den Aspekt der Privatnützigkeit für Planungen aufge-
376BGH, Urteil vom 3.3.1958 – III ZR 157/56.
377Das Gegenteil dazu bildet die Enteignung. Diese treffe die betroffenen Einzelnen oder Gruppen im
Vergleich zu anderen ungleich und zwinge sie zu einem Sonderopfer zugunsten der Allgemeinheit.
378BGH, Urteil vom 3.3.1958 – III ZR 157/56.
379BGH, Urteil vom 3.3.1958 – III ZR 157/56. Den privatnützigen Zweck der Umlegung bringt der BGH
dabei in direkten Zusammmenhang mit dem Surrogationsprinzip.
380BGHZ 31, S. 49 (54).
381BGHZ 31, S. 49 (57).
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weitet,
”
die durch fremde Interessen ausgelöst worden sind, wenn aus objektiver Sicht
ein Interesse der betroffenen Eigentümer an einer angemessenen Lösung der Konfliktsi-
tuation“382 bestehe. Begründet wird dies mit dem Gedanken der Solidargemeinschaft der
betroffenen Eigentümer, auf den zur interessengerechten Bewältigung eigentumsrechtli-
cher Konflikte auch bei der Umlegung zurückgegriffen werden könne. Die dem Prinzip der
Lastengleichheit verpflichtete Umlegung sei im Verhältnis zur Enteignung regelmäßig das
mildere Mittel.383
Das BVerwG befaßt sich seit 1954 mit der Bodenordnung. Das Gericht verwendete
dabei nicht den Begriff ,privatnützig‘, grenzte aber die Umlegung nach RUO von der
Enteignung über die Interessen der Betroffenen ab384, die man mit der Privatnützigkeit
gleichsetzen dürfte. So diene die Enteignung einem dem Betroffenen gegenüber fremden
Interesse, während die Umlegung (hier Flurbereinigung) zwar auch auf die Interessen der
Allgemeinheit Rücksicht nehme, diese aber den Interessen der Betroffenen
”
nicht entge-
gengesetzt, ihnen gegenüber nicht fremd“385 seien. Die Ziele der Bodenordnung lägen in
gleicher Weise auch im Interesse der Betroffenen, denn diesen werde durch die Umle-
gung eine wirtschaftlichere Betriebsführung ermöglicht. Daher bestehe kein Anlaß, das
Eigentum im Rahmen der Grundrechtsgarantien gegen eine Umlegung zu schützen. Für
eine Konkretisierung der Interessen der Betroffenen stellte das BVerwG
”
nicht auf die
persönliche Meinung der Beteiligten, sondern auf ihr wohlverstandenes, auf sachlichen
Erwägungen beruhendes Interesse“386 ab. Bei einer Überprüfung des wohlverstandenen
Interesses der Beteiligten sei nicht darauf abzustellen, ob die Mehrzahl der Teilnehmer in
dem Flurbereinigungsgebiet dieses Interesse habe. Entscheidend sei vor allem die Größe
der von ihnen vertretenen Fläche. Es reiche also aus, daß das wohlverstandene Interesse
für den überwiegenden Teil der Fläche des Umlegungsgebiets gegeben sei. Dies hat das
BVerwG später noch einmal bekräftigt, indem es ausführte, daß es auf die subjektive –
gegenteilige – Beurteilung der Teilnehmer über die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit
einer Flurbereinigung nicht ankomme, sondern einzig und allein auf das wohlverstandene
Interesse aus objektiver Hinsicht.387
Das BVerfG verzichtete bislang auf den Begriff ,privatnützig‘ im Zusammenhang sei-
ner Rechtsprechung in bezug auf Bodenordnungsmaßnahmen. Allerdings verwendete das
Gericht den Begriff der ,Fremdnützigkeit‘ im Boxbergurteil388 zur Klassifizierung der Un-
ternehmensflurbereinigung als Enteignungsinstrument, ohne den Begriff jedoch weiter zu
präzisieren. Dafür kann allenfalls auf die Urteile zum Hamburger Deichordnungs-Gesetz389
382BGH, Urteil vom 13.12.1990 – III ZR 240/89.
383In diesem Zusammenhang hat Schmidt-Aßmann (Schmidt-Aßmann, Studien zum Recht der städte-
baulichen Umlegung, S. 32) versucht, die Interessenformel zu konkretisieren. Dies erfolgte dann unter
den Schlagworten ,Zweckobjektivierungen‘ (objektiviertes wohlverstandenes Interesse), ,Zwecktypisie-
rungen‘ (Umlegungsgebiet als Ganzes) und ,Zweckstufungen‘ (Einbeziehung eines das Neuordnungs-
bedürfnis erst auslösenden städtebaulichen Zwecks).
384BVerwG, Urteil vom 9.11.1954 – 1 B 145/53.
385BVerwG, Urteil vom 9.11.1954 – 1 B 145/53.
386BVerwG, Urteil vom 3.3.1959 – 1 C 142/56.
387BVerwG, Urteil vom 29.3.1968 – 4 C 104/65.
388BVerfGE 74, S. 264.
389BVerfGE 24, S. 367.
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und zu den Altlasten390 zurückgegriffen werden. Fremdnützig sei eine Sachherrschaft über
Eigentum, die grundsätzlich aus der Privatrechtsordnung herausgenommen und einer aus-
schließlich öffentlich-rechtlichen Sachherrschaft unterstellt sei. Die Sachen seien dann ei-
nem besonderen öffentlichen Zweck gewidmet, und im Hinblick auf diese Zweckbindung sei
die private Verfügungsfähigkeit ganz oder weitgehend ausgeschlossen.391 Daß das BVerfG
,fremdnützig‘ und ,privatnützig‘ als Antonyme sieht, erkennt man daran, daß eine Altla-
stensanierung aus Sicht des Eigentümers nicht nur fremdnützig, sondern auch eigennüt-
zig (wohl gleichzusetzen mit privatnützig) sei, wenn die Altlast ihn in der Nutzung des
Grundstücks faktisch beschränke.392 Auf jeden Fall läßt sich festhalten, daß das BVerfG
den Begriff der ,Fremdnützigkeit‘ nicht typisierend (gebietsbezogen) sondern eher indivi-
dualisierend (eigentumsbezogen) verwendet.393
3.1.2. ,Privatnützig‘ in der Bodenordnungsliteratur
Dieterich394 verwendet den Begriff ,privatnützig‘ im Rahmen der Definition der vertei-
lungspolitischen Ziele in der Umlegung395. Neben dem Grundsatz der Privatnützigkeit und
der Eigentumserhaltung sind dies Lageanspruch, Verhältnismäßigkeit und Lastenausgleich
sowie der Grundsatz der Wertgleichheit. Zur Erklärung des Begriffs ,privatnützig‘ bezieht
er sich auf das Winterbergurteil des BGH396. Demnach sei eine Umlegung nur privatnützig,
wenn sie ihrer Zielsetzung und ihren Auswirkungen nach wesentlich auch den Interessen
der betroffenen Eigentümer diene. Dabei betont Dieterich, daß die Eigentümerstruktur
im Gegensatz zur Eigentumsstruktur nicht umgestaltet werden dürfe. Es sei zweifelhaft,
ob eine Bodenordnungsmaßnahme privatnützig sein könne, wenn der Großteil der Eigen-
tümer ausgesiedelt würde, um Land für öffentliche Zwecke zu beschaffen. In jedem Fall
sieht Dieterich die privaten und die öffentlichen Interessen als gleichgerichtet an. Welche
Interessen im Rahmen der Umlegung schwerer wiegen, läßt sich anhand seiner Ausfüh-
rungen nicht eindeutig erkennen. Zunächst sagt er, daß die privaten Interessen vorrangig
seien397; später sieht er beide Interessen jedoch als gleichrangig an bzw. meint sogar, daß
bei der Anordnung der Umlegung vornehmlich die öffentlichen Interessen im Vordergrund
stünden398.
Breuer399 stuft die Umlegung als Inhalts- und Schrankenbestimmung über ihre Prin-
zipien ein, eines davon ist die ,Privatnützigkeit‘. Daneben verwendet er das Surrogations-
prinzip, die Gruppenbelastung und den Lastenausgleich sowie die wertgleiche Landabfin-
dung. Die Umlegung diene im Gegensatz zur Enteignung nicht auschließlich öffentlichen
390BVerfGE 102, S. 1.
391BVerfGE 24, S. 367 (390).
392BVerfGE 102, S. 1 (16).
393Vgl. Schmidt-Aßmann, Studien zum Recht der städtebaulichen Umlegung, S. 46.
394Dieterich, Baulandumlegung, Rn. 39a.
395Dieterich, Baulandumlegung, Rn. 39a ff.
396BGH, Urteil vom 13.12.1990 - III ZR 240/89.
397Dieterich, Baulandumlegung, Rn. 9.
398Dieterich, Baulandumlegung, Rn. 59.
399Breuer in: Schrödter, BauGB, § 45, Rn. 6 ff.
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Interessen, sondern mindestens gleichrangig den individuellen (privaten) Interessen der be-
troffenen Eigentümer, denn es würden Grundstücke geschaffen, die nach Lage, Form und
Größe für die bauliche oder sonstige Nutzung zweckmäßig gestaltet seien400. Somit bedient
er sich wie Dieterich der Rechtsprechung des BGH, verweist aber mit dem Hinweis auf die
,greifbare Eigentümernützigkeit‘ auch auf Schmidt-Aßmann401. Seiner Meinung kommt es
bei Durchführung einer Umlegung nicht darauf an, ob diese mit den subjektiven Interessen
der betroffenen Eigentümer übereinstimmt. Vielmehr sei entscheidend, daß die Bodenord-
nungsmaßnahme dem eigenen wohlverstandenen Interesse diene. Unter Berufung auf das
Winterbergurteil402 könne eine Umlegung selbst dann privatnützig sein, wenn sie durch
eigentümerfremde Interessen veranlaßt sei. In diesem Sinne konsequent wendet Breuer den
Begriff der Privatnützigkeit generalisierend auf das gesamte Umlegungsgebiet an.
Löhr403 verwendet den Begriff der Privatnützigkeit zur Abgrenzung der Umlegung von
der Enteignung, denn die Umlegung sei eigentümernützig und korrespondiere daher mit
der Privatnützigkeit. Dabei verweist Löhr auf die Ausführungen von Schmidt-Aßmann404.
Die Umlegung greife zwar in den Eigentumsbestand ein, sei aber keine Enteignung, da
sie diesen im Interesse der Eigentümer umforme. Zudem sei sie im Vergleich zur Enteig-
nung das mildere Mittel, da sie auf Wert- sowie Bestandserhaltung gerichtet sei und nicht
auf Wegnahme gegen Entschädigung. Infolge des Hinweises, daß die Umlegung Verände-
rungen von Grundstücken für die Ermöglichung einer im öffentlichen Interesse liegenden
städtebaulichen Entwicklung nur zulasse, wenn sie zugleich die privaten Interessen der
Eigentümergemeinschaft befriedige, geht Löhr ebenso von insoweit gleichgerichteten In-
teressen aus, wie er die Privatnützigkeit auf das Umlegungsgebiet bezieht.
Otte405 dient die Privatnützigkeit ebenfalls zur Abgrenzung der Umlegung von der
Enteignung. Er setzt dabei die Privatnützigkeit mit der Interessenformel gleich. Denn
die Ermöglichung der zweckmäßigen Nutzung der Grundstücke diene ebenso den Interes-
sen der Eigentümer an der wirtschaftlichen Verwertung ihres Eigentums wie den insoweit
gleichgerichteten Interessen der Allgemeinheit an der Realisierung der Bebauungsplanung.
Diese Eigentümernützigkeit der Umlegung füge sich in die Privatnützigkeit des Eigentums
ein. Entsprechend der Rechtsprechung des BGH versteht Otte die Privatnützigkeit der
Umlegung
”
nicht subjektiv-individuell, sondern allgemein-typisierend“406. Wie die Privat-
nützigkeit zählt Otte den Aspekt der mindestens wertgleichen Abfindung in Land zum
Wesen der Umlegung und bringt ihn mit der Eigentumsgarantie in Zusammenhang. Wird
dieser Aspekt nicht erfüllt, kann die Umlegung Otte zufolge nicht privatnützig sein407. Ob
er diesen Gesichtspunkt generalisierend auf das gesamte Umlegungsgebiet oder eigentums-
bezogen sieht, führt er allerdings nicht aus. Als privatnützig bezeichnet Otte zumindest
400Siehe § 45 BauGB.
401Schmidt-Aßmann, DVBl. 1982, S. 152 (155).
402BGH, Urteil vom 13.12.1990 - III ZR 240/89.
403Löhr in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, Vorbemerkung zu den §§ 45 bis 84, Rn. 8 f.
404Schmidt-Aßmann in: FS Friauf, 1996, S. 407 ff.
405Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, § 45, Rn. 10 f.
406Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, § 45, Rn. 11.
407Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, § 45, Rn. 10.
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die Flächenabzüge nach § 55 II BauGB408, denn diese seien die Voraussetzung für die
bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke.
Seele409 beschreibt die Eigenart der Umlegung und bedient sich neben dem Privat-
nützigkeitsgebot des Konformitätsprinzips, des Solidaritätsprinzips und des Konservati-
onsprinzips. Sofern jedes dieser vier Prinzipien erfüllt sei, stelle die Umlegung keine Ent-
eignung dar. Die Privatnützigkeit stellt Seele dabei mit der Interessenformel gleich. Die
Umlegung werde nicht nur im öffentlichen Interesse, sondern stets auch im wohlverstande-
nen Interesse der privaten Grundeigentümer durchgeführt, und zwar unter Wahrung der
Substanz des Grundeigentums. Ein Fremdinteresse (Fremdnützigkeit) dürfe kein Anlaß
für die Durchführung einer Umlegung sein.
Hegele410 stellt entsprechend der Rechtsprechung des BVerwG auf das wohlverstan-
dene Interesse der Beteiligten, also nicht auf deren subjektive Interessen, ab. Die Anord-
nung einer Flurbereinigung gegen den Willen der Mehrheit der Teilnehmer verstoße dabei
nicht gegen rechtsstaatliche Prinzipien und demokratische Grundsätze. Denn die Teilneh-
mer könnten als Mitglieder der Teilnehmergemeinschaft auf die Durchführung und die
Gestaltung des Verfahrens persönlich Einfluß nehmen. Zudem entschieden in einer par-
lamentarischen, repräsentativen Demokratie nicht die unmittelbar Betroffenen,
”
sondern
die über das Parlament gewählte Regierung, die ihrerseits weisungsgebundene Behörden
generell beauftragt.“411 Deswegen sei auch ein Abstimmungsprinzip seitens der betroffenen
Teilnehmer bei Einleitung einer Flurbereinigung abzulehnen.
Träger412 bezeichnet die umlegungstypische Interessenkonstellation als das entschei-
dende Abgrenzungskriterium zwischen Umlegung und Enteignung. Dabei spricht Träger
von einer Gleichrichtung der Interessen. Der Zweck der Umlegung sei die Gewährleistung
der Planverwirklichung und damit der Beitrag zu einer geordneten städtebaulichen Ent-
wicklung. Die Umsetzung dieses Ziels geschieht laut Träger über die Bildung der Umle-
gungsmasse als Ausfluß der Situationsgebundenheit jedes einzelnen Grundstücks.413 Da-
bei werde das verfassungsrechtlich gewährleistete Eigentum des einen im Interesse des
Gemeinwohls und damit auch des anderen (der Umgebung) eingeschränkt und inhaltlich
modifiziert, um dem einzelnen eine Grundrechtsausübung möglichst großen Umfangs zu
ermöglichen. Aus diesem Grund stelle die Vereinigung der Grundstücke zu einer Um-
legungsmasse eine Folge der Situationsgebundenheit des Grundstücks des einzelnen Ei-
gentümers dar. In diesem Spannungsfeld sei ein ,vernünftiger Eigentümer‘ bestrebt, die
Nutzbarkeit seines Grund und Bodens zu Wohn- und sonstigen Zwecken zu verbessern,
”
ohne jedoch die Interessen des Allgemeinwohls aus den Augen zu verlieren.“414
408Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, § 45, Rn. 10. Ob er die Flächenabzüge nach
§ 55 V BauGB als privatnützig ansieht, geht nicht eindeutig aus seinen Ausführungen hervor. Er sieht
sie aber anscheinend grundsätzlich nicht als eigentümernützig an. Zudem kann seiner Meinung nach
unter bestimmten Voraussetzungen von der Pflicht zur Einbringung von Ersatzland abgesehen werden.
409Seele in: Beiträge zu Städtebau und Bodenordnung, Heft 14, S. 162 (163 f.).
410Hegele in Seehusen/Schwede, Flurbereinigungsgesetz, § 4, Rn. 5 f.
411Hegele in Seehusen/Schwede, Flurbereinigungsgesetz, § 4, Rn. 6.
412Träger, Die Ausgestaltung, S. 54 ff.
413Träger, Die Ausgestaltung, S. 54 f.
414Träger, Die Ausgestaltung, S. 55.
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Thiemann415 sieht dies ähnlich und bringt die Privatnützigkeit einer Bodenordnungs-
maßnahme mit dem § 4 FlurbG in Verbindung, in dem das Interesse der Beteiligten als
Anordnungsvoraussetzung einer Flurbereinigungsmaßname normiert wird. Ein privatnüt-
ziges Flurbereinigungsverfahren sei auf den Erhalt des Eigentumsbestands gegenüber kon-
kurrierenden öffentlichen Nutzungsansprüchen gerichtet. In diesem Zusammenhang setzt
Thiemann die Privatnützigkeit mit dem aus objektiver Hinsicht wirtschaftlich vernünftig
denkenden Grundeigentümer gleich, der sein Eigentum nicht veräußern, sondern weiterhin
für sich nutzen will.416 Denn in einem privatnützigen Verfahren werde der Anspruch auf
wertgleiche Abfindung gewahrt. Im Gegensatz zur Unternehmensflurbereinigung nach §§
87 ff. FlurbG hätten die privaten Interessen dort Vorrang vor den gleichzeitig mitverfolg-
ten fremdnützigen Interessen, selbst wenn die Landbereitstellung für öffentliche Vorhaben
erklärtes Verfahrensziel ist.
Schröder417 hat explizit versucht, die Umlegung von der Enteignung über die Privat-
nützigkeitstheorie von Reinhardt418 abzugrenzen. Vorher jedoch unterschied er private
und öffentliche Interessen voneinander. Die (ländliche) Umlegung diene den Interessen
der Eigentümer, da durch die Neuformung des Gebiets ein größerer Ertrag möglich wer-
de. Die Verwirklichung der Belange der Allgemeinheit habe
”
stets da ihre Grenze, wo
die Interessen des Einzelnen nicht mehr gefördert werden.“419 Mit dem Streben nach der
Verwirklichung höherer Erträge der Beteiligten sei das Interesse der Allgemeinheit an der
ländlichen Umlegung auf jeden Fall erschöpft.420 Alsdann bedient Schröder sich der Rein-
hardtschen Privatnützigkeitstheorie. Bei der Durchführung einer Baulandumlegung dürfe
die öffentliche Hand den privaten Betroffenen zur Sicherung öffentlicher Belange nur inso-
weit Beschränkungen auferlegen, als das Prinzip der Privatnützigkeit nicht entscheidend
gehemmt oder ausgeschaltet werde. Schröder geht für den Fall einer Baulandumlegung
durchaus von Interessengegensätzen zwischen den privaten Einzelnen und der Allgemein-
heit aus. Wichtig sei dabei,
”
daß auch der Einzelne an dem Ausgleich der Interessen
mitwirken muß. Es ist ihm zuzumuten, im verständigen Rahmen seine Interessen denen
der Allgemeinheit anzupassen.“421 Wenn also dem Eigentümer durch die Bodenordnungs-
maßnahme Nachteile auferlegt würden, die dazu dienten, das Funktionieren der Eigen-
tumsordnung auch zugunsten des Eigentümers selbst sicherzustellen, fehle es an einer
Verletzung des Grundsatzes der Privatnützigkeit.
415Thiemann, zfv 2/2008, S. 90 (96).
416Dies erfolgt unter Hinweis auf BT-Drucks. 12/7909, S. 6. Dort wird das wohlverstandene Interesse
des Grundeigentümers an der Konfliktlösung sogar mit einer Schutzmaßnahme zugunsten des Grund-
rechts auf eine möglichst uneingeschränkte Verfügungsgewalt über das Grundeigentum in Verbindung
gebracht. Gibt es also Nutzungskonflikte zwischen öffentlichen und privaten Interessen, scheint der
Bundesgesetzgeber eine Verdrängung der privaten Eigentümer aus einer bestimmten Lage dann als
legitim anzusehen, wenn das Privateigentum nach der Bodenordnungsmaßnahme besser nutzbar ist
als vorher.
417Schröder, Baulandumlegung und Enteignung, S. 10 ff.
418Reinhardt in: Reinhardt/Scheuner, Verfassungsschutz des Eigentums. Die Privatnützigkeitstheorie
wird gleich unten in Kapitel 3.2.1.1 erläutert.
419Schröder, Baulandumlegung und Enteignung, S. 10. Ob er darunter die subjektiven Interessen oder
das wohlverstandene objektive Interesse der Beteiligten versteht, läßt Schröder offen.
420Schröder, Baulandumlegung und Enteignung, S. 25.
421Schröder, Baulandumlegung und Enteignung, S. 45.
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Schmidt-Aßmann422 hat sich mit der Problematik der ,Privatnützigkeit‘ von Boden-
ordnungsverfahren ausführlich auseinandergesetzt. Zunächst einmal hält Schmidt-Aßmann
die Zweck- oder Interessenformel zur Grenzziehung zwischen Umlegung und Enteignung
für den geeigneten Ansatz. Demnach müsse die Umlegung mindestens, oder sogar vor-
rangig, im eigenen Interesse der beteiligten Eigentümer durchgeführt werden; die frem-
den Interessen dürften dabei nie ein größeres Gewicht erhalten. Zur Konkretisierung des
Privatnützigkeitskriteriums überprüft Schmidt-Aßmann, ob dieses bei der Durchführung
einer Umlegung höchst konkret (subjektiv) oder eher sehr abstrakt (objektiv) zutreffen
müsse. Dabei geht er von vier Ausgangspunkten aus:423
– Subjektive/objektive Interessen: Stellt man auf die subjektiven Interessen ab, so könne
eine Umlegung nur dann privatnützig sein, wenn ihre Durchführung ausdrücklich den In-
teressen der Beteiligten entspreche. Privatnützig aus objektiver Hinsicht sei die Umlegung,
wenn dem Maßstab des ,vernünftigen‘ Eigentümers entsprochen werde. Obwohl Schmidt-
Aßmann den objektiven Ansatz favorisiert, sei es trotzdem schwierig, den vernünftigen
Eigentümer zu definieren.
– Individualeigentümer/Eigentümergemeinschaft: Bezieht man die Privatnützigkeit auf den
Individualeigentümer, so könne das Kriterium nur erfüllt werden, wenn jeder einzelne Ei-
gentümer einen Vorteil erlange. Für den zweiten Fall sei eine Umlegung als privatnützig
einzustufen, wenn für die Mehrheit der Beteiligten Vorteile herauskämen und die gemein-
same Situation insgesamt deutlich verbessert werde.
– Einzelmaßnahme/Maßnahmenbündel: Eine Umlegung setze sich aus verschiedenen Ein-
zelmaßnahmen zusammen. Dabei gebe es freilich solche wie die Verfügungssperre oder
Ausgleichspflichten, die sich isoliert betrachtet nicht als vorteilhaft für die Eigentümer
erwiesen. Als Maßnahmenbündel betrachtet sei die Umlegung aber trotz dieser zunächst
unvorteilhaften Einzelmaßnahmen privatnützig.
– Maßnahmenbeginn/Maßnahmenverlauf: Zu Beginn der Umlegung könne es durchaus ei-
ne breite Zustimmung über deren privatnützigen Charakter unter den Beteiligten geben.
In deren Verlauf sei diese Übereinstimmung möglicherweise aufgrund kontroverser Zutei-
lungswünsche gefährdet. Aber auch der umgekehrte Fall sei möglich, so daß der Qualifika-
tionsfrage der Umlegung aus diesen Unsicherheiten erhebliche Schwierigkeiten erwüchsen.
Anhand dieser Ausgangspunkte diskutiert Schmidt-Aßmann dann die Qualifikation der
Privatnützigkeit einer Umlegung. Schnell kommt er zu dem Schluß, daß die höchst kon-
krete und subjektive Sichtweise nicht geeignet sei. Denn die Willensübereinstimmung aller
Beteiligten zu jedem Zeitpunkt der Umlegung sei klar das Merkmal der freiwilligen Umle-
gung, und wenn diese möglich sei, sei keine hoheitliche Umlegungsmaßnahme erforderlich.
Auf der anderen Seite sei die dauerhafte reale Willensübereinstimmung aller Beteiligten
kaum je anzunehmen, so daß die Umlegung
”
praktisch in ihrem gesamten Anwendungs-
bereich als Enteignung zu qualifizieren“424 sei. Aber auch der rein abstrakte und objek-
tive Ansatz sei nicht zweckmäßig. Denn wenn eine Umlegung schon dann privatnützig
sei, wenn eine Gemeinschaft vernünftiger, sozialbewußter Eigentümer sich von ihr insge-
samt Vorteile versprechen dürfe, so wäre der Einsatzbereich einer inhaltsbestimmenden
422Schmidt-Aßmann, Studien zum Recht der städtebaulichen Umlegung, S. 58 ff.
423Schmidt-Aßmann, Studien zum Recht der städtebaulichen Umlegung, S. 60 ff.
424Schmidt-Aßmann, Studien zum Recht der städtebaulichen Umlegung, S. 63.
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Umlegung sehr breit. Daher versucht Schmidt-Aßmann zwischen den beiden Ansätzen
zu vermitteln, indem auf der Ebene der Typenbildung und der Bilanzierung vorteilhafte
und nachteilige Faktoren gegenüberzustellen seien. Eine Gesamtbeurteilung entsprechend
dem Winterbergurteil sei dann der zutreffende Ansatz. Resümierend sei die Umlegung
eigentümernützig, wenn die städtebauliche Situation erfaßt werde, in der ein Eigentümer
typischerweise daran interessiert sei, bebaubare Grundstücke zu erhalten. Dies sei auch
dann zutreffend, wenn einzelne Eigentümer im Moment kein Interesse an einer solchen
Nutzung haben.425 Solle allerdings mit Hilfe der Umlegung in erster Linie Land für die
öffentliche Hand, also eigentümerferne Zwecke, beschafft werden, sei das Instrument nicht
privatnützig; selbst dann, wenn die Eigentümer gegen die Maßnahme nichts einzuwenden
haben würden. Flächenabzüge nach § 55 II BauGB seien zwar nicht unmittelbar privatnüt-
zig, dienten aber einem Infrastrukturstandard zur Ermöglichung der baulichen Nutzung
der zugeteilten Grundstücke. Daher seien sie in einen wertenden Privatnützigkeitsmaßstab
einzubeziehen. Anschließend führe dann die verhältnisgleiche und mindestens wertgleiche
Zuteilung entsprechend dem Sollanspruch zu einer Konkretisierung der Privatnützigkeit
einer Umlegung.
3.1.3. Erste Wertung des Begriffs ,privatnützig‘ in der Bodenordnung
Die Begriffe ,privat-‘ und ,fremdnützig‘ ziehen sich wie ein roter Faden durch die Recht-
sprechung des BGH und des BVerwG sowie das Schrifttum, um die Umlegung (bzw. die
Flurbereinigung) als Inhalts- und Schrankenbestimmung von der Enteignung abzugren-
zen. Dabei hat der BGH den Begriff ,privatnützig‘ besonders geprägt, indem er ausführte,
daß die Interessen der Allgemeinheit und der betroffenen Eigentümer gleichgerichtet seien.
Später verwendete der BGH in diesem Zusammenhang auch das ,wohlverstandene Eigen-
interesse‘ an einer Aufschließung des Plangebiets. Auch wenn das BVerwG den Begriff
,privatnützig‘ nicht explizit verwendet hat, grenzt das Gericht die Flurbereinigung von
der Enteignung über die Interessenformel, also das ,wohlverstandene Eigeninteresse‘, ab,
so daß beide Gerichte insoweit konform zueinander sind.
Im Schrifttum wird die Umlegung von der Enteignung ganz überwiegend mit Hilfe
verschiedener Prinzipien unterschieden. Die Autoren verwenden dabei zwar nicht immer
einheitliche Begriffe, die Argumente sind jedoch vom Inhalt gleich oder zumindest sehr
ähnlich. Eines dieser Prinzipien ist immer der Begriff ,privatnützig‘ und wird analog zur
Rechtsprechung des BGH und des BVerwG verwendet. Außerdem wird noch der Aspekt
des Eigentumserhalts, gleichzusetzen mit der Bestandsgarantie, betont. Träger und Thie-
mann haben überdies den ,aus objektiver Hinsicht wirtschaftlich vernünftig denkenden
Eigentümer‘ in den Begriff ,privatnützig‘ integriert.
Die vorangegangene Auswertung hat vor allem eines gezeigt. Sowohl der BGH und das
BVerwG als auch das Schrifttum verwenden die Begriffe ,privatnützig‘ und ,fremdnüt-
zig‘, um die Umlegung als eine Inhalts- und Schrankenbestimmung zu klassifizieren. Das
Problem dabei ist, daß die Ausdrücke nicht mit ausreichendem Inhalt gefüllt sind, um
425Später führt Schmidt-Aßmann aus, daß eine Umlegung selbst dann noch als privatnützig einzustufen
sei, wenn alle Eigentümer erklärten, sie wollten im Moment nicht bauen (S. 87).
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eine objektive Beurteilung im konkreten Fall zuzulassen. Zudem sind die Begriffe stark
materiell geprägt und genau dies widerspricht der Eigentumsdogmatik des BVerfG, das
die Inhaltsbestimmung von der Enteignung ganz überwiegend anhand formaler Kriterien
unterscheidet.426 Somit ist der Begriff ,privatnützig‘ aus heutiger Sichtweise nicht mehr
geeignet, die Umlegung als eine Inhalts- und Schrankenbestimmung gegen die Enteignung
abzugrenzen.427 Die ,Privatnützigkeit‘ und die ,Fremdnützigkeit‘ sind daher zunächst mit
Inhalt zu füllen und alsdann im Zusammenhang mit Bodenordnungsverfahren neu zu be-
werten.
3.2. Konkretisierung des Begriffs ,privatnützig‘ in der
Bodenordnung
Bevor der Begriff anhand von Rechtsprechung und Schrifttum in bezug auf die Boden-
ordnung konkretisiert wird, findet eine kurze Einordnung der Privatnützigkeit und der
Fremdnützigkeit in den Sprachgebrauch statt. Beide Begriffe, die sich gegenseitig aus-
schließen,428 sind jeweils aus den Wörtern ,privat‘ bzw. ,fremd‘ und ,nützig‘ oder ,Nützig-
keit‘ zusammengesetzt.
Synonyme für den Begriff ,privat‘ sind ,höchstpersönlich‘, ,individuell‘, ,familiär‘, ,in-
tern‘, ,subjektiv‘, ,nicht staatlich‘ oder auch ,einem selbst zugehörig‘.429 Hinter dem Wort
,fremd‘ verbergen sich die Bedeutungen ,unbekannt‘, ,nicht vertraut‘, ,anonym‘, ,von au-
ßerhalb‘ und ,extern‘.430 Eine Sache ist für den Rechtsinhaber ,nützig‘, wenn er durch
ihren Gebrauch einen Nutzen, also Früchte, ziehen kann.431 Er kann die Sache also benut-
zen, so daß sie ihm einen Gewinn bzw. einen Ertrag bringt und für ihn auf diese Weise
einen Wert hat.432
Allein anhand der Wortsemantik können erste Rückschlüsse auf die Bedeutung der
Begriffe ,privatnützig‘ und ,fremdnützig‘ gezogen werden. Somit ist eine Rechtsposition
privatnützig, wenn sie höchstpersönlich und einem abgeschlossenen Kreis zugeordnet ist.
Beim Gebrauch zieht der Träger einen gewinnbringenden Ertrag. Die Verwendung der
fremdnützigen Sache bringt in erster Linie den externen Individuen, also dem Staat, den
Erlös.433
426Vgl. dazu insbesondere Kapitel 1.4.2 und 2.3.2.2.
427Zudem hat der Fall Boxberg gezeigt, daß darüberhinaus die im Schrifttum verwendeten Argumen-
tationsmuster ,Surrogationsprinzip‘ und ,wertgleiche Abfindung in Land‘ nicht geeignet seien, eine
Inhaltsbestimmung von einer Enteignung zu unterscheiden. Vgl. Kapitel 2.3.1.
428Vgl. dazu die Ausführungen auf Seite 65.
429Quelle: http://synonyme.woxikon.de/synonyme/privat.php, Stand März 2008.
430Quelle: http://synonyme.woxikon.de/synonyme/fremd.php, Stand März 2008.
431Duden, Band 8, Die sinn- und sachverwandten Wörter. Vgl. dazu § 100 BGB.
432Quelle: http://synonyme.woxikon.de/synonyme/Nutzen.php, Stand März 2008.
433Daß die Sache in erster Linie anderen als dem Rechtsträger selbst den Nutzen bringt, schließt freilich
nicht aus, daß der Eigentümer selbst auch einen Nutzen hat. Dieser steht aber nicht im Vordergrund.
Ein Beispiel kann eine geplante überörtliche Straße sein, die überwiegend von der Allgemeinheit ge-
nutzt wird. Diese ist fremdnützig, kann aber freilich nach dem Ausbau ebenso von dem derzeitigen
Rechtsträger selbst genutzt werden.
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3.2.1. Konkretisierung in rechtsprechungsbezogener Hinsicht
3.2.1.1. Privatnützigkeitstheorie nach Reinhardt
Reinhardt veröffentlichte 1954 eine Abhandlung über die Unterscheidung zwischen der
Inhalts- und Schrankenbestimmung und der Enteignung.434 Dabei stellte er fest, daß die
Unterscheidung nicht ausschließlich anhand formaler Aspekte möglich sei, sondern der
Rückgriff auf materielle Gesichtspunkte erfordert werde. Aus der Kombination zwischen
Art. 2 GG (persönliche Freiheit) und Art. 14 GG (Eigentum) folge, daß der Verfassungs-
geber einem Faktor für die Ingangsetzung und Gestaltung des Wirtschaftsprozesses maß-
gebliche Bedeutung zuschreibe,
”
nämlich der privaten Initiative und dem privaten Interes-
se“435. Diesen Faktor bezeichnet Reinhardt als das ,Prinzip der Privatnützigkeit‘ und stellt
fest, daß der Verfassungsgeber dem Prinzip einen Eigenwert als bewegende und ordnende
Kraft der deutschen Wirtschaft beilege.
Mit Hilfe dieses Prinzips lehnt Reinhardt zunächst die Sozialisierung des Privateigen-
tums ab. Denn dieses Privateigentum treibe zum selbstverantwortlichen Handeln an so-
wie
”
zur Anwendung größtmöglicher Sorgfalt und Voraussicht im Sinne der Erhaltung der
Werte.“436 Gleichermaßen sei die Privatnützigkeit nicht mit Egoismus oder gar anarchi-
schem Individualismus gleichzusetzen, sondern ein Mittel zur Erzielung eines gerechten
Interessenausgleichs sowohl unter den Individuen als auch in der Gesellschaft. Durch ent-
sprechende Regelungen verhindere der Gesetzgeber auf diese Weise, daß zu Lasten der
Schwächeren Vor- und Nachteile einseitig verlagert würden. Dies bezieht Reinhardt vor
allem auf die soziale Bindung knapper Güter, wie zum Beispiel von Grund und Boden,
die kraft ihrer Funktion als Existenzgrundlage für das Leben des ganzen Volkes funkti-
onsgerecht zu verwenden seien.437
In Abwägung des privaten Interesses und der privaten Initiative auf der einen und des
öffentlichen Interesses auf der anderen Seite sei es der öffentlichen Hand auf jeden Fall
nicht gestattet,
”
sich über das Privatnützigkeitsprinzip einfach hinwegzusetzen und ohne
Einschaltung dieses Ordnungsfaktors die gesellschaftlichen Probleme lösen zu wollen.“438
Öffentlicher Zwang sei damit auf solche Maßnahmen zu beschränken, die das Prinzip
der Privatnützigkeit nicht hemmen oder gar ausschalten, sondern womöglich eher för-
dern. Damit sieht Reinhardt in Eigentumseingriffen eine entschädigungslose Inhalts- und
Schrankenbestimmung, wenn die Privatnützigkeit des Eigentums erhalten werde. Eine
entschädigungspflichtige Enteignung liege für den Fall vor, daß das Prinzip der Privatnüt-
zigkeit wesentlich beeinträchtigt oder gar beseitigt werde.
434Reinhardt in: Reinhardt/Scheuner, Verfassungsschutz des Eigentums.
435Reinhardt in: Reinhardt/Scheuner, Verfassungsschutz des Eigentums, S. 14.
436Reinhardt in: Reinhardt/Scheuner, Verfassungsschutz des Eigentums, S. 15.
437Diesen Aspekt hat das BVerfG mehrfach bestätigt, indem es feststellte, daß Grund und Boden un-
vermehrbar und unentbehrlich seien. Diese Tatsache verbiete es, ihre Nutzung dem unübersehbaren
Spiel der freien Kräfte und dem Belieben des einzelnen vollständig zu überlassen; eine gerechte Rechts-
und Gesellschaftsordnung zwinge vielmehr dazu, die Interessen der Allgemeinheit beim Boden in weit
stärkerem Maße zur Geltung zu bringen als bei anderen Vermögensgütern (BVerfGE 21, S. 73 (82 f.);
BVerfGE 52, S. 1 (32 f.); BVerfGE 104, S. 1 (12)).
438Reinhardt in: Reinhardt/Scheuner, Verfassungsschutz des Eigentums, S. 24.
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Durch Verbindung der Art. 14 und 19 GG zieht Reinhardt schließlich zwei Schlußfol-
gerungen. Zum einen sei eine ,Eigentumsordnung‘, innerhalb derer dem Eigentümer nicht
die Befugnis zustehe, seine eigenen Interessen zu verfolgen, keine Eigentumsordnung. Zum
anderen solle die Anerkennung der Sozialbindung des Eigentums nur auf dem Boden der
Erhaltung des Privatnützigkeitsprinzips erfolgen.
Aus heutiger Sicht, vor allem in Verbindung mit der Rechtsprechung des BVerfG, ist
die Privatnützigkeitstheorie von Reinhardt für die Unterscheidung der Inhaltsbestimmung
und der Enteignung als überholt anzusehen. Denn die Einordnung von Eigentumseingrif-
fen in Art. 14 GG erfolgt überwiegend anhand formaler Gesichtspunkte. Selbst wenn ein
Eingriff die Nutzungsmöglichkeiten des Eigentums stark einschränkt oder dem Rechtsträ-
ger gar lediglich das nudum ius verbleibt, liegt nicht zwangsläufig eine Enteignung vor.439
Trotzdem sind die Ausführungen von Reinhardt bzgl. der Funktion des Eigentums aus
privater Sichtweise sehr wertvoll. Das BVerfG hat Aspekte der Theorie für die Definition
des Eigentums aufgegriffen und verwendet sie bis heute.440
3.2.1.2. Privatnützigkeit des Eigentums
Die Eigentumsgarantie des Art. 14 GG stellt wie bereits erwähnt ein elementares Grund-
recht dar.441 Das BVerfG hat die Kennzeichen und den Zweck des Eigentums für den
Rechtsträger in ständiger Rechtsprechung wie folgt definiert:442
”Das verfassungsrechtlich geschützte Eigentum ist in seinem rechtlichen Gehalt gekennzeich-
net durch Privatnützigkeit, d.h. die Zuordnung zu einem Rechtsträger, in dessen Hand es als
Grundlage privater Initiative und im eigenverantwortlichen privaten Interesse ,von Nutzen‘ sein
soll, und durch die von dieser Nutzung nicht immer deutlich abgrenzbare grundsätzliche Verfü-
gungsbefugnis über den Eigentumsgegenstand. Der Gebrauch des Eigentums soll zugleich dem
Wohle der Allgemeinheit dienen.“
Die Verfassung hat mit Art. 14 I 1 GG eine Eigentumsordnung geschaffen, die eindeutig
für das Privateigentum ist. Gleichwohl kommt Art. 14 I 2 GG ein Verhältnismäßigkeits-
grundsatz bei, der
”
zwischen den beiden Polen der Privatnützigkeit und der Sozialbindung
zu vermitteln“443 hat. Auf diese Weise werden die Belange des einzelnen und der Allge-
meinheit in einen Ausgleich gebracht.
Wie das BVerfG ausgeführt hat, stehen die Privatnützigkeit und die Verfügungsbe-
fugnis in einem engen Zusammenhang. Durch die Zuordnung des Eigentumsgegenstands
zum Rechtsträger drückt sich die Bestandsgarantie des Eigentums aus. Für den Zweck
der Privatnützigkeit, nämlich die private Initiative und das private Interesse, hat sich
das BVerfG bei der Privatnützigkeitstheorie von Reinhardt bedient. Denn die Verfassung
439Vgl. dazu ausführlich Kapitel 1.4.2.
440Dies sind die private Initiative und das private Interesse. Die beiden Aspekte werden gleich unten im
folgenden Kapitel vertieft.
441Vgl. Kapitel 1.
442BVerfGE 50, S. 290 (341).
443Rozek, Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung, S. 80.
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bringt das Eigentum in einen direkten Zusammenhang mit der persönlichen Freiheit, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Betätigungsfreiheit.444 Auf diese Weise erlaubt Art. 14 GG
dem einzelnen die Mitgestaltung der Sozial- und Wirtschaftsordnung, und zwar auf eine
eigenverantwortliche und autonome Weise sowie auf einen eigenen Ertrag gerichtet.445
Die Verfügungsbefugnis bedeutet nicht nur die Freiheit, den Eigentumsgegenstand zu
veräußern, sondern auch insbesondere die Nutzung der Sache selbst sowie deren Ver-
mietung und Verpachtung.446 Zu dieser Freiheit gehört zudem die freie und eigenver-
antwortliche Wahl des Eigentümers zwischen verschiedenen, ihm rechtlich zustehenden
Nutzungsmöglichkeiten.447 In diesem Zusammenhang sind Eigentumseingriffe unzulässig,
wenn dadurch die Verfügungsbefugnis zu einem Abgabezwang verdichtet wird, also der
Eigentümer aufgrund einer Ausgleichsregelung faktisch gezwungen ist, sein Eigentum auf-
zugeben.448
Die Privatnützigkeit und die Verfügungsbefugnis können aufgrund von Inhalts- und
Schrankenbestimmungen eingeengt werden. Sofern dem Eigentümer privatnützige Ver-
wendungsarten verbleiben, ist die Inhaltsbestimmung trotz ihrer Fremdnützigkeit in der
Regel kompensationsfrei zu dulden. Die Grenze ist erreicht, wenn aufgrund der Nutzungs-
beschränkung keine privatnützige Verwendungsart mehr festgestellt werden kann. Dies
ist zum Beispiel der Fall, wenn aufgrund einer denkmalschutzrechtlichen Regelung keine
Renditeerzielung möglich ist.449
3.2.1.3. ,Privatnützig‘ in fachfremder Rechtsprechung
Anhand der Definition der Privatnützigkeit des Eigentums und der Verfügungsbefugnis
durch das BVerfG läßt sich noch nicht direkt ersehen, was sich hinter dem Begriff ,Pri-
vatnützigkeit‘ verbirgt. Daher wird nun ein Blick auf höchstrichterliche Rechtsprechung
geworfen,450 die die Begriffe ,privatnützig‘ und auch ,fremdnützig‘ verwendet. Meist wird
nur einer der beiden Begriffe benutzt. Da aber aus Verfassersicht davon ausgegangen wird,
daß sich beide Ausdrücke gegenseitig ausschließen, also Antonyme sind, wird im Anschluß
versucht, das jeweilige Gegenteil zu formulieren. Die Rechtsprechung wird im folgenden
thematisch gruppiert.
1. ,Privatnützig‘ und ,fremdnützig‘ betreffend die subjektive und räumliche Abgren-
zung.
444Wendt in: Sachs, Grundgesetz, Art. 14, Rn. 5.
445BVerfGE 50, S. 290 (344).
446BVerfGE 79, S. 292 (304).
447Wendt in: Sachs, Grundgesetz, Art. 14, Rn. 45.
448Papier in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 489. Dies bezieht Papier auf den sogenannten Planungs-
wertausgleich, der unverdiente Gewinne aufgrund der Bauleitplanung ganz oder teilweise abschöpfen
soll. Ein solcher war bei einer Novellierung des BBauG (BT-Drucks. 7/2496) diskutiert worden, wurde
aber letztendlich nicht realisiert. Diese Überlegung wird im Zusammenhang mit dem Geldausgleich
bei der Baulandumlegung in Kapitel 4.2.3.2 fortgesetzt.
449Papier in Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 424.
450Da die Rechtsprechung des BVerfG zu diesem Aspekt sehr limitiert ist, findet an dieser Stelle auch ein
Rückgriff auf aktuelle und geeignete Urteile des BVerwG statt.
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Ein Vermögensgegenstand ist als rein privatnützig anzusehen, ”wenn dieser von vornherein
nur bestimmten Privatpersonen [...] unter Ausschluß der Allgemeinheit zugute kommen
soll.“451 Das Gegenteil liegt laut BVerwG vor, wenn das betreffende Objekt nicht in erster
Linie auf die Bedürfnisse der Ortsansässigen, sondern auf diejenigen des Fremdenverkehrs
und Tourismus ziele.
Der BGH hat das Gegenteil von ,privatnützig‘ näher umschrieben. So stuft das Gericht
eine Blutspende als ausschließlich fremdnützig ein, die nicht der Heilung des Spenders
dient.452 Denn diese bringe dem Spender weder gesundheitliche noch sonstige Vorteile
körperlicher Art, sondern erfolge allein zugunsten der Allgemeinheit.
Das BVerfG hat in einem Urteil zum Risikostrukturausgleich in der gesetzlichen Kranken-
versicherung festgestellt, daß eine sozialversicherungsgemäße Belastung mit den finanziel-
len Folgen des sozialen Ausgleichs eine Fremdlast, eine versicherungsfremde Leistung bzw.
eine fremdnützige Beitragslast darstelle. Sozialversicherungsbeiträge seien dann fremdnüt-
zig, wenn diese den Beitragszahlern nicht selbst zugute kämen.453 Im Gegensatz dazu sei
der Beitrag eigennützig, wenn dieser dem Versicherungsschutz des Versicherten diene.454
2. ,Privatnützig‘ und ,fremdnützig‘ betreffend die Wertschöpfung.
In Bezug auf das Besitzrecht des Mieters an einer gemieteten Wohnung als Eigentum im
Sinne von Art. 14 I 1 GG hat das BVerfG festgestellt, daß das Besitzrecht eine vermögens-
werte Rechtsposition sei, die eine Nutzungs- und Verfügungsbefugnis zum Inhalt habe. Ein
solches Recht sei schon dann privatnützig, wenn es zum eigenen Vorteil ausgeübt werden
könne und damit dem Berechtigten ,von Nutzen‘ sei.455
Nach der Rechtsprechung des BVerwG ist eine Tätigkeit im Rahmen einer Ausbildung
auch fremdnützig, wenn die Ergebnisse der Arbeit (hier: Entwürfe, Stellungnahmen und
Gutachten im Rahmen des Rechtsreferendariats) nicht nur dem Auszubildenden selbst,
sondern auch den mit dessen Ausbildung befaßten Auftraggebern zugute kommen.456
Ein Urteil des BGH beschäftigt sich mit der Gegenüberstellung und gegenseitigen Ab-
grenzung von Subventionsempfängern und den subventionsgewährenden Amtsträgern. Der
Amtsträger stehe in einem Treueverhältnis, weil er über die Mittelvergabe als staatliche
Aufgabe entscheide. Deshalb nehme er, anders als der Empfänger der Subvention, ei-
ne fremde Aufgabe wahr. Der Subventionsempfänger wiederum werde nicht fremdnützig
(sondern privatnützig) tätig. Denn nach der Zielsetzung der Subventionsleistung werde
dessen eigene Wertschöpfung gefördert, so daß er kein fremdes, sondern letztlich ein eige-
nes Geschäft wahrnehme.457
3. ,Privatnützig‘ und ,fremdnützig‘ betreffend die Nutzungsverwirklichung.
Das BVerwG hat sich mit der Festsetzung von öffentlichen Verkehrsflächen (hier: eine
451BVerwG, Urteil vom 3.12.2002 – 3 B 133/02.
452BGH, Urteil vom 14.3.2006 – VI ZR 279/04.
453BVerfG, Urteil vom 18.7.2005 – 2 BvF 2/01.
454Der Begriff ,eigennützig‘ wird in diesem Zusammenhang als Synonym zur ,Privatnützigkeit‘ verstanden.
Außerdem scheint das BVerfG den Begriff so zu interpretieren, daß eine Eigennützigkeit auch dann
gegeben ist, wenn eine Handlung oder eine Leistung untergeordnet auch anderen zugute kommt.
455BVerfGE 89, S. 1 (7).
456BVerwG, Urteil vom 17.12.2003 – 2 C 1/03. Das Urteil stellt eine EuGH-Vorlage dar.
457BGH, Urteil vom 13.5.2004 – 5 StR 73/03.
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Landesstraße) auseinandergesetzt. Obwohl dem Bebauungsplan keine enteignungsrechtli-
che Vorwirkung zukomme, beseitige doch die Ausweisung von öffentlichen Verkehrsflächen
die Privatnützigkeit des betroffenen Eigentums und könne deshalb bereits vor dem förmli-
chen Eigentumsverlust einen Anspruch auf Entschädigung in Geld oder durch Übernahme
hervorrufen. Als Begründung führt das BVerwG aus, daß für einen privaten Grundei-
gentümer die Festsetzung einer dem öffentlichen Verkehr dienenden Verkehrsfläche kein
,Angebot‘ im Sinne des Bebauungsplans als Angebotsplan darstelle, weil er die vorgesehene
Grundstücksnutzung in seiner Person nicht verwirklichen könne. Daher sei die Ausweisung
öffentlicher Verkehrsflächen fremdnützig.458 Dies harmoniert auch mit der Rechtsprechung
des BVerfG zum Hamburgischen Deichordnungs-Gesetz.459 Denn dort klassifiziert das Ge-
richt die Fremdnützigkeit als eine Sachherrschaft über Eigentum, die grundsätzlich aus der
Privatrechtsordnung herausgenommen sei. Die Sachen seien dann einem besonderen öf-
fentlichen Zweck gewidmet, und die private Verfügungsfähigkeit sei ganz oder weitgehend
ausgeschlossen.460
4. ,Privatnützig‘ und ,fremdnützig‘ betreffend die Nutzungsmöglichkeiten.
Das BVerfG hat hinsichtlich der Sanierung eines mit Altlasten behafteten Grundstücks
festgestellt, daß sich die Sanierung der Sache nach aus der Sicht des Eigentümers vielfach
nicht nur als fremdnützig darstelle. Vielmehr sei sie bis zu einer gewissen Belastung auch
eigennützig, wenn die Altlast den Eigentümer in der Nutzung des Grundstücks bisher fak-
tisch beschränkt habe.461 Denn durch die Sanierung würden regelmäßig der Verkehrswert
des Grundstücks und sein individueller Nutzungswert erheblich gesteigert.462 Die Sanie-
rung bedeutet also für den Eigentümer eine Erweiterung seiner Nutzungsmöglichkeiten.
In der Rechtsprechung des BVerfG, des BGH und des BVerwG sind die Begriffe ,privat-
nützig‘ und ,fremdnützig‘ mit unterschiedlichen Zwecken verwendet worden. Der Grund
der Begriffsverwendung dürfte aber immer der gleiche sein, nämlich die Abgrenzung be-
stimmter Personen oder Gruppen von der Allgemeinheit. Nachdem die Urteile verschie-
denen Zwecken zugeordnet worden sind, folgt nun deren Diskussion. Wurde einer der
beiden Begriffe im jeweiligen Urteil nicht verwendet, wird er durch Herausarbeitung des
sinngemäßen Gegenteils mit Inhalt gefüllt.
458BVerwG, Urteil vom 18.3.2004 – 4 CN 4/03.
459BVerfGE 24, S. 367.
460Vgl. BVerfGE 24, S. 367 (390), sowie die Ausführungen in Kapitel 3.1.1.
461BVerfGE 102, S. 1 (16).
462BVerfGE 102, S. 1 (19). In dem Urteil hat sich das BVerfG auch mit der Zumutbarkeitsgrenze hin-
sichtlich der Belastung des Zustandsverantwortlichen mit den Sanierungskosten befaßt. Diese sieht das
Gericht in der Verkehrswerterhöhung des Altlastengrundstücks. Dabei hafte der Eigentümer nur mit
dem Vermögen, das in einem rechtlichen oder wirtschaftlichen Zusammenhang mit dem sanierungsbe-
dürftigen Grundstück stehe bzw. mit diesem eine funktionale Einheit bilde. Eine weitere Grenze sieht
das BVerfG in diesem Zusammenhang, wenn das zu sanierende Grundstück den wesentlichen Teil des
Vermögens des Pflichtigen bildet und die Grundlage seiner privaten Lebensführung einschließlich seiner
Familie darstellt. In diesem Fall sei seine Belastung nicht zumutbar, wenn er als Eigentümer eines Ei-
genheims unter Berücksichtigung seiner wirtschaftlichen Lage das Grundstück nicht mehr halten könne.
Dieser Aspekt spielt noch einmal im Rahmen des Geldausgleichs im Rahmen der Baulandumlegung in
Kapitel 4.2.3.2 eine Rolle.
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Eine Rechtsposition oder eine Handlung ist privatnützig, wenn der Inhaber einen direk-
ten Nutzen für sich selbst daraus ziehen kann. Der Kreis der Nutznießer ist dabei auf die
Person selbst oder einen engen Kreis, z.B. die Familie, beschränkt. Eine Fremdnützigkeit
liegt im Gegensatz dazu vor, wenn die Sache der Allgemeinheit, also Personen außerhalb
des beschriebenen engen Kreises, zugute kommt. Solange der Vermögensgegenstand über-
wiegend der Person selbst dient, wird ihm eine Privatnützigkeit attestiert, auch wenn er
in geringerem Maße der Allgemeinheit dient.463
Eine Rechtsposition oder eine Handlung ist privatnützig, wenn der Rechtsträger einen
persönlichen Vorteil aus der Sache ziehen kann, d..h. wenn er eine eigene Wertschöpfung
betreiben kann. Eine Wertschöpfung wird erzielt, wenn aus einfachen Inputgütern in ihrem
Wert gesteigerte Outputgüter erzeugt werden. Die Wertsteigerung abzüglich der Produk-
tionskosten stellt dann die Wertschöpfung selbst dar.464 Eine fremdnützige Wertschöpfung
liegt wiederum vor, wenn der Staat, also die Allgemeinheit, ihren Vorteil aus der Sache
zieht.
Eine Planung ist privatnützig, wenn der Eigentümer diese selbst und in eigener Person
umsetzen kann. Fremdnützige Planfestsetzungen wiederum können ausschließlich durch
übergeordnete Behörden, durch den Staat, ausgeführt werden. Damit sind also solche
grundstücksbezogenen Planungen als privatnützig anzusehen, wenn der jeweilige Eigen-
tümer sie in Verbindung mit einer Baugenehmigung (bzw. Bauanzeige) oder einem städ-
tebaulichen Vertrag nach § 11 BauGB selbst ausführen kann.465
Eine Handlung oder eine Planung ist privatnützig, wenn die Nutzungsmöglichkeiten
der Sache erweitert werden. Dies kann der Fall sein, wenn eine bestimmte Planung nun
Nutzungsarten zuläßt, die vorher nicht erlaubt waren. Gleichermaßen kann eine Altla-
stensanierung oder der Ausbau der Erschließung erst die Baugenehmigung ermöglichen.
Im Gegensatz dazu sind alle Planungen fremdnützig, die der Rechtsposition bestimm-
te Nutzungsmöglichkeiten entziehen. Aus Sicht des Eigentümers kann so die Aufnahme
seines Grundstücks in eine Denkmalliste, die Festsetzung eines Naturschutzgebiets oder
die Aufhebung bzw. die Änderung der bisherigen Nutzung durch einen Bebauungsplan
fremdnützig sein. Denn er kann bestimmte Handlungen nun nicht mehr durchführen, die
vorher noch zulässig waren. Dieser vierte Aspekt kann in direkten Zusammenhang mit der
Privatnützigkeit des Eigentums gemäß der Rechtsprechung des BVerfG gebracht werden.
Wird die Privatnützigkeit erhöht, ist die Handlung selbst auch privatnützig.
Zusammenfassend lassen sich also die Schlagworte der eigenen Person, der eigenen
Wertschöpfung, der eigenen Planungsumsetzung und der Erhöhung der Nutzungsmöglich-
keiten mit dem Begriff der Privatnützigkeit in Verbindung bringen. Der Übersicht halber
463Als Beispiel seien die vorweg abzugsfähigen Erschließungsflächen nach § 55 II BauGB in der Bau-
landumlegung genannt. Diese sind von den Beteiligten anteilig aufzubringen, wenn sie überwiegend
bewohnerdienlich sind. Freilich können sie trotzdem von der Allgemeinheit benutzt werden.
464Vgl. Kiener et al., Produktionsmanagement, S. 8.
465Dieser Aspekt hat einen großen Einfluß auf die Wahl des geeigneten Bodenordnungsverfahrens. Eine
Umlegung oder eine Flurbereinigung kommt nur in Frage, wenn die Plangrundlage auch privatnützig
ist. Ansonsten kann zunächst nur die Enteignung zur Anwendung kommen, sofern das Subsidiari-
tätsprinzip keine andere Maßnahme zuläßt, die weniger in das Eigentum eingreift. Diese Problematik
kommt in den Kapiteln 4.2.2.2, S. 149 und 5.3.2, S. 199 zu einer vertieften Diskussion.
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werden die Begriffe ,privatnützig‘ und ,fremdnützig‘ tabellarisch gegenübergestellt:
Privatnützig Fremdnützig
– Abgeschlossener Kreis – Alles außerhalb dieses Kreises
– Eigene Wertschöpfung – Fremde, staatl. Wertschöpfung
– Umsetzung der Nutzung in ei-
gener Person
– Umsetzung der Nutzung durch
den Staat
– Erweiterung der Nutzungsmög-
lichkeiten
– Einschränkung der Nutzungs-
möglichkeiten
Tabelle 2.: Gegenüberstellung von ,privatnützig‘ und ,fremdnützig‘
Vergleicht man die oben dargestellten Ergebnisse aus der höchstrichterlichen Recht-
sprechung und diejenigen aus der wortsemantischen Untersuchung miteinander, so sind
eindeutige Analogien erkennbar. Die Begriffe ,privatnützig‘ und ,fremdnützig‘ wurden von
den höchsten Gerichten – und letztlich auch von Reinhardt als dem Begründer der Pri-
vatnützigkeitstheorie – mit Bedacht ausgewählt. Sie dienen trefflich zur Einordnung von
Rechtspositionen, Planungen oder Handlungen in den Kreis der Nutznießer, also entweder
der privaten Eigentümer oder der Allgemeinheit.
3.2.2. Konkretisierung in eigentumsbezogener Hinsicht
Das Schrifttum bezieht die Privat- und die Fremdnützigkeit auf das Bodenordnungsgebiet
als Ganzes. Das BVerfG dagegen spricht von der Privatnützigkeit des Eigentums, also eines
konkreten Gegenstandes (hier: des Grundstücks). Dieser Gegensatz wird im folgenden
untersucht, indem verschiedene Planungen und Maßnahmen auf ihre Ausdehnungen bzw.
Auswirkungen überprüft werden.
3.2.2.1. Gebietsbezogene Betrachtung
Bauleitpläne werden für ganze Gebiete aufgestellt. Der Flächennutzungsplan, der die sich
aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung
nach den Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen darstellt, bezieht sich in der Regel
auf das gesamte Gemeindegebiet. Es ist allerdings unter bestimmten Voraussetzungen
möglich, einzelne Flächen aus dem Flächennutzungsplan auszunehmen.466
Der Bebauungsplan als zweite Stufe der Bauleitplanung hat die Funktion, das Ergeb-
nis städtebaulicher Planungstätigkeit in rechtlich verbindlicher Form zu konkretisieren.467
Er verdichtet die Festlegungen des Flächennutzungsplans und verschafft ihnen materiell-
rechtliche Bindungskraft gegenüber jedermann. Er ist Grundlage für weitere zum Vollzug
des BauGB erforderliche Maßnahmen.468 Der Bebauungsplan als eine Konkretisierung
466Vgl. § 5 I BauGB.
467Bönker in: Hoppe/Bönker/Grotefels, Öffentliches Baurecht, § 5, Rn. 54; vgl. auch § 8 I 1 BauGB.
468§ 8 I 2 BauGB.
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des Flächennutzungsplans gilt im Regelfall nur für Teile des Gemeindegebiets. Da eine
Mindestgröße des Geltungsbereichs nicht gesetzlich vorgeschrieben ist, kann der Bebau-
ungsplan sich sogar auf ein einzelnes Grundstück beschränken.469 Der Regelfall sieht aber
so aus, daß der Plan sich auf ein bestimmtes Gebiet, seinen Geltungsbereich, erstreckt.
Gemäß der Baunutzungsverordnung (BauNVO) werden in den Bauleitplänen Bau-
flächen (Flächennutzungsplan) bzw. Baugebiete (Flächennutzungs- und Bebauungsplan)
dargestellt (Flächennutzungsplan) oder festgesetzt (Bebauungsplan).470 Demnach können
die Pläne eine oder mehrere Gebietskategorien enthalten. Augrund dieser regelt insbeson-
dere der Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der einzelnen Baugebie-
te.
Die Bauleitpläne sind also grundsätzlich auf ein bestimmtes Gebiet und nicht lediglich
auf ein einzelnes Grundstück bezogen. Das Gleiche gilt für die nicht überplanten Bereiche
einer Gemeinde, den im Zusammenhang bebauten Ortsteil (§ 34 BauGB) und den Außen-
bereich (§ 35 BauGB). Auch hier finden sich Gebiete, die die Zulässigkeit von Vorhaben
auf Grundstücken regeln. Die Pläne bzw. die Planersatzbereiche geben eine bestimmte
Situation vor, die sich dann auf die einzelnen Grundstücke auswirkt. Zur Verwirklichung
der Pläne sieht das BauGB verschiedene Instrumente vor: Die städtebaulichen Genehmi-
gungsvorbehalte (§§ 29 ff.), bodenordnende Maßnahmen (§§ 45 ff., §§ 80 ff., §§ 85 ff.) und
die städtebaulichen Gebote (§§ 176 ff.).471
Die Regelumlegung und die Vereinfachte Umlegung werden wie auch die Sanierungs-
und die Entwicklungsmaßnahme für ein bestimmtes Gebiet eingeleitet. Für die Regelum-
legung wird das Gebiet aufgrund eines Verwaltungsaktes (Umlegungsbeschluß) festgelegt,
bei den Maßnahmen des Besonderen Städtebaurechts erfolgt dies jeweils durch den Be-
schluß einer Satzung. Bei der Vereinfachten Umlegung legt die Gemeinde das Gebiet
informell fest. Die Maßnahmen allerdings wirken sich auf jedes Grundstück selbst aus.472
Neben dem Baurecht gibt es auch noch weitere gesetzliche Grundlagen, die sich jeweils
auf Gebiete beziehen. So werden nach dem FlurbG Flurbereinigungsgebiete festgelegt, in
denen ländliche Grundstücke einem bestimmten Zweck entsprechend neu geordnet wer-
den können.473 Den Naturschutzgesetzen der Länder zufolge können bestimmte Gebiete –
Naturschutz- und Landschaftsschutzgesetze, Nationalparks etc. – festgelegt werden, wenn
469Löhr in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, § 9, Rn. 122. Dieses Grundstück muß dann freilich eine
bestimmte Größe oder eine besondere städtebauliche Bedeutsamkeit haben. Dabei ist wichtig, daß die
Planung sich ein ein städtebauliches Konzept einbettet und im Rahmen der Abwägung die Nachbar-
schaft ausreichend beachtet wird (BVerwG, Urteil vom 23.6.1992, IV B 55/92).
470Die zulässigen Darstellungen und Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung sind in den §§ 1-15
BauNVO geregelt.
471Die städtebaulichen Genehmigungsvorbehalte, die Enteignung und die städtebaulichen Gebote sind je-
weils grundstücksbezogen. Ob die Bodenordnungsinstrumente ,Regelumlegung‘ und ,Vereinfachte Um-
legung‘ hinsichtlich ihrer Privatnützigkeit ebenfalls grundstücksbezogen zu betrachten sind, wird gleich
folgend in Kapitel 3.2.2.2 diskutiert.
472Auf eine Beschreibung der einzelnen Maßnahmen wird an dieser Stelle verzichtet.
473Hier gilt das Gleiche wie bei den Bodenordnungsinstrumenten nach den §§ 45 ff. und §§ 80 ff. BauGB.
Ob die Privatnützigkeit gebiets- oder grundstücksbezogen zu ermitteln ist, wird daher ebenso im
folgenden Kapitel 3.2.2.2 geklärt.
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die in den Gesetzen geregelten Voraussetzungen vorliegen.474 Innerhalb dieser Gebiete gel-
ten entsprechend den Festlegungen besondere Vorschriften, um den Schutzzweck nicht zu
gefährden. Die Grundstücke werden dann jeweils von der Situation innerhalb des Gebiets
bzw. zumindest der benachbarten Grundstücke geprägt. Die Naturschutzgesetze können
wiederum Maßnahmen auslösen, die direkt ein Grundstück betreffen. Als solche seien hier
nur das Vorkaufsrecht oder die Enteignung genannt.
3.2.2.2. Grundstücksbezogene Betrachtung
Art. 14 GG gewährleistet das Eigentum einzelfallbezogen. Jede Sache, die einem Rechts-
träger zugeordnet ist, wird durch Art. 14 GG geschützt. So führt das BVerfG in sei-
ner ständigen Rechtsprechung aus, daß das verfassungsrechtlich gewährleistete Eigentum
”
durch Privatnützigkeit und die grundsätzliche Verfügungsbefugnis des Eigentümers über
den Eigentumsgegenstand gekennzeichnet“475 sei. Auch die Definition der Bestandsga-
rantie durch das BVerfG bestätigt diesen Tatbestand. Denn diese schützt das Eigentum
sowohl als Rechtsinstitut wie auch in seiner konkreten Gestalt in der Hand des einzel-
nen Eigentümers.476 Überträgt man dies auf das Grundstücksrecht, ist ersichtlich, daß die
Eigentumsgewährleistung grundstücksbezogen erfolgt.
Oben wurde bereits angesprochen, daß die Verwirklichung von Bebauungsplänen grund-
stücksbezogen erfolgt. Während die Pläne477 für bestimmte Gebiete gelten, ergibt sich die
Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 29 ff. BauGB zwar aus den Festsetzungen des
Bebaungsplans, also seinem Geltungsbereich (Gebiet). Das Vorhaben selbst und seine
Zulässigkeit sind allerdings für das Grundstück selbst zu überprüfen.
Das Planungsschadensrecht nach den §§ 39 ff. BauGB richtet sich namentlich unmittel-
bar an Eigentümer von Grundstücken. Dieses Entschädigungsrecht wurde im BauGB für
Fälle installiert, bei denen Nutzungsmöglichkeiten durch erstmalige Überplanung eines
bereits bebauten Gebiets oder durch eine Änderung eines bestehenden Bebauungsplans
eingeschränkt werden oder ganz entfallen.478 Die in Verbindung mit der Verschlechterung
der planerischen Nutzbarkeit auftretenden Wertverluste werden durch das Planungsscha-
densrecht entschädigt.479 Hervorgerufen werden die Tatbestände aus den §§ 39 ff. BauGB
zwar durch Bebauungspläne, die für ein bestimmtes Gebiet gelten. Ob ein Entschädigungs-
fall vorliegt oder das Entschädigungsrecht anzuwenden ist, muß für jedes Grundstück
(bzw. Teile davon) geklärt werden. Fest steht aber, daß immer betroffene Eigentümer
Adressaten des Planungsschadensrechts sind, hier also ebenfalls eine grundstücks- bzw.
474Vgl. nur §§ 15 ff. SächsNatSchG.
475BVerfGE 104, S. 1 (8). Hervorhebung durch den Verfasser.
476BVerfGE 24, 367 (389).
477An dieser Stelle wird exemplarisch nur auf Vorhaben innerhalb von Bebauungsplänen eingegangen.
Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile und im Außenbereich gelten die gleichen Gesetz-
mäßigkeiten.
478Vgl. Schieferdecker in: Hoppe/Bönker/Grotefels, Öffentliches Baurecht, § 8, Rn. 1.
479Das Planungsschadensrecht als eine ausgleichspflichtige Inhalts- und Schrankenbestimmung wird an
dieser Stelle nicht weiter erläutert, da es hier nur um die Feststellung der gebiets- oder grundstücks-
bezogenen Betrachtungsweise geht.
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eigentümerbezogene Betrachtung erfolgt.
Die planakzessorische Enteignung nach § 85 I Nr. 1 BauGB gehört zu den Planverwirkli-
chungsinstrumenten des Gesetzes und stellt den bedeutensten Anwendungsfall städtebau-
licher Enteignungen dar.480 Dabei soll die Enteignung dazu dienen, ein Grundstück ent-
sprechend den Festsetzungen eines Bebauungsplans zu nutzen oder eine andere Nutzung
vorzubereiten. Nach § 86 I BauGB können durch Enteignung insbesondere das Eigentum
und andere Rechte an Grundstücken entzogen werden. In § 92 BauGB – dort werden der
Umfang, die Beschränkung und die Ausdehnung der Enteignung behandelt – ist sogar nur
die Rede von einem Grundstück und dem Eigentümer. Die Flächenenteignung, die mit
der gescheiterten Baulandnovelle481 geplant war, sah nicht nur die Enteignung einzelner
Grundstücke, sondern ganzer Gebiete entsprechend den Festsetzungen des Bebauungs-
plans vor. Da die Flächenenteignung jedoch nicht umgesetzt wurde, wird ersichtlich, daß
die Prüfung der Zulässigkeit der Enteignung nach dem BauGB und die Verfahrensdurch-
führung selbst für jedes Grundstück gesondert erfolgen.482
Der sechste Teil des Allgemeinen Städtebaurechts behandelt die Erschließung. Dort ist
in vielen Paragraphen – insbesondere im zweiten Abschnitt (Erschließungsbeitrag) – die
Rede von Grundstücken (Mehrzahl)483, andere behandeln das Grundstück wiederum in
der Einzahl. Trotzdem ist aber eine Systematik erkennbar. Die Stellen, die den beitragsfä-
higen Erschließungsaufwand, die Maßstäbe für die Verteilung des Erschließungsaufwands
sowie Gegenstand und Entstehung der Beitragspflicht behandeln, beziehen sich ganz all-
gemein auf die gesamte Erschließungsanlage.484 Auf der anderen Seite gibt es wiederum
Regelungen, die das jeweilige Eigentum direkt betreffen. Diese Regelungen sind insbeson-
dere die Pflichten des Eigentümers und des Beitragspflichtigen. In § 134 BauGb ist sogar
von dem Eigentümer des jeweiligen Grundstücks die Rede. Somit sind die Paragraphen
im Erschließungsrecht, die sich in ihrer Ausführung durch die Gemeinde unmittelbar an
den Eigentümer wenden bzw. auf sein Eigentum auswirken, grundstücksbezogen.485
Das zweite Kapitel des BauGB regelt das besondere Städtebaurecht. Von besonderer
480Runkel in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, Vorb §§ 85-122, Rn. 8.
481Entwurf eines Gesetzes zur Erleichterung der Bereitstellung von Bauland vom 17.1.1981, BTDrucks.
9/746. Vgl. dazu auch Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, Vorb §§ 45-84, Rn. 5b f.
482Das gilt analog für die Administrativenteignung entsprechend anderen Fachgesetzen. Eine Ausnahme
stellt dabei die Durchführung der Enteignung für den Vollzug planfestgestellter Vorhaben dar. Denn
dort gilt die Vorwirkung der Enteignung, über die Zulässigkeit der Enteignung wird bereits mit der
Planfeststellung entschieden. Des weiteren fehlt die grundstücksbezogene Betrachtung bei dem Vollzug
einer Legalenteignung, da die Grundstücke entsprechend dem Gesetz flächenhaft entzogen werden. Die
grundstücksbezogene Betrachtung erfolgt jedoch in beiden Fällen vor dem Vollzug der Enteignung,
nämlich im Rahmen der Abwägung bei der Planfeststellung bzw. der Aufstellung des Enteignungsge-
setzes.
483Oder auch Bauflächen.
484Gemäß § 130 II BauGB läßt sich eine Erschließungsanlage freilich auch in Abschnitte einteilen, oder
mehrere Anlagen können unter bestimmten Voraussetzungen zu einer Erschließungseinheit zusammen-
gefaßt werden.
485An dieser Stelle spielt es keine Rolle, ob der Erschließungsbeitrag hinsichtlich eines Grundstücks oder
einer wirtschaftlichen Einheit, die sich aus mehreren einheitlich genutzten Grundstücken zusammen-
setzen kann, erhoben wird (zu den diesbezüglichen Voraussetzungen siehe nur BVerwG, Urteil vom
1.4.1981, VIII C 5/81).
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Relevanz sind die städtebauliche Sanierungsmaßnahme und die Entwicklungsmaßnahme.
Bei der Sanierungsmaßnahme wird ein Gebiet zur Behebung städtebaulicher Mißstände
wesentlich verbessert oder umgestaltet.486 Die Entwicklungsmaßnahme stellt eine städte-
bauliche Gesamtmaßnahme dar, mit der die Gemeinde aufgrund eines besonderen öffentli-
chen Interesses die Entwicklung eines genau bezeichneten Gebiets anhand eines Planungs-
und Durchführungskonzepts zur zügigen Verwirklichung übernimmt. Dabei werden Orts-
teile und andere Teile des Gemeindegebiets entsprechend ihrer besonderen Bedeutung
für die städtebauliche Entwicklung erstmalig oder neu entwickelt.487 Damit sind beide
Maßnahmen auf bestimmte Gebiete bezogen, die jeweils durch Satzung festgelegt werden.
Beide Maßnahmen haben allerdings bereits nach Beschluß über die Satzung unmittel-
bare Auswirkungen auf das Eigentum. So wird ein Vermerk im Grundbuch eingetragen
und eine umfassende Veränderungs- und Verfügungssperre ausgelöst. Zudem gibt es eine
Grundbuchsperre und das Vorkaufsrecht der Gemeinde. Bei der Entwicklungsmaßnahme
soll die Gemeinde grundsätzlich alle Grundstücke erwerben. Dafür steht der Gemeinde
ein erleichtertes Enteignungsrecht zu.488 Während die Ordnungsmaßnahmen bei der Sa-
nierungsmaßnahme eher gebietsbezogen wirken, werden die Baumaßnahmen auf den jewei-
ligen Grundstücken grundsätzlich durch die Eigentümer selbst durchgeführt. Bei beiden
Maßnahmen kann ein Ausgleichsbetrag in Form einer Bodenwertabschöpfung anfallen.
Dieser wird für jedes Grundstück selbst ermittelt.489
Schließlich behandelt das besondere Städtebaurecht neben weiteren die städtebaulichen
Gebote (§§ 175 ff. BauGB), den Sozialplan und den Härteausgleich (§§ 180 f. BauGB)
sowie die Aufhebung von Miet- und Pachtverhältnissen (§§ 182 ff. BauGB). Alle Rege-
lungen treten einzelfallbezogen mit Auswirkungen auf den davon Betroffenen auf. Somit
wirken sie sich auch hier direkt auf den jeweiligen Eigentümer (oder Besitzer) aus.
Mit den obigen Ausführungen wurde gezeigt, daß städtebauliche Planungen oder die
Aufstellung von Sanierungs- und Entwicklungssatzungen zunächst einmal für genau be-
grenzte Areale gelten. Sie sind also jeweils gebietsbezogen. Betrachtet man allerdings die
Auswirkungen, die durch die Planungen direkt oder auch indirekt ausgelöst werden, so ist
schnell ersichtlich, daß diese für jedes Grundstück gesondert zu ermitteln sind. Sie treten
also immer grundstücks- oder auch eigentumsbezogen auf.
3.2.2.3. Schlußfolgerung
Wird eine städtebauliche Bodenordnungsmaßnahme – Regelumlegung oder Vereinfachte
Umlegung – oder ein Flurbereinigungsverfahren durchgeführt, wird zu Beginn das Gebiet
festgelegt. Bei der Umlegung ist das Umlegungsgebiet so zu begrenzen, daß die Maßnah-
486§ 136 I, II 1 BauGB.
487§ 165 II BauGB. Vgl. auch Bönker in: Hoppe/Bönker/Grotefels, Öffentliches Baurecht, § 13, Rn. 66.
488Dieses ist dadurch gerechtfertigt, daß das Wohl der Allgemeinheit die Durchführung der städtebauli-
chen Entwicklungsmaßnahme erfordern muß (§ 165 III 1 Nr. 2). Die wesentlichen Enteignungsvoraus-
setzungen werden damit bereits vor der förmlichen Festlegung des Entwicklungsgebiets durch Satzung
geprüft.
489Auf die Besonderheiten der Ermittlung der Ausgleichsbeträge (Anrechnungsbeträge, aufwandsbezoge-
ne Berechnung nach § 154 IIa BauGB etc.) wird hier nicht eingegangen.
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me sich zweckmäßig durchführen läßt.490 Im Falle der Flurbereinigung ist das Gebiet so
zu begrenzen, daß der Zweck der Flurbereinigung möglichst vollkommen erreicht wird.491
Gleichermaßen ist in beiden Fällen vorab zu prüfen, ob der Zweck der entsprechenden
Bodenordnungsmaßnahme jeweils rechtmäßig ist. Diese Überprüfung erfolgt im Schrift-
tum überwiegend über die Privatnützigkeit. Im Falle eines ,privatnützigen‘ Verfahrens sei
die Maßnahme im jeweiligen Fall auch rechtmäßig.492 Dabei erfolgt die Betrachtung der
Privatnützigkeit des Bodenordnungsverfahrens gebietsbezogen.493
In diesem Kapitel 3.2.2 wurde allerdings die Systematik des BauGB hinsichtlich der
Auswirkungen von Festlegungen bestimmter Gebiete – Bebauungsplan, Sanierungsge-
biet, Entwicklungsbereich – aufgezeigt. Die Gebiete beziehen sich im Wortlaut und auch
den Auswirkungen nach selbst immer auf das jeweils betroffene Grundstück oder seinen
Rechtsträger. Dies läßt sich auch auf die Umlegung übertragen. So ist bei der Verfügungs-
und Veränderungssperre, den Verteilungsmaßstäben, der Zuteilung und Abfindung sowie
den Geldleistungen vom Eigentümer in der Einzahl die Rede. Der Umlegungsausschuß
hat sich also mit dem Eigentum jedes einzelnen Rechtsträgers auseinanderzusetzen. Die-
jenigen Eigentümer, die z.B. kein Grundstück im Umlegungsgebiet zugeteilt bekommen,
ziehen aus der Bodenordnungsmaßnahme keinen eigenen (privaten) Nutzen. Für sie kann
sich die Umlegung also nicht privatnützig auswirken. Trotzdem wäre sie dem Schrifttum
entsprechend im Ganzen als privatnützig eingestuft worden.494
Aus diesem Grund sollte die Untersuchung, ob die jeweilige Bodenordnungsmaßnahme
im konkreten Fall ,privatnützig‘ ist, aus Verfassersicht – auch unter Einbezug der Recht-
sprechung des BVerfG zum Eigentum – grundstücksbezogen erfolgen. Der Fall, daß dieser
Tatbestand für alle Grundstücke bzw. beteiligten Eigentümer zutrifft, dürfte in der Praxis
nicht eintreffen.495 Sofern aber die ganz überwiegende Zahl der Eigentümer einen privaten
Nutzen zieht, ist die Maßnahme zulässig. Demnach muß bei der grundstücksbezogenen
Betrachtung die Umlegung oder Flurbereinigung überwiegend privatnützig sein.
Ob die Privatnützigkeit wie im Schrifttum als alleiniges Kriterium oder als ein Merkmal
unter mehreren für die Überprüfung der Zulässigkeit eines Bodenordnungsverfahrens im
konkreten Fall geeignet ist, wird an dieser Stelle nicht erörtert.496
490§ 52 I BauGB.
491§ 7 I FlurbG.
492Vgl. Kapitel 3.1.2.
493Vgl. dazu insbesondere die diesbezüglichen Untersuchungen von Schmidt-Aßmann (Schmidt-Aßmann,
Studien zum Recht der städtebaulichen Umlegung, S. 58 ff.), wiedergegeben auf S. 69. Er empfiehlt, die
Privatnützigkeit auf die Eigentümergemeinschaft zu beziehen, also auf das Umlegungsgebiet. Ansonsten
sei das Kriterium nur erfüllbar, wenn wirklich jeder Eigentümer einen Vorteil aus der Umlegung ziehe.
494Daß die Umlegung in diesem Fall trotzdem verfassungsgemäß ist, läßt sich dem Urteil des BVerfG
zur Baulandumlegung (BVerfGE 104, S. 1) entnehmen. Denn sie ist zulässig, sofern sie dem Ausgleich
privater Interessen dient. Dieser Tatbestand ist gegeben, wenn die weitaus überwiegende Zahl der
beteiligten Eigentümer eine Landzuteilung erhält.
495Wie groß die Zahl derjenigen Eigentümer sein muß, für die sich das Verfahren privatnützig auswirkt,
muß vom Einzelfall abhängen und daher immer überprüft werden. In jedem Fall muß die Zahl über
fünfzig Prozent betragen.
496Siehe dazu Kapitel 6.1.
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3.2.3. Konkretisierung in eigentümerbezogener Hinsicht
Im Rahmen des Ausgleichs privater Interessen wird man mit realen Interessen der betrof-
fenen Eigentümer konfrontiert, die bei der Durchführung der Bodenordnungsmaßnahme
ausgeglichen werden. Zugleich findet ein Ausgleich zwischen öffentlichen und privaten
Interessen statt, wobei der Schwerpunkt in der horizontalen, privaten Ebene zu liegen
hat.497
Welches Gewicht nun die tatsächlichen subjektiven Interessen im Rahmen der Boden-
ordnungsmaßnahme haben, läßt sich dem Urteil des BVerfG nicht direkt entnehmen. Das
Gericht führt zwar aus, daß den Eigentümern die bauliche Nutzung ihrer Grundstücke
auch in den Fällen ermöglicht werden solle, in denen diese sich nicht selbst auf die hier-
zu notwendige Neuordnung ihrer Eigentumsrechte einigten.498 Ob eine Ablehnung durch
die Mehrheit der beteiligten Eigentümer die Umlegungsmaßnahme verhindern kann, ist
aus dem Urteil allerdings nicht zu erkennen. Gleichwohl läßt sich aber ableiten, daß das
Gericht die subjektiven Interessen nicht unberücksichtigt läßt. Denn zum einen könne die
Änderung der Eigentumsverhältnisse notfalls auch gegen den Willen einzelner Eigentümer
erfolgen.499 Zum anderen seien die Eigentümer auch nach dem Umlegungsrecht nicht ver-
pflichtet, die ihnen zugeteilten Grundstücke tatsächlich entsprechend den Festsetzungen
des Bebauungsplans zu nutzen.500
Für die Abgrenzung der subjektiven gegen die objektiven (wohlverstandenen) Inter-
essen wird im folgenden auf Theorien aus dem Bereich der Ethik zurückgegriffen. Dies
geschieht durch die Auseinandersetzung mit egoistischen und altruistischen Beteiligten,
dem vernünftigen Eigentümer und dem Nutzen einer Bodenordnungsmaßnahme.
3.2.3.1. Altruismus und Egoismus
Um das individuelle Wollen und das gesellschaftliche Leben gegeneinander abgrenzen zu
können, müßte zu den Begriffen ,Egoismus‘ und ,Altruismus‘ kritisch Stellung genom-
men werden.501 Egoismus wird als diejenige Handlungsweise bezeichnet, deren Motiv die
Förderung des eigenen Wohles ist (,mein Ich fördern‘). Dem steht der Altruismus gegen-
über, der auf die Förderung fremden Wohles gerichtet ist (,das Ich anderer fördern‘). Um
das Begriffspaar erläutern zu können, werden die Definitionen von Auguste Comte und
Herbert Spencer kurz wiedergegeben.
Comte502 zufolge hat das Gefühlsleben zwei ursprüngliche, nebeneinander wirksame
Triebkräfte, auf der einen Seite die persönlich-egoistische und auf der anderen die sozial-
altruistische. Dazwischen sind transitorische Triebfedern geschaltet. Dabei dient der fun-
damentale Egoismus vor allem dem Selbsterhaltungs- und dem Vervollkommnungstrieb.
497Vgl. Kapitel 2.3.2.3.
498BVerfGE 104, S. 1 (10).
499BVerfGE 104, S. 1 (9).
500BVerfGE 104, S. 1 (3).
501Vgl. Gusti, Egoismus und Altruismus, S. 1.
502Comte, Cours de philosophie positive.
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Die transitorische Reihe, die die altruistische Ader vorbereitet, besteht aus Stolz und Ei-
telkeit. Beide sind zunächst egoistisch, werden aber durch die Mittel ihrer Befriedigung
sozial. Der Altruismus selbst besteht schließlich aus der Anhänglichkeit und der Vereh-
rung. Während der Mensch zunächst von egoistischen Neigungen beherrscht wird, werden
diese durch die Entwicklung des Intellekts sukzessive den altruistischen untergeordnet.
Der Egoismus unterwirft sich in der sittlichen Entwicklung dem Altruismus.
Spencer503 unterscheidet egoistische, ego-altruistische und altruistische Gefühle bzw.
Handlungen. Egoistische sind das Gefühl der Freiheit, die Liebe zur Arbeit, die Liebe
zum Besitz und das Gefühl der Selbstachtung. Zwischen die egoistischen und die altruisti-
schen geschaltet sind die ego-altruistischen Gefühle. Diese rufen sowohl bei einem selbst
als auch bei anderen Gefühle der Befriedigung hervor. Anders als bei Comte sind altrui-
stische Gefühle laut Spencer nicht ursprünglich, sondern entwickeln sich erst aus den ego-
altruistischen. Als wichtigste altruistische Gefühle nennt Spencer das Mitleid, die Hochher-
zigkeit, die Gerechtigkeit und die Wohltätigkeit. Der Egoismus entspricht dem niedrigsten
Stadium der Entwicklung. Infolge der Anpassung der Menschen an ihre Umgebung ent-
wickelt sich nun der Altruismus. Der Mensch erfährt dann persönliche Befriedigung, wenn
man andere zu befriedigen sucht.
Beiden Ethikern ist gemeinsam, daß sie menschliche Handlungen in egoistische und al-
truistische erschöpfend trennen. Gerade dieser Tatbestand wird allerdings in der Fachlite-
ratur stark kritisiert.504 So versteht Simmel allen Altruismus nur als Mittel zu egoistischen
Zwecken505 bzw. führt später aus, daß in vielen menschlichen Handlungen eine egoistische
Zweckmäßigkeit stecke, die dem Individuum nicht bewußt sei506.
Daher verwirft Gusti die Theorie des Altruismus und des Egoismus und entwickelt
Faktoren, die das menschliche Wollen tatsächlich motivieren würden. Demnach sei das
,praktische Wollen‘ ein bewußtes zwecktätiges Handeln, bei dem eine Wahl zwischen ver-
schiedenen möglichen Motiven stattfinde.507 Dabei spielen die Triebfedern ,Selbstliebe‘,
,Sympathie‘ und ,Ehrfurcht‘ eine Rolle, zwischen denen eine Wechselwirkung stattfinde.
Als die typischen Beweggründe bzw. Zweckvorstellungen für das praktische Wollen nennt
Gusti die ,Wahrnehmungs-‘, ,Verstandes-‘ und ,Vernunftmotive‘. Um das praktische Wollen
näher einzugrenzen, greift Gusti auf das sittliche Wollen, also die Sittlichkeit, zurück.508
Denn das sittliche Ideal sei die volle Verwirklichung des Psychisch-Normalen.509 Die Sitt-
lichkeit wie auch die Vernunft spielten bei Kants ,Kritik der praktischen Vernunft‘ eine
große Rolle. Daher wird diese sogleich beschrieben.510
503Spencer, Essays: scientific, political and speculative.
504Vgl. nur Gusti, Egoismus und Altruismus, S. 14.
505Simmel, Einleitung in die Moralwissenschaft, S. 105. Diese Eigenschaft wird als ,reziproker Altruismus‘
bezeichnet, der unter dem Leitsatz ”Ich helfe anderen, damit auch mir geholfen wird.“ formuliert werden
kann.
506Simmel, Einleitung in die Moralwissenschaft, S. 107 f.
507Gusti, Egoismus und Altruismus, S. 22 ff.
508Auch bei Simmel (Simmel, Einleitung in die Moralwissenschaft, S. 99.) spielen Sittlichkeit und Vernunft
eine entscheidende Rolle.
509Gusti, Egoismus und Altruismus, S. 39.
510Siehe das folgende Kapitel 3.2.3.2.
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Zuvor jedoch eine kurze Betrachtung, wie egoistisches oder altruistisches Verhalten im
Rahmen einer Bodenordnungsmaßnahme zu verstehen ist. Als Altruist handelt der Betei-
ligte an einem Bodenordnungsverfahren zugunsten der Allgemeinheit, obwohl er selbst die
Durchführung des Verfahrens eigentlich aus subjektiven Gründen ablehnt oder er keine
persönlichen Vorteile davon erwartet. Gleichermaßen kann ein Befürworter einer Boden-
ordnungsmaßnahme altruistisch handeln, indem er nicht auf deren Durchführung beharrt,
weil die überwiegende Anzahl der beteiligten Eigtentümer dagegen ist. Umgekehrt dazu
verhält sich der Egoist. In einer freiwilligen Bodenordnungsmaßnahme kann dieser das
Verfahren zum Scheitern bringen, weil er sich dagegen sperrt. Gleichermaßen kann er aus
egoistischen Gründen ein Bodenordnungsverfahren erzwingen, von dem die anderen (die
Altruisten) keine Vorteile haben.511
3.2.3.2. Sittlichkeit und Vernunft nach Kant
Nach Kant hat der Mensch verschiedene Vermögen: Die Sinnlichkeit, den Verstand und
die Vernunft. Die Sinnlichkeit dient der empirisch-induktiven Wahrnehmung über die Sin-
nesorgane, das Wahrgenommene wird dann vom Verstand sinnvoll geordnet. Die Vernunft
schließlich fragt nach dem Grund für etwas; dabei findet sich auf der einen Seite das ,Ich‘
und auf der anderen die ,Welt‘, beides ist begründet durch ein höchstes und allervollkom-
menstes Wesen.
Die praktische Vernunft fragt nach dem guten Handeln, wobei in diesem Zusammen-
hang so etwas wie Freiheit vorausgesetzt wird. Dabei versteht Kant unter Freiheit die
Möglichkeit, nicht zwingend ein bestimmtes Verhalten zeigen zu müssen, sondern etwas
Anderes tun zu können.512 Allerdings könne nur ein guter Wille ohne Einschränkung gut
sein. Dieser gute Wille werde nicht danach beurteilt, was am Ende bei einer Handlung her-
auskomme. Zur Annäherung an den guten Willen bringt Kant die Vernunft ins Spiel. Man
solle vernünftig handeln, wobei das Handeln und der Lebenszweck des Menschen nicht klar
und deutlich vorgezeichnet seien.513 Er müsse Zweck und Mittel seines Handelns selbst
bestimmen, freilich mit dem Ziel der Glückseligkeit.
Die Vernunft bestimme also, was ein guter Wille sei. Das menschliche Verlangen nach
Glück müsse durch einen von der praktischen Vernunft gesteuerten guten Willen gerei-
nigt werden. Und ein schlechthin guter Willen sei einer, der immer genau das tut, was die
Pflicht sagt, also die Vernunft vorschreibt. Gegen die Pflicht – also unmoralisch – handle
der Mensch, wenn er sich nach seinen Neigungen richte, obwohl er wisse, daß dies nicht
der Pflicht entspreche. Eine Handlung, die aus einer Neigung heraus geschehe, könne aber
trotzdem moralisch sein, wenn sie pflichtgemäß oder legal sei. Eine Handlung fern jeder
menschlichen Neigung, aber gemäß der Pflicht, sei schließlich etwas ganz und gar Mora-
lisches.514 Der einzige Grund für die Handlung sei die reine Achtung für das moralische
511Ob ein solcher Fall realiter eintreten kann, steht hier nicht zur Debatte.
512Vgl. Fröhlich, Nachdenken über das Gute, S. 74.
513Im Gegensatz zum Menschen ist das Tier von seinen Instinkten getrieben und braucht nicht zu über-
legen, was es gerade zu tun hat.
514Fröhlich (Fröhlich, Nachdenken über das Gute, S. 78.) bemerkt dazu, daß Handlungen aus Pflicht, also
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Gesetz. Dieses Gesetz befinde sich in einem vernünftigen Wesen, und der Wille dieses We-
sens werde ausschließlich und allein durch die Vernunft bestimmt. Das moralische Gesetz
sei also ein Vernunftgesetz. Kant schließt zwar das subjektive Wollen nicht aus, dieses
entspreche aber nur dem moralischen Sittengesetz, wenn der jeweilige Mensch wolle, daß
seine subjektive Maxime ein allgemeines Gesetz werde.
Da der Mensch allerdings eine ganze Reihe von Bedürfnissen und Neigungen habe, die
ihn vom rechten Weg abbringen, halte er sich nicht immer an das moralische Gesetz.515
Eine wesentliche Erkenntnis von Kant ist das Zusammenspiel von Vernunft und Wil-
len. Wenn die Vernunft den Willen eines Wesens bestimme, so seien seine Handlungen,
welche es als objektiv notwendig erkannt habe, auch subjektiv notwendig.516 Wenn man
sich objektive Prinzipien vorstellen könne, die den Mensch nötigen, das Richtige zu tun,
so spreche man in Bezug auf diese Vorstellungen von Geboten, die Kant ,Imperative‘
nennt.517 Daraus leitet Kant eine Reihe von Pflichten ab, die der Mensch von Natur aus
erfüllen solle (Naturgesetze). Als solche nennt er u.a. die Pflicht zur Förderung der Wohl-
fahrt anderer Menschen. Die Glückseligkeit der anderen muß in der Vernunft und den
subjektiven Maximen eines jeden liegen.
Schließlich bringt Kant die Freiheit des Willens als Autonomie ins Spiel. Seiner Meinung
nach kann eine freie, aber moralische, Wahl nur auf einer bestimmten Grundlage bestehen.
Als solche nennt Kant die Sittlichkeit. Freiheit und Sittlichkeit hängen auf untrennbare
Weise zusammen. Wegen der primären Antriebe (Sinnlichkeit, Triebe, Wünsche) ist dieser
Zusammenhang aber nicht sofort erkennbar. Als Bindeglied muß daher die Vernunft die-
nen. Nach Kant unterliegt die Freiheit also einer starken Einschränkung. Man kann nicht
tun und lassen, was man will, sondern muß sich einem Gesetz unterwerfen.
Freiheit Sittlichkeit
Vernunft
Abbildung 2.: Freiheit und Sittlichkeit518
aus moralischem Grund, weh tun müßten.
515Diese Dialektik zwischen den menschlichen Neigungen und Wünschen und der Einsicht in das gute
und sittliche Handeln hat Kant in der ,Grundlegung zur Metaphysik der Sitten‘ durch Formulierung
von Imperativen bestimmt.
516Subjektive Prinzipien werden nach Kant zu objektiven dadurch, daß sie von allen Menschen anerkannt
werden (vgl. Fröhlich, Nachdenken über das Gute, S. 90).
517Neben weiteren Imperativen spielt insbesondere der kategorische Imperativ eine große Rolle. Nach Kant
heißt es: ”Handle nur nach der Maxime, durch die Du zugleich wollen kannst, daß sie ein allgemeines
Gesetz werde“ (Kant: Grundlegung zur Metaphysik der Sitten, Imperative, BA 52).
518Quelle: Fröhlich, Nachdenken über das Gute (stark vereinfacht).
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Überträgt man nun Kants Grundsätze von Sittlichkeit, Vernunft und Sinnlichkeit auf
die Bodenordnung und ihre Privatnützigkeit, so fällt zunächst folgendes auf: In Kapitel
3.1.2 sind einige Quellen zitiert worden, die die Privatnützigkeit in direkten Zusammen-
hang mit der Situationsgebundenheit des Grundstücks und dem ,vernünftigen Eigentü-
mer‘ bringen. Dieser sei zwar bestrebt, die Nutzbarkeit seines eigenen Grundstücks zu
verbessern, verliere dabei aber die Interessen der Allgemeinheit nicht aus den Augen. Ein
solcher Eigentümer handelt also in diesem Fall nach einer bestimmten Gesetzmäßigkeit.
Im Zusammenhang mit Kants Ausführungen wäre diese Gesetzmäßigkeit das moralische
Gesetz, also das Vernunftgesetz. Denn der Eigentümer agiert im Sinne der Wohlfahrt an-
derer Menschen.519 Kants Sittlichkeit entspricht die widerspruchslose Teilnahme an einem
Bodenordnungsverfahren, selbst wenn der betroffene Eigentümer für sich keinen Vorteil
sieht. Da er im Rahmen seiner Vernunft sittlich, also entsprechend dem moralischen Ge-
setz, handelt, sieht er seine Freiheit nicht eingeschränkt. Gegen die Moral würde ein Ei-
gentümer agieren, wenn er sich von seiner Sinnlichkeit beeinflussen ließe. In diesem Fall
würde er das Bodenordnungsverfahren ablehnen, weil es unter Umständen für ihn keinen
Vorteil hätte; er würde gegen das Verfahren vorgehen.
Schwierig ist freilich die Definition der Sittlichkeit im Zusammenhang mit der Boden-
ordnung bzw. dem Entzug von Eigentum. Entspricht es dem moralischen Gesetz, daß
der Eigentümer immer sein Eigentum aufgibt, sofern es nur dem Wohl der Allgemeinheit
dient? Oder sind die Ansprüche der Allgemeinheit gegen den einzelnen zu begrenzen?520
3.2.3.3. Utilitarismus nach Mill
Die Grundlage für den Utilitarismus bildet das Nützlichkeitsprinzip; der Begriff leitet sich
aus dem lateinischen ,utilitas‘ – ,Nutzen‘ ab. Der Utilitarismus führt alle moralischen
Handlungen auf den Nutzen zurück, er liest die Moralität einer Handlung am Kriterium
ihrer Nützlichkeit ab.521 Um den Nutzen einer Handlung zu erkennen bzw. a priori ab-
zuschätzen, braucht der Mensch Erfahrung. Die Ziele des Handelns sind möglichst breit
gestreute Glückserfahrungen, die Interessenbefriedigung und der Genuß eines erfüllten Le-
bens. Nach Mill ist die Nützlichkeit oder das Prinzip des größten Glücks die Grundlage
der Moral, er setzt die Nützlichkeit also mit dem Angenehmen in Beziehung.522
Der Utilitarismus hat eine Vielzahl von Ausprägungen. Diejenigen, die im Hinblick auf
die Bodenordnung relevant sind, werden an dieser Stelle genannt: So kann man den ,sub-
jektiven‘ (nur auf das Wohl des einzelnen bezogenen) und den ,objektiven‘ (das größte
519Diese anderen Menschen können Beteiligte im Bodenordnungsverfahren sein, die an dem Vollzug der
jeweiligen Planung interessiert sind. Aber auch mögliche Nutznießer außerhalb des Bodenordnungs-
gebiets kommen in Frage, sei es als potentielle Käufer eines privat nutzbaren Grundstücks oder als
Benutzer einer überörtlichen Straße.
520Für den ersten Fall hieße das, daß die Enteignung gar nicht mehr notwendig wäre, weil der vernünftige
Eigentümer ja von sich aus sein Eigentum der Allgemeinheit übereignen würde (in diesem Fall der
Planungsträger).
521Vgl. Fröhlich, Nachdenken über das Gute, S. 103.
522Vgl. Mill, Utilitarismus, S. 13. Demzufolge sind moralisch falsche Handlungen solche, die das Gegenteil
von Glück bewirken.
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Glück der größten Zahl) Utilitarismus unterscheiden. Aber auch der ,Handlungs- und
Regelutilitarismus‘ ist von Relevanz, denn dieser richtet sich nach den Folgen einer Hand-
lung und stellt allgemeine Regeln für das Handeln auf, die sich in der Vergangenheit
bewährt haben.
Da man in der Regel in einer konkreten Situation verschiedene Handlungsoptionen
hat, braucht man ein Kriterium, das eine Handlungsmöglichkeit als die beste erscheinen
läßt. Dies ist die Rationalität, die einen utilitaristischen Imperativ formuliert:
”
Handle so,
daß die Folgen deiner Handlung für das Wohlergehen aller Betroffenen optimal sind.“523
Entscheidend ist dabei, daß der Handelnde empirische Kenntnisse der Verhältnisse und
Umstände hat, um die bestmögliche Handlungsweise zu wählen. Die Moralität einer Hand-
lung richtet sich nur nach den Ergebnissen. Warum jemand auf eine bestimmte Art und
Weise handelt, wird also nur nach dem Resultat bewertet. Persönliche Motive spielen in
dem Moment keine Rolle.524
Obwohl der Mensch als intelligentes Wesen grundsätzlich nach den qualitativ hochwer-
tigen Freuden strebt,525 zieht er laut Mill trotzdem häufig die niederen Genüsse vor. Daran
seien insbesondere Charakterschwäche, Trägheit und Egoismus schuld. Absichtlich ziehe
aber niemand die niederen Freuden den höheren vor.
Der edle und hochsinnige Mensch muß im Sinne des Utilitarismus nicht unbedingt selbst
durch diese Eigenschaften glücklich werden, selbst negative Folgen sind unter Umständen
hinzunehmen. Hauptsache andere (die Mehrheit) werden durch ein bestimmtes Handeln
glücklicher. Handeln allerdings alle nach diesem Motto, hat dies in der Summe auch die
Verbesserung der eigenen Lebensverhältnisse zur Folge.526 Der Handelnde sollte immer
unparteiisch agieren, also so entscheiden, als wenn er an der Entscheidung und ihren
Folgen nicht persönlich beteiligt wäre.
Wie groß der Umkreis der Nutznießer einer bestimmten Handlung sein muß, wird nicht
direkt bestimmt. Da Handlungen jedoch dem Gesamtwohl in erster Linie nicht zuwiderlau-
fen dürfen und das Gesamtwohl sich aus dem Wohl einzelner Individuen zusammensetzt,
ist der Wirkungskreis jeder einzelnen Handlung zu bestimmen. Somit sollte jeder das Wohl
seiner näheren Umgebung fördern, was einem wiederum selbst hilft.527
Um Mills Utilitarismus nun auf die Bodenordnung übertragen zu können, müssen zu-
nächst der Nutzen selbst und der Zweck zur Erreichung dieser Nützlichkeit (Glück) in
bezug auf Grundstückseigentum und Bodenordnung definiert werden. Der Zweck ist das
jeweilige Bodenordnungsverfahren selbst. Der Nutzen, der mit dieser Maßnahme erreicht
werden soll, ist vordergründig deren Ergebnis, nämlich Grundstücke, die nach Lage, Form
und Größe ihrem Zweck entsprechend nutzbar sind. Der Intention des Utilitarismus zu-
523Höffe, Einführung in die utilitaristische Ethik, S. 11.
524Ob der Handelnde aus reiner Nächstenliebe oder auch aus egoistischen Gründen – Ansehen, Belohnung
– agiert, wird nicht hinterfragt. Nur das Ergebnis, das größtmögliche Glück, zählt.
525Denn diese hochwertigen Freuden sprechen in erster Linie die höheren Fähigkeiten (Würde, Stolz,
Freiheitsliebe etc.) des Menschen, im Vergleich zum Tier, an.
526Dieser Umstand wird auch als ein etwas klügerer Egoismus bezeichnet (Fröhlich, Nachdenken über das
Gute, S. 120).
527Fröhlich, Nachdenken über das Gute, S. 114.
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folge muß mit dem Ergebnis der Bodenordnungsmaßnahme allerdings die Interessenbe-
friedigung eines bestimmten Kreises von Individuen verbunden sein. Das heißt, daß diese
Betroffenen einen persönlichen Vorteil und eine Steigerung ihres Wohls erfahren müssen.
Mit Durchführung des Bodenordnungsverfahrens muß also das Glück der Allgemeinheit
bzw. einer begrenzten Zahl von Menschen befördert werden. Das Glück läßt sich hier als
Durchführung der Planungsgrundlage, Erhöhung des Wohlstands oder ähnliches definie-
ren. Daß nicht jeder Betroffene mit dem Ergebnis glücklich sein muß, versteht sich von
selbst. Wie groß der Kreis der Betroffenen zu fassen ist, hängt von der Bedeutung des
Bodenordnungszwecks, also der Planungsgrundlage, ab.528
3.2.3.4. Schlußfolgerung
Der Exkurs in die Ethik hat deutlich gemacht, daß menschliches Handeln ,gut‘ ist, wenn
das Glück bzw. der Nutzen für die größte Zahl optimiert wird. Dies wird durch altruisti-
sches, sittliches oder auch utilitaristisches Verhalten erreicht. Alle drei ethischen Ansätze
haben allerdings gezeigt, daß der Mensch auch Instinkte wie Egoismus, Sinnlichkeit oder
niedrigere Genüsse hat. Er kann also auch unvernünftig oder selbstsüchtig handeln. Denn
der Genuß muß nicht ,der‘ Vernunft untergeordnet werden.529 Gleichermaßen ist freilich
die Definition des ,Guten‘ schwierig:
”
Selbst wenn man unterstellen wollte, daß alle Bürger
stets nach vernunftgeleitetem Gewissen handeln würden, so gingen doch die Gewissens-
meinungen der Einzelnen auseinander.“530
Eigentum ist auf jeden Fall ein so hohes Gut und Freiheitsrecht, daß jeder Träger das
Recht hat, in diesem Zusammenhang egoistisch oder gar unvernünftig bzw. für seinen
eigenen privaten Nutzen zu handeln.531 Denn das Eigentum dient der Sicherung seiner
persönlichen Lebensgestaltung. Aus diesem Grund spielen bei Fragen des Eigentums sub-
jektive Interessen der jeweiligen Rechtsträger eine große Rolle und müssen besonders ge-
schützt werden. Eine Einschränkung findet freilich durch die Gesetzgebung, also Inhalts-
und Schrankenbestimmungen, statt.
In bezug auf die Bodenordnung wurde festgestellt, daß der jeweilige Eigentümer sittlich
oder im utilitaristischen Sinne handelt, wenn er widerspruchslos an jeglicher Bodenord-
nungsmaßnahme teilnimmt. Demnach ist es vernünftig, wenn er das Wohl seines Umfeldes
bzw. der Allgemeinheit im Auge hat. Dafür muß aber zunächst dieses Umfeld bzw. seine
Größe näher definiert werden. Würde der Kreis dieses Umfeldes sehr groß gezogen, müßte
infolge der Bodenordnungsmaßnahme das Glück dieses großen Kreises (oder zumindest
der Mehrheit) befördert werden. Möglichst viele Nutznießer zögen also einen Vorteil aus
der Neuordnung der Grundstücke und der Eigentumsverhältnisse. Das heißt, daß nicht
nur die direkt Betroffenen innerhalb des Bodenordnungsgebiets in die Betrachtung mit
einbezogen würden, sondern auch eine unbestimmte größere Zahl von Menschen. Geht
528Auf die Größe des Kreises der Nutznießer und deren nähere Definition wird im folgenden Kapitel
3.2.3.4 eingegangen.
529Wolf, Egoismus von unten gegen Bevormundung von oben, S. 31.
530Zippelius, RPh, S. 61.
531Siehe dazu nur Lege, Zwangskontrakt und Güterdefinition, S. 86.
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man davon aus, daß sittliches oder utilitaristisches Verhalten das Glück möglichst vie-
ler fördern soll, kann das eigene dabei auf der Strecke bleiben. Diesen Umstand kann
man dann so weit treiben, daß eine Bodenordnungsmaßnahme zum Vorteil einer überwie-
genden Mehrheit geschieht, die tatsächlich Betroffenen, also die beteiligten Eigentümer,
jedoch keinen persönlichen Nutzen aus der Maßnahme ziehen. Genau dieser Fall träte ein,
wenn eine überörtliche Planung vorläge, die für die betroffenen Eigentümer keine eigene
Wertschöpfung bedeuten würde. Trotzdem wäre es nach Kants oder Mills Theorien aus
Sicht der jeweiligen Eigentümer sittlich bzw. vernünftig, sich nicht gegen das Bodenord-
nungsverfahren zu sperren. Denn das Glück der überwiegenden Mehrheit würde auf diese
Weise befördert. Der soeben beschriebene Fall wäre ein Vorhaben, das dem Wohl der All-
gemeinheit dient, jedoch nicht den betroffenen Eigentümern. Ohne das Vorhaben näher
zu beschreiben, wäre der Zweck des Eigentumsentzugs, der bei einer Bodenordnungsmaß-
nahme zweifelsfrei stattfindet, ein öffentlicher. Ein Interessenausgleich auf privater Ebene
würde jedoch nicht herbeigeführt. Somit gäbe der vernünftige und sittliche Eigentümer
selbst in den Fällen, in denen normalerweise eine Enteignung erforderlich wäre, freiwillig
sein Land her, damit das Wohl der Mehrheit befördert werden kann. Eine Enteignung
wäre also niemals notwendig.
Aus diesen Gründen ist es aus Verfassersicht recht- und zweckmäßig, das Betrachtungs-
feld, in dem das Verhalten der betroffenen Eigentümer wirkt, auch nur auf das Bodenord-
nungsgebiet selbst zu begrenzen. Ein Grundstückseigentümer handelt demnach vernünftig,
also sittlich, wenn das Glück der Mehrzahl der Eigentümer im Gebiet gefördert wird. Aus
Sicht des Utilitarismus ist die Bodenordnungsmaßnahme nützlich, wenn die überwiegende
Zahl der Eigentümer einen Vorteil daraus zieht. Umgekehrt gilt aber das Gleiche: Wenn
infolge der Bodenordnungsmaßnahme die Mehrzahl keinen Vorteil erfährt, wäre es un-
sittlich, ein solches Verfahren durchzuführen. Gleichermaßen hat jeder Eigentümer das
Recht, sich aus persönlichen und (objektiv) unvernünftigen Gründen (Sinnlichkeit) gegen
eine Bodenordnungsmaßnahme zu stellen. Sind diese Eigentümer in der Mehrzahl, so wäre
es aus ihrer Sicht vernünftig, auf die Bodenordnungsmaßnahme zu verzichten. Zumindest
wäre ein Verfahren, das dem Ausgleich privater Interessen dient, an dieser Stelle nicht
das geeignete. So gilt das Motto, das Zippelius als das Modell des allgemeinen Konsens
beschrieben hat:
”
Damit eine funktionsfähige Gemeinschaftsordnung geschaffen werden
kann, muß anstelle des einstimmigen Willens der Wille der Majorität als verbindlich an-
erkannt werden.“532
Zusammenfassend gilt: Eine Inhalts- und Schrankenbestimmung, die Eigentum für die
Herbeiführung eines privaten Interessenausgleichs entzieht, muß die subjektiven Interes-
sen der betroffenen Eigentümer beachten. Die Verwaltung kann nicht vom vernünftigen
Eigentümer aus objektiver Hinsicht ausgehen, der das Wohl der Allgemeinheit nicht aus
den Augen verliert und sich daher nicht gegen ein Bodenordnungsverfahren stellt. Hätte
das BVerfG dies so gewollt, dann hätte es nicht den Topos des Ausgleichs privater Interes-
sen eingeführt, sondern die Argumentation des BVerwG von der Situationsgebundenheit
und des vernünftigen Eigentümers übernommen. Denn damit geht es gerade davon aus,
daß betroffene Eigentümer auch gegen die Durchführung einer Umlegung sein können.
532Zippelius, RPh, S. 61.
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In diesem Zusammenhang kann dann auch der Einwand von Hegele nicht gelten, daß
in einer parlamentarischen, repräsentativen Demokratie nicht die unmittelbar Betroffe-
nen entscheiden würden, sondern die über das Parlament gewählte Regierung, die ihrer-
seits die weisungsgebundenen Behörden generell beauftrage.533 Zudem wird das Personal,
das über die Einleitung einer Bodenordnungsmaßnahme, zumindest indirekt, entscheidet,
nicht nach jedem Regierungswechsel ausgetauscht. Ist also die Mehrheit der betroffenen
Eigentümer gegen die Durchführung einer Bodenordnungsmaßnahme, die dem Ausgleich
privater Interessen dienen soll, wäre es aus Verfassersicht nicht rechtmäßig, diese trotzdem
gegen deren Willen einzuleiten.
3.2.4. Konkretisierung in planungsbezogener Hinsicht
3.2.4.1. Privatnützige und fremdnützige Planung
In Kapitel 3.2.1 wurde das Begriffspaar ,privatnützig‘ und ,fremdnützig‘ anhand von
Rechtsprechung bereits inhaltlich konkretisiert. Daß die Privatnützigkeit bzw. Fremd-
nützigkeit der Planungsgrundlage einen Einfluß auf die Wahl des geeigneten Bodenord-
nungsverfahrens hat, wurde erwähnt.534 Dieser Gedanke wird nun aufgenommen und aus-
führlich diskutiert. Dabei wird die grundstücksbezogene Sichtweise beibehalten. Denn die
qualitative Auswirkung einer Planung auf das jeweilige Grundstück ist der entscheidende
Aspekt, selbst wenn sich die Planungsgrundlage auf ein vorgegebenes Gebiet erstreckt.535
Die folgende Diskussion greift Teile der in Kapitel 3.2.1.3 vorgenommenen Gruppierung
auf. Ob eine Planung privatnützig oder fremdnützig ist, wird dabei unter Betrachtung der
Wertschöpfung (1.) und der Nutzungsverwirklichung (2.) präzisiert:536
1. Eine Planung hat einen bestimmten Adressaten, der durch sie Vorteile erzielt. Er zieht
daraus einen bestimmten Nutzen, sprich eine Wertschöpfung. Ob diese Wertschöpfung nun
dem Grundstückseigentümer selbst oder anderen (der Allgemeinheit) zukommt, ist dabei
zunächst noch unerheblich. Denn damit die Planung überhaupt einen Sinn hat, muß sie in
wirtschaftlicher Hinsicht gerechtfertigt sein. Eine Planung, die niemandem einen Vorteil
bringt, hat keine Berechtigung.
Im nächsten Schritt findet dann die Untersuchung statt, wer der Nutznießer der Planung
ist. Dabei kann es freilich vorkommen, daß es mehrere Profiteure gibt. In diesem Fall ist
533Hegele in: Seehusen/Schwede, FlurbG, § 4, Rn. 6.
534Vgl. dazu S. 77 und insbesondere Fn. 465.
535Siehe dazu Kapitel 3.2.1.3, S. 74, Nr. 1.
536Ist im folgenden die Rede von Planung, wird nicht zwischen formeller und informeller Planung unter-
schieden; es sei denn, sie wird inhaltlich präzisiert. Im städtebaulichen Bereich gibt es die Bauleitpla-
nung (Flächennutzungsplan und Bebauungsplan) sowie die im Zusammenhang bebauten Ortsteile und
den Außenbereich als Planersatzbereiche. Daneben gibt es informelle Planungen; insbesondere ist das
integrierte städtebauliche Entwicklungskonzept (INSEK) zu nennen. Im agrarischen Bereich sind eher
informelle Planungen von Bedeutung. Dabei spielt vor allem das integrierte ländliche Entwicklungskon-
zept (ILEK) eine Rolle. Dieses wird unter anderem bei der Einleitung von Flurbereinigungsverfahren
(mit Ausnahme der Unternehmensflurbereinigung nach §§ 87 ff. FlurbG) oder Dorfentwicklungsmaß-
nahmen berücksichtigt. Daneben ist noch die Fachplanung von großer Bedeutung. Dabei werden vor
allem bedeutende Vorhaben nach entsprechenden Gesetzen planfestgestellt.
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entscheidend, wer den größten Nutzen zieht.
Aus Sicht des Grundstückseigentümers ist die Planung privatnützig, wenn er selbst der
Hauptnutznießer ist. Umgekehrt ist die Planung für ihn fremdnützig, wenn die Wertschöp-
fung überwiegend zugunsten anderer erfolgt. Dabei spielt es keine Rolle, ob die ,Anderen‘
benachbarte Private oder die Allgemeinheit sind. Denn infolge der grundstücksbezogenen
Sichtweise ist allein entscheidend, ob der Eigentümer des betroffenen Grundstücks selbst
der wertschöpfende Adressat der Planung ist.
2. Eine Planung ist privatnützig, wenn der Eigentümer des betroffenen Grundstücks sie in
seiner eigenen Person umsetzen kann.537 Dies ist der Fall, wenn die Planung ein ,Angebot‘
an den Grundstückseigentümer darstellt. Er hat die Planung also nicht selbst oder in
Zusammenarbeit mit der zuständigen Behörde ausgefertigt, sondern ist lediglich Adressat
in unbestimmter Hinsicht. Er hat aus objektiver Hinsicht einen privaten Nutzen von der
Planung, wenn er das geplante Bauwerk errichten oder die geplante Nutzung vollziehen
kann. Keinen Nutzen kann er ziehen, wenn die Planung mit der Beschaffenheit seines
Grundstücks disharmoniert. Er kann die Planung zum Beispiel nicht umsetzen, wenn ihm
im Plangebiet nur ein relativ kleines Grundstück gehört, auf dem wegen dessen Größe die
zukünftige Nutzung nicht realisiert werden kann und der betroffene Eigentümer zudem
keine Arrondierungsflächen erwerben kann.
Gleichermaßen kann freilich ein konkretes Objekt bzw. Projekt geplant werden, das nor-
malerweise von privater Hand betrieben oder zumindest errichtet werden soll.538 Ist der
zukünftige Betreiber im Eigentum (oder zumindest im Besitz) des betroffenen Grund-
stücks, ist die Planung aus seiner Hinsicht in jedem Fall privatnützig. Anderenfalls könnte
eine (aus Sicht des Eigentümers) fremdnützige Planung vorliegen, wenn er das konkrete
Projekt aus objektiver Sicht nicht realisieren kann. Allerdings kann hier nicht pauschal und
ohne Überprüfung der tatsächlichen Umstände von einer fremdnützigen Planung gespro-
chen werden. Denn der Bebauungsplan regelt die bauliche Nutzbarkeit, also die zulässige
Nutzung, im Gebiet. Und die Legaldefinition von ,Nutzungen‘ durch § 100 BGB versteht
unter diesem Begriff nicht nur den Gebrauch einer Sache selbst, sondern auch die Früch-
teziehung in Form von Miet- oder Pachterträgen.539 Diese Möglichkeiten können freilich
Einschränkungen unterliegen, wenn geeignete Investoren an einer solchen Vertragsform
nicht interessiert sind oder für diese Früchteziehung mehrere benachbarte Grundstücke
unterschiedlicher Eigentümer erforderlich sind, die Umsetzung an der Planung jedoch
am Nichtinteresse einiger Eigentümer scheitert. Somit kann die Planung sich trotz der
verschiedenen (theoretischen) Umsetzungsmöglichkeiten als fremdnützig herauskristalli-
sieren. Daher ist in diesem Fall die Privat- oder die Fremdnützigkeit der Planung von den
konkreten Interessen der beteiligten Parteien abhängig.
Auf der anderen Seite ist die Planung in jedem Fall fremdnützig, wenn sie üblicherweise540
537Die Betrachtung erfolgt an dieser Stelle aus objektiver Hinsicht. Bezieht man die subjektive Perspektive
ein, wäre eine Planung aus Sicht des jeweiligen Betroffenen bereits dann fremdnützig, wenn er sie zwar
theoretisch umsetzen kann, jedoch kein Interesse daran hat.
538Ein Beispiel kann die Planung eines Gewerbegebiets oder die Konzeption eines Wohnbaugebiets sein,
das durch einen Investor (Bauträger) realisiert werden soll.
539Neben der Veräußerung hat der betroffene Eigentümer also auch die Möglichkeit, sein Grundeigentum
zu vermieten, zu verpachten oder ein Erbbaurecht zugunsten eines Bauwilligen einzurichten.
540An dieser Stelle wird bewußt auf das übliche Vorgehen verwiesen. Denn grundsätzlich können öffent-
liche Aufgaben durch öffentlich-rechtliche Verträge auch an Private übertragen werden. Diese Aufga-
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durch die öffentliche Hand vollzogen wird.541 Deren Erfüllung stellt eine öffentliche Auf-
gabe dar, der Nutzen (die Wertschöpfung) des geplanten Objekts kommt überwiegend der
Allgemeinheit und nicht den unmittelbar betroffenen Eigentümern zu. In diesem Fall ist
die Planung nur umsetzbar, wenn der betroffene Eigentümer sein Grundstück veräußert
oder auf eine andere Art und Weise verfügt.542 Die Durchbrechung der Eigentumsordnung
bzw. das Auftreten des Marktveranstalters als Marktteilnehmer (Nachfrager) ist erforder-
lich.543 Aufgrund der besonderen (öffentlichen) Zweckwidmung, die die Planung vorsieht,
ist auf den betroffenen Flächen zukünftig eine Nutzung für eine private Wertschöpfung
nicht mehr vorgesehen bzw. möglich. Infolge der Planung selbst sind diese Grundstücke al-
so der Privatrechtsordnung entzogen, eine privatnützige Sachherrschaft ist nicht möglich.
Selbst wenn diese fremdnützige Planung noch nicht ins Werk gesetzt ist, sind Vorhaben,
aus denen der Eigentümer einen privaten Nutzen oder eine private Wertschöpfung zie-
hen kann, nicht mehr zulässig.544 Damit sind diese Flächen dem Recht der öffentlichen
Sachen zuzuordnen, d.h., sie sind dem auf Privatnützigkeit ausgerichteten bürgerlichen
Sachenrecht entzogen.545
Einen Sonderfall stellen öffentliche Flächen dar, die für die Erschließung einer anson-
sten privatnützigen Planung benötigt werden.546 Während die Konzeption der Planung
sich insgesamt an die Grundeigentümer im Plangebiet richtet, also privatnützig ist, wir-
ken sich die Erschließungsflächen für die betroffenen Eigentümer fremdnützig aus. Denn
diese können aus der Planung keinen privaten Nutzen ziehen, weil für sie keine private
Wertschöpfung möglich ist und sie die Planung nicht selbst umsetzen können. Ohne ein
Bodenordnungsinstrument, das einen privaten Interessenausgleich herbeiführen soll, wäre
die Verdrängung der betroffenen Eigentümer aus dem Gebiet notwendig.
Ob eine Planung privatnützig oder fremdnützig ist, ergibt sich insbesondere aus den
beiden Merkmalen der ,Wertschöpfung‘ und ,Nutzungsverwirklichung‘. Kann der jeweilige
Eigentümer die Planung in objektiver Hinsicht selbst verwirklichen und zieht er zudem
eine eigene Wertschöpfung aus der Planung, wirkt sie sich für ihn privatnützig aus.547
Umgekehrt läge eine fremdnützige Planung vor. In diesem Fall käme die Wertschöpfung
benträger stellen allerdings nicht den durchschnittlichen privaten Grundstückseigentümer dar.
541Dies können Gemeinbedarfsflächen wie Straßen- oder Grünflächen oder auch die Anlage und Pflege
eines Naturschutzgebiets sein.
542Dabei stellt die Verfügung die unrealistischere Variante dar. Denn in der Regel muß der jeweilige
Nutzer (insbesondere der Bauherr) Eigentümer des Grundstücks sein.
543Vgl. die Ausführungen in den Kapiteln 1.4.3.1 zu den Modellen von Rozek und Lege.
544Es gibt allerdings auch gesetzliche Regelungen, die im Falle einer Enteignung bei der Festsetzung der
Entschädigung diejenigen wertsteigernden Veränderungen unberücksichtigt lassen, die zum Beispiel
während einer Veränderungssperre ohne Genehmigung vorgenommen worden sind. Vgl. dazu nur § 95
II BauGB.
545Denn öffentliche Sachen sind kraft ihrer Widmung dazu bestimmt, einem öffentlichen Zweck zu dienen.
Dazu ausführlich Peine, Recht der öffentlichen Sachen, Teil 1 und 2, JZ 1996, S. 350 ff., 396 ff.
546Ein Beispiel kann die Planung eines neuen Wohnbaugebiets sein. Damit die Grundstücke bebaubar
sind, ist deren Erschließung notwendig. Dies erfolgt durch ein entsprechendes Wegenetz.
547Wie auf S. 93 diskutiert wurde, kann es aber ausreichen, daß aus der Planung lediglich eine eigene
Wertschöpfung gezogen wird, indem die betroffenen Grundstücke an interessierte Investoren vermietet
oder verpachtet werden. Dieser Fall kann gegeben sein, wenn die Planung zwar in der Regel durch
Private umgesetzt wird, dafür allerdings eine entsprechende berufliche Tätigkeit oder Investitionen in
großem Maße erforderlich sind.
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überwiegend anderen als dem betroffenen Eigentümer bei. Da er die Planung in der Re-
gel nicht selbst umsetzen kann, erfordert dies für eine Realisierung der Planung seine
Verdrängung aus dem Plangebiet.
Das Vorliegen einer ,privatnützigen‘ oder einer ,fremdnützigen‘ Planung hat schließ-
lich Einfluß auf die Wahl des geeigneten Bodenordnungsverfahrens; vorausgesetzt, daß
überhaupt eine Bodenordnung notwendig ist. Dazu muß zunächst festgestellt werden, ob
die Planung sich im Ganzen an die Eigentümer im Plangebiet richtet, also überwiegend
privatnützig ist. Dabei können freilich, aus Sicht der direkt Betroffenen, fremdnützige
Elemente (öffentliche Erschließungsflächen) Teil der Planung sein. Umgekehrt ist die Pla-
nung insgesamt fremdnützig, wenn sie sich an die Allgemeinheit richtet, die im Plangebiet
gelegenen Eigentümer also nicht Adressat der Planung sind.
Wie die jeweiligen Bodenordnungsaufgaben zu lösen sind, läßt sich aus der Rechtspre-
chung des BVerfG ableiten.548 Für die Behandlung einer privatnützigen Planung wird auf
die in Kapitel 1.1.4 behandelte sogenannte Baubefugnis zurückgegriffen. Demnach ist dem
Grundeigentümer die Baubefugnis durch die §§ 903, 905 BGB zugesprochen, diese wird
jedoch durch die öffentlich-rechtlichen Bauvorschriften näher ausgestaltet. So stellt das
BVerfG zunächst fest, daß
”
die bauliche Nutzung [...] dem Eigentümer in besonderer Wei-
se einen Freiheitsraum im vermögensrechtlichen Bereich [vermittelt] und damit eine [...]
eigenverantwortliche Lebensgestaltung [ermöglicht].“549 Ein weiterer Hinweis des BVerfG
auf das Erfordernis der Herbeiführung eines Interessenausgleichs auf privater Ebene fin-
det sich nachfolgend:
”
Die durch ihn [den Bebauungsplan] begründeten Baurechte können
möglicherweise ohne eine Neuordnung der Eigentumsverhältnisse nicht verwirklicht wer-
den.“550 Dadurch werden zwei Dinge deutlich:
1. Durch den Verweis auf die Unmöglichkeit der Realisierung des Bebauungsplans ohne Neu-
ordnung der Flächen wird zunächst ersichtlich, daß überhaupt das Erfordernis einer Bo-
denordnung bestehen muß.
2. Durch den nächsten Hinweis auf die Baubefugnis im Zusammenhang mit der Neuordnung
der Eigentumsverhältnisse wird ersichtlich, für welche Arten von Planungen das BVerfG
die Baulandumlegung (bzw. ein anderes Bodenordnungsverfahren zum Ausgleich privater
Interessen) für zulässig erachtet. Nur wenn die Planungsgrundlage im Ganzen ,privat-
nützig‘ ist, darf die Bodenordnungsaufgabe auf diese Weise gelöst werden. Die Planung
muß sich also an die im Gebiet liegenden Eigentümer richten, und diese müssen die Pla-
nung auch selbst umsetzen können. Somit ist für die Neuordnung der Grundstücke im
Rahmen des privaten Interessenausgleichs eine Planung erforderlich, deren Vollzug nicht
die Verdrängung der Eigentümer erfordert. Ansonsten ist die Neuordnung der Eigentü-
merverhältnisse notwendig. Dafür muß jedoch ein anderes Bodenordnungsinstrument ge-
wählt werden.551
Für die Regelung der Bodenordnungsaufgabe bei einer fremdnützigen Planung lassen
sich andere Schlüsse ziehen. In Kapitel 2.3.2.2 wurde die Baulandumlegung als Inhalts-
548Vgl. BVerfGE 104, S. 1 (11 f.).
549BVerfGE 104, S. 1 (11).
550BVerfGE 104, S. 1 (12).
551Ob dieses zwangsläufig die Enteignung ist, steht an dieser Stelle nicht zur Debatte.
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bestimmung des Eigentums von der Enteignung abgegrenzt. Dabei wurde festgestellt,
daß – unter Berücksichtigung der vier Wesensmerkmale der Enteignung552 – der einzi-
ge Unterschied zwischen Umlegung und Enteignung der Zweck der Maßnahme ist. Bei
der Umlegung ist dies die Herbeiführung eines Ausgleichs privater Interessen, während
der Eigentumsentzug im Rahmen der Enteignung für
”
ein konkretes, der Erfüllung öf-
fentlicher Aufgaben dienendes Vorhaben“553 erfolgt. Da die Erfüllung der fremdnützigen
Planung eine öffentliche Aufgabe darstellt, kann der erforderliche Eigentumserwerb nicht
im Rahmen einer Umlegung erfolgen. Die klassische fremdnützige Planung, aus der die
Allgemeinheit ihren Nutzen zieht, kann nur im Wege der Enteignung erfolgen. Nicht die
Eigentumsverhältnisse, sondern die Eigentümerverhältnisse müssen neu geordnet werden.
Dies erfordert die Durchbrechung der Eigentumsordnung, bei der der Marktveranstalter
als Marktteilnehmer auftritt.
Trotzdem kann man bei Vorliegen einer fremdnützigen Planung nicht schließen, daß
der Grunderwerb grundsätzlich über eine Enteignung erfolgen muß.554 Dieser Sonderfall,
bei dem zum Beispiel Erschließungsflächen bei der grundstücksbezogenen Betrachtung
auf den direkt betroffenen Eigentümer zwar fremdnützig wirken, für die Realisierung
einer ansonsten privatnützigen Planung aber unbedingt notwendig sind, wurde bereits
angesprochen.555 Es gibt zwei Gründe, die in einem solchen Fall dagegen sprechen, den
Grunderwerb im Rahmen einer Enteignung zu erledigen:
1. Entsprechend Art. 3 GG sind alle Eigentümer im Bebauungsplangebiet gleich zu behan-
deln. Diese Eigentümer bilden eine Solidargemeinschaft, innerhalb derer sich keiner auf die
Kosten der anderen bereichern darf. Der Bebauungsplan (oder auch der im Zusammenhang
bebaute Ortsteil) bietet ein Angebot an die Grundstückseigentümer, ein Vorhaben ent-
sprechend der Festsetzungen des Bebauungsplans (oder den Regelungen nach § 34 BauGB)
zu realisieren. Sind die Grundstücke nach Lage, Form und Größe nicht zweckmäßig zuge-
schnitten und fehlt insbesondere die Erschließung, sind Vorhaben nach §§ 29 ff. BauGB
nicht zulässig. Obwohl die Planung an sich für diejenigen privatnützig wirkt, deren Grund-
stücke unter zukünftigen Bauflächen liegen, ist sie ohne Neuordnung der Grundstücksflä-
chen und insbesondere die Bereitstellung der Erschließungsflächen nicht umsetzbar. Für
diejenigen, die wiederum mit ihrem Grundeigentum unter den Erschließungsflächen liegen,
wirkt sich die Planung fremdnützig aus (s.o.). Nur wenn sie ihr Eigentum zugunsten der
anderen ,aufopfern‘ würden, wäre der Bebauungsplan ohne das Instrument Umlegung um-
setzbar. Gleichermaßen wäre i.d.R. eine andere Variante der Bebauungsplanung und damit
der örtlichen Lage der Erschließungsflächen möglich gewesen. Dann hätte die Planung sich
für andere Eigentümer von Grundstücken fremdnützig ausgewirkt.
2. Sind die Eigentümer im Plangebiet die Adressaten der Planung, so ist diese als privatnüt-
zig zu bezeichnen. Die Umsetzung der Planung erfordert also nicht eine Verdrängung der
Eigentümer aus dem Gebiet. Die Durchbrechung der Eigentumsordnung ist nicht erfor-
552Vgl. Kapitel 1.3.2.
553BVerfGE 104, S. 1 (10).
554Der entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip der Enteignung vorgelagerte freihändige Grunderwerb
wird im Rahmen dieser Diskussion als der Enteignung selbst zugehörig angesehen.
555Vgl. S. 94. Gemeint sind hier insbesondere die örtlichen Verkehrsflächen und die sonstigen bewohner-
dienlichen Erschließungsflächen. Siehe dazu § 55 II BauGB.
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derlich. Eine Ausnahme stellen die Erschließungsflächen dar, sofern sie von der Gemeinde
(bzw. vom Erschließungsträger) betrieben werden sollen. Damit dem oben angesproche-
nen Gleichheitsgebot nach Art. 3 GG nicht zuwidergehandelt wird, ist zwischen allen
Grundstückseigentümern ein Interessenausgleich herbeizuführen. Über diesen Interessen-
ausgleich werden die Erschließungsflächen von allen Eigentümern im Umlegungsgebiet
gemeinsam und solidarisch aufgebracht. Diejenigen, für die sich diese Flächen zunächst
noch fremdnützig ausgewirkt haben, bekommen auf diese Weise ebenfalls privatnütziges
Bauland zugeteilt. Da das Erschließungsland Voraussetzung für ein Vorhaben nach §§ 29
ff. BauGB ist, ist es letzlich bei einer gebietsbezogenen Betrachtung privatnützig aus Sicht
aller Grundstückseigentümer im Planungsgebiet.556
Die beiden aufgeführten Gründe haben aber nur für den Fall Gültigkeit, daß die Pla-
nung an sich für den Großteil der betroffenen Grundstückseigentümer privatnützig ist.
Nur dann können und müssen diese Flächen im Wege des privaten Interessenausgleichs
aufgebracht werden. Ansonsten bleibt für solche Flächen nur der Weg der Enteignung,
sofern freilich die Voraussetzungen nach Art. 14 III GG vorliegen. Gibt es in einem Ge-
biet nur hinsichtlich der Erschließungsflächen Bodenordnungsbedarf, ist diese Aufgabe
entsprechend der Rechtsprechung des BGH nur über den Weg der Enteignung lösbar.557
Wenn die Planung an sich jedoch privatnützig ist, besteht aus Verfassersicht im Hinblick
auf diesen Fall Diskussionsbedarf.558
Damit lassen sich letztlich drei Fälle von Planungen klassifizieren, deren Umsetzung die
Anwendung verschiedener Bodenordnungsinstrumente erfordert:
1. Für den Fall einer im Ganzen privatnützigen Planung (formell oder informell) bietet sich
ein Instrument zur Herbeiführung eines privaten Interessenausgleichs an. In diesen Aus-
gleich sind die Erschließungsflächen einbezogen, auch wenn sich diese zunächst für den
direkt Betroffenen fremdnützig auswirken.559 Hier sind also die Eigentumsverhältnisse zu
ordnen.560
2. Für den Fall einer – aus Sicht der Betroffenen – fremdnützigen Planung kann ein Instru-
ment des privaten Interessenausgleichs nicht zur Anwendung kommen. Denn die Allge-
meinheit ist Adressat der Planung. Hier ist die Durchbrechung der Eigentumsordnung
erforderlich, es müssen also die Eigentümerverhältnisse an die Planung angepaßt werden.
Dies hat im Fall des gescheiterten freihändigen Erwerbs ausschließlich über die Enteignung
556So argumentiert auch das BVerfG (BVerfGE 104, S. 1 (10)). Denn das Gericht sieht im Flächenabzug
nach § 55 II BauGB einen Bestandteil des privaten Interessenausgleichs.
557BGH, Urteil vom 12.7.1990 – III ZR 141/89.
558Ob dieser Fall über ein Instrument des privaten Interessenausgleichs lösbar ist, wird in Kapitel 4.2.2.2,
S. 143 diskutiert.
559Vor allem wenn eine Planung ein Gebiet neu erschließen soll, dürfte sie sich für einige zunächst fremd-
nützig auswirken. Denn es werden in jedem Fall Erschließungsflächen benötigt. Erst wenn diese Ei-
gentümer infolge einer Bodenordnungsmaßnahme, die einen privaten Interessenausgleich herbeiführt,
nicht verdrängt werden müssen, wirkt sich die Planung indirekt auch für diese privatnützig aus.
560Das wären die Baulandumlegung (Regelumlegung und Vereinfachte Umlegung) und die Flurbereini-
gung (Ausnahme Unternehmensflurbereinigung nach §§ 87 ff. FlurbG). Obwohl die vermögensrecht-
lichen Bodenordnungsinstrumente ebenfalls dem privaten Interessenausgleich dienen, werden sie an
dieser Stelle aus der Aufzählung herausgelassen. Denn diese benötigen keine Planungsgrundlage.
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zu erfolgen.561
3. Einen schwierigeren dritten Fall stellt eine Planung dar, die üblicherweise von Privaten
umgesetzt wird, aber in objektiver Hinsicht nicht von den Eigentümern im Plangebiet
realisiert werden kann.562 Für die betroffenen Eigentümer kann sich die Planung fremd-
nützig auswirken, wenn sie für deren Umsetzung ihr Eigentum aufgeben müssen. Wie bei
allgemeinnützigen Planungen ist also eine Verdrängung der Eigentümer geboten.
Allerdings muß eine Verdrängung der Eigentümer nicht zwangsläufig erforderlich sein.
Denn die Planung kann, sofern die Rahmenbedingungen gegeben sind,563 auch über weitere
Verfügungen, wie Vermietung, Verpachtung oder Einrichtung eines Erbbaurechts, durch
einen Vetragspartner umgesetzt werden. Die Behandlung dieses Falls ist erst möglich,
nachdem Angebots- und Projektplanung voneinander abgegrenzt worden sind.564
3.2.4.2. Angebotsplanung, Projektplanung und informelle Planung
Eine Planung regelt die zukünftigen Nutzungsmöglichkeiten des Grund und Bodens in
einem bestimmten Gebiet. Ob und inwieweit sie umgesetzt wird, richtet sich nach dem
Typ der Planung. Auf der einen Seite gibt es die raumbezogene Gesamtplanung, die sich
auf der Gemeindeebene in der Bauleitplanung, also dem Flächennutzungsplan und dem
Bebauungsplan, manifestiert. Der Bebauungsplan wird in Rechtsprechung und Literatur
als ,Angebotsplanung‘ (1.) bezeichnet.565 Dieser steht auf der anderen Seite die maßnah-
menbezogene Fachplanung, die sogenannte ,Objekt-566 oder auch Projektplanung‘567 (2.),
gegenüber. Als dritte Planungsart ist noch die informelle Planung (3.) zu nennen:
1. Der Bebauungsplan ist vom BVerwG als ,Angebotsplanung‘ bezeichnet worden, da er
”lediglich die Befugnis zur tatsächlichen Verwirklichung eröffnet“
568. Das ändere freilich
nichts an seiner Einstufung als Inhalts- und Schrankenbestimmung. Mit anderen Worten,
die Optionen, die der Bebauungsplan bietet, müssen seitens des Eigentümers nicht ausge-
nutzt werden, es wird für den Eigentümer ”keine die negative Baufreiheit überwindende
561Einen Sonderfall stellt hier die Planfeststellung dar. Denn bei der Planung selbst wird bereits über
die Zulässigkeit der Enteignung entschieden, d.h., hier greift die Vorwirkung der Enteignung (dazu
ausführlich Hönig, Fachplanung und Enteignung). Entsprechend der Rechtsprechung des BVerfG stellt
ein Eigentumseingriff entweder eine Inhalts- und Schrankenbestimmung oder eine Enteignung dar.
In diesem Fall ist also der Grunderwerb über ein Bodenordnungsinstrument, das im Rahmen einer
Inhaltsbestimmung einen privaten Interessenausgleich herbeiführen soll, nur unter ganz bestimmten
Voraussetzungen möglich. Grundsätzlich kommt hier also nur die Enteignung in Frage.
562Beispiele für diesen Fall können Gewerbegebiete oder die Entwicklung ganzer Wohngebiete sein, die
von speziellen Investoren ausgeführt werden.
563Vgl. die diesbezüglichen Ausführungen auf S. 93 und S. 94, Fn. 547.
564Siehe dazu das folgende Kapitel 3.2.4.2.
565Vgl. BVerwGE 94, S. 100; Hösch, UPR 2006, S. 411; Mitschang, Steuerung der städtebaulichen Ent-
wicklung durch Bauleitplanung.
566Vgl. nur Hösch, UPR 2006, S. 411.
567Vgl. nur Köster, ZfBR 2005, S. 147.
568BVerwGE 94, S. 100. Das Gleiche gilt für den im Zusammenhang bebauten Ortsteil (§ 34 BauGB)
und den Außenbereich (§ 35 BauGB). Sie bieten ebenfalls ein Angebot zur Verwirklichung bestimmter
Vorhaben, sofern sie entsprechend der gesetzlichen Vorgaben zulässig sind.
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Realisierungsverpflichtung“569 ausgelöst. Zudem wird mit seinem Erlaß noch nicht über die
Zulässigkeit eines konkreten Vorhabens entschieden.570 Auf der anderen Seite wiederum
verletzt ein Bebauungsplan § 1 III BauGB, ”wenn er aus tatsächlichen oder rechtlichen
Gründen auf Dauer oder auf unabsehbare Zeit der Vollzugsfähigkeit entbehrt.“571 Er kann
dann seine Aufgabe, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde
vorzubereiten und planerisch zu leiten, nicht erfüllen. Dieser Umstand kann zur Nichtigkeit
des Bebauungsplans führen.572
Sofern die Gemeinde nicht mit Privaten zusammenarbeitet, unterscheidet Mitschang zwi-
schen der Ebene der Planung und jener der Planverwirklichung.573 In der Ebene der Um-
setzung des Bebauungsplans574 bietet das BauGB verschiedene Planvollzugsinstrumente.
Wird ein bestimmtes Gebiet durch den Plan erstmals erschlossen, kann eine Bodenord-
nungsmaßnahme zur Anpassung der Eigentumsverhältnisse an die Planung sowie die Er-
schließung nach den §§ 123 ff. BauGB erforderlich sein.575 Lassen die Lage, Form und Größe
der Grundstücke im Gebiet die plangemäße Nutzung zu, können die Grundstückseigentü-
mer das ,Angebot‘ in Form von Vorhaben umsetzen. Verpflichtet sind sie dazu allerdings
nicht. Will die Gemeinde ihre Planung umsetzen, bietet das allgemeine Städtebaurecht des
BauGB städtebauliche Verträge nach § 11576, die Ausübung des Vorkaufsrechts nach §§
24 f. und die transitorische Enteignung nach § 85 I Nr. 1, 2 und 5.577 Darüber hinaus sind
nach dem besonderen Städtebaurecht städtebauliche Gebote möglich, davon insbesondere
das Baugebot nach § 176 BauGB.578 Da die Anordnung eines Baugebotes aus städtebau-
lichen Gründen erforderlich sein muß (z.B. der dringende Wohnbedarf der Bevölkerung),
der Bebauungsplan jedoch lediglich einen Angebotsplan darstellt, ist ein flächendeckendes
Baugebot über das gesamte Plangebiet nicht möglich.579
569BVerwG, Urteil vom 31.3.1998, 4 BN 5/98.
570Sanden, UPR 2006, S. 252.
571BVerwG, Urteil vom 14.6.2007, 4 BN 21/07.
572BVerwG, Urteil vom 25.8.1997, 4 NB 12/97.
573Mitschang, Steuerung der städtebaulichen Entwicklung durch Bauleitplanung, S. 326.
574Und auch der Umsetzung von Vorhaben nach den §§ 34 und 35 BauGB.
575Dazu ist zu bemerken, daß es nach § 46 III und § 123 III BauGB keinen Anspruch auf die Durchführung
einer Umlegung bzw. keinen Rechtsanspruch auf Erschließung gibt. Entsprechend der Rechtsprechung
kann sich allerdings zumindest die Erschließungslast zu einer Erschließungspflicht verdichten. Vgl. dazu
nur Ernst/Grziwotz in Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 123, Rn. 28 ff.
576Für den Fall eines öffentlich-rechtlichen Vertrags zwischen der Gemeinde und Bauwilligen ist freilich
entscheidend, daß diese Eigentümer sind oder zumindest über die Grundstücke verfügen können.
577Die Instrumente unterliegen strengen Voraussetzungen. So muß die Ausübung des Vorkaufsrechts durch
das Wohl der Allgemeinheit rechtfertigt werden. Damit die Enteignung zulässig ist, muß sie sogar
vom Wohl der Allgemeinheit erfordert werden. Zudem muß der Enteignungszweck den Anforderungen
der ständigen Rechtsprechung des BVerfG genügen; vgl. dazu Kapitel 1.3.2. Für beide Instrumente
gilt zusätzlich die Veräußerungspflicht nach § 89 I BauGB, sofern der Zweck des Grunderwerbs die
privatnützige Bebauung der Grundstücke war.
578Auch der Erlaß städtebaulicher Gebote unterliegt strengen Voraussetzungen. So gilt an erster Stelle die
Erforderlichkeit eines solchen Gebotes aus städtebaulichen Gründen. Für den Erlaß eines Baugebots
nach § 176 BauGB kann ein solcher Grund der dringende Wohnbedarf der Bevölkerung sein (vgl. § 175
II BauGB). Gemäß § 176 III BauGB muß das Baugebot dem Grundstückseigentümer wirtschaftlich
zumutbar sein (vgl. auch die Rechtsprechung).
579Auf diesen Umstand wurde bereits in Kapitel 1.2.5 mit Verweis auf die Ausführungen des BVerfG und
Christs hingewiesen. Auch Lemmen (Lemmen, Bauland durch städtebauliche Entwicklungsmaßnah-
men, S. 108) bemerkt, daß ein flächendeckendes Baugebot in vielen Fällen entweder auf ein Übernah-
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Der Bebauungsplan als Angebotsplanung hat in der Regel einen Realisierungshorizont von
zehn bis zwanzig Jahren.580 Ist aus städtebaulichen Gründen der alsbaldige Vollzug der
gesamten Planung erforderlich, stellt der Bebauungsplan als Angebotsplanung jedenfalls
nicht das richtige Instrument dar.581
2. Die ,Objekt- bzw. die Projektplanung‘ unterscheidet sich von der Angebotsplanung inso-
fern, als bei ihr bereits ein konkretes Projekt auf dem Prüfstand steht.582 In der Regel ist
dieser Fall im Rahmen der Fachplanung bei der Planfeststellung anzutreffen. Dort wird
ein ganz konkretes Vorhaben – zum Beispiel eine Bundesstraße, eine Bahnstrecke oder ein
Flughafen – festgestellt. In der Planfeststellung wird in der Regel gleichzeitig über die Rea-
lisierung und den dafür erforderlichen Grunderwerb entschieden.583 Die Planfeststellung
behandelt zumeist gemeinnützige, also aus Sicht der betroffenen Grundstückseigentümer
fremdnützige, Vorhaben. Eine Ausnahme stellt die Planfeststellung für den Wege- und
Gewässerplan nach § 41 FlurbG dar. Dieses Wege- und Gewässernetz dient der Erschlie-
ßung der agrarischen Grundstücke und erfüllt somit den Zweck der Flurbereinigung nach
§ 1 FlurbG; es führt daher neben weiteren Maßnahmen den privaten Interessenausgleich
herbei.584 Da der Wege- und Gewässerplan festgestellt wird, stellt er im Gegensatz zu den
Erschließungsflächen im Bebauungsplan ein konkretes Objekt dar. Dieses wird im Rahmen
der Flurbereinigung in jedem Fall ausgebaut.585
Neben der Fachplanung gibt es allerdings auch weitere konkrete Projektplanungen, die
auf den unmittelbaren Vollzug gerichtet sind. An dieser Stelle werden kurz der ,Vorhaben-
und Erschließungsplan‘ (a.) und die ,Entwicklungsmaßnahme‘ (b.) behandelt:
a) Der ,Vorhabens- und Erschließungsplan‘ (VEP) nach § 12 BauGB trägt zum einen
dem Wandel von der Angebots- zur Projektplanung586 und zum anderen dem Über-
gang von der imperativen zur kooperativen städtebaulichen Entwicklung und Ord-
meverlangen nach § 176 IV oder die Enteignung nach § 85 I Nr. 5 BauGB hinauslaufe. Dies würde die
finanzschwachen Gemeinden vor erhebliche Lasten stellen.
580Während das BVerwG (Urteil vom 18.3.2004, 4 CN 4/03) für einen planfeststellungsersetzenden Be-
bauungsplan von einer Realisierung innerhalb von zehn Jahren ausgeht, spricht der Bayerische Ver-
waltungsgerichtshof (BayVGH, Urteil vom 27.12.2007, 26 N 04.3181) im Hinblick auf die Realisierung
von einem üblichen Zeitrahmen von zehn bis zwanzig Jahren.
581Dazu genau umgekehrt das BVerwG, Urteil vom 3.7.1998 – 4 CN 5/97. Die Entwicklungsmaßnahme
nach den §§ 165 ff. BauGB diene im Gegensatz zum Bebauungsplan als reine Angebotsplanung der
Deckung eines vorhandenen Bedarfs, so daß die Gemeinde deshalb auch alles zur Plandurchführung
Erforderliche veranlasse. Dazu mehr gleich unten in Nr. 2.
582Sanden, UPR 2006, S. 252.
583Die damit verbundene Vorwirkung der Enteignung wurde bereits oben angesprochen.
584Die Arbeits- und Produktionsbedingungen in der Land- und Forstwirtschaft werden auf diese Weise
ebenso wie durch die Zusammenlegung der Grundstücke verbessert. Somit ist diese Planfeststellung
privatnützig, eine Enteignung ist daher nicht zulässig und auch gar nicht notwendig. Die für das Wege-
und Gewässernetz erforderlichen Flächen werden im Rahmen des Interessenausgleichs aufgebracht.
Damit löst die Planfeststellung für den Wege- und Gewässerplan auch keine Vorwirkung der Enteignung
aus. Vgl. Jähnke, Zur Teilmarktbildung beim Landerwerb der öffentlichen Hand, S. 27.
585Denn die Flurbereinigung ist kein isoliertes Bodenordnungsinstrument. Sie ist viel mehr ein in sich
geschlossenes Instrument, das aus Planung, Grundstücksneuordnung und Infrastrukturmaßnahmen
besteht. Siehe dazu die Instrumente der integrierten ländlichen Entwicklung (ILE). Vgl. dazu auch
Kapitel 5.
586Köster, ZfBR 205, S. 147.
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nung587 Rechnung. Im Rahmen des VEP wird ein vorhabenbezogener Bebauungsplan
aufgestellt.588 Dieser ist mit einer Durchführungsverpflichtung sowie einer Kosten-
tragungsregelung verknüpft.589 Im Gegensatz zum herkömmlichen Bebauungsplan
ist der VEP also unmittelbar auf eine zügige Realisierung gerichtet und damit nach-
frageorientiert. Voraussetzung dafür ist freilich, daß der Vorhabenträger Eigentümer
ist oder zumindest die privatrechtliche Verfügungsbefugnis über die überplanten Flä-
chen hat.590
b) Die städtebauliche ,Entwicklungsmaßnahme‘ ist in den §§ 165 ff. BauGB geregelt. Die
Maßnahme dient dazu, Teile des Gemeindegebiets entsprechend ihrer besonderen Be-
deutung für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung der Gemeinde erstmalig zu
entwickeln oder einer neuen Entwicklung zuzuführen. Der Entwicklungsbereich wird
von der Gemeinde durch Satzung festgelegt. Nach § 165 III Nr. 2 BauGB muß das
Wohl der Allgemeinheit die Durchführung der Entwicklungsmaßnahme erfordern, sie
muß daher insbesondere zur Deckung eines erhöhten Bedarfs an Wohn- und Arbeits-
stätten geboten sein.591 Um diesem Bedarf gerecht zu werden, steht der Gemeinde
ein gegenüber der allgemeinen städtebaulichen Enteignung nach § 85 BauGB erleich-
tertes Enteignungsverfahren (auch) ohne Bebauungsplan zu. Ein weiteres Merkmal
der Entwicklungsmaßnahme ist, daß die Gemeinde alles zur Plandurchführung Er-
forderliche veranlaßt.592
Damit unterscheidet sich die Entwicklungsmaßnahme von dem bloßen Bebauungs-
plan als Angebotsplanung. Während der Bebauungsplan einen bestimmten Zeithori-
zont hat und die betroffenen Eigentümer zudem nicht zur Planrealisierung verpflich-
tet, ist die Entwicklungsmaßnahme insofern eine konkrete Projektplanung. Sie stellt
eine städtebauliche Gesamtmaßnahme dar, die durch eine einheitliche Vorbereitung
und eine zügige Durchführung gekennzeichnet ist. Sie koordiniert für den Satzungs-
bereich ”ein Geflecht mehrerer Einzelmaßnahmen über einen längeren Zeitraum“
593;
eine dieser Einzelmaßnahmen stellt in der Regel die Aufstellung von Bebauungsplä-
nen dar. Ein solcher Bebauungsplan stellt aber als Teil eines Ganzen mehr als nur ein
,Angebot‘ an die betroffenen Eigentümer dar. Denn er ist unmittelbar auf Vollzug
gerichtet. Zudem wird im Rahmen der Entwicklungsmaßnahme die entwicklungsbe-
dingte Bodenwertsteigerung abgeschöpft, es gilt also das besondere Bodenrecht.594
Alle genannten Objekt- bzw. Projektplanungen sind direkt auf ihren Vollzug gerichtet.
Der VEP ist dabei vor allem durch die Kooperation zwischen Privaten und der Gemeinde,
also Public Private Partnership (PPP), gekennzeichnet. Die Fachplanung und die Ent-
wicklungsmaßnahme sind hingegen eher staatlich gesteuert. Ein Kennzeichen ist dabei
587Mitschang, ZfBR 2008, S. 227.
588Der vorhabenbezogene Bebauungsplan ist infolge der BauGB-Novelle 2006 gestärkt worden. Vgl. dazu
Stefani, WFA 2007, S. 26 (29).
589Mitschang, Steuerung der städtebaulichen Entwicklung durch Bauleitplanung, S. 288. Die entspre-
chenden Regelungen erfolgen in Verbindung mit städtebaulichen Verträgen zwischen der Gemeinde
und dem Vorhabenträger.
590Köster, ZfBR 205, S. 147.
591Vgl. BVerwG, Urteil vom 12.12.2002, 4 CN 7/01.
592BVerwG, Urteil vom 3.7.1998, 4 CN 5/97.
593BVerwG, Urteil vom 12.12.2002, 4 CN 7/01.
594Siehe dazu § 169 i.V.m. §§ 153 und 154 BauGB.
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das Erfordernis der Enteignung, sofern ein freihändiger Erwerb (Fachplanung) oder eine
Kooperation mit den Eigentümern (Entwicklungsmaßnahme) scheitert.
3. Informelle Planungen spielen vor allem im Rahmen der Kooperation zwischen staatli-
chen Stellen und Privaten eine immer größere Rolle. Im städtebaulichen Bereich hat das
integrierte Stadtentwicklungskonzept (INSEK) vor allem im Stadtumbau eine große Be-
deutung.595 Im agrarischen Bereich wird die informelle Planung in Form von integrierten
ländlichen Entwicklungskonzepten (ILEK) angewandt. Dort wird insbesondere das Erfor-
dernis der Durchführung von Flurbereinigungsverfahren nachgewiesen. Somit ist das ILEK
ein wichtiges Instrument der integrierten ländlichen Entwicklung (ILE). Als informelles
Planungsinstrument kann das ILEK allerdings nicht die Durchführung eines Flurbereini-
gungsverfahrens erzwingen. Die bedeutend wichtigere Planungskomponente im Rahmen
einer Flurbereinigung stellt die Planfeststellung des Wege- und Gewässerplans nach § 41
FlurbG dar.596
Zwischen der Angebotsplanung und der Objektplanung bestehen wesentliche Unter-
schiede. Während der Bebauungsplan ein Angebot an den jeweiligen Grundstückseigen-
tümer darstellt, diesen zu realisieren, ist die Projektplanung direkt auf ihre Umsetzung
gerichtet. Das hat freilich Konsequenzen auf das Erfordernis von Bodenordnungsmaßnah-
men. Während bei der Angebotsplanung, also dem Bebauungsplan, grundsätzlich kein
Anspruch auf die Durchführung einer Baulandumlegung besteht, ist bei der Objektpla-
nung die Bodenordnungsaufgabe prinzipiell als gelöst anzusehen. Bei der Fachplanung
in Verbindung mit der Planfeststellung gilt die Vorwirkung der Enteignung.597 Bei der
Entwicklungsmaßnahme, bei der die Gemeinde im allgemeinen die Grundstücke im Ent-
wicklungsbereich erwerben soll, steht der Gemeinde ein erleichtertes Enteignungsverfahren
zu. Ein Vorhaben- und Erschließungsplan ist nur möglich, wenn der Vorhabenträger min-
destens die privatrechtliche Verfügungsbefugnis über die betroffenen Grundstücke innehat.
Somit kommen die ,klassischen‘ Bodenordnungsinstrumente des Städtebaurechts (Um-
legung, Vereinfachte Umlegung, Enteignung) nur für den Bebauungsplan als Angebotsplan
in Frage. Im agrarischen Bereich ist die Durchführung eines Flurbereinigungsverfahrens
nach FlurbG durch die informelle Planung, das ILEK, geprägt, wobei es keinen aus dem
ILEK ableitbaren Anspruch auf Durchführung einer Flurbereinigung gibt. Die formelle
Planungskomponente nach § 41 FlurbG wird erst nach Anordnung des Verfahrens er-
stellt. Eine Ausnahme stellt die Unternehmensflurbereinigung dar. Deren Einleitung ist
von der Zulässigkeit einer Enteignung abhängig, welche wiederum durch die Planung bzw.
die Planfeststellung eines Unternehmens erfordert wird. Die Unternehmensflurbereinigung
595Auf die Probleme der Durchsetzbarkeit der INSEKs wird an dieser Stelle nicht eingegangen. Vgl.
dazu nur Davy (Davy, vhw Forum Wohneigentum 2/2005, S. 67 (70)), der treffend bemerkt hat, daß
Kooperation ,Krallen‘ brauche.
596Diese Planung ist formell und auf Vollzug gerichtet. Denn der Ausbau des Wege- und Gewässernetzes
stellt neben der Planung selbst und der Bodenordnung eine Komponente der Flurbereinigung dar.
597Eine Ausnahme ist die Planfeststellung im Rahmen der Flurbereinigung. Dort stellt das Wege- und
Gewässernetz einen Teil des privaten Interessenausgleichs dar. Gleichwohl ist das Bodenordnungspro-
blem zumindest im Hinblick auf die grundsätzliche Durchführung der Flurbereinigung gelöst. Denn der
Wege- und Gewässerplan nach § 41 FlurbG wird erst aufgestellt, wenn ein Flurbereinigungsverfahren
bereits eingeleitet worden ist.
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stellt dabei entsprechend der Rechtsprechung des BVerfG im Ganzen eine Enteignung
dar.598 Für eine bessere Übersicht werden die Eigenarten von Angebotsplanung und Ob-
jektplanung nachfolgend gegenübergestellt:599
Angebotsplanung Objektplanung
– allgemeiner Handlungsbedarf – konkreter Handlungsbedarf
– längerer Realisierungshorizont – kurzfristige Realisierung
– keine Realisierungspflicht – auf Realisierung gerichtet
– Bodenordnung evtl. erforderlich – Bodenordnungsfrage geklärt
Tabelle 3.: Gegenüberstellung von ,Angebotsplanung‘ und ,Objektplanung‘
3.2.4.3. Schlußfolgerung
In diesem Kapitel wurden auf der einen Seite privatnützige gegen fremdnützige Planungen
und auf der anderen Seite Angebotsplanungen, Objektplanungen und informelle Planun-
gen gegeneinander abgegrenzt. Soll der Bodenordnungsbedarf über ein Instrument des
Ausgleichs privater Interessen gelöst werden, muß die Planung in jedem Fall privatnützig
sein. Denn das BVerfG hat in dem Urteil zur Baulandumlegung auf die Baubefugnis der
Grundstückseigentümer hingewiesen; zudem werde durch die Neuordnung der Eigentums-
verhältnisse
”
den Eigentümern die bauliche Nutzung ihrer Grundstücke ermöglicht“600.
Aus der Tatsache, daß auf die Planungsverwirklichung durch die Eigentümer selbst hin-
gewiesen wird, ist zu schließen, daß die Planungsgrundlage privatnützig sein muß. Eine
fremdnützige Planung erfordert die Verdrängung der Eigentümer, und gerade diese hat
das BVerfG ausgeschlossen. Denn das Gericht spricht von der Neuordnung der ,Eigen-
tumsverhältnisse, und nicht von der Neuordnung der ,Eigentümerverhältnisse‘.
Um eine Bodenordnungsaufgabe lösen zu können, muß zunächst einmal eine solche
bestehen. Für den Bereich der Objekt- bzw. Projektplanungen wurde ein konkretes Bo-
denordnungsproblem entweder ausgeschlossen oder als bereits gelöst angesehen. Demnach
stellt sich die Frage, ob eine bzw. welche Bodenordnungsmaßnahme durchgeführt werden
muß, lediglich für die Angebotsplanung und die informelle Planung.601 Für eine privat-
nützige Planung werden die Eigentumsverhältnisse im Rahmen des privaten Interessen-
ausgleichs geordnet. Eine fremdnützige Planung erfordet hingegen die Verdrängung der
Eigentümer aus dem Planungsgebiet, also eine Neuordnung der Eigentümerverhältnisse.
Gleichwohl ist die Entscheidung, ob ein Bodenordnungsproblem für den Fall einer Ange-
botsplanung über einen privaten Interessenausgleich gelöst werden kann, nicht nur davon
598BVerfGE 74, S. 264. Vgl. dazu auch Kapitel 2.3.1.
599In dieser Gegenüberstellung wird bewußt auf die sogenannten informellen Planungen, die ein Flurberei-
nigungsverfahren hervorrufen können, verzichtet. Denn nach Einleitung eines Verfahrens nach FlurbG
wird – wie bereits erwähnt – der Wege- und Gewässerplan nach § 41 FlurbG aufgestellt. Und dieser
stellt eine Objektplanung dar, die dann planfestgestellt wird.
600BVerfGE 104, S. 1 (12).
601Eine solche informelle Planung stellt vor allem das ILEK dar, das bei der Einleitung von Flurbereini-
gungsverfahren berücksichtigt wird. Dort erfolgen die formelle Planung und die Umsetzung des Wege-
und Gewässernetzes jedoch erst nach Einleitung der Flurbereinigung.
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abhängig, ob die Planungsgrundlage privatnützig ist. Denn die Angebotsplanung ver-
pflichtet den Eigentümer grundsätzlich nicht zur Umsetzung. Ist die Mehrheit der Grund-
stückseigentümer gegen die Realisierung der Planung, wären bei einer gelösten Bodenord-
nungsaufgabe zum Beispiel Baugebote nach § 176 BauGB erforderlich. Diese sind wie-
derum nicht flächendeckend möglich.602 Ob die Neuordnung der Eigentumsverhältnisse
im Rahmen des Ausgleichs privater Interessen zulässig ist, auch wenn die Mehrheit der
Grundstückseigentümer an einer Planungsrealisierung nicht interessiert ist, wird im folgen-
den diskutiert. Außerdem wird erörtert, wie die Planung, die zwar nicht durch staatliche
Stellen umgesetzt wird, aber grundsätzlich auch nicht vom durchschnittlichen privaten
Grundstückseigentümer realisiert werden kann, bodenordnerisch zu lösen ist.603 Beides
erfolgt unter Einbezug der Ergebnisse aus der Abgrenzung von Angebotsplanung gegen
Objektplanung.
3.2.5. Konkretisierung der Ergebnisse durch Einbeziehung des
Ausgleichs privater Interessen
In diesem Kapitel wurden der Begriff der ,Privatnützigkeit‘ und sein Antonym ,Fremd-
nützigkeit‘ zunächst inhaltlich und später in bezug auf Planungsgrundlagen für etwaige
Bodenordnungsaufgaben konkretisiert. Dabei wurden folgende Grundsätze herausgebildet:
– Ob sich eine Planung privatnützig oder fremdnützig auswirkt, ist für jedes einzelne Grund-
stück zu untersuchen (grundstücksbezogene Betrachtung).
– Ob sich eine Planung privatnützig oder fremdnützig auswirkt, ergibt sich aus der Wert-
schöpfung und der Umsetzung der Nutzung durch Private (unter Umständen in Verbin-
dung mit Vermietung, Verpachtung oder Einräumung eines Erbbaurechts an einen In-
vestor) oder durch Andere (die Allgemeinheit oder Investoren). Im zweiten Fall ist eine
Veräußerung der überplanten Grundstücke, also eine Verdrängung der privaten Eigentü-
mer erforderlich.
– Ob ein eigenständiges Bodenordnungsverfahren erforderlich ist, ergibt sich aus dem Typ
der Planung und der Konformität zwischen Planung und der Eigentums- und Eigentü-
merstruktur. Für eine Angebotsplanung oder eine informelle Planung (ILEK) kann ein
solches Verfahren erforderlich sein, während bei der Objekt- bzw. Projektplanung – ins-
besondere bei planfestgestellten Fachplänen – die Bodenordnungsaufgabe als gelöst anzu-
sehen sein dürfte.
– Eine privatnützige Planung kann nur ein Bodenordnungsverfahren eröffnen, das einen
Ausgleich privater Interessen herbeiführen soll. Eine fremdnützige Planung kann nur über
eine Bodenordnungsmaßnahme umgesetzt werden, mit der die Eigentumsordnung durch-
brochen werden soll.604 Wie mit einer Planung zugunsten von privaten Investoren hin-
sichtlich der Bodenordnungsfrage umzugehen ist, wird im Anschluß geklärt.
602Vgl. dazu S. 1.2.5.
603Beispiele seien hier die bereits erwähnten Gewerbegebiete und die Neuerschließung ganzer Gebiete
durch Bauträger.
604Denn entsprechend der Rechtsprechung des BVerfG liegt entweder eine Inhaltsbestimmung des Eigen-
tums oder eine Enteignung vor. Ein Umschlagen aufgrund der Schwere eines Eigentumseingriffs in eine
Enteignung ist nicht möglich. Vgl. dazu Kapitel 1.4.2.
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– Der Schwerpunkt des Ausgleichs privater Interessen hat in der horizontalen Ebene zu
liegen.
– Beim privaten Interessenausgleich wird man mit realen Interessen der betroffenen Grund-
stückseigentümer konfrontiert. Die oben geführte Diskussion hinsichtlich ethischer Grund-
satzfragen setzte sich damit auseinander, wie mit Interessen innerhalb einer Gruppe umzu-
gehen ist. Auch wenn der Grundtenor der ethischen Modelle besagt, daß jeder einzelne in
einer Gruppe vernünftig oder nützlich in utilitaristischer Betrachtungsweise handeln soll,
gilt, daß jeder einzelne sinnliche oder niedere Eigenschaften – den Egoismus – hat. Daher
ist der Topos des ,vernünftigen Eigentümers‘, der auf die Rechtsprechung des BVerwG und
des BGH zurückgeht, in der Regel abzulehnen. Zumindest dann, wenn man einen privaten
Interessenausgleich in horizontaler Ebene herbeiführen will und dafür eine städtebauliche
Umlegung oder eine Flurbereinigung (mit Ausnahme der Unternehmensflurbereinigung)
einleitet.
Aus den bisherigen Feststellungen läßt sich schließen, daß die Planungsgrundlage für
die Durchführung eines Bodenordnungsverfahrens zum Ausgleich privater Interessen zwar
privatnützig sein muß. Daraus kann allerdings nicht der allgemeingültige Schluß gezogen
werden, daß bei Erfüllung dieser Voraussetzungen ein solches Bodenordnungsverfahren in
jedem Fall zulässig ist. Wäre dies der Fall, könnte der Träger des Bodenordnungsverfahrens
bei erwiesener Privatnützigkeit der Planung – aus Sicht der betroffenen Eigentümer – in
jedem Fall die Bodenordnungsmaßnahme in eigenem Ermessen einleiten, sofern sie objek-
tiv erforderlich ist. Damit würden die individuellen Interessen der Grundstückseigentümer
keine Rolle spielen.605 Die Folge davon wäre, daß der Träger des Bodenordnungsverfah-
rens bei der Verfahrenseinleitung entsprechend der Rechtsprechung des BVerwG und des
BGH vom ,wohlverstandenen Eigeninteresse‘ oder vom ,wirtschaftlich vernünftig denken-
den Eigentümer‘ ausgehen könnte. Dieses jedoch wurde aufgrund des Urteils des BVerfG
zur Baulandumlegung606 in Kapitel 2.4 ausgeschlossen.607 Da das BVerfG das Argument
des Ausgleichs privater Interessen verwendet und dieser Interessenausgleich eindeutig in
der horizontalen Ebene zu liegen hat, spielen die subjektiven Interessen der betroffenen
Eigentümer bei der Abwägung über die Einleitung eines Bodenordnungsverfahrens sehr
wohl eine entscheidende Rolle.
Bevor der Träger des potentiellen Bodenordnungsverfahrens ein solches einleitet, muß
er also die Interessenlage der betroffenen Eigentümer klären. Er ist zu untersuchen ge-
halten, ob die Eigentümer mehrheitlich an der Durchführung eines solchen Verfahrens
interessiert sind. Ist die überwiegende Zahl der Eigentümer gegen die Durchführung, läge
der Schwerpunkt des Interessenausgleichs bei Mißachtung dieses Votums nicht mehr in
der horizontalen Ebene, sondern in der vertikalen. Es würde also überwiegend ein Aus-
gleich zwischen öffentlichen und privaten Interessen herbeigeführt. Obwohl die privaten
Grundstückseigentümer mehrheitlich gegen den Vollzug der Planung sind, würden die öf-
605Gemäß Rechtsprechung des BVerwG (Urteil vom 30.7.1987 – 5 B 62/87) spielen die individuellen
Interessen der Eigentümer in der Tat keine Rolle. Aus Verfassersicht ist diese Rechtsprechung infolge
des Urteils des BVerfG zur Baulandumlegung obsolet.
606BVerfGE 104, S. 1.
607Vgl. nur Haas, NVwZ 2002, S. 272 (277).
Kapitel 3. Privatnützigkeit und Bodenordnung 106
fentlichen Interessen an der Planungsrealisierung überwiegen. Private Interessen würden
völlig in den Hintergrund treten. Dies wäre nicht im Sinne der Rechtsprechung des BVerfG.
Daß dieser Umstand auch mit weiteren Planvollzugsinstrumenten in Disharmonie stünde,
wird an folgenden drei Beispielen gezeigt:
– Neben Bodenordnungsinstrumenten wird man insbesondere im Bereich des Städtebaus mit
weiteren Planvollzugsinstrumenten konfrontiert. Auf die begrenzten Anwendungsmöglich-
keiten städtebaulicher Gebote – hier vor allem das Baugebot – wurde bereits mehrfach
hingewiesen.608 Das Baugebot ist sowohl isoliert als auch eingebettet in ein Umlegungs-
verfahren nicht flächendeckend einsetzbar, sondern lediglich ausnahmsweise in einzelnen
Fällen. Ein flächendeckender Einsatz widerspräche dem Charakter des Bebauungsplans
als Angebotsplanung.
– Bei der Durchführung einer Bodenordnungsmaßnahme entstehen Kosten, die entweder
entsprechend den bodenordnungsbedingten Grundstückswertsteigerungen (Baulandumle-
gung) oder anteilig über die Ausführungskosten (Flurbereinigung) abgeschöpft werden.
Werden die monetären Ausgleichsleistungen so hoch, daß der Grundstückseigentümer ge-
zwungen ist, sein Grundeigentum zu verkaufen, würde gegen die Verfassung verstoßen.609
Dieses Problem dürfte vor allem im Bereich der städtebaulichen Bodenordnung bei der
Durchführung einer Erschließungsumlegung auftreten. Denn dort ergeben sich große umle-
gungsbedingte Bodenwertsteigerungen. Hat also die Mehrheit der Grundstückseigentümer
in einem Umlegungsgebiet hohe Geldleistungen zu erwarten, dürfte dies ohne weiteres
nicht zumutbar sein.610
– Ist der Vollzug einer Planung mit der Errichtung von baulichen Anlagen verbunden, fallen
mit aller Wahrscheinlichkeit Kosten für den Bauherrn an. Des weiteren kann die Errichtung
und insbesondere die Nutzung der geplanten baulichen Anlagen der beruflichen Situati-
on des betroffenen Eigentümers widersprechen. Dieser Umstand kann611 besonders bei der
Planung von Gewerbegebieten612 oder Wohnbaugebieten613 auftreten, wenn dem jeweligen
Eigentümer die Umsetzung aus objektiven, wirtschaftlichen Gründen nicht zumutbar ist
und die Planung auch über Verpachtung, Vermietung oder die Einräumung eines Erbbau-
rechts an einen Investor nicht realisierbar ist. In diesem Fall verbliebe nur die Veräußerung
der Grundstücke. Die Verfügungsgewalt des Eigentümers würde sich nun also zu einer Ver-
äußerungspflicht verdichten. Selbst wenn diese zumutbar wäre, stünde nicht fest, daß die
jeweiligen Grundstücke auch wirklich in einem angemessenen Zeitrahmen verkauft werden
608Vgl. Kapitel 1.2.5.
609Vgl. Papier in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 367. Papier bezieht sich dabei auf die damals diskutierte
Einführung einer Abschöpfung des Planungsmehrwerts.
610Dazu sei gesagt, daß der Geldausgleich nach § 64 III BauGB als öffentliche Last auf dem jeweiligen
Grundstück und nicht auf dem Privatvermögen des Eigentümers liegt. Dieser Umstand spielt in Kapitel
4.2.3.2 noch einmal eine Rolle.
611Vgl. dazu aber auch die Ausführungen in Kapitel 3.2.4.1 zu den weiteren möglichen Wertschöpfungs-
möglichkeiten, die sich aus § 100 BGB ergeben.
612Auf die bodenordnerische Problematik in Verbindung mit Gewerbegebieten haben bereits
Kötter/Müller-Jökel/Reinhardt, zfv 5/2003, S. 1 (2), hingewiesen.
613Ein ähnlich gelagerter Fall kann entstehen, wenn einem Eigentümer eine größere Zahl von Baugrund-
stücken zugeteilt würde und er die Bebauung in eigener Person nur realisieren könnte, wenn er Investor
wäre.
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könnten.614
Die oben genannten Probleme dürften vor allem im Bereich des Städtebaus anfallen. In
der agrarischen Bodenordnung ist bezogen auf den Quadratmeter mit deutlich niedrigeren
Geldleistungen zu rechnen. Zudem ist die Planungskomponente eine Projektplanung, die
in Form der gemeinschaftlichen Anlagen nach § 41 FlurbG im Rahmen des Flurbereini-
gungsverfahrens auftritt. Diese Anlagen werden während des Flurbereinigungsverfahrens
ausgebaut. Eine weitere Inwerksetzung von Bauvorhaben dürfte in diesem Zusammenhang
nicht anfallen, bzw. der Verzicht des jeweiligen Grundstückseigentümers auf Errichtung
baulicher Anlagen würde den Zweck der Flurbereinigung nicht gefährden. Insofern besteht
diesbezüglich ein wesentlicher Unterschied zwischen städtebaulichen und agrarischen Bo-
denordnungsverfahren.
Besteht im Bereich des Städtebaus also ein dringender Bedarf an Baugrundstücken von
Dritten, kann es bei fehlender Vollzugs- oder Veräußerungsbereitschaft der Eigentümer
sein, daß der Bebauungsplan als eigenständige Angebotsplanung in Verbindung mit der
Baulandumlegung nicht das geeignete Vollzugsinstrument ist. Denn in diesem Fall kann
man aus Sicht der betroffenen Grundstückseigentümer nicht von einer im Ganzen privat-
nützigen Planung sprechen. Somit muß die Gemeinde auf andere geeignete Instrumente,
die das BauGB bietet, zurückgreifen, wenn ein dringender Bedarf an Realisierung der Pla-
nung besteht. Diese sind insbesondere städtebauliche Verträge – vor allem in Gestalt des
VEP – und die Entwicklungsmaßnahme. Des weiteren könnte die Gemeinde versuchen,
Land von niedriger Entwicklungsstufe615 aufzukaufen und dieses erst später zu überplanen.
Somit gilt also folgendes:
1. Ein Bodenordnungsinstrument, das den Ausgleich privater Interessen herbeiführen soll,
erfordert eine im Ganzen privatnützige Planung.
2. Soll ein solches Verfahren eingeleitet werden, hat sich der Träger der Bodenordnungsmaß-
nahme allerdings mit den realen Interessen der betroffenen Eigentümer auseinanderzuset-
zen, damit der Schwerpunkt des Interessenausgleichs eindeutig in der horizontalen Ebene
liegt.
614Siehe dazu nur Dieterich, Baulandumlegung, Rn. 308. Demnach werden viele Umlegungsgebiete infolge
der Eigentümerstruktur – vor allem in Neuerschließungsgebieten kleinerer Gemeinden – oft nur zur
Hälfte oder zu zwei Dritteln bebaut. Dieterich führt diesen Umstand im Zusammenhang mit der ent-
sprechend seiner Meinung gegebenen Notwendigkeit städtebaulicher Gebote auf. Ein anderer Grund
für die nur schleppende Bebauung kann aber auch die sehr geringe Nachfrage nach Bauland in solchen
Gebieten sein. Denn gemäß dem Bericht des Bundesamts für Bauwesen und Raumordnung (BBR)
über Wohnungs- und Immobilienmärkte in Deutschland 2006 sind bei der Mehrzahl der Gemeinden
ausgeglichene Baulandmärkte oder sogar starke Baulandüberhänge anzutreffen. Das heißt, selbst wenn
die Eigentümer im Umlegungsgebiet ihre zugeteilten Grundstücke veräußern wollen, ist es nicht selbst-
verständlich, daß sie auch Interessenten zu einem angemessenen Preis finden. Vgl. dazu auch Lemmen,
Bauland durch städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen, S. 109. Dort werden weitere Quellen genannt,
die zwar deutlich älter sind, aber durchaus mit dem bisher Gesagten korrespondieren. Denn es wird
ausgeführt, daß ca. ein Viertel der zugeteilten Baugrundstücke erst wesentlich später oder im Unter-
suchungszeitraum von sechs Jahren überhaupt nicht bebaut werden.
615Dies wären Agrarland und Bauerwartungsland. Siehe dazu § 4 WertV.
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3.3. Untersuchungsmodell zur Wahl des geeigneten
Bodenordnungsverfahrens
Nachdem nun Grundsätze zur Privatnützigkeit und Fremdnützigkeit aufgestellt sowie Pla-
nungen kategorisiert wurden und diese Ergebnisse unter Zuhilfenahme ethischer Grund-
sätze in den privaten Interessenausgleich eingebettet worden sind, wird nun ein erstes
Prüfschema aufgestellt, mit dem Bodenordnungsinstrumente auf ihre Anwendbarkeit hin
überprüft werden sollen.
Da aus Verfassersicht zunächst die Planungsgrundlage616 im Hinblick auf ihre Privat-
nützigkeit oder Fremdnützigkeit untersucht werden muß und erst danach die Auseinander-
setzung mit den realen Interessen der betroffenen Grundstückseigentümer erfolgen kann,
wird das Prüfschema auch zweistufig angelegt.
In der ersten Stufe findet aber nicht nur eine Betrachtung der Planungskomponen-
te selbst statt. Es ist nicht nur entscheidend, ob die Planung selbst privatnützig oder
fremdnützig ist. Vielmehr ist auch eine Auseinandersetzung mit den Komponenten zur
Planungsrealisierung wichtig, wobei das Augenmerk freilich vor allem auf der Boden-
ordnungskomponente liegt. In dieser ersten Stufe wird also überprüft, ob dem jeweili-
gen Eigentümer die Durchführung einer Bodenordnungsmaßnahme in objektiver Hinsicht
überhaupt zumutbar ist.617 Entsprechend den gewonnenen Ergebnissen ist dann das für
die Bodenordnungsaufgabe geeignete Verfahren zu wählen. Der gesetzlich geregelte Zweck
des gewählten Verfahrens muß erfüllt werden.
In der zweiten Stufe kommt schließlich für den Fall einer privatnützigen Planung der
Aspekt des privaten Interessenausgleichs ,ins Spiel‘. Somit ist dann die Durchführung des
Bodenordnungsverfahrens nur zulässig, wenn der Schwerpunkt des Interessenausgleichs in
der horizontalen Ebene liegt. Im anderen Fall, also bei einer fremdnützigen Planung, ist
die Enteignung nur zulässig, wenn den vier Wesensmerkmalen der Enteignung entsprochen
wird.618
Das zweistufige Prüfschema wird im folgenden Teil II auf städtische (Kapitel 4) und
agrarische (Kapitel 5) Bodenordnungsverfahren angewandt. Dabei werden vor allem fol-
gende Gesichtspunkte untersucht:
1. Stufe: Privat- oder Fremdnützigkeit der Planung
a) Adressat der Planung: Die Planung ist – wie mehrfach erwähnt – privatnützig, wenn
616Diese Untersuchung wird freilich auf solche Planungen beschränkt, für die die Bodenordnungsaufgabe
noch nicht gelöst ist. Dies sind im städtischen Bereich die Angebotspläne (inkl. der im Zusammenhang
bebauten Ortsteile) und im agrarischen Bereich die informellen Pläne (vor allem die ILEKs).
617Daß die Durchführung einer Bodenordnungsmaßnahme jedem einzelnen Eigentümer aus objektiver
Hinsicht zumutbar ist, wird in der Praxis kaum zutreffend sein. Es wird immer bestimmte Eigentümer
geben, die zu den ,Verlierern‘ des Bodenordnungsverfahrens gehören. An dieser Stelle sei nur der Geld-
ausgleich statt Grundstückszuteilung genannt. Auch solche Sachverhalte sind allerdings im Rahmen
eines privaten Interessenausgleichs lösbar. Wichtig ist daher, daß die Durchführung der Bodenord-
nungsmaßnahme der überwiegenden Mehrzahl der betroffenen Eigentümer zumutbar ist.
618Der Eigentumsentzug muß also der Erfüllung einer bestimmten öffentlichen Aufgabe dienen. Vgl.
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ihr Adressat im Ganzen die betroffenen Eigentümer sind. Umgekehrt ist die Planung
fremdnützig, wenn sie sich an die Allgemeinheit richtet bzw. von den Betroffenen
objektiver Betrachtung nicht umgesetzt werden kann. Die entscheidende Frage hier
ist, ob die Planung die Neuordnung der Eigentumsverhältnisse oder der Eigentümer-
verhältnisse erfordert.
b) Öffentliche Gemeinbedarfsflächen: Flächen dieser Zweckbindung können entweder
zur Erschließung einer ansonsten privatnützigen Planung erforderlich sein oder in
erster Linie der Allgemeinheit dienen. Zur Klärung der Bodenordnungsfrage ist die
Klassifizierung der Gemeinbedarfsflächen erforderlich. Außerdem ist für den Fall von
bewohnerdienlichen Flächen zu überprüfen, ob sie in zumutbarem Maße dimensio-
niert sind.
c) Zuteilung und Geldleistungen: Dieser Aspekt spielt im Falle einer privatnützigen Pla-
nung eine Rolle.619 Hier sind vor allem zwei Gesichtspunkte entscheidend. Zunächst
muß geprüft werden, ob die Planung sich an der Eigentümerstruktur orientiert. Als
nächstes ist die Geldleistung, die die umlegungsbedingte Wertsteigerung abschöpft,
zu überprüfen. Hier ist maßgeblich, daß die Geldleistung eine bestimmte Höhe nicht
übersteigt, ab der der Betroffene gezwungen wäre, sein Grundstückseigentum aufzu-
geben, um die Zahlung leisten zu können.620
2. Stufe: Einbettung in den Interessenausgleich621
a) Fall der privatnützigen Planung: An dieser Stelle kommen die realen Interessen der
im Plangebiet liegenden Grundstückseigentümer zum Tragen. Entscheidend ist, daß
der Interessenausgleich in der horizontalen Ebene liegt. Die Mehrheit der Eigentümer
muß also an der Realisierung der Planung interessiert sein.
b) Fall der fremdnützigen Planung: Grundsätzlich muß zunächst geprüft werden, ob
der Eigentumsentzug sowohl den Anforderungen des Art. 14 III GG genügt als auch
den Zweck, den das BVerfG formuliert hat, erfüllt. Gleichermaßen ist zu prüfen,
ob nach dem Grundsatz des geringsten Eigentumseingriffs der Enteignungszweck im
Rahmen eines Bodenordnungsverfahrens erreicht werden kann, das ansonsten auf den
Ausgleich privater Interessen gerichtet ist. Dies funktioniert aber nur, wenn dieser
Zweck nicht der Hauptzweck des Bodenordnungsverfahrens ist, der Schwerpunkt des
Interessenausgleichs also immer noch in der horizontalen Ebene liegt.622
Für die Fachplanung ist aus Verfassersicht keine Überprüfung notwendig. Denn diese
619Für den Fall einer fremdnützigen Planung ist die Enteignung erforderlich. Entscheidend ist dann, daß
die Enteignungsentschädigung im Einklang mit Art. 14 III GG steht.
620Sind nur einige wenige von dieser Konstellation betroffen, würde das allerdings nicht gleich zur Rechts-
widrigkeit des Bodenordnungsverfahrens führen. Die Bodenordnungsstelle wäre allerdings zur Über-
prüfung gehalten, ob die Last durch mögliche Ausgleichsleistungen zu mildern ist. Dies wird dann an
gegebener Stelle weiter vertieft.
621Auf diese 2. Stufe wird in den Kapiteln 4 und 5 noch nicht eingegangen. Der Aspekt wird erst in
der abschließenden Diskussion zur Wahl des geeigneten Bodenordnungsverfahrens aufgegriffen. Vgl.
Kapitel 6.2.
622Dieser Fall dürfte vor allem im Zusammenhang mit fremd- bzw. allgemeinnützigen Gemeinbedarfsflä-
chen auftreten, die in eine ansonsten privatnützige Planung eingebettet sind. Hier findet dann eine
Enteignung innerhalb einer Inhalts- und Schrankenbestimmung statt. Daher muß sie ebenso wie eine
eigenständige Enteignung vom Wohl der Allgemeinheit erfordert werden. Siehe dazu Christ, DVBl.
2002, S. 1517 (1518 ff.).
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dient im Regelfall der Allgemeinheit, ist also aus Sicht der betroffenen Grundstückseigen-
tümer fremdnützig. Außerdem stellt die Fachplanung eine Projekt- bzw. Objektplanung
dar und wird zudem planfestgestellt. Aus diesem Grund ist die Bodenordnungsfrage – wie
in Kapitel 3.2.4.2 dargelegt – als geklärt anzusehen. Über die Zulässigkeit der Enteignung
wird im Rahmen der Planfeststellung entschieden, und die Planungsumsetzung erfolgt
ebenfalls zeitnah durch den entsprechenden Träger.
Teil II.
Privatnützigkeit bestehender
Bodenordnungsverfahren
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4. Städtische Bodenordnung
4.1. Grundlagen im städtischen Bereich
4.1.1. Planung und ihre Adressaten
”
Unter Planung sind alle Maßnahmen und Überlegungen zu verstehen, durch die es mög-
lich wird, aus einer Anzahl von Alternativen zur Lösung eines Problems – Differenz zwi-
schen Ist und Soll – die im Hinblick auf ein Ziel günstigste Alternative herauszufinden.“623
Die Planung ist auf die Zukunft gerichtet und erfordert dafür die Beschreibung zukünfti-
ger Situationen. Sie stellt eine gedankliche Vorwegnahme dar und vollzieht sich nach be-
stimmten Regeln und Wertvorstellungen.624 Dabei wird ein Objektsystem nach bestimm-
ten Zielvorstellungen beplant, wobei verschiedene Handlungsalternativen im Hinblick auf
eine Planausführung und deren Auswirkungen gegeneinander abzuwägen sind. Dafür sind
freilich Prognosen und ungefähre Abschätzungen künftiger Situationen erforderlich.625
Im Rahmen dieser Arbeit liegt der Fokus auf der Überplanung von Grund und Bo-
den und deren Auswirkungen auf Bodenordnungsaufgaben. Somit wird an dieser Stelle
lediglich die räumliche Planung betrachtet. Die Raumplanung faßt die räumliche Planung
der öffentlichen Hand auf allen Ebenen und Sachgebieten zusammen.626 In Deutschland
gliedert sich das Raumplanungsrecht in das raumbezogene Gesamtplanungsrecht und das
raumbezogene Fachplanungsrecht.627 Das Gesamtplanungsrecht
”
koordiniert im Interesse
der Gesamtentwicklung eines Raumes alle in einem Raum auftretenden (konfligierenden)
Raumansprüche und Belange.“628
Das raumbezogene Gesamtplanungsrecht wiederum gliedert sich in die Raumordnung
und die Bauleitplanung der Gemeinden. Die Raumordnung findet in der Ebene des Bun-
des – Raumordnungsgesetz (ROG) – und der Ebene der Bundesländer statt. Das Ziel
einer staatlichen Raumordnungspolitik ist eine nachhaltige Raumentwicklung,
”
mit deren
623Adam, Planung und Entscheidung, S. 3.
624Schneeweiß, Planung 1: Systemanalytische und entscheidungstheoretische Grundlagen, S. 2.
625Schneeweiß, Planung 1: Systemanalytische und entscheidungstheoretische Grundlagen, S. 6.
626Vgl. Hoppe in: Hoppe/Bönker/Grotefels, Öffentliches Baurecht, § 1, Rn. 3.
627Die Fachplanung ist im Gegensatz zur Gesamtplanung durch ihre Fachbezogenheit gekennzeichnet.
Sie bezieht sich dabei vornehmlich auf einen ganz bestimmten Sachgesichtspunkt – Straßenverkehr,
Landschaftsschutz oder auch Abfallbeseitigung – und läßt sich in gebietsbezogene und projektbezo-
gene Fachplanung gliedern. Die Fachplanung wird in diesem Kapitel nur der Vollständigkeit halber
genannt und später im Rahmen der Bodenordnung für die Umsetzung von Fachplanung noch einmal
behandelt. Zum Begriff und Anwendungsbereichen der Fachplanung vergleiche nur Hönig, Fachplanung
und Enteignung, S. 34 ff.
628Hoppe in: Hoppe/Bönker/Grotefels, Öffentliches Baurecht, § 1, Rn. 5.
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Hilfe ein Einklang und Ausgleich zwischen den sozialen und wirtschaftlichen Ansprüchen
sowie den ökologischen Funktionen im Raum hergestellt und eine dauerhafte, großräumig
ausgewogene Raumordnung erreicht werden soll.“629 So bezweckt die Raumordnung die
Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Gesamtraumes der Bundesrepublik Deutsch-
land und ihrer Teilräume durch zusammenfassende übergeordnete Raumordnungspläne
und durch Abstimmung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen.630 § 1 III ROG
verweist dabei ausdrücklich auf das sogenannte Gegenstromprinzip.631
Die raumbezogene Gesamtplanung ist in Deutschland in der Regel dreistufig aufge-
baut. Auf der Stufe des Bundes geschieht dies in Form von Perspektiven oder Leitbil-
dern. Die Landesebene ist durch Landesplanungsgesetze, Landesentwicklungsprogramme
sowie Landesentwicklungspläne632 geprägt. Die unterste Stufe bildet die Bauleitplanung
der Gemeinden. Diese ist im BauGB geregelt und gliedert sich in den Flächennutzungsplan
(vorbereitender Bauleitplan) und den Bebauungsplan (verbindlicher Bauleitplan).
Raumplanung
BauleitplanungRaumordnung
Raumbezogene
Fachplanung
Raumbezogene
Gesamtplanung
LandesraumordnungBundesraumordnung Flächennutzungsplan
Bebauungsplan
Sektorale
Landesplanung
Gesamträumliche
Landesplanung
Regionalplanung
Abbildung 3.: Aufbau der Raumplanung in Deutschland.633
629Hoppe in: Hoppe/Bönker/Grotefels, Öffentliches Baurecht, § 1, Rn. 10.
630Vgl. § 1 ROG.
631Dabei hat die untergeordnete Planungsebene die Vorgaben der übergeordneten zu berücksichtigen.
Umgekehrt jedoch muß die übergeordnete Ebene die untergeordnete bei ihren Planungsüberlegungen
beteiligen.
632§ 9 ROG regelt, daß die Landesplanung unter den dort genannten Voraussetzungen zweistufig auszu-
bilden ist. Dann werden auf der unteren Stufe Regionalpläne aufgestellt.
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Je niedriger die Stufe der raumbezogenen Gesamtplanung, desto detaillierter wird sie.
Dies spiegelt sich auch in der gemeindlichen Bauleitplanung wider, die die Gemeinde ge-
mäß Art. 28 II GG in eigener Verantwortung betreibt634: Gemäß § 5 I BauGB ist der
Flächennutzungsplan für das ganze Gemeindegebiet aufzustellen. Er stellt die sich aus
der städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den vorausseh-
baren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen dar. Demgegenüber konkretisiert
der Bebauungsplan das Ergebnis städtebaulicher Planungstätigkeit in rechtlich verbind-
licher Form. Zum einen wird der Inhalt des Flächennutzungsplans präzisiert635, auf der
anderen Seite hat er als Satzung materiellrechtliche Bindungskraft gegenüber jedermann.
Der Bebauungsplan bildet nach § 8 I 2 BauGB die Grundlage für weitere zum Vollzug
des Gesetzbuchs erforderliche Maßnahmen. So stellen der qualifizierte636 oder auch der
einfache637 Bebauungsplan die Grundlage für die Zulässigkeit von Vorhaben im Sinne
des § 29 BauGB dar.638 Um solche Vorhaben zu ermöglichen bzw. vorzubereiten, können
freilich weitere Maßnahmen nach dem BauGB erforderlich sein. Dies sind insbesondere
die Vorkaufsrechte der Gemeinde (§§ 24 f. BauGB), die städtebauliche Umlegung (in der
Form der Regelumlegung – §§ 45 ff. BauGB – und der Vereinfachten Umlegung – §§ 80
ff. BauGB), die Enteignung (§§ 85 ff.), die Erschließung (§§ 125 ff. BauGB) sowie die
städtebaulichen Gebote (§§ 175 ff. BauGB). Im folgenden liegt der Schwerpunkt auf den
Bodenordnungsmaßnahmen Umlegung und Enteignung. Wo es erforderlich ist, werden die
anderen Instrumente in die Diskussion einbezogen.
Im Zusammenhang mit dem einfachen Bebauungsplan wurden bereits der nicht quali-
fiziert beplante Innenbereich (§ 34 BauGB) und der Außenbereich (§ 35 BauGB) ange-
sprochen. Beide stellen einen Kompromiß zwischen dem Prinzip der Planmäßigkeit, nach
dem die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke grundsätzlich durch Bauleitpläne
vorzubereiten und zu leiten ist, und dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Baubefug-
nis dar.639 Da Bebauungspläne grundsätzlich nicht den gesamten Bereich einer Gemeinde
633Quelle: Hoppe/Bönker/Grotefels, Öffentliches Baurecht, § 1, Rn. 10.
634Das BauGB, das die Aufstellung der Bauleitpläne regelt, ist wiederum Bundesrecht.
635Stellt der Flächennutzungsplan z.B. Wohnbauflächen dar, kann der Bebauungsplan diese nach § 1 III
BauNVO in Kleinsiedlungsgebiete, reine Wohngebiete oder allgemeine Wohngebiete untergliedern.
636Der qualifizierte Bebauungsplan regelt die Mindestfestsetzungen für die Zulässigkeit von Vorhaben.
Diese sind nach § 30 I BauGB Art und Maß baulicher Nutzung, die überbaubaren Grundstücksflä-
chen und die örtlichen Verkehrsflächen. Der Bebauungsplan kann freilich darüber hinaus auch weitere
Festsetzungen nach § 9 I BauGB beinhalten.
637Der einfache Bebauungsplan regelt die Zulässigkeit von Vorhaben nicht abschließend, sondern richtet
sich gemäß § 30 III BauGB im übrigen nach § 34 oder § 35 BauGB.
638Auch der vorhabenbezogene Bebauungsplan nach § 12 regelt in Verbindung mit § 30 II BauGB ein Vor-
haben abschließend. Dieser Plan ist jedoch auf die Realisierung eines bestimmten Vorhabens gerichtet
und stellt somit keine Angebotsplanung dar. Der Vorhabenträger hat zwar nicht zwingend Eigentümer
der überplanten Flächen zu sein, gemäß § 12 I 1 BauGB muß er aber zur Durchführung des Vorha-
bens und der Erschließungsmaßnahmen bereit und in der Lage sein. Dies setzt voraus, daß er zum
Satzungsbeschluß zumindest eine privatrechtliche Verfügungsbefugnis über die Flächen hat. Daraus
wiederum folgt, daß auf den Flächen, die von einem Vorhabens- und Erschließungsplan erfaßt werden,
eine hoheitliche Bodenordnung nicht erforderlich ist. Daher wird der vorhabenbezogene Bebauungsplan
nachfolgend nicht weiter in die Diskussion einbezogen.
639Vgl. Bönker in: Hoppe/Bönker/Grotefels, Öffentliches Baurecht, § 7, Rn. 100.
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erfassen, ist auf diese Weise trotzdem die Beurteilung der Zulässigkeit von Vorhaben nach
den §§ 29 ff. BauGB möglich. In dem Bereich, der von § 34 BauGB erfaßt ist, besteht
insoweit Baurecht, als daß das Vorhaben sich in die örtlichen Gegebenheiten einfügt und
die Erschließung gesichert ist. Somit knüpft die Vorschrift
”
im Zusammenhang mit der
Zulässigkeitsprüfung an den status quo an“640, eine Planung mit einer neuen Zielsetzung
kann also nur über einen Bebauungsplan erfolgen. Der Außenbereich ist für andere Nut-
zungen ,reserviert‘. Dies sind insbesondere Landwirtschaft, Erholungsgebiete oder mit
der Wohnnutzung unverträgliche sonstige Nutzungen. Außerdem sollen im Außenbereich
Naturräume gesichert und eine Baulandreserve bevorratet werden. Damit die Gemeinde
für diese Räume nicht flächendeckend Negativplanungen vornehmen muß, hat der Ge-
setzgeber mit § 35 BauGB im Außenbereich
”
sozusagen generell geplant“641: Sogenannte
privilegierte Vorhaben sind dem Außenbereich zugewiesen, die sonstigen Vorhaben sollen
im Außenbereich grundsätzlich nicht ausgeführt werden. Auch hier ist die Änderung der
Nutzbarkeit eines Gebiets nur mit Hilfe der Aufstellung eines Bebauungsplans möglich.
Auch wenn die Zulässigkeit von Vorhaben nach §§ 29 ff. BauGB auch außerhalb eines
qualifizierten Bebauungsplans überprüft werden kann und zudem eine Baulandumlegung
nach § 45 BauGB unter bestimmten Voraussetzungen in einem im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteil eingeleitet werden kann, wird die Konkretisierung der Privatnützigkeit von
Bodenordnungsverfahren nach dem Städtebaurecht nur für den Bereich von qualifizierten
Bebauungsplänen durchgeführt, und zwar aus den folgenden Gründen:
– Wie bereits erwähnt ist die Herbeiführung einer neuen Nutzbarkeit sowohl in dem im
Zusammenhang bebauten Ortsteil als auch im Außenbereich ohne die Aufstellung eines
Bebauungsplans nicht möglich. Eine Umlegung wäre im nicht qualifiziert beplanten In-
nenbereich zulässig, wenn sich nach § 45 Nr. 2 BauGB aus der Eigenart der näheren
Umgebung hinreichende Kriterien für die Neuordnung der Grundstücke ergäben. Es fin-
det also lediglich eine Anpassung an gegebene Tatbestände statt, die in der Regel nur für
eine Neuordnungsumlegung zutreffen dürften.
– Die Eigenart der näheren Umgebung kann eine Bodenordnung und damit eine Grund-
stücksnutzung ermöglichen, die die betroffenen Eigentümer nicht ausüben wollen oder
können. Aus deren Sicht wäre die Nutzung nicht privatnützig. Dieser Fall wäre insbe-
sondere vorstellbar, wenn Grundstücke in eine schon bestehende gewerbliche Nutzung
integriert werden sollen.642 Dieser Fall kann aber ebenso – und bei der Neubeplanung von
Gebieten mit vergleichbaren Nutzbarkeiten wahrscheinlich noch in extremerem Ausmaße
– auftreten. Daher muß er nicht gesondert für den im Zusammenhang bebauten Ortsteil
untersucht werden.
Damit ist es in diesem Rahmen ausreichend, im Hinblick auf Bodenordnungsmaßnah-
men den Fokus auf Planungen durch Bebauungspläne zu legen. Welche Planungen die
Gemeinde vornimmt und ob diese privatnützig oder eher fremdnützig ausfallen, hängt
vom Festsetzungskatalog nach § 9 I BauGB ab. Dieser regelt
”
zusammen mit der BauN-
640Bönker in: Hoppe/Bönker/Grotefels, Öffentliches Baurecht, § 7, Rn. 102. Hervorhebung durch den
Autor.
641BVerwG, Urteil vom 25.10.1967 – IV C 86/66.
642Vgl. dazu jedoch auch die diesbezüglichen Ausführungen in Kapitel 3.2.4.1.
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VO abschließend, welche Festsetzungen getroffen werden dürfen.“643 Ein Festsetzungsfin-
dungsrecht steht der Gemeinde somit nicht zu.644 Nachfolgend werden ausgewählte Fest-
setzungen nach § 9 I BauGB hinsichtlich ihrer Adressaten untersucht. Denn die Auswahl
der Festsetzungsmöglichkeiten eines Bebauungsplans folgt aus dem planerischen Konzept
der Gemeinde, das nach § 1 III BauGB zu erstellen ist, sobald und soweit es für die
städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.645 Das Erfordernis einer Bau-
leitplanung ergibt sich also aus städtebaulichen Gründen. Ob der jeweilige Eigentümer
oder die Allgemeinheit der Nutznießer der Planung ist, muß städtebaulich motiviert sein.
Dabei sind die öffentlichen und privaten Interessen entsprechend § 1 VII BauGB gegenein-
ander und untereinander abzuwägen. Durch Verwendung einzelner oder auch kombinierter
Festsetzungen des Katalogs nach § 9 I BauGB ergibt sich die Intention und damit der
Adressat bzw. der Nutznießer der Planung.646 Daher werden im folgenden ausgewähl-
te Festsetzungsmöglichkeiten nach § 9 I BauGB hinsichtlich ihrer Privatnützigkeit oder
Fremdnützigkeit aus Sicht des betroffenen Eigentümers untersucht.
4.1.1.1. Mindestfestsetzungen eines qualifizierten Bebauungsplans
Damit ein Bebauungsplan ein qualifizierter ist, muß er mindestens die Art und das Maß
baulicher Nutzung, die überbaubaren Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrsflä-
chen festsetzen. Dies geschieht in Verbindung mit den entsprechenden Regelungen der
BauNVO.
Art baulicher Nutzung Hinsichtlich der Art baulicher Nutzung bieten sich Gebiete für
Wohn-, gemischte, gewerbliche und Sondernutzungen an. Nach § 1 III BauGB sind Bauleit-
pläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung
erforderlich ist. Die Auswahl der Festsetzungen des Bebauungsplans und damit der Art der
baulichen Nutzung erfolgt aus städtebaulichen Gründen.647 Ob sich die Art der festgesetz-
ten Nutzung allerdings privatnützig auswirken kann, hängt insbesondere davon ab, ob die
von der Planung betroffenen Grundstückseigentümer diese – aus objektiver Hinsicht648 –
in eigener Person verwirklichen und auch eine eigene Wertschöpfung betreiben können.649
643Schrödter, W. in: Schrödter, BauGB, § 9, Rn. 11.
644BVerwG, Urteil vom 11.2.1993 – 4 C 18/91.
645Vgl. Söfker in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 9, Rn 8.
646Vgl. dazu auch Söfker in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 9, Rn 14. Dort wird ausgeführt, daß
der Katalog der Festsetzungsmöglichkeiten im Grundsatz so gestaltet sei, daß ”für bestimmte städte-
bauliche Zwecke jeweils eine bestimmte Festsetzung in Betracht kommt. Insofern können sich Festset-
zungsmöglichkeiten gegenseitig ausschließen. Dies schließt aber nicht aus, daß Festsetzungen kombiniert
eingesetzt werden können.“
647§ 9 I BauGB.
648Die subjektive Sichtweise jedes einzelnen Eigentümer spielt erst eine Rolle, wenn ein Bodenordnungser-
fordernis besteht. Für diesen Fall ist das geeignete Instrument auszuwählen. Gerade bei der Umlegung,
die den Ausgleich privater Interessen herbeiführen soll, spielen die subjektiven Interessen jedes einzel-
nen Eigentümers eine Rolle. Dieser Aspekt wird in Kapitel 6.2 diskutiert.
649Vgl. Kapitel 3.2.1.3. Es kann sogar ausreichen, daß eine Wertschöpfung durch Früchteziehung nach §
100 i.V.m. § 99 BGB betrieben wird.
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Wird eine bestimmte Art einer baulichen Nutzung festgesetzt, ist die Verwirklichung der
Planung mit der Realisierung von Vorhaben nach § 29 I BauGB, also insbesondere der Er-
richtung von Bauwerken, verbunden. Ein solches Vorhaben ist nach § 30 BauGB zulässig,
wenn es den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht widerspricht und die Erschließung
gesichert ist. Die spätere Nutzung des errichteten Vorhabens ist gesetzlich nicht im BauGB
geregelt.650 Doch für den betroffenen Eigentümer ist diese Frage entscheidend. Denn ob er
die Planung selbst realisieren und eine eigene Wertschöpfung betreiben kann, ist nicht nur
davon abhängig, ob diese in der Regel durch Private oder durch den Staat selbst betrie-
ben wird. Privatnützig oder fremdnützig heißt nicht nur die Abgrenzung der eigenen von
der staatlichen Wertschöpfung. Insbesondere wenn die Errichtung oder die Nutzung eines
Bauwerks mit der Betreibung eines Gewerbes verbunden ist, kann die Verwirklichung der
Planung durch den Grundstückseigentümer selbst von dessen Berufstätigkeit abhängen.651
Art. 12 GG gewährt jedoch das Recht der freien Berufswahl, und daher darf niemand zu
einer bestimmten Arbeit gezwungen werden.
Da der Bebauungsplan aber eine reine Angebotsplanung darstellt und es dem betroffe-
nen Grundstückseigentümer in der Regel freigestellt ist, ob er die Planung realisiert oder
nicht, stellt dies zunächst noch kein Problem dar. Er kann nicht dazu gezwungen wer-
den, einen bestimmten Beruf auszuüben, damit die Planung durch ihn realisiert wird. Zur
Eigentumsdefinition des BVerfG gehört neben der Privatnützigkeit auch die freie Verfü-
gungsbefugnis des Eigentümers.652 Es steht ihm daher frei, im Rahmen der Gesetze zu
entscheiden, ob er sein Eigentum veräußert, verpachtet, vermietet oder gar ein Erbbau-
recht bestellt.653 Ist er an der Umsetzung der Planung nicht interessiert, sind Zwangsmaß-
nahmen zur Veräußerung oder sonstigen Verfügung des Eigentums in der Regel ebenfalls
nicht durchsetzbar.654
Wenn jedoch zum Vollzug der Bauleitplanung eine Bodenordnungsmaßnahme erforder-
lich ist, kann sich für den jeweiligen Eigentümer die reine Angebotsplanung zu einer ge-
650Eine Ausnahme stellt die Nutzungsänderung baulicher Anlagen dar. Denn diese ist in § 29 I BauGB
als ein Vorhaben aufgeführt.
651Beispiele für diesen Tatbestand können ein geplantes Gewerbe- oder Industriegebiet oder auch ein
Einkaufszentrum sein. Die dafür erforderlichen baulichen Anlagen dürfte in der Regel nur der Gewer-
bebetreibende selbst errichten können. Denn diese sind für gewöhnlich so groß, daß ein durchschnittlich
vermögender Grundstückseigentümer die Errichtung regelmäßig nicht aus seinem Privatvermögen fi-
nanzieren kann. Ein weiteres Beispiel ist eine Fläche eines Eigentümers, die mit jeglicher Nutzung
überplant wurde, aber so groß ist, daß dieser die Bauwerke nicht errichten und nutzen kann. Diese
beiden Fälle müssen jedoch zunächst einmal kein Problem darstellen. Denn der Eigentümer ist, wie in
Kapitel 3.2.4.1 diskutiert, nicht unmittelbar dazu verpflichtet, sein Eigentum zu veräußern, sondern es
verbleiben weitere Möglichkeiten der Früchteziehung.
652Vgl. Kapitel 3.2.1.2.
653All diese sind Nutzungen nach § 100 BGB.
654Ausnahmen bietet das BauGB freilich in Form von der Bestellung städtebaulicher Gebote – insbe-
sondere das Baugebot nach § 176 BauGB; bei deren Nichterfüllung kann außerdem die Zulässigkeit
der Enteignung geprüft werden. Für deren Anwendung verlangt das BauGB allerdings hohe Anfor-
derungen, so muß aus städtebaulichen Gründen ein Erfordernis bestehen. Darüber hinaus steht der
Gemeinde zur Sicherung der Bauleitplanung die Ausübung der gemeindlichen Vorkaufsrechte nach §§
24 ff. BauGB zur Option. Dieses setzt freilich voraus, daß der Eigentümer sein Grundstück verfügen
möchte, also ein Kaufvertrag geschlossen wurde.
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wissen Veräußerungsverpflichtung jedweder Art verdichten, wenn er keine Vertragspartner
findet, an die er sein von der Planung erfaßtes Grundeigentum verpachten oder vermieten
kann bzw. mit denen er ein Erbbaurecht einrichten kann. Denn die Wertsteigerung der
Grundstücke infolge einer Umlegungsmaßnahme wird in Form der Geldleistungen nach §
64 BauGB abgeschöpft. Gerade bei besonders großflächigem Grundeigentum, dessen plan-
gemäße Bebauung der durchschnittliche Eigentümer regelmäßig nicht erfüllen kann, kann
sich dessen freie Verfügungsbefugnis zu einer Verfügungsverpflichtung – sprich Verkauf –
verdichten, damit er den Geldausgleich finanzieren kann.655
Somit läßt sich über die Art baulicher Nutzung und die Privatnützigkeit aus Sicht des
betroffenen Eigentümers folgendes sagen: Für ihn wirken sich diejenigen Planungen, die
er in eigener Person und ohne Wechsel seines Berufs verwirklichen kann, in jedem Fall pri-
vatnützig aus. Wohn- und gemischte Nutzungen dürften daher privatnützig sein, wenn der
Betroffene diese in eigener Person realisieren und gebrauchen kann oder die realisierten Ob-
jekte als eine Geldanlage verwendet. Kritischer wird es, wenn für die Umsetzung geplanter
Gewerbe- und Industriegebiete sowie für Wohn- und gemischte Nutzungen, die große Flä-
chen eines oder weniger Eigentümer betreffen, Miet-, Pacht- oder Erbbaurechtsverträge
erforderlich werden.656 Die Privatnützigkeit ist unter Umständen nicht gegeben, wenn die
dafür erforderlichen Vertragspartner (Investoren) fehlen. Fremdnützig wären – aufgrund
gegenseitigen antonymen Ausschlusses – alle anderen Planungen. Diese sind dann solche,
die normalerweise durch den Staat657 selbst (in Erfüllung staatlicher Aufgaben) realisiert
und betrieben werden.658 Aber diese Problematik spielt – wie bereits erwähnt – erst dann
eine Rolle, wenn die Gemeinde die Angebotsplanung umsetzen will oder die Umsetzung
durch bestimmte Maßnahmen, z.B. eine Baulandumlegung, vorbereitet.
Maß baulicher Nutzung Das Maß baulicher Nutzung kann in einem Bebauungsplan
durch die Grundflächenzahl oder die Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen,
die Geschoßflächenzahl oder die Größe der Geschoßfläche, die Baumassenzahl oder die
Baumasse, die Zahl der Vollgeschosse und die Höhe der baulichen Anlagen bestimmt
werden. Dazu regelt § 17 BauNVO Höchstgrenzen für die jeweiligen Baugebiete. Das Maß
baulicher Nutzung hat dadurch eine enge Beziehung zur Art baulicher Nutzung und muß
daher nicht gesondert hinsichtlich der Privat- oder Fremdnützigkeit untersucht werden.
Überbaubare Grundstücksflächen Die überbaubaren Grundstücksflächen werden nach
§ 23 BauNVO durch die Festsetzung von Baulinien, Baugrenzen oder Bebauungstiefen
bestimmt. Diese legen fest,
”
wie auf dem Grundstück der Standort des Gebäudes gewählt
655Diese Problematik wird in Kapitel 4.2.3.2 vertieft und auch gegen die, vom Bundesgesetzgeber ver-
worfene, Möglichkeit der Abschöpfung von Planungsmehrwerten abgegrenzt.
656Je mehr die Realisierung oder Betreibung einer Nutzung auf ein Gewerbe hindeutet und je mehr die
Planungsumsetzung von Dritten abhängt, desto eher kann aus Sicht des betroffenen Eigentümers von
der ,Gefahr‘ einer Fremdnützigkeit gesprochen werden.
657Eine Umsetzung solcher Planung durch Private ist freilich im Public Private Partnership (PPP) mög-
lich.
658Dies sind insbesondere Gemeinbedarfsflächen jeglicher Art.
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werden muß, und damit auch, welche Flächen nicht überbaut werden dürfen.“659 Damit
regelt ein Bebauungsplan, der diese Festsetzung enthält, abschließend, welche Bereiche
eines Grundstücks überbaut werden dürfen und welche von einer Bebauung freizuhalten
sind. Ob eine Planung privat- oder fremdnützig ist, kann auch durch die Festsetzung der
überbaubaren Grundstücksflächen beeinflußt werden. So ist entscheidend, ob die Eigentü-
merstruktur und die festgesetzten überbaubaren Flächen miteinander harmonieren. Un-
abhängig von dem möglichen Erfordernis der Durchführung einer Bodenordnungsmaßnah-
me ist zu untersuchen, ob jedem Eigentümer im Plangebiet grundsätzlich der Vollzug der
Planung ermöglicht werden kann. Sind im Plangebiet deutlich mehr Eigentümer vertreten
als künftig bebaubare Flächen vorgesehen sind, passen Planung und Eigentümerstruktur
nicht zueinander. Wie bei der festgesetzten Art baulicher Nutzung spielt dieses Dilemma
erst eine Rolle, wenn die Planung realisiert werden soll. Unproblematisch ist der Fall,
bei dem eine ausreichende Zahl von Betroffenen bereit ist, ihr Eigentum im Plangebiet
zu veräußern. Ist im Fall einer ansonsten privatnützigen Planung jedoch eine Bodenord-
nung mit einer erzwungenen Verdrängung erforderlich, ist fraglich, ob und inwieweit dies
durch einen Ausgleich privater Interessen, also eine Baulandumlegung, erfolgen kann.660
Die Festsetzung überbaubarer Grundstücksflächen ist aus Sicht der Betroffenen also pri-
vatnützig, wenn Eigentümerstruktur und Zahl der zukünftig bebaubaren Grundstücke
miteinander harmonieren.
Örtliche Verkehrsflächen Die örtlichen Verkehrsflächen werden nach § 9 I Nr. 11 BauGB
festgesetzt und beziehen sich auf diejenigen Verkehrsflächen,
”
die zur ordnungsgemäßen
Erschließung des Grundstücks erforderlich sind.“661 Sie stellen die Zugänglichkeit des je-
weiligen Grundstücks entsprechend seinem Nutzungszweck sicher, sie sind insbesondere
im Hinblick auf eine gesicherte Erschließung bei der Beurteilung von Bauvorhaben ent-
scheidend. Diese örtlichen Verkehrsflächen werden durch § 55 II BauGB konkretisiert.
Das BVerfG hat dazu ausgeführt, daß die in dem Bebauungsplan festgesetzten örtlichen
Verkehrsflächen, die überwiegend den Bewohnern des Umlegungsgebiets zugute kommen,
auch dem privaten Interessenausgleich dienen.662 Somit ist die Beurteilung bzw. die Ein-
ordnung der Verkehrsflächen unmittelbar mit der Art der baulichen Nutzung verknüpft.
Ist die Planung hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung, aber auch der überbaubaren
Grundstücksflächen als privatnützig einzustufen, trifft dies auch für die örtlichen Ver-
kehrsflächen zu. Denn diese sind unmittelbare Voraussetzung dafür, daß ein Vorhaben
nach § 30 BauGB zulässig ist. Ohne die Festsetzung örtlicher Verkehrsflächen wäre eine
gesicherte Erschließung nicht möglich. Für den Fall, daß eine Verkehrsfläche nicht nur
die Erschließung der Baugrundstücke herbeiführt, sondern in Form eines überörtlichen
Zwecks eine Doppelfunktion hat, wäre entsprechend § 55 II BauGB der Schwerpunkt der
Verkehrsflächenfunktion entscheidend. Dient sie überwiegend den Bedürfnissen der Be-
wohner des Plangebiets, ist die Verkehrsfläche im Ganzen eine örtliche und umgekehrt.
Ist die Planung jedoch hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung oder der überbaubaren
659Schrödter, W. in: Schrödter, BauGB, § 9, Rn. 34.
660Dieser Fall wird in Kapitel 4.2.3.1 erörtert.
661Söfker in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 30, Rn. 19.
662Vgl. BVerfGE 104, S. 1 (10).
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Grundstücksflächen aus Sicht der betroffenen Eigentümer eher als fremdnützig einzustu-
fen, können die örtlichen Verkehrsflächen freilich nicht als privatnützig betrachtet werden.
Denn sie sind Voraussetzung für die Zulässigkeit einer an sich fremdnützigen Planung.
Damit sind in einem qualifizierten Bebauungsplan die Art der baulichen Nutzung und
die überbaubaren Grundstücksflächen die Festsetzungen, die aus Sicht der betroffenen
Eigentümer663 die privatnützige oder die fremdnützige Richtung der Planung vorgeben.
Ob die örtlichen Verkehrsflächen als privat- oder fremdnützig anzusehen sind, folgt in
erster Linie aus der Art der baulichen Nutzung. Haben die örtlichen Verkehrsflächen eine
Doppelfunktion, ist entscheidend, ob sie im Schwerpunkt die Erschließungsfunktion haben
oder doch eher als überörtlich einzuordnen sind. Für den zweiten Fall sind sie in jedem
Fall fremdnützig, können allerdings dann auch nicht mehr als örtliche Verkehrsflächen
bezeichnet werden.
4.1.1.2. Weitere Festsetzungen nach § 9 I BauGB
Nachdem die Festsetzungen des qualifizierten Bebauungsplans hinsichtlich ihrer Privat-
und ihrer Fremdnützigkeit aus Sicht des jeweils betroffenen Eigentümers untersucht wor-
den sind, erfolgt dies nun für ausgewählte weitere Festsetzungen, die § 9 I BauGB aus
städtebaulichen Gründen anbietet. Dafür werden diejenigen Festsetzungsmöglichkeiten
betrachtet, die bei der Aufstellung eines Bebauungsplans regelmäßig verwendet werden
und im Hinblick auf mögliche Bodenordnungsverfahren einer Einordnung in privatnützige
oder fremdnützige Festsetzungen bedürfen. Davon betroffen sind vor allem Flächen, die
von einer Bebauung freizuhalten sind.
Verkehrsflächen Im Rahmen der Diskussion der Festsetzungen in einem qualifizierten
Bebauungsplan wurden bereits die örtlichen Verkehrsflächen beleuchtet. Diese werden
nach § 9 I Nr. 11 BauGB als Verkehrsflächen festgesetzt. In der gesetzlichen Regelung bzw.
der Festsetzung im Bebauungsplan wird jedoch nicht zwischen örtlichen und sonstigen, al-
so überörtlichen, Verkehrsflächen differenziert. Ist eine solche Differenzierung erforderlich,
muß dies aus der gesamten Zielrichtung des Bebauungsplans bzw. des betroffenen Teilbe-
reichs hervorgehen. Denn insbesondere bei der Durchführung einer Baulandumlegung muß
feststehen, wie die Verkehrsfläche in § 55 BauGB einzuordnen ist. Ist sie eine örtliche Ver-
kehrsfläche, kann sie nach § 55 II BauGB vorweg aus der Umlegungmasse ausgeschieden
und der Gemeinde bzw. dem Erschließungsträger zugeteilt werden.664 In diesem Fall ist
diese Verkehrsfläche für die ordnungsgemäße Erschließung des Grundstücks erforderlich,
also Voraussetzung dafür, daß die Grundstücke bebaubar sind. Für den Fall, daß die Ver-
kehrsfläche eine überörtliche Funktion hat, kann sie im Wege einer Umlegung nur nach § 55
663Wie bereits erwähnt, ist hier die Rede vom durchschnittlichen Eigentümer, der nicht einem bestimmten
Gewerbe nachgeht. Es wird angenommen, daß aus Sicht dieses durchschnittlichen Eigentümers eine
Festsetzung, die einen ganz bestimmten Beruf voraussetzt, nur unter den in Kapitel 3.2.4.1 beschrie-
benen Voraussetzungen privatnützig sein kann.
664Inwieweit der Bebauungsplan hinsichtlich der festgesetzten Art der baulichen Nutzung und der über-
baubaren Grundstücksflächen eine privatnützige Ausrichtung haben muß, wird an dieser Stelle nicht
diskutiert. Siehe dazu Kapitel 4.1.1.1.
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V BauGB gegen Ersatzland vorweg ausgeschieden werden.665 Dann ist die Verkehrsfläche
in jedem Fall fremdnützig.
Ausgleichsflächen Ein wichtiger Belang im Rahmen der Bauleitplanung ist der Um-
weltschutz. Diesem trägt § 1a BauGB i.V.m. § 18 BNatSchG Rechnung. Mit Grund und
Boden ist sparsam und schonend umzugehen666, und außerdem ist in der Bauleitplanung
die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung anzuwenden. Diese besagt, daß unvermeidba-
re Eingriffe in Natur und Landschaft667 vom Verursacher durch Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege vorrangig auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder
in sonstiger Weise zu kompensieren (Ersatzmaßnahmen) sind668. Durch § 1a III BauGB
sind Eingriffe in Natur und Landschaft
”
bereits auf der Ebene der bauleitplanerischen
Abwägung und nicht erst im Baugenehmigungsverfahren zu prüfen.“669 Damit findet eine
Vorverlagerung der Eingriffsregelung in die Bauleitplanung statt, um der Eingriffsrege-
lung nach BNatSchG besser gerecht zu werden. Der Ausgleich der zu erwartenden Ein-
griffe erfolgt dabei durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen nach den §§ 5 und
9 BauGB als Flächen zum Ausgleich. § 1a III BauGB erlaubt im Sinne einer nachhalti-
gen städtebaulichen Entwicklung Darstellungen und Festsetzungen auch an anderer Stelle
als am Ort des Eingriffs selbst. Dafür können Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich
insbesondere im sonstigen Geltungsbereich eines Bebauungsplans wie auch in einem ande-
ren Bebauungsplan, einem sogenannten Ausgleichsbebauungsplan, festgesetzt werden.670
§ 135a II 2 BauGB ermöglicht in diesem Zusammenhang einen Weg zum sogenannten
Öko-Konto. Danach werden Ausgleichsmaßnahmen bereits vor den Baumaßnahmen und
der Zuordnung auf Vorrat durchgeführt. In bezug auf möglicherweise erforderliche Boden-
ordnungsmaßnahmen ist vor allem die Regelung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
im Bebauungsplan selbst zu beachten. Denn dort wird festgesetzt, wie und wo die Ein-
griffe in Natur und Landschaft auszugleichen sind. Dafür bietet § 9 I BauGB eine Reihe
von Festsetzungsmöglichkeiten:
– Grünflächen (Nr. 15),
665Siehe dazu Kapitel 4.2.2.2, Beispiele U7 und U8, mit weiteren Voraussetzungen für die Anwendung
von § 55 V BauGB.
666§ 1a II 1 BauGB.
667Nach § 18 I BNatSchG sind Eingriffe in Natur und Landschaft Veränderungen der Gestalt oder Nut-
zung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung ste-
henden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das
Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können.
668§ 19 BNatSchG schreibt das sogenannte Verursacherprinzip vor. Der Verursacher eines Eingriffs ist ver-
pflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen zu unterlassen bzw. für Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen
zu sorgen.
669Bönker in: Hoppe, Bönker, Grotefels, Öffentliches Baurecht, § 3, Rn. 121. § 21 II BNatSchG besagt,
daß die Eingriffsregelung auf Vorhaben in den Gebieten nach den §§ 30, 33 und 34 BauGB nicht
anzuwenden ist. Der Vorhabenträger hat also einen Anspruch auf Erteilung der Baugenehmigung, wenn
sein Vorhaben den Anforderungen nach § 30 I und II BauGB entspricht. Er ist allerdings nach § 135a
I BauGB verpflichtet, die im Bebauungsplan festgesetzten Kompensationsmaßnahmen durchzuführen.
670§ 9 Ia BauGB. Besonders für den zweiten Fall spricht das Schrifttum von einer räumlichen und zeitlichen
Entkopplung von Bau- und Ausgleichsmaßnahmen. Siehe dazu Bönker, in: Hoppe, Bönker, Grotefels,
Öffentliches Baurecht, § 3, Rn. 126 mit weiteren Nachweisen.
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– Wasserflächen (Nr. 16),
– Flächen für die Landwirtschaft (Nr. 18a) und Wald (Nr. 18b),
– Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft (Nr. 20),
– das Anpflanzen von Bäumen etc. sowie Bindungen für Bepflanzungen etc. (Nr. 25).
Aus diesem Katalog dürfte die Festsetzung von Flächen oder Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft nach § 9 I Nr. 20 BauGB
die häufigste Anwendung finden.671 Daher wird die Feststellung der Privat- oder Fremd-
nützigkeit von Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen auf diese Festsetzung beschränkt.672
Ob eine Ausgleichsfläche privatnützig oder fremdnützig ist, hängt vor allem von deren
Lage zu den Eingriffsgrundstücken ab. Nach § 9 a I BauGB können Ausgleichs- oder
Ersatzmaßnahmen entweder auf den Grundstücken selbst stattfinden, wo die Eingriffe
erfolgen (1), oder an anderer Stelle (2):
1. Finden Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen am Ort des Eingriffs statt, ist eine räumliche
und funktionale Verbindung gegeben. Der Vorhabenträger dürfte neben den Eingriffs- auch
Eigentümer der Ausgleichsflächen sein. Auch wenn Natur- und Umweltschutz aus Sicht
des Vorhabenträgers vordergründig fremdnützig erscheinen mögen und sogar die durch
das Grundgesetz geschützte Baubefugnis einschränken, kann er ohne entsprechenden Aus-
gleich seines Eingriffs sein Vorhaben nicht verwirklichen. Damit der Vorhabenträger seinen
privaten Nutzen aus seinem Projekt ziehen kann, muß er entsprechende, im Bebauungs-
plan festgesetzte, Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen durchführen. Diese Maßnahmen sind
der Wertschöpfung des Vorhabenträgers zwar vorgelagert, aber aufgrund der funktionalen
Verknüpfung zwischen Eingriff und Ausgleich ein Teil dieser Wertschöpfung. Ob eine im
Bebauungsplan festgesetzte Ausgleichsfläche aus Sicht der jeweilig betroffenen Eigentümer
privatnützig ist, ist daher von der Zielsetzung der Planung abhängig. Wenn der Bebau-
ungsplan hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung und der überbaubaren Grundstücks-
flächen privatnützig ist,673 sind die Ausgleichs- oder Ersatzflächen ebenfalls privatnützig.
Dies gilt auch für die Ausgleichsmaßnahmen aufgrund der örtlichen Verkehrsflächen als
ein Eingriff.674 Ist die Planung aus Sicht der betroffenen Eigentümer fremdnützig, können
die Ausgleichsflächen freilich keinen privatnützigen Charakter haben.
2. Nach § 1a III 3 BauGB können die Ausgleichsflächen unter anderem aus städtebaulichen
Gründen675 auch an anderer Stelle als am Ort des Eingriffs selbst festgesetzt werden. §
671Vgl. nur Schrödter, W. in: Schrödter, BauGB, § 9, Rn. 85. Dieser bezeichnet die Festsetzung nach §
9 I Nr. 20 BauGB (zusammen mit Nr. 25) als die wesentliche Grundlage dafür, in Bebauungsplänen
ökologische Festsetzungen aufzunehmen, die eine Umsetzung der Eingriffsregelung nach dem BNatSchG
im Rahmen der Bauleitplanung durch geeignete Festsetzungen gewährleisten.
672Ob Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen privat- oder fremdnützig sind, dürfte zudem auch nicht von
der Auswahl einer bestimmten Festsetzung aus § 9 I BauGB abhängen. Vielmehr ist der Charakter
der überplanten Fläche als Ausgleichsfläche entscheidend.
673Siehe dazu die Untersuchung der Festsetzungen eines qualifizierten Bebauungsplans auf Privat- oder
Fremdnützigkeit in Kapitel 4.1.1.1.
674Denn diese sind aufgrund ihrer Funktion als Erschließungsland und damit als Voraussetzung der Er-
teilung einer Baugenehmigung privatnützig.
675So können zum Beispiel Ausgleiche in räumlicher Nähe der neuen Baugrundstücke zu städtebau-
lich unvertretbaren Ergebnissen führen. Auf diese Weise kann das Zusammenspiel von städtebauli-
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9 Ia BauGB konkretisiert dies, indem die Ausgleiche im sonstigen Geltungsbereich des
Bebauungsplans (a) oder in einem eigenen Bebauungsplan (b), dem sogenannten Aus-
gleichsbebauungsplan, erfolgen können:
a) Sind im Bebauungsplan mehrere Grundstücke vorhanden, die zudem unterschied-
lichen Eigentümern gehören, ist die Festsetzung als Ausgleichsfläche aus Sicht der
betroffenen Grundstücke zunächst einmal fremdnützig. Denn diese Grundstücke er-
möglichen die Vorhaben auf den Eingriffsflächen. Ist die Art der baulichen Nutzung
im Bebauungsplan relativ homogen und sind die Ausgleichs- den Eingriffsgrund-
stücken zugeordnet, so sind die Ausgleichsflächen wie die örtlichen Erschließungsflä-
chen zu behandeln. Beide – vordergründig fremdnützigen – Kategorien liefern die
Voraussetzung, daß die Vorhaben überhaupt zulässig sind, sofern diese freilich den
Festsetzungen des Bebauungsplans entsprechen. Wenn der Plan hinsichtlich der Art
der baulichen Nutzung und der überbaubaren Grundstücksflächen privatnützig ist,
ist der Bebauungsplan auch insgesamt privatnützig. Die Eigentümer bilden dann
insgesamt eine Solidargemeinschaft, und die Gemeinde muß die Durchführung einer
Bodenordnungsmaßnahme zur Herbeiführung eines privaten Interessenausgleichs ins
Auge fassen. Nur so können alle Eigentümer an der insgesamt privatnützigen Planung
teilhaben.
b) Dadurch, daß Eingriffs- und Ausgleichsbebauungsplan räumlich und zeitlich vonein-
ander entkoppelt sein können, entsteht ein ,gewillkürter Interessenverbund‘ zwischen
den Eigentümern der Eingriffs- und denen der Ausgleichsgrundstücke.676 Die Eigen-
tümer der Ausgleichsflächen sind letztlich nicht Verursacher der Eingriffe und daher
auch nicht dafür verantwortlich. Auf der anderen Seite müssen die Vorhabenträger
oder die Gemeinde ins Eigentum der Ausgleichsgrundstücke kommen, um die festge-
setzte Ausgleichsmaßnahme durchführen zu können. Denn ansonsten ist die Erteilung
einer Baugenehmigung als Verwaltungsakt nicht möglich.677 Durch den gewillkürten
Interessenverbund entsteht so ein Spannungsverhältnis zwischen den Eigentümern
der Flächen im Eingriffsbebauungsplan und denen der Flächen im Ausgleichsbe-
bauungsplan.678 Aus Sicht der Eigentümer der zukünftigen Ausgleichsflächen ist die
Planung in jedem Fall fremdnützig. Denn diese liefern Bauvoraussetzungsland für die
cher Ordnungsidee und naturschutzfachlichen Zielen optimiert werden. Vgl. dazu Krautzberger in:
Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 1a, Rn. 96.
676Vgl. Schmidt-Aßmann, Studien zum Recht der städtebaulichen Umlegung, S. 89.
677Vgl. Schrödter, W. in: Schrödter, BauGB, § 135a, Rn. 5. Denn ein Verwaltungsakt ist nur zulässig,
wenn der Verpflichtete öffentlich-rechtlich und zivilrechtlich befugt ist, ihn zu erfüllen. Dies wäre der
Fall, wenn der Vorhabenträger die Ausgleichsmaßnahmen nicht durchführen könnte.
678Die Zulässigkeit solcher Ausgleichsbebauungspläne soll an dieser Stelle nicht diskutiert werden. Siehe
dazu nur den Hinweis in § 1a III 3 BauGB i.V.m. § 1 VII BauGB. Die privaten Interessen der Ei-
gentümer der geplanten Ausgleichsflächen sind im Abwägungsprozeß ausreichend zu berücksichtigen
und gegen die städtebaulichen Gründe gerecht abzuwägen. Es muß also hinreichende Gründe dafür
geben, warum die Ausgleichsflächen überhaupt in einem eigenen Bebauungsplan geregelt werden und
warum die Flächen ausgerechnet an dieser einen Stelle liegen müssen. Hat die Gemeinde an anderer
Stelle Grundstücke im Eigentum, die für die Festsetzung von Ausgleichsflächen in Frage kommen, sollte
sie diese überplanen. Denn nach einem Urteil des BVerwG vom 5.1.2001 – 4 B 57/00 – ist bei einer
Planung öffentlicher (fremdnütziger) Zweckrichtung die Inanspruchnahme privaten Grundeigentums
mit besonderem Gewicht in die Abwägung einzustellen. Dies gilt unter anderem für den Fall, daß der
Vorhabenträger selbst bereits über die benötigten Flächen verfügt.
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Eigentümer im Eingriffsbebauungsplan, ohne eine eigene Wertschöpfung betreiben
zu können. Dadurch, daß der Vorhabenträger oder die Gemeinde in der Regel das
Eigentum an den Ausgleichsflächen erwerben muß, um den Vollzug der Ausgleichs-
oder Ersatzmaßnahmen und damit des Eingriffsbebauungsplans gewährleisten zu
können, sind die betroffenen Eigentümer im Ausgleichsbebauungsplan verpflichtet,
ihre Flächen zu veräußern oder zu verfügen.679 Damit ergeben sich zwei gegenläufi-
ge Interessenkonstellationen. Für die Eigentümer im Eingriffsbebauungsplan wirken
sich die Ausgleichsflächen für den Fall einer insgesamt privatnützigen Planung auch
privatnützig aus. Die Eigentümer im Ausgleichsbebauungsplan bilden jedoch mit den
erstgenannten keine vorgeprägte Interessen- oder Solidargemeinschaft. Daher kann
sich die Planung aus ihrer Sicht auch nur fremdnützig auswirken.
Sonstige Flächen öffentlicher Zweckwidmung Eine wichtige Kategorie wird in § 9 I Nr.
5 BauGB geregelt, nämlich die Flächen für Gemeinbedarf sowie Sport- und Spielanlagen.
Mit dieser Festsetzung wird die Möglichkeit eröffnet,
”
gezielt die für die Errichtung der
dem Gemeinbedarf dienenden Anlagen und Einrichtungen erforderlichen planungsrecht-
lichen Grundlagen zu schaffen.“680 Dabei ist entscheidend, daß es sich bei einer Fläche,
die für den Gemeinbedarf festgesetzt wird, um eine der Allgemeinheit dienende Anlage
handelt. Sie muß einem nicht fest bestimmten, wesentlichen Teil der Bevölkerung zugäng-
lich,681 also einem öffentlichen Zweck gewidmet sein.682 Entscheidend bei einer Fläche für
den Gemeinbedarf ist die Wahrnehmung einer öffentlichen Aufgabe, der ein gleichzeitiges
wirtschaftliches Gewinnstreben eindeutig untergeordnet ist.683 Eine Festsetzung von Ge-
meinbedarfsflächen ist auch auf privaten Flächen möglich, allerdings nur, wenn keine gleich
geeigneten Flächen im Eigentum der öffentlichen Hand zur Verfügung stehen.684 Werden
die Gemeinbedarfsflächen auf dem Eigentum Privater festgesetzt, spricht das Schrifttum
im Zusammenhang mit dem Grunderwerb immer wieder von dem gemeindlichen Vorkaufs-
recht und der Enteignung; auch der Übernahmeanspruch des betroffenen Grundeigentü-
mers wird erwähnt.685 Von Gemeinbedarfsflächen sind Flächen für Gemeinschaftsanlagen
zu unterscheiden. Denn diese sind Einrichtungen,
”
die einem definierten Kreis von Grund-
679Die sich anbietenden Möglichkeiten und Grenzen der erforderlichen Bodenordnung sollen an dieser
Stelle nicht vertieft werden. Siehe dazu nur Stich, Möglichkeiten und Grenzen der Beschaffung von
Flächen für naturschutzbezogene Ausgleichsmaßnahmen in der gemeindlichen Bauleitplanung, ZfBR
2001, S. 80. Die Anwendung der Umlegung nach § 45 in diesem Zusammenhang wird in Kapitel 4.2.2.2
besprochen.
680Söfker in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 9, Rn. 56. Im Gegensatz zu den Baugebieten nach
BauNVO, die die Zulässigkeit von Anlagen und Einrichtungen des Gemeinbedarfs allgemein oder aus-
nahmsweise regeln, läßt sich mit einer Festsetzung nach Nr. 5 eine entsprechende Zweckbestimmung
für eine bestimmte Fläche gezielt und standortgebunden begründen.
681Söfker in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 9, Rn. 58.
682Schrödter, W. in: Schrödter, BauGB, § 9, Rn. 42.
683Spannowski/Baumann in: Beck’scher Online-Kommentar Spannowsky/Uechtritz, BauGB, § 9, Rn. 16.
684Söfker in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 9, Rn. 59.
685Vgl. Schrödter, W. in: Schrödter, BauGB, § 9, Rn. 43; Söfker in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, §
9, Rn. 65; Spannowsky/Baumann in: Beck’scher Online-Kommentar Spannowsky/Uechtritz, BauGB,
§ 9, Rn. 18; Löhr in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, § 9, Rn. 26.
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stückseigentümern dienen [...].“686 Daraus läßt sich für die Gemeinbedarfsfläche aus Sicht
der betroffenen Grundstückseigentümer eine Fremdnützigkeit ableiten. Diese können kei-
nen privaten Nutzen erzielen, der über den der Allgemeinheit hinausgeht. Dadurch, daß
der Kreis der Nutznießer über einen bewohnerdienlichen bzw. örtlichen Radius hinausgeht,
kann selbst im Hinblick auf einen in Betracht kommenden Ausgleich privater Interessen
durch eine geeignete Bodenordnungsmaßnahme eine Privatnützigkeit der Fläche nicht er-
reicht werden. Damit sind Gemeinbedarfsflächen nicht mit den örtlichen Verkehrsflächen
oder sonstigen bewohnerdienlichen Flächen vergleichbar, die das BVerfG als ,dem privaten
Interessenausgleich dienend‘ eingestuft hat.687 Die Gemeinbedarfsflächen sind also nicht
privatnützig, sondern unbedingt fremd- oder allgemeinnützig.
Für die Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser können nach § 9 I Nr. 12
BauGB Versorgungsflächen688 festgesetzt werden. Dies betrifft die Anlagen und Einrich-
tungen der öffentlichen Versorgung, wobei es auf die Trägerschaft und Rechtsform nicht
ankommt.689 Des weiteren ist nach § 9 I Nr. 21 BauGB die Festsetzung von mit Geh-,
Fahr- und Leitungsrechten zu belastenden Flächen690 zugunsten der Allgemeinheit, eines
Erschließungsträgers oder eines begrenzten Personenkreises möglich. Dabei sind die ge-
naue Fläche, die belastet wird, sowie der Kreis der Nutznießer691 zu bezeichnen. Beide
Festsetzungsmöglichkeiten – Nr. 12 und Nr. 21 – unterscheiden sich essentiell durch die
Eigentumsverhältnisse an den Flächen. Während bei einer Festsetzung nach Nr. 12 in der
Regel die Flächen in das Eigentum des Versorgungsunternehmens übergehen, verbleibt
bei Nr. 21 das Grundeigentum grundsätzlich bei den Eigentümern selbst. Im zweiten Fall
wird also nicht das gesamte Eigentum entzogen, sondern lediglich das zur Umsetzung er-
forderliche Nutzungsrecht (Leitungsrecht). Ob die beiden Festsetzungsmöglichkeiten sich
privatnützig auswirken, hängt von dem Kreis der Nutznießer ab. Ist die Allgemeinheit der
Adressat dieser Flächen, sind die Versorgungsflächen immer fremdnützig, da der Kreis
derjenigen, die von der Festsetzung profitieren, weit über die Betroffenen im Bebauungs-
plangebiet hinausgeht. Ist der Kreis der Nutznießer gebietsbezogen, hängt die Privat- oder
die Fremdnützigkeit der Flächen wie bei den örtlichen Verkehrsflächen von der Art der
baulichen Nutzung und den überbaubaren Grundstücksflächen ab. Sind diese aus objek-
tiver Hinsicht von den Betroffenen im Gebiet umsetzbar, also privatnützig, so sind die
Versorgungsflächen Bestandteil eines privaten Interessenausgleichs und daher im Wege
einer Solidargemeinschaft von allen Nutznießern im Plangebiet zu schultern. In diesem
686Spannowsky/Baumann in: Beck’scher Online-Kommentar Spannowsky/Uechtritz, BauGB, § 9, Rn. 19.
687Vgl. BVerfGE 104, S. 1 (10).
688Nach Schrödter (Schrödter, W. in: Schrödter, BauGB, § 9, Rn. 68) kommen für diese Festsetzung ins-
besondere Kraftwerke, Wasserwerke, Elektrizitätswerke, Windkraftanlagen, Blockheizkraftwerke oder
ähnliches in Frage.
689Söfker in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 9, Rn. 110.
690Die Möglichkeit, Leitungen durch die Festsetzung für die Führung von oberirdischen und unterirdischen
Versorgungsanlagen und Versorgungsleitungen nach § 9 I Nr. 13 BauGB zu regeln, ist in der Praxis
kaum anzutreffen, da es besser geeignete Festsetzungsmöglichkeiten zur Sicherung der notwendigen
Flächen gibt – siehe nur Nr. 21. Vgl. dazu Spannowsky/Baumann in: Beck’scher Online-Kommentar
Spannowsky/Uechtritz, BauGB, § 9, Rn. 50.
691Dies kann sowohl die Allgemeinheit als auch ein hinreichend zu bestimmender Personenkreis sein. Die
Rechte können also sowohl für private als auch für öffentliche Nutzungen eingerichtet werden.
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Fall ist die Festsetzung dieser Flächen also im Ganzen privatnützig.
Von den Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung dürften lediglich diejenigen
für die Abwasserversorgung eine Relevanz haben. Denn die Flächen für Abfallentsorgung
werden in der Regel als Vorhaben überörtlicher Bedeutung über ein Planfeststellungsver-
fahren geplant und unterfallen daher der Privilegierung des § 38 BauGB.692 Das heißt, daß
ein Bebauungsplan für solche Anlagen keine Bindungen entfaltet.693 Die Flächen für die
Abwasserbeseitigung haben wiederum eine große Bedeutung in der Planungspraxis. Denn
die Abwasserbeseitigung ist Voraussetzung für die gebietsbezogene Erschließung der Bau-
gebiete.694 Nach § 18 a I WHG ist unter Abwasserbeseitigung das Sammeln, Fortleiten,
Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln von Abwasser zu verstehen.
Als Anlagen, die die Gemeinde festsetzen kann, kommen insbesondere Kläranlagen, Regen-
rückhaltebecken und Rieselfelder in Frage.695 Flächen für Regenrückhaltebecken können
sowohl innerhalb des Plangebiets als auch außerhalb als zentrale Einrichtungen festgesetzt
werden.696 Flächen für Abfallbeseitigung dürften aus Sicht der betroffenen Grundstücksei-
gentümer aufgrund ihrer grundsätzlich überörtlichen Bedeutung immer fremdnützig sein.
Für die Flächen der Abwasserentsorgung gilt – wie bei den Verkehrsflächen – der Kreis
ihrer Nutznießer als entscheidend. Wenn eine Fläche für ein zentrales Rückhaltebecken be-
plant wird, dürfte der Kreis der Nutznießer deutlich größer als das Plangebiet selbst sein.
Dann ist die Festsetzung grundsätzlich als fremdnützig anzusehen. Eine Privatnützigkeit
ist wiederum gegeben, wenn die Fläche bewohnerdienlich ist und zudem der Bebauungs-
plan hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung und der überbaubaren Grundstücksflä-
chen durch die Eigentümer im Plangebiet bei eigener Wertschöpfung umsetzbar ist.
Nach § 9 I Nr. 22 BauGB lassen sich für bestimmte räumliche Bereiche Kinderspielplät-
ze, Freizeiteinrichtungen, Stellplätze oder Garagen als Flächen für Gemeinschaftsanlagen
festsetzen. Solche Anlagen sind private Anlagen, die einem begrenzten Kreis von Grund-
stückseigentümern gehören.697 Auf diese Weise können Gemeinschaftsanlagen für einen
bestimmten Benutzerkreis konzentriert auf einem bestimmten Standort vorgesehen wer-
den, die ansonsten auf den jeweiligen Baugrundstücken selbst hätten errichtet werden
müssen.698 Dadurch, daß ein Vorhaben im Plangebiet nur zulässig ist, wenn diese Ge-
meinschaftsanlagen hergestellt sind,699 sind sie Bauvoraussetzungsland. Sie dienen den
Bewohnern des Gebiets und sind daher grundsätzlich privatnützig. Es sei denn, daß wie-
derum die Planung hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung und der überbaubaren
Grundstücksflächen fremdnützig ist. Dann trifft dies freilich auch auf die Flächen für
Gemeinschaftsanlagen zu.
692Vgl. Spannowsky/Baumann in: Beck’scher Online-Kommentar Spannowsky/Uechtritz, BauGB, § 9,
Rn. 54.
693Siehe auch BVerwG, Urteil vom 9.11.1984 – 7 C 15/83.
694Spannowsky/Baumann in: Beck’scher Online-Kommentar Spannowsky/Uechtritz, BauGB, § 9, Rn. 56.
695Söfker in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 9, Rn. 119.
696Söfker in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 9, Rn. 119.
697Spannowsky/Baumann in: Beck’scher Online-Kommentar Spannowsky/Uechtritz, BauGB, § 9, Rn. 89.
698Söfker in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 9, Rn. 171.
699Vgl. Spannowsky/Baumann in: Beck’scher Online-Kommentar Spannowsky/Uechtritz, BauGB, § 9,
Rn. 90.
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4.1.1.3. Zwischenfazit
Ob eine Planung privatnützig oder fremdnützig ist, hängt letztlich von zwei entscheiden-
den Faktoren ab:
1. Die Mindestfestsetzungen eines qualifizierten Bebauungsplans geben der Planung eine
Grundintention. Dafür sind vor allem die Art der baulichen Nutzung und die überbauba-
ren Grundstücksflächen von maßgeblicher Bedeutung. Kann die Planung hinsichtlich der
Art der baulichen Nutzung aus objektiver Sichtweise regelmäßig von den Grundstücksei-
gentümern im Plangebiet in eigener Person realisiert werden, ohne daß diese dafür einem
bestimmten Gewerbe700 nachgehen müssen, oder wenn die Planung über Miet-, Pacht-
oder Erbbaurechtsverträge von Dritten umgesetzt werden kann, ist die Planung erst ein-
mal privatnützig. Sind die überbaubaren Grundstücksflächen darüber hinaus so festge-
setzt, daß der Planvollzug eine Verdrängung einer größeren Zahl von Eigentümern aus
dem Bebauungsplangebiet nicht erfordert, manifestiert sich dadurch die Privatnützigkeit
der Planung. Anderenfalls kann aus Sicht der betroffenen Grundstückseigentümer nicht
von einer privatnützigen Planung gesprochen werden. Sie ist dann als fremdnützig zu
bezeichnen.
2. Die Einordnung der weiteren möglichen Festsetzungen eines Bebauungsplans in privat-
nützig und fremdnützig hängt zunächst von dem Kreis der Nutznießer der Planung ab.
Geht dieser Kreis wesentlich über das Plangebiet hinaus, muß in jedem Fall von einer
Fremdnützigkeit der Planung gesprochen werden. Ist der Nutzen der von diesen Festset-
zungen überplanten Flächen im wesentlichen auf das Plangebiet selbst beschränkt, sind
diese Flächen als ortsüblich oder bewohnerdienlich einzuordnen. Oft sind diese Flächen zur
Erschließung des Plangebiets erforderlich bzw. die Festsetzungen müssen realisiert sein,
um für ein ansonsten zulässiges Vorhaben eine Baugenehmigung zu erlangen. Für diesen
Fall hängt die Privatnützigkeit dieser Festsetzungen aus Sicht der betroffenen Grund-
stückseigentümer von dem Adressat der Bebauungsplanung, also deren gesamten Intenti-
on, ab. Ist diese Planung hinsichtlich der festgesetzten Art der baulichen Nutzung und der
überbaubaren Grundstücksflächen privatnützig, so trifft dies ebenfalls für diese sonstigen
Festsetzungsmöglichkeiten nach § 9 I BauGB zu.
Ist der Bebauungsplan kein qualifizierter und setzt er zudem keine Art der baulichen
Nutzung fest, hängt die Einordnung der Festsetzungen hinsichtlich ihrer Privat- oder
Fremdnützigkeit, die eher eine öffentliche Zweckwidmung haben, vor allem vom Kreis
der Nutznießer ab. Ist dies eher die Allgemeinheit – d.h., der Grund für die Planung
ist überörtlich – ist die Planung in jedem Fall fremdnützig. Wichtig für die Einordnung
ist auch der Auslöser für die Planung bzw. ob die überplante Fläche für die Erlangung
einer Baugenehmigung notwendig ist. Ist dies der Fall, ist die Zielrichtung der Planung
privatnützige.
700Dieses ,einem bestimmten Gewerbe nachgehen‘ bezieht sich – wie bereits erwähnt – sowohl auf die
Errichtung der Bauvorhaben als auch die spätere Betreibung der Anlagen. Siehe dazu Kapitel 3.2.4.1
und 4.1.1.1.
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4.1.2. Bodenordnungsinstrumente
Im städtischen Bereich bieten sich verschiedene Bodenordnungsinstrumente an, die man
in private (freiwillige) und hoheitliche unterteilen kann. Die hoheitlichen wiederum lassen
sich in Inhalts- und Schrankenbestimnungen des Eigentums und Enteignung aufspalten.701
4.1.2.1. Private Bodenordnung
Eine freiwillige oder auch private Umlegung besteht zunächst einmal aus den Elementen
,Kauf‘ oder ,Tausch‘, die in den §§ 433 ff. BGB bzw. § 480 BGB geregelt sind. Sollen nicht
nur ganze Grundstücke, sondern auch Grundstücksteile in der Bodenordnung behandelt
werden, sind Teilungen702 und Vereinigungen703 erforderlich. Eine freiwillige Umlegung
erfolgt – wie schon der Name sagt – absolut zwanglos. Niemand kann zur Teilnahme
an einer solchen Umlegung gezwungen werden. Allerdings kann sich eine Gemeinde nur
mit objektiv bedeutsamen, wichtigen Gründen weigern, an einer freiwilligen Umlegung
teilzunehmen.704
Je nach Komplexität und Gebietsgröße einer freiwilligen Umlegung bieten sich unter-
schiedliche Modelle an:705
– Die klassische freiwillige Umlegung unter Beibehaltung der Stammgrundstücke und jewei-
liger Arrondierung der Tauschflächen.
– Ankauf und Rückübereignung aller Grundstücke durch einen Eigentümer bei Einräumung
eines Anspruchs auf Rückübertragung für jeden weiteren beteiligten Eigentümer.
– Bildung einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts, wobei die Einzeleigentümer ihre Grund-
stücke der Gesellschaft auflassen. Anschließend werden diese Grundstücke zu einem verei-
nigt, dem Umlegungszweck entsprechend wieder aufgeteilt und auf die einzelnen Eigentü-
mer zurückübertragen.
– Treuhänderischer Zwischenerwerb durch einen Träger, dabei werden die Grundstücke dem
Träger des Verfahrens aufgelassen.
Darüber hinaus gibt es freilich weitere Modelle einer freiwilligen Bodenordnung, die
unter dem Mantel eines amtlichen Verfahrens durchgeführt werden. So können Grund-
stücksverhältnisse in Verbindung mit dem Abschluß eines städtebaulichen Vertrags nach
701Die grundsätzliche Unterscheidung von Inhaltsbestimmung und Enteignung wurde bereits in Kapitel
1 und die von Umlegung und Enteignung im besonderen in Kapitel 2.3.2.2 getroffen.
702Die Teilung eines Grundstücks ist nach § 19 I BauGB die dem Grundbuchamt gegenüber abgegebene
oder sonst wie erkennbar gemachte Erklärung des Eigentümers, daß ein Grundstücksteil grundbuchmä-
ßig abgeschrieben und als selbständiges Grundstück oder als ein Grundstück zusammen mit anderen
Grundstücken oder mit Teilen anderer Grundstücke eingetragen werden soll.
703§ 890 I BGB definiert die Vereinigung als Zusammenfassung mehrerer Grundstücke zu einem Grund-
stück dadurch, daß der Eigentümer sie als ein Grundstück in das Grundbuch eintragen lässt.
704Vgl. BGH, Urteil vom 2.4.1981 – III ZR 139/79. Dort wurde einer Gemeinde versagt, die Teilnahme
an einer freiwilligen Umlegung einzig und allein aus dem Grund zu verweigern, einen Flächenbeitrag
zu erlangen.
705Ausführlich dazu Dieterich, Baulandumlegung, Rn. 480 ff.
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§ 11 I Nr. 1 BauGB neugeordnet werden, dabei kann insbesondere ein von § 56 I BauGB
abweichender Verteilungsmaßstab gewählt werden.706
Während die bisher genannten freilligen Verfahren die Fälle einer Umlegung, also einem
Instrument die Ausgleichs privater Interessen, abdeckt, sind auch korrespondierend zur
Enteignung private Bodenordnungsinstrumente vorgesehen. Denn bevor ein förmliches
Enteignungsverfahren eingeleitet werden kann, muß der Antragsteller sich ernsthaft um
den freihändigen Erwerb des zu enteignenden Grundstücks zu angemessenen Bedingungen
vergeblich bemüht haben.707
Somit ist zur freiwilligen Bodenordnung zu sagen, daß sie einerseits den hoheitlichen
Verfahren vorgelagert ist, egal ob diese eine Inhaltsbestimmung oder eine Enteignung
darstellen.708 Auf der anderen Seite sind insbesondere im Rahmen privater Umlegungen
Vereinbarungen möglich, die über die gesetzlichen Regelgungen nach BauGB hinausgehen.
4.1.2.2. Hoheitliche Bodenordnung
Als hoheitliche Bodenordnungsinstrumente sind im urbanen Raum die Umlegung709, die
Vereinfachte Umlegung710 und die Enteignung711 zu nennen.712 Die Vereinfachte Umlegung
ist nach § 80 I BauGB eine Umlegung nach § 45 BauGB, die gewissen Vereinfachungen
unterliegt.713 Daher wird die Untersuchung der Privatnützigkeit bzw. Fremdnützigkeit der
Bodenordnungsverfahren auf die Regelumlegung und die Enteignung beschränkt.
Städtebauliche Umlegung Die Umlegung ist in den §§ 45 ff. BauGB geregelt. Ihr Zweck
ist die Neuordnung von Grundstücken in der Weise,
”
daß nach Lage, Form und Größe für
706Diese Abweichung setzt als eine freiwillige Maßnahme das Einverständnis aller Beteiligten voraus (§
56 II BauGB). Darüber hinaus ist die Regelung besonderer Flächenbeiträge oder sonstiger Leistungen
und Verpflichtungen möglich. Siehe dazu nur Dieterich, Baulandumlegung, Rn. 488 ff. mit weiteren
Nachweisen. Dabei findet auch eine rechtliche Würdigung der zusätzlichen Landabgaben (Rn. 496
f.) und des Tatbestands der Umgehung der Grunderwerbsteuer bei Durchführung einer vereinbarten
amtlichen Umlegung (Rn. 498 d/1) statt. Diese rechtliche Abwägung soll an dieser Stelle lediglich
erwähnt bleiben, da im Rahmen dieser Arbeit die Privat- oder Fremdnützigkeit hoheitlicher Verfahren
behandelt wird.
707Vgl. nur § 87 II BauGB.
708Dies entspricht auch dem Subsidiaritätsprinzip, das Selbstverantwortung vor staatliches Handeln stellt,
sofern das untergeordnete Glied in der Lage ist, die Probleme und Aufgaben eigenständig zu lösen.
709§§ 45 ff. BauGB. Ist eine Abgrenzung der Umlegung von der Vereinfachten Umlegung erforderlich,
wird die Umlegung im Folgenden als ,Regelumlegung‘ bezeichnet.
710§§ 80 ff. BauGB.
711§§ 85 ff. BauGB.
712Auch im besonderen Städtebaurecht des BauGB sind regelmäßig Bodenordnungsmaßnahmen notwen-
dig. In der Sanierung ist dies vor allem die Umlegung, in der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme
die Enteignung. Beides ist aber unter Verweis auf die Verfahren nach dem allgemeinen Städtebau-
recht geregelt. Somit sind die dort durchgeführten Bodenordnungsmaßnahmen keine eigenständigen
Verfahren, allenfalls sind ergänzende Regelungen festgesetzt. Daher benötigen die Bodenordnungsmaß-
nahmen, die im besonderen Städtebaurecht geregelt sind, keine eigene Erwähnung.
713Zu den einzelnen Regelungen in der Vereinfachten Umlegung siehe Stefani, FuB 2006, S. 184.
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die bauliche oder sonstige Nutzung zweckmäßig gestaltete Grundstücke entstehen.“714 Der
Anwendungsbereich ist ein Bebauungsplan nach § 30 BauGB oder ein im Zusammenhang
bebauter Ortsteil, sofern sich aus der Eigenart der näheren Umgebung oder einem einfa-
chen Bebauungsplan nach § 30 III BauGB hinreichende Kriterien für die Neuordnung der
Grundstücke ergeben. Entscheidend ist in jedem Fall, daß die Zweckbestimmung erfüllt
ist.715 Obwohl der erfüllte Zweck nach § 45 I BauGB das ausschlaggebende Kriterium für
die Einleitung einer Baulandumlegung ist, ist im Schrifttum nicht näher beschrieben, was
unter Lage, Form und Größe zu verstehen ist. Form und Größe stehen für sich selbst. Ein
zweckmäßig nutzbares Grundstück muß entsprechend geformt sein und eine bestimmbare
Größe haben. Die Lage eines Grundstücks kann aber auf unterschiedliche Art und Weise
interpretiert werden: Auf der einen Seite kann man die Lage allein anhand der Grund-
stückskoordinaten beschreiben, also wo ein Grundstück in Bezug auf die Planung liegt.716
Auf der anderen Seite kann man die Lage auch als Qualitätskriterium verstehen. Die Lage
eines Grundstücks kann verändert – bzw. verbessert – werden, auch wenn die geometrische
Lage indentisch geblieben ist.717
Die Baulandumlegung unterliegt bestimmten Prinzipien. Die Grundstücke im Umle-
gungsgebiet werden nach ihrer Fläche rechnerisch zur Umlegungsmasse vereinigt. Aus
dieser Masse werden die nach § 55 II BauGB abzugsfähigen Flächen718 vorweg aus der Um-
legungsmasse ausgeschieden und der Gemeinde bzw. dem sonstigen Erschließungsträger
zugeteilt. Darüber hinaus können sonstige, für öffentliche Zwecke vorgesehene (überörtli-
che, fremdnützige) Flächen vorweg ausgeschieden werden, sofern die Gemeinde (oder der
Erschließungsträger) geeignetes Ersatzland in die Verteilungsmasse einbringt.719 Nach Ab-
zug der genannten Flächen verbleibt die Verteilungsmasse. Diese wird entsprechend eines
Verteilungsmaßstabs – Wert- oder Flächenmaßstab – an die beteiligten Grundstücksei-
gentümer zugeteilt.
Der Ablauf der Baulandumlegung ist in den §§ 45 ff. BauGB geregelt. Nach der Anord-
nung durch die Gemeinde leitet die Umlegungsstelle die Umlegung durch Beschluß ein.
Dieser Beschluß ist ein Verwaltungsakt, somit sind die betroffenen Grundstückseigentümer
714§ 45 I 1 BauGB.
715Ist der Zweck nach § 45 I BauGB nicht erfüllt, ist die Anwendung der Umlegung ausgeschlossen.
716Das Grundstück ist zweckmäßig nutzbar, sobald es zum Beispiel innerhalb eines Baufensters liegt und
erschlossen ist.
717Dies kann der Fall sein, wenn ein Grundstück, das vor Durchführung der Umlegung nicht erschlossen
war, nun an einem Straßen- und Versorgungsnetz liegt. Diese Konstellation würde beispielsweise auf-
treten, wenn der einzige Zweck einer Umlegung die Bereitstellung von Straßenflächen – den örtlichen
Erschließungsflächen – wäre, die Grundstücke sich hinsichtlich Lage, Form und Größe ansonsten nicht
verändern. Diese in der Rechtsprechung und Literatur umstrittene Problematik wird noch einmal in
Kapitel 4.2.2.2 aufgegriffen.
718Diese Flächen sind in § 55 II BauGB definiert. Dabei handelt es sich um die örtlichen Verkehrsflächen,
die zur Erschließun der Grundstücke erforderlich sind. Desweiteren nennt das BauGB insbesondere
bewohnerdienliche Grünflächen, Parkplätze sowie Ausgleichsflächen nach § 1a BauGB. Ausgleichsflä-
chen unterteilen sich in verkehrsflächen- und bauflächenbedingte. Die erstgenannten sind in jedem Fall
vorweg auszuscheiden; die bauflächenbedingten jedoch nur unter der Voraussetzung, daß sie zugleich
eine Doppelfunktion als eine bewohnerdienliche Grünfläche haben.
719Die Einordnung dieser Flächen nach § 55 V BauGB und deren Behandlung in der Baulandumlegung
wird in Kapitel 4.2.2.2 auf S. 149 ff. und 151 ff. behandelt.
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entsprechend § 28 I VwVfG und § 47 I BauGB vorher anzuhören.
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Abbildung 4.: Ablauf einer Umlegung nach §§ 45 ff. BauGB720
Der Umlegungsbeschluß bezeichnet das Umlegungsgebiet. Dieses ist so zu begrenzen,
daß die Umlegung sich zweckmäßig durchführen läßt. Gleichzeitig mit der Bekanntma-
chung des Umlegungsbeschlusses treten die Veränderungs- und Verfügungssperre nach §
51 BauGB, das Vorkaufsrecht (§ 24 I 1 Nr. 2) sowie die Möglichkeit der vorweggenomme-
nen Entscheidung (§ 76) in Kraft, die bis zum Inkrafttreten des Umlegungsplans andauern;
zudem wird im Grundbuch der Umlegungsvermerk eingetragen.721 Nach Anfertigung von
720Quelle: Eigene Darstellung.
721Der Umlegungsvermerk hat lediglich einen deklaratorischen Charakter, obwohl er in der zweiten Ab-
teilung des Grundbuchs eingetragen wird. Er soll die möglichen Rechtsnachfolger, die die im Umle-
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Bestandskarte und Bestandsverzeichnis, der Wahl des Verteilungsmaßstabs und der Erör-
terung mit den Eigentümern wird der Umlegungsplan durch Beschluß aufgestellt.722 Der
Plan besteht aus Umlegungskarte und Umlegungsverzeichnis; die Unanfechtbarkeit des
Umlegungsplans wird ortsüblich bekanntgemacht.723
Um ein Umlegungsverfahren beschleunigen zu können, bietet das BauGB eine Reihe
von Verfahrensvereinfachungen. Nach § 66 I BauGB kann für Teile des Umlegungsgebiets
ein Teilumlegungsplan aufgestellt werden. Mit Einverständnis der Betroffenen kann eine
Vorwegnahme der Entscheidung (§ 76 BauGB) getroffen werden. Damit lassen sich insbe-
sondere die Eigentums- und Besitzverhältnisse für einzelne Grundstücke vor Aufstellung
des Umlegungsplans regeln. Erfordert das Wohl der Allgemeinheit, daß die Gemeinde oder
der sonstige Bedarfs- oder Erschließungsträger vor Aufstellung des Umlegungsplans in den
Besitz der Grundstücke für öffentliche Zwecke724 eingewiesen wird, kann dies über eine
vorzeitige Besitzeinweisung erfolgen.725
Städtebauliche Enteignung Der Zweck der Enteignung nach Art. 14 III GG ist vom
BVerfG definiert worden. Demnach ist der Entzug des Eigentums durch Enteignung auf
hoheitliche Güterbeschaffungsvorgänge beschränkt,
”
mit denen ein konkretes, der Erfül-
lung öffentlicher Aufgaben dienendes Vorhaben durchgeführt werden soll.“726 Für den
konkreten Fall des Enteignungsakts ist nach Art. 14 III GG zu prüfen, ob dem Gemein-
wohlerfordernis entsprochen wird. Nur, wenn dies der Fall ist, ist eine Enteignung auch
zulässig. Für den städtischen Bereich gibt § 85 BauGB den Enteignungszweck vor. In § 85
I BauGB werden die unterschiedlichen Zwecke, die hinsichtlich der Planung unterschiedli-
che Bereiche betreffen, aufgelistet. Während an oberster Stelle der Enteignungszweck steht
und erfüllt sein muß, den das BVerfG entsprechend Art. 14 III GG definiert hat, stellen die
Festsetzungen des Bebauungsplans die Konkretisierung eines vorgegebenen Enteignungs-
zwecks für den Einzelfall dar.727 Das BauGB regelt in § 85 I BauGB abschließend728 sieben
verschiedene Zwecke, an dieser Stelle werden allerdings lediglich die – aus Verfassersicht
in Bezug auf diese Abhandlung – wichtigsten vier genannt:
gungsverfahren getroffenen Maßnahmen gegen sich gelten lassen müssen, über die Durchführung der
Umlegung informieren. Vgl. dazu Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 54, Rn. 1.
722Dieser Beschluß nach § 66 BauGB stellt einen weiteren Verwaltungsakt dar und wird daher ortsüblich
bekanntgemacht.
723Diese Bekanntmachung stellt den dritten Verwaltungsakt der Regelumlegung dar.
724Gemeint sind dabei die Grundstücke die im Bebauungsplan als Flächen im Sinne des § 9 I Nr. 21 oder
des § 55 II und V BauGB festgesetzt sind.
725Das Eigentum an den Flächen wird durch diesen Vorgang noch nicht entzogen. Allerdings gehen für
den betroffenen Eigentümer jegliche Nutzungsmöglichkeiten unter. Der Einfluß auf die Privatnützigkeit
des Eigentums wird in Kapitel 6.1.2. erläutert.
726BVerfGE 104, S. 1 (9). Die Enteignung selbst wurde bereits ausführlich in Kapitel 1.3 definiert. Im
folgenden wird nur noch auf die städtebauliche Enteignung selbst eingegangen.
727Vgl. BVerfGE 56, S. 249 (261 f.). Demnach ist es die Aufgabe des Gesetzgebers, in den Gesetzen zu be-
stimmen, für welche Vorhaben unter welchen Voraussetzungen und für welche Zwecke eine Enteignung
zulässig sein soll. Die Gemeinde hat kein Recht, Enteignungszwecke zu erfinden; sie können lediglich
gesetzlich vorgesehene Enteignungszwecke im Einzelfall verwirklichen.
728Runkel in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 85, Rn. 85.
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– Der bedeutendste Fall der planaksessorischen Enteignung ist in § 85 I Nr. 1 BauGB gere-
gelt.729 Demnach soll ein Grundstück entsprechend den Festsetzungen eines Bebauungs-
plans genutzt werden oder dessen Nutzung vorbereitet werden. Dieser Enteignungszweck
ist dann durch entsprechende Festsetzungen730 zu konkretisieren,731 wobei grundsätzlich
alle Festsetzungen nach § 9 I bis III BauGB in Frage kommen.732 Dabei ist allerdings
eine grundsätzliche Unterscheidung zwischen den Festsetzungen für öffentliche und für
private Nutzungszwecke zu treffen. Öffentliche Nutzungszwecke sind im Bereich der Ver-
wirklichung öffentlicher Gemeinwohlaufgaben durch die öffentliche Hand anzutreffen.733
Dabei darf die Enteignung ausschließlich zur unmittelbaren Verwirklichung der öffentli-
chen Zweckbestimmung durchgeführt werden.734 Wird zugunsten eines Privaten enteig-
net, muß zunächst sichergestellt werden, daß der im Allgemeininteresse liegende Zweck
der Maßnahme erreicht und gesichert wird.735 Darüber hinaus ist in den Fällen, in denen
eine privatnützige Gemeinwohlaufgabe von Privaten umgesetzt werden soll, ”eine beson-
dere Anforderung an die Konkretheit der Festsetzungen zu stellen.“736 Die Enteignung
für private Zwecke dürfte in vielen Fällen für die Vorbereitung baulicher und sonstiger
Nutzungen durchgeführt werden.737 In diesem Fall muß die Enteignung allerdings unmit-
telbar erforderlich sein, die plangemäße Nutzung des Grundstücks zu ermöglichen. Diese
transitorische Enteignung darf also nicht als ”beliebiges Instrument der Gemeinde für ei-
ne administrative Baulandpolitik zugunsten Privater“738 verstanden werden. Insbesondere
bei Anwendung einer transitorischen Enteignung zur Nutuzngsvorbereitung, bei der vor
allem Grundstücksgrenzen verändert werden, ist zu überprüfen, ob nicht die Durchführung
einer Umlegung das recht- und zweckmäßige Instrument wäre.739
– Neben der planakzessorischen Enteignung läßt § 85 I Nr. 2 BauGB eine Enteignung im
unbeplanten Innenbereich zu.740 Dabei konkretisieren die gesetzlichen Regelungen in § 34
729Battis in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, § 85, Rn. 2.
730Gemäß der Rechtsprechung des BVerwG kann eine einzelne Festsetzung in einem Bebauungsplan man-
gels hinreichender Konkretheit keine Grundlage für eine Enteignung sein. Vgl. BVerwG, Urteil vom
16.2.1973 – 4 C 66/69.
731Das umgekehrte Verhältnis, bei dem das Enteignungsverfahren allgemeine Festsetzungen des Bebau-
ungsplans konkretisiert, ist allerdings ausgeschlossen. Siehe dazu Runkel in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg,
BauGB, § 85, Rn. 98.
732Vgl. Runkel in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 85, Rn. 99. Dabei spielt es keine Rolle, ob der
Bebauungsplan ein qualifizierter oder ein einfacher ist. Allerdings muß der Enteignungszweck selbst
aus dem Bebauungsplan hervorgehen.
733Diese öffentlichen Aufgaben können freilich auch durch einen Privaten betrieben werden.
734BGH, Urteil vom 16.12.1982 – III ZR 141/81.
735Runkel in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, Vorb §§ 85–122, Rn. 39.
736Runkel in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 85, Rn. 102. Denn der Grundstückseigentümer muß
anhand der Festsetzungen des Bebauungsplans entscheiden können, ob er diese in eigener Person
verwirklicht. Demnach muß eine solche Festsetzung selbst auch privatnützig sein.
737Beispiele könnten die Beseitigung baulicher Anlagen sein, die Veränderung des Zuschnitts von Grund-
flächen, ohne die ihre plangemäße Nutzung nicht zulässig wäre oder die Enteignung für die Schaffung
eines Erbbaurechts. Dabei muß allerdings sichergestellt sein, daß nicht nur die Nutzungsvorbereitung
sondern auch die tatsächliche Nutzung in absehbarer Zeit erfolgt.
738Runkel in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 85, Rn. 113.
739Ob es bei diesem Fall überhaupt einen Abwägungsspielraum gibt, oder ob nicht jeweils nur ein einziges
Instrument infrage kommt, wird in Kapitel 6.2 geklärt.
740Ausgeschlossen ist die Durchführung der Enteignung nach § 85 I Nr. 2 für den Fall, daß das betroffene
Grundstück im Geltungsbereich eines einfachen Bebauungsplans liegt.
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I bis III BauGB anstelle den Festsetzungen eines Bebauungsplans den Enteignungszweck.
Gegenstand sind unbebaute oder geringfügig bebaute Grundstücke bzw. Grundstückstei-
le, die jeweils selbständig bebaubar sein müssen. Zielsetzung und Zweck der Enteignung
ist die Baulückenschließung. Dieser Zweck ist wie bei der planakzessorischen Enteignung
innerhalb eines konkreten Zeitraums zu realisieren und durch die Baulückenschließung
endgültig erfüllt. Ausgeschlossen ist jedoch die Enteignung eines unbebauten Grundstücks
zur Einrichtung eines öffentlichen Parkplatzes oder einer örtlichen Verkehrsstraße.741
– Nach § 85 I Nr. 3 BauGB können Grundstücke mit dem Zweck enteignet werden, eine
Entschädigung in Land zu beschaffen. Dieser Enteignungsvorgang wird durch eine andere
Enteignung ausgelöst;742 für den Begünstigten hat sie einen privaten Nutzen. Für den
Betroffenen freilich wirkt sich diese Enteignung fremdnützig aus.743 Eine Konkretisierung
dieses Enteignungszwecks erfolgt durch die §§ 90 und 100 BauGB.
– Ist der Eigentümer eines Grundstücks einem Baugebot innerhalb einer gesetzten Frist
nicht nachgekommen, kann es nach § 85 I Nr. 5 BauGB zu einer Enteignung kommen.
Die Anordnung eines Baugebots setzt nach § 175 II BauGB voraus, daß die alsbaldige
Durchführung der Maßnahmen aus städtebaulichen Gründen erforderlich ist. Im Enteig-
nungsverfahren selbst ist dann aber zu prüfen, ob der durch das bestandskräftige Bauge-
bot verbindlich festgestellte städtebauliche Sachverhalt eine Enteignung des Grundstücks
rechtfertigt, insbesondere das Gemeinwohlerfordernis des § 87 I vorliegt.744 Ziel dieser
Enteignung ist die bauliche Nutzung des Grundstücks.745 Allein die Nichterfüllung eines
Baugebots rechtfertigt allerdings nicht die Durchführung einer Enteignung.746
Die Unterscheidung der Enteignungszwecke nach § 85 I Nr. 1 und 2 von Nr. 5 BauGB
beschreibt das Schrifttum als nicht unproblematisch, da es zu Überschneidungen kom-
men könne.747 Kämen beide Enteignungszwecke (§ 85 Nr. 1 und 2 oder Nr. 5 BauGB) in
Frage, hat die Enteignungsbehörde vorab zu prüfen, ob ein Baugebot als milderes Mittel
geeignet und praktikabel ist; in diesem Fall ist die Enteigung nach § 85 I Nr. 1 und 2
BauGB unzulässig.748 Diese Überschneidung zwischen beiden Zwecken ist jedoch insbe-
sondere bei Enteignungen interessant, bei denen eine privatnützige Planung umgesetzt
oder deren Realisierung vorbereitet werden soll. Denn mit den Vorschriften zu dem Erlaß
städtebaulicher Gebote lassen sich auch die Fälle der Zulässigkeit einer Enteignung nach
§ 85 I Nr. 1 und 2 BauGB für private Zwecke eingrenzen:
1. Die Planung muß grundsätzlich privatnützig sein,749 also durch den Eigentümer selbst
umgesetzt werden können. Die Durchführung muß nach § 176 III BauGB dem Eigentü-
741Runkel in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 85, Rn. 133.
742Durch § 112 III Nr. 4 BauGB sind beide Enteignungsverfahren eng miteinander gekoppelt.
743Da die Betrachtung der Privat- oder Fremdnützigkeit eines Eigentumsentzugs in dieser Arbeit stets
aus Sicht des betroffenen Eigentümers erfolgt, ändert die Enteignung nach § 85 I Nr. 3 BauGB nichts
an der Fremdnützigkeit jeglicher Enteignung.
744Runkel in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 85, Rn. 150.
745Dies steht im Gegensatz zu § 85 I Nr. 1 BauGB, dort ist der Enteignungszweck nicht auf bauliche
Nutzungen beschränkt.
746Breuer in: Schrödter, BauGB, § 85, Rn. 44.
747Breuer in: Schrödter, BauGB, § 85, Rn. 46; Runkel in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 85, Rn.
155.
748BVerwG, Urteil vom 15.2.1990 – 4 C 41/87.
749Siehe dazu die Definition der Privatnützigkeit selbst in Kapitel 3.2.1.3.
Kapitel 4. Städtische Bodenordnung 135
mer aus wirtschaftlichen Gründen zumutbar sein, d.h. er muß eine eigene Wertschöpfung
betreiben können.
2. Baugebote können zum Vollzug eines privatnützigen Bebauungsplans nicht flächendeckend
erlassen werden, sondern nur ausnahmsweise.750 Die Anforderungen an eine Enteignung,
deren Zweck die privatnützige Bebauung durch Dritte ist, dürften mindestens so hoch
sein wie diejenigen an den Erlaß von Baugeboten. Damit ist die Enteignung zum flächen-
deckenden Vollzug der Bebauungsplanung nicht geeignet. Das korrespondiert auch mit
den Regelungen in § 87 I BauGB. Demnach ist die Enteignung nur im Einzelfall zulässig.
Die weiteren Voraussetzungen – Allgemeinwohlerfordernis und Enteignungszweck nicht
auf andere zumutbare Weise erreichbar – müssen an dieser Stelle nicht auf ihr Zutreffen
untersucht werden.
Der Ablauf des Enteignungsverfahrens selbst wird an dieser Stelle nicht aufgeführt.
Zwischenfazit Bodenordnungsinstrumente Im Rahmen dieser Arbeit stehen die un-
terschiedlichen Zwecke des Eigentumsentzugs im Vordergrund. Dabei ist insbesondere die
Abgrenzung der Baulandumlegung von der städtebaulichen Enteignung von Interesse.
Beide Bodenordnungsinstrumente bereiten den Vollzug der Bauleitplanung vor. Während
die Umlegung als ein Instrument des privaten Interessenausgleichs die privatnützige Be-
bauung der Grundstücke ermöglichen soll, soll mit Hilfe der Enteignung eine aus Sicht
der betroffenen Grundstückseigentümer fremdnützige Planung umgesetzt werden. Diese
fremdnützige Planung ist eine solche, die als öffentliche Aufgabe üblicherweise durch die
Gemeinde oder den entsprechenden Bedarfsträger erfüllt wird. Es gibt allerdings auch
im Einzelfall die Möglichkeit der Enteignung zugunsten eines privaten Bauwilligen, der
dann Planung vollzieht. Allerdings ist dieser Fall wie der Erlaß eines Baugebots nicht
flächendeckend sondern nur punktuell möglich.
Darüberhinaus gibt es Meinungen im Schrifttum, daß – nach dem Motto des ,geringst-
möglichen Eingriffs‘751 – zunächst zu prüfen sei, ob anstatt einer Enteignung eine Umle-
gung möglich ist. Aus Verfassersicht entspricht dieser Tatbestand, der auf § 87 I BauGB
zurückgeht, nicht grundsätzlich dem Eigentumsmodell des BVerfG.752 Daher ist auch zu
prüfen, ob und wenn ja, welche Fälle einer Enteignung in eine Baulandumlegung integriert
werden können.753
In jedem Fall stellt die Baulandumlegung ein Instrument zur Neuordnung der Eigen-
tumsverhältnisse dar, die Enteignung ordnet die Eigentümerverhältnisse, d.h. die bisheri-
gen Eigentümer werden aus dem Bodenordnungsgebiet verdrängt.
Im folgenden wird insbesondere der Zusammenhang der Planungskomponente und der
Bodenordnungskomponente untersucht. Dabei spielt der jeweilige Adressat einer Planung
750Siehe dazu nur Kapitel 1.2.5, S. 21.
751Vgl. Breuer in: Schrödter, BauGB, § 87, Rn. 27; Dieterich, Baulandumlegung, Rn. 9 f.; Runkel in:
Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, Rn. 59 ff.
752Siehe dazu Kapitel 1.4.2. Denn das BVerfG hat ausgeführt, daß ein Eigentumseingriff entweder eine
Inhaltsbestimmung des Eigentums oder eine Enteignung darstellt. Ein Übergang einer Inhaltsbestim-
mung in die Enteignung aufgrund der Schwere ist nicht möglich.
753Siehe dazu die Ausführungen zu § 55 V BauGB in Kapitel 4.2.2.2.
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ebenso eine Rolle wie die Eigentümerstruktur. Außerdem ist in diesem Zusammenhang
die Durchsetzung einer grundsätzlich privatnützigen Planung mit Hilfe von Zwangsinstru-
menten – hier vor allem das Baugebot – von Interesse.
4.2. Anwendung des Untersuchungsmodells
Im folgenden wird das in Kapitel 3.3 entwickelte Untersuchungsmodell auf städtische Bo-
denordnungsaufgaben angewendet. Wie bereits erwähnt wird dabei ein besonderes Augen-
merk auf den Zusammenhang zwischen der Planungskomponente und der Bodenordnungs-
komponente gelegt. Auch die Umsetzbarkeit der Planung selbst – auch durch Zwangsin-
strumente – wird in die Untersuchung integriert. Ausgangspunkt für die Entwicklung eines
Schemas zur Wahl des geeigneten Bodenordnungsverfahrens754 ist stets die Zielrichtung
der Planungsgrundlage.
4.2.1. Adressat der Planung
Wie bereits erwähnt ist eine Planung privatnützig, wenn ihr Adressat im Ganzen die be-
troffenen Eigentümer sind.755 Dieser Aspekt wurde für die städtebauliche Planung, die
Bauleitplanung, anhand der Festsetzungsmöglichkeiten nach § 9 I BauGB für Bebauungs-
pläne konkretisiert.756 Grundsätzlich hängt die Privat- oder Fremdnützigkeit der Planung
erst einmal von der Festsetzung der Art der baulichen Nutzung ab.757
Darüber hinaus wurden weitere Festsetzungen diskutiert, die eher öffentliche Flächen
betreffen. Ob diese privatnützig sind, hängt insbesondere von der Art der baulichen Nut-
zung ab, sofern die öffentlichen Flächen der Erschließung der geplanten Bauflächen dienen.
Ist eine Art baulicher Nutzung nicht festgesetzt, entscheidet der Zweck dieser Festsetzun-
gen, ob sie privat- oder fremdnützig sind.758
Hinsichtlich der Art baulicher Nutzung kann man eine Grobeinteilung entsprechend § 1
I BauNVO vornehmen. Demnach können in einem Flächennutzungsplan Wohnbauflächen
(W), gemischte Bauflächen (M), gewerbliche Bauflächen (G) und Sonderbauflächen (S)
dargestellt werden. Diese lassen sich entprechend § 1 II BauNVO als Baugebiete nach der
besonderen Art der baulichen Nutzung konkretisieren.759 Die Baugebiete können als Dar-
754Der Aspekt der Wahl des geeigneten Bodenordnungsverfahrens ist bereits ausführlich in einer Veröf-
fentlichung von Reinhardt behandelt worden. Siehe dazu Reinhardt, GuG 2003, S. 39.. Die Ausfüh-
rungen von Reinhardt werden später vergleichend zu den in dieser Abhandlung erzielten Ergebnissen
diskutiert. Vgl. dazu Kapitel 6.2.
755Vgl. Kapitel 3.2.4.1, dabei insbesondere S. 92 unter Nr. 1.
756Siehe dazu Kapitel 4.1.1.
757In Kapitel 4.1.1 wurde zwar auch eine Abhängigkeit der Einstufung von den überbaubaren Grund-
stücksflächen in Kombination mit der Zahl der betroffenen Eigentümer nachgewiesen. Dieser Aspekt
wird in bezug auf die Bodenordnung jedoch erst in Kapitel 4.2.3 behandelt, wenn die Zuteilung und
die Geldleistung diskutiert werden.
758Die Behandlung öffentlicher Flächen in der Umlegung wird im folgenden Kapitel 4.2.2 erörtert.
759Wohnbauflächen können zu Kleinsiedlungsgebieten (WS), reinen Wohngebieten (WR), allgemeinen
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stellungen im Flächennutzungsplan und insbesondere als Festsetzungen im Bebauungsplan
verwendet werden. Diese Festsetzungen regeln dann gegen Jedermann verbindlich die Art
baulicher Nutzung und sind damit als Bestandteil des Bebauungsplans die Grundlage für
die Durchführung einer Baulandumlegung nach den §§ 45 ff. BauGB. In Kapitel 3.2.5
wurde ein essentieller Schluß aus dem Zusammenhang zwischen Planung und Bodenord-
nung gezogen: Sollen mit Hilfe eines Bodenordnungsinstruments die privaten Interessen
der betroffenen Grundstückseigentümer ausgeglichen werden, muß die Planungsgrundlage
privatnützig sein. Ob dies der Fall ist, hängt hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung
insbesondere von dem gewerblichen Anteil ab, den eine Baufläche oder ein Baugebiet zu-
läßt.760 Betrachtet man nur die vier möglichen Bauflächen, so fällt auf, daß der gewerbliche
Anteil von den Wohnbauflächen über die gemischten und gewerblichen Bauflächen bis zu
den Sonderbauflächen stetig ansteigt. In gleichem Maße sinkt der Anteil der Wohnnut-
zung. Während Wohnbauflächen – wie der Name schon sagt – grundsätzlich dem Wohnen
dienen,761 sehen Sonderbauflächen ein herkömmliches Wohnen überhaupt nicht vor.762
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Abbildung 5.: Privatnützigkeit in Abhängigkeit von der Art baulicher Nutzung763
Wohngebieten (WA) und besonderen Wohngebieten (WB), gemischte Bauflächen zu Dorfgebieten
(MD), Mischgebieten (MI) und Kerngebieten (MK), gewerbliche Bauflächen zu Gewerbegebieten (GE)
und Industriegebieten (GI) sowie Sonderbauflächen zu Sondergebieten (SO) konkretisiert werden.
760Für die Baugebiete nach den §§ 2 bis 11 BauNVO wird grundsätzlich auf die allgemein – und nicht
auf die ausnahmsweise – zulässigen Vorhaben abgestellt.
761Im WR sind ausschließlich Wohngebäude allgemein zulässig. Im WA können auch Läden oder nicht
störende Gewerbebetriebe zugelassen werden, die der Versorgung des Gebiets dienen. Im WB schließlich
ist die Errichtung von Betrieben und Anlagen möglich, sofern diese nach der besonderen Eigenart des
Gebiets mit der Wohnnutzung vereinbar sind.
762Sondergebiete, die der Erholung dienen (§ 10 BauNVO), sehen zwar insbesondere Wochenendhaus-
gebiete vor, doch diese dienen ihrer Zweckbestimmung nach dem zeitlich begrenzten – also nicht
dauernden – Aufenthalt an Wochenenden o.ä. (BGH, Urteil vom 10.4.1986 – III ZR 209/84). Dagegen
sehen die sonstigen Sondergebiete (§ 11 BauNVO) Nutzungen vor, die sich von den anderen Bau-
gebieten wesentlich unterscheiden. Dies sind insbesondere Ladengebiete, Hochschulgebiete oder auch
Einkaufszentren.
763Quelle: Eigene Darstellung.
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Wie ausführlich beschrieben,764 ist der (durchschnittliche) Grundstückseigentümer bei
der Realisierung von Planungen um so mehr auf Vertragspartner (Investoren) angewie-
sen, je höher der gewerbliche Anteil der Planung ist bzw. je mehr deren Umsetzung und
Betreibung mit einer ganz bestimmten Berufswahl zusammenhängt.765 Darüberhinaus
spielt auch der üblicherweise anfallende Flächenbedarf der Nutzungsart eine Rolle.766 Je
gewichtiger die gewerbliche Nutzungsart bei einer Planung ist, desto höher ist in der Re-
gel auch die Wahrscheinlichkeit, daß große Grundstücke für die Realsisierung benötigt
werden.767 Je mehr Eigentümer sich in einem Gebiet befinden und je weniger bebauba-
re Grundstücke vorgesehen sind, desto mehr Unsicherheiten hinsichtlich der Realisierung
der Planung können auftreten. Und wo ein Investor auf viele Eigentümer trifft, können
auch unterschiedliche Interessen aufeinanderprallen. Dieser Tatbestand kann vertragliche
Lösungen erschweren oder gar unmöglich machen, so daß in diesem Fall eine Realisierung
der Planung selbst nach Durchführung einer Umlegung und damit deren Privatnützigkeit
(aus Sicht der Eigentümer) in Frage gestellt werden muß.
4.2.2. Öffentliche Gemeinbedarsflächen
Die zukünftigen öffentlichen Gemeinbedarfsflächen wurden bereits oben sowohl in bezug
auf die örtlichen Verkehrsflächen im qualifizierten Bebauungsplan als auch hinsichtlich
weiterer Festsetzungen auf ihre Privat- oder Fremdnützigkeit untersucht.768 Entscheidend
für die diesbezügliche Einordnung der öffentlichen Flächen ist der Adressat der gesamtheit-
lichen Planung. Sind die betroffenen Eigentümer der Adressat, lassen sich die Vorhaben
also durch sie selbst umsetzen, so ist die Planung insgesamt privatnützig. Sofern die öffent-
lichen Gemeinbedarfsflächen zur Realisierung der Vorhaben erforderlich sind, sind sie als
Bauvoraussetzungsland zu bezeichnen. Ohne die Existenz dieser Flächen sind Baugeneh-
migungen nicht möglich. Zu diesen öffentlichen Flächen gehören insbesondere diejenigen,
die in § 55 II BauGB als örtliche Verkehrsflächen, bewohnerdienliche Grünanlagen und
Ausgleichsflächen nach § 1a BauGB aufgeführt sind.769
Für die direkt Betroffenen sind die Festsetzungen für öffentliche Gemeinbedarfsflächen
jedoch zunächst einmal fremdnützig. Denn die Betroffenen liefern Bauvoraussetzungsland,
das so nicht mehr privat nutzbar ist. Wenn im Gefüge des BauGB keine Bodenordnung –
Umlegung und Vereinfachte Umlegung – geregelt wäre, bliebe zum Erwerb der künftigen
Gemeinbedarfsflächen nur die Enteignung, sofern die Eigentümer kein Übernahmeverlan-
gen nach § 40 BauGB stellen würden. Diese würden also ohne die Durchführung einer
Umlegung schlechter gestellt als die Eigentümer, deren Grundstücke mit privatnützigen
764Vgl. Kapitel 4.1.1.1.
765Diese Umsetzung geschieht dann entweder über eine Veräußerung oder über Miet-, Pacht- sowie Erb-
baurechtsverträge.
766Vgl. dazu auch Kapitel 4.2.3.1, Beispiele U9 und U10.
767Besonders gravierend kann sich dieser Umstand auswirken, wenn Einkaufszentren oder große Sport-
stätten, wie zum Beispiel Fußballarenen, geplant werden. Diese benötigen regelmäßig nur ein einziges
Grundstück.
768Vgl. Kapitel 4.1.1.
769Siehe dazu Kapitel 4.1.1.2.
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Festsetzungen beplant worden sind. Gerade in den Fällen, in denen in einem Bebauungs-
plangebiet mehrere Möglichkeiten für die Lage der Erschließungsflächen existieren, wäre
die realisierte Variante aus Sicht der Betroffenen geradezu ungerecht.
Auch aus diesem Grunde hat das BVerfG die Flächen nach § 55 II BauGB als dem pri-
vaten Interessenausgleich dienend eingeordnet:
”
Denn die Erschließung ist unabdingbare
Voraussetzung für eine Bebaubarkeit des Gebiets und damit der einzelnen, den Eigen-
tümern zugeteilten Grundstücke.“770 Somit sind diese Erschließungsflächen auch aus der
Sicht der direkt betroffenen Eigentümer privatnützig. Dadurch, daß nach § 55 BauGB
rechnerisch die Umlegungsmasse gebildet und aus dieser unter Abzug der künftigen Flä-
chen nach § 55 II BauGB die Verteilungsmasse hervorgebracht wird, haben auch diese
Eigentümer einen Anspruch auf Zuteilung von Bauland.771 Dieser Umstand macht sich
letztlich auch in der Rechtsprechung des BGH bzgl. der Ermittlung der Einwurfswerte in
einer Umlegung bemerkbar. Denn diese haben mindestens die Qualität von ungeordne-
tem Rohbauland, auch wenn die Flächen mit zukünftigen Erschließungsflächen überplant
sind.772
4.2.2.1. Der Zusammenhang zwischen der Planung und der Bodenordnung
Anhand der obigen Ausführungen offenbart sich ein direkter Zusammenhang zwischen
der Bebauungsplanung und der Bodenordnung. Im Aufstellungsverfahren des Bebauungs-
plans sind gemäß § 1 VII BauGB die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander
und untereinander gerecht abzuwägen. Damit aufgrund der Festsetzungen der bewoh-
nerdienlichen Gemeinbedarfsflächen die direkt betroffenen Eigentümer nicht schlechter
gestellt sind als die restlichen im Plangebiet, hat die Gemeinde im Aufstellungsverfah-
ren ein mögliches Erfordernis einer Bodenordnungsmaßnahme bereits in der Abwägung
zu berücksichtigen. Dieses ist dann in der Begründung zum Bebauungsplan festzuhalten.
Ein Versäumnis kann die Umwirksamkeit der Planung zur Folge haben. Dies zeigt sich an
folgenden Beispielfällen:
Beispiel U1773 Zunächst soll der Zusammenhang zwischen der Lage einer Erschließungs-
straße, die als eine Stichstraße mit Wendehammer realisiert werden soll, und dem Boden-
ordnungsverfahren zum Landerwerb der Straßenfläche dargestellt werden. Mit Hilfe des
Bebauungsplans U1 soll das Gebiet U1 baulich erschlossen werden. Dazu soll die Straße
U1 durch einen Wendehammer verlängert werden. An diesen soll sich eine mit einem Geh-,
Fahr- und Leitungsrecht belastete Fläche anschließen, die der Erschließung der restlichen
770BVerfGE 104, S. 1 (10).
771Dieser Tatbestand wurde in der herkömmlichen Bodenordnungsliteratur stets als das Solidarprinzip
bezeichnet. Denn die Erschließungsflächen werden solidarisch von allen Umlegungsbeteiligten aufge-
bracht. Vgl. nur Seele in: Beiträge zu Städtebau und Bodenordnung, Heft 14, S. 162 (163 f.).
772BGH, Urteil vom 15.11.1979 – III ZR 78/78. Demnach haben sich die Einwurfswerte nicht nach den
Festsetzungen des Bebauungsplans zu richten, sondern nach der Nutzbarkeit, die vor Inkrafttreten des
Plans vorhanden gewesen wäre. Ausnahme bilden topographische Besonderheiten, die eine Bebauung
nicht erwarten lassen.
769Die Abbildung befindet sich in Anhang A.1.
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Baugrundstücke dienen soll. Bei Planung der Straßenflächen hat die Gemeinde sich an den
bestehenden Grundstücksgrenzen orientiert. Die Straßenflächen sollen durch ein Enteig-
nungsverfahren erworben werden. Die Folge ist, daß die Grundstückseigentümer nördlich
und südlich des Wendehammers unterschiedlich stark belastet sind. Während die südlich
gelegenen Eigentümer überhaupt kein Land verlieren, sind die Eigentümer nördlich des
Wendehammers übermäßig stark belastet. Sie müssen die Fläche für den Wendehammer
allein aufbringen, zudem liegen ihre Baufenster unmittelbar am Wendehammer.
Dazu hat der BGH ausgeführt, daß das Gebot gerechter Abwägung verletzt sei, ”wenn
die Bedeutung der betroffenen privaten Belange verkannt oder wenn der Ausgleich zwi-
schen den von der Planung berührten Belangen in einer Weise vorgenommen wird, die
zur objektiven Gewichtigkeit einzelner Belange außer Verhältnis steht.“774 Jeder private
Belang hat also zunächst mit dem gleichen Gewicht in die Abwägung bei der Bauleitpla-
nung einzugehen. Die Bevorzugung bestimmter privater Belange gegenüber anderen ist
nur zulässig, wenn sie aus objektiver Hinsicht gerechtfertigt oder gar erforderlich ist. Der
in diesem Fall vorgefundene Zuschnitt der Grundstücke und auch die Lage der Grenzen
stellt keine Situationsgebundenheit dar, die keine andere Planungsalternative – sprich ei-
ne andere Lage der Erschließungsstraße – zuläßt. Denn der ”Bebauungsplan soll auch die
Grundlage dafür schaffen, daß die bestehenden natürlichen Hindernisse gegen eine zweck-
mäßige bauliche Ordnung gestaltend beseitigt werden.“775 Um dieses Ziel zu erreichen,
nennt der BGH die Baulandumlegung, die die Landabzüge auf einen größere Teil von
Eigentümern verteilen solle und damit für eine gerechte Lastenverteilung zwischen den
Eigentümern sorge.
Darüber hinaus gilt aus Verfassersicht Folgendes: Die Stichstraße samt Wendehammer
dient der Erschließung des Baugebiets. Die Beplanung des Gebiets ist aus Sicht der Be-
troffenen insgesamt privatnützig, denn es sollen Bauvorhaben ermöglicht werden, die von
den Eigentümern selbst realisiert werden können. Damit diejenigen, die vom Wendeham-
mer und der Stichstraße direkt betroffen sind, nicht schlechter als die restlichen gestellt
sind, ist zwischen allen Eigentümern ein Interessenausgleich herbeizuführen. Dieser ist nur
möglich, wenn eine Baulandumlegung als ein Instrument des Ausgleichs privater Interessen
durchgeführt wird. Nur durch die Durchführung einer Baulandumlegung ist eine gerechte
Behandlung aller Eigentümer im Plangebiet möglich. Die Straßenflächen werden von allen
anteilsmäßig aufgebracht, und der Bebauungsplan ist so insgesamt für jeden einzelnen Ei-
gentümer privatnützig. Zudem gehören bei der Durchführung einer Umlegung die Flächen
nach § 55 II BauGB zum privaten Interessenausgleich.
Beispiel U2776 In bezug auf die gerechte Abwägung aller Belange ist folgender Fall ähn-
lich strukturiert. Der Bebauungsplan U2 in der Gemeinde U2 weist ein Wohngebiet aus,
in dem 1025 Wohneinheiten entstehen sollen. Gleichzeitig ist östlich des künftigen Wohn-
gebiets ein in Nord-Süd-Richtung verlaufender überörtlicher Grünzug mit einer Breite von
zwischen 20 und 50 Metern geplant. Damit möglichst viele der neuen Wohneinheiten an den
Grünzug angeschlossen werden können, soll er gemäß der Bebauungsplanung teilweise über
private Grundstücke verlaufen. Diese Grundstücke werden derzeit als Hausgarten genutzt.
774BGH, Urteil vom 11.11.1976 – III ZR 114/75.
775BGH, Urteil vom 11.11.1976 – III ZR 114/75.
772Die Abbildung befindet sich in Anhang A.2.
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Folge der plangemäßen Umsetzung des Grünzugs wäre, daß ein Grundstück (parkartige
Nutzung) fast vollständig und das andere (Hausgrundstück) zur Hälfte von der Grünfläche
in Anspruch genommen würde.
Die Lage des Grünzugs hat sich aus rein öffentlichen Belangen ergeben. Die Abwägung
erfolgte ausschließlich aus Sicht der zukünftigen Wohnbebauung, die ausreichende Ver-
sorgung mit öffentlich zugänglichen Freiflächen sollte sichergestellt werden. Die privaten
Belange der betroffenen Eigentümern wurden (auch mit dem Hinweis auf ein mögliches
Umlegungsverfahren) zugunsten der Situierung des Grünzugs nicht weiter berücksichtigt.
Diesen Argumenten tritt das BVerfG entgegen. Bei der Aufstellung eines Bebauungs-
plans als Inhalts- und Schrankenbestimmung seien die ”schutzwürdigen Interessen des
Eigentümers und die Belange des Gemeinwohls in einen gerechten Ausgleich und ein aus-
gewogenes Verhältnis zu bringen.“777 Dabei dürfe der Kernbereich der Eigentumsgarantie
nicht ausgehöhlt werden, also der örtliche Satzungsgeber – die Gemeinde – das Willkür-
verbot und das Verhältnismäßigkeitsgebot nicht aus den Augen verlieren. Denn die Be-
standsgarantie fordere auch, daß ”in erster Linie Vorkehrungen getroffen werden, die eine
unverhältnismäßige Belastung des Eigentümers real vermeiden und die Privatnützigkeit
des Eigentums so weit wie möglich erhalten.“778 Um diesem Grundsatz gerecht zu werden,
hätte die Gemeinde prüfen müssen, ob eine Planungsvariante mit einem schmaleren Grün-
zug das betroffene Grundeigentum besser hätte schonen können – unter gleichwertiger
Wahrung öffentlicher Interessen an ausreichender Versorgung der künftigen Wohnbevölke-
rung mit Grünflächen. Somit stellen private wie die öffentlichen Interessen zunächst einmal
gleichwertige Belange dar, die es nach § 1 VII BauGB gegeneinander und untereinander
gerecht abzuwägen gilt. Die privaten Belange können unter anderem dadurch ein größeres
Gewicht haben, daß die betroffenen Grundstücke nach § 30 oder § 34 BauGB vor der
Planung bebaubar waren.
Drängt sich allerdings eine bestimmte Planung durch eine gewisse Situationsgebunden-
heit auf,779 sei dem Erfordernis der Lastengleichheit genügt, wenn die planungsbedingten
Ungleichbelastungen durch bodenordnende Maßnahmen ausgeglichen würden. Ein solches
Instrument ist dann für den Fall einer insgesamt privatnützigen Planung die Umlegung
nach den §§ 45 ff. BauGB.780
Beispiel U3781 Hinsichtlich der Abwägung zwischen öffentlichen und privaten Belangen
kommt das BVerfG in einem weiteren Fall782 zu einer ähnlichen Lösung. Im vorliegenden
Bebauungsplan U3 der Gemeinde U3 soll ein neues Baugebiet realisiert werden. Dieses
benötigt eine Anbindung an das überörtliche Verkehrsnetz. Diese Anbindung plant die
777BVerfG, Urteil vom 19.12.2002 – 1 BvR 1402/01.
778BVerfG, Urteil vom 19.12.2002 – 1 BvR 1402/01.
779Ein solcher Fall liegt vor, wenn etwa die natürlichen Geländeverhältnisse die planerische Lösung mehr
oder minder vorzeichnen. Vgl. BVerfG, Urteil vom 19.12.2002 – 1 BvR 1402/01.
780Ein zur Unternehmensflurbereinigung nach den §§ 87 ff. FlurbG äquivalentes Instrument, das die La-
sten der betroffenen Eigentümer im Falle der Enteignung ausgleicht, existiert im Städtebaurecht als
eigenständige Bodenordnungsmaßnahme nicht. Ist die Aufbringung überörtlicher Flächen allerdings
nicht der Hauptzweck des Bodenordnungsverfahrens, läßt sie sich gegen Einbringung geeigneten Er-
satzlandes nach § 55 V BauGB erledigen. Mehr dazu unter weiter unten in Kapitel 4.2.2.2.
777Die Abbildung befindet sich in Anhang A.3.
782BVerfG, Urteil vom 16.12.2002 – 1 BvR 171/02.
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Gemeinde über private Grundstücke und beantragt für den erforderlichen Landerwerb die
Durchführung einer Enteignung.
Zunächst stellt das BVerfG noch einmal klar, daß der Bebauungsplan keine enteignungs-
rechtliche Vorwirkung entfalte. Damit seien auch die Festsetzungen des Bebauungsplans
Gegenstand der enteignungsrechtlichen Abwägung, da die Enteignungsbehörde an den Be-
bauungsplan nur in seiner städtebaulichen Zielsetzung gebunden sei. Also unterliege der
Bebauungsplan auch insoweit einer gerichtlichen Kontrolle, als es um die konzeptionellen
Grundzüge der Planung gehe. Folgerichtig sei auch die Abwägung zwischen öffentlichen
und privaten Belangen zu überprüfen. Ein wichtiger Bestandteil dieser Kontrolle sei der
Aspekt, ”ob die Inanspruchnahme des Grundstücks erforderlich ist und ob das Planungsziel
nicht auch auf anderem Wege, beispielsweise durch Inanspruchnahme von Grundstücken
der öffentlichen Hand, erreicht werden kann.“783
Für den Fall, daß die Inanspruchnahme der betroffenen Grundstücke für die äußere
Erschließung des Neubaugebiets rechtmäßig wäre, bleibt das BVerfG die Antwort auf die
Frage nach dem recht- und zweckmäßigen Bodenordnungsverfahren für den Landerwerb
schuldig. Es stellt allerdings gewisse Regelsätze auf: Demnach kommt die Enteignung ”nur
in Betracht, wenn es zur Erfüllung einer bestimmten öffentlichen Aufgabe unumgänglich
erforderlich ist, den konkreten Eigentumsgegenstand in die Hand des Staates zu bringen.
[...] Eine Enteignung ist demgemäß unzulässig, wenn im konkreten Fall andere rechtlich und
wirtschaftlich vertretbare Lösungen zur Verfügung stehen, mit denen der gleiche Zweck auf
weniger einschneidende Weise erreicht werden kann.“784 Fest steht auf jeden Fall, daß eine
Straße, die zur äußeren Erschließung eines Neubaugebiets erforderlich ist, aus Sicht der
davon Betroffenen eine fremdnützige Planung darstellt. Deren Grundeigentum wird für
ein Vorhaben in Anspruch genommen, das ihnen fremd ist und aus dem sie voraussichtlich
keine eigene Wertschöpfung betreiben können.785
4.2.2.2. Der Zusammenhang zwischen dem Charakter der öffentlichen Flächen
und der Bodenordnung
Damit die künftigen öffentlichen Gemeinbedarfsflächen im Rahmen der Baulandumlegung
aufgebracht werden können, müssen sie bestimmten Anforderungen gerecht werden. Wie
schon mehrfach erwähnt, sieht das BVerfG in der Landaufbringung nach § 55 II BauGB
trotz des Charakters eines Güterbeschaffungsvorgangs eine Inhalts- und Schrankenbestim-
mung.
”
Denn die Erschließung ist unabdingbare Voraussetzung für eine Bebaubarkeit des
783BVerfG, Urteil vom 16.12.2002 – 1 BvR 171/02. Dieser Aspekt spielt auch bei der Festsetzung von
Ausgleichsflächen eine gewichtige Rolle, vor allem dann, wenn diese Flächen in einem eigenen Bebau-
ungsplan geregelt werden und dadurch private Grundstücke in Anspruch genommen werden. Dazu
gleich mehr.
784BVerfG, Urteil vom 16.12.2002 – 1 BvR 171/02. Diesen Umstand bezieht das BVerfG sowohl auf
die Erforderlichkeit des Eigentumsentzugs selbst als auch auf die Wahl der Mittel zur Erreichung des
Enteignungszwecks. So muß überprüft werden, ob nicht die Einräumung dinglicher oder obligatorischer
Rechte ausreicht oder Maßnahmen zur Verfügung stehen, die weniger in das Eigentum eingreifen. Vgl.
dazu BVerfGE 24, S. 367 (405).
785Dieser Fall wird noch einmal anhand eines konkreten Beispiels aufgegriffen. Vgl. Kapitel 4.2.2.2, S.
145.
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Gebiets und damit der einzelnen, den Eigentümern zugeteilten Grundstücke.“786 Daher
sieht das BVerfG in dem Flächenabzug nach § 55 II BauGB einen Teil des Ausgleichs
privater Interessen.
Grundsätzlich lassen sich also im Rahmen der Umlegung die Flächen aufbringen, die
dem § 55 II BauGB entsprechen. Dies sind die örtlichen Verkehrsflächen (§ 55 II Nr.
1 BauGB)787 und die sonstigen bewohnerdienlichen Freiflächen (§ 55 II Nr. 2 BauGB).
Außerdem sind die straßenflächenbedingten Ausgleichsflächen in jedem Fall abzugsfähig
sowie die bauflächenbedingten Ausgleichsflächen, sofern sie zugleich eine Doppelfunkti-
on als Grünfläche nach § 55 II Nr. 2 BauGB haben.788 Damit Ausgleichsflächen in der
Umlegung überhaupt bereitgestellt werden können, ist es unbedingt erforderlich, daß sie
den einzelnen Eingriffen zugeordnet sind. Es muß daher auch erkennbar sein, ob die Aus-
gleichsfläche straßenflächen- oder bauflächenbedingt ist.
Darüber hinaus ist in der Umlegung nach § 55 V BauGB auch die Aufbringung son-
stiger Flächen für öffentliche Zwecke möglich. Dies unterliegt aber bestimmten gesetzlich
geregelten Voraussetzungen. Zunächst einmal muß der Bedarfs- oder Erschließungsträ-
ger geeignetes Ersatzland in die Verteilungsmasse einbringen. Dieses kann auch außer-
halb des Umlegungsgebiets liegen. Außerdem darf die Bereitstellung dieser Flächen nicht
Hauptzweck des Umlegungsverfahrens sein.789 Die verfassungsmäßige Einordnung des Ei-
gentumsentzugs für sonstige Flächen öffentlichen Zwecks erfolgt anhand eines eigenen
Beispiels.
Beispiel U4790 Der Bebauungsplan U4 sieht die Erschließung eines Gebiets für eine
Wohnnutzung vor. Für diesen Zweck soll eine Stichstraße verlängert werden. Beidseitig
dieser neuen Erschließungsanlage sollen Einzel- bzw. Doppelhäuser erbaut werden. In-
folge einer seinerzeit nicht realisierten Planung sind die Grundstücke bereits hinsichtlich
Form und Größe für eine bauliche Nutzung zweckmäßig gestaltet. Allerdings existiert die
geplante Straße noch nicht als Grundstück. Der einzige Zweck der erforderlichen Boden-
ordnungsmaßnahme ist also der Grunderwerb für die Erschließung.
Das Schrifttum791 negiert die Zulässigkeit einer Baulandumlegung, deren einziger Zweck
die Bereitstellung von Straßenflächen ist. Dabei berufen sich die Kommentierungen auf die
Rechtsprechung des BGH.792 Aus Verfassersicht ist es allerdings nicht richtig, diese Aus-
786BVerfGE 104, S. 1 (10).
787Diese Flächen inkludieren sowohl die öffentlichen als auch die privaten zuzuteilenden Verkehrsflächen.
Der Gesetzgeber meint dabei diejenigen Verkehrsflächen, die überwiegend zur Aufschließung des Ge-
biets erforderlich sind. Vgl. dazu nur Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 55, Rn. 7 f.
788Dazu ausführlich und grundlegend Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 55, Rn. 8d. Die
Problematik der Bereitstellung von Ausgleichsflächen im Rahmen der Umlegung, die in einem eigenen
Ausgleichsbebauungsplan festgesetzt sind, wird gleich unten diskutiert.
789Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 55, Rn. 17a. Denn sonst würde die Umlegung im kon-
kreten Fall nicht dem Zweck nach § 45 BauGB gerecht, nämlich Grundstücke zu schaffen, die nach
Lage, Form und Größe für die bauliche oder sonstige Nutzung zweckmäßig gestaltet sind.
786Die Abbildung befindet sich in Anhang A.4.
791Dieterich, Baulandumlegung, Rn. 101; Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 45, Rn. 4.
792BGH, Urteile vom 27.6.1966 – III ZR 110/65; 11.5.1967 – III ZR 141/66; 27.2.1967 – III ZR 58/66;
8.7.1968 – III ZR 10/66; 7.1.1982 – III ZR 130/80; 12.7.1990 – III ZR 141/89.
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sage pauschal zu treffen. Vielmehr ist die Zulässigkeit einer solchen Umlegungsmaßnahme
über den Zweck herzuleiten, der in § 45 BauGB geregelt ist. Demnach soll mit Hilfe der
Umlegung ein Gebiet neu erschlossen oder geordnet werden, so daß Grundstücke entste-
hen, die nach Lage, Form und Größe für die bauliche oder sonstige Nutzung zweckmäßig
gestaltet sind. Das heißt, daß die Zulässigkeit einer solchen Umlegung individuell für den
Einzelfall zu prüfen ist.
Mit Sicherheit kann gesagt werden, daß bei einer Planung, die lediglich die Verbreiterung
einer bereits bestehenden Erschließungsstraße vorsieht, zunächst einmal der Grund für
die Verbreiterung überprüft werden muß. Sind bereits die meisten Grundstücke bebaut,
ist davon auszugehen, daß die Straßenverbreiterung die gesicherte Erschließung793 nicht
herbeiführt. In einem solchen Fall dürfte die Verbreiterung keine örtliche Funktion haben,
so daß die Durchführung der Baulandumlegung nicht in Frage kommt. Denn dies würde
nicht dem privaten Interessenausgleich im Umlegungsgebiet dienen.
Anders gelagert ist die Situation in Bebauungsplan U4. Dort sind die Grundstücke zwar
zweckmäßig hinsichtlich Form und Größe gestaltet, die gesicherte Erschließung fehlt aller-
dings, da das zukünftige Straßengrundstück noch nicht existiert. Können die Eigentümer
im Plangebiet sich nicht über die für die Aufbringung der Erschließungsfläche erforderliche
Bodenordnung einigen, wird eine hoheitliche Maßnahme erforderlich. Durch die Bereitstel-
lung der Straßenfläche werden die Grundstücke erschlossen und damit bebaubar. Damit
wird auch die Lage des Grundstücks verändert bzw. verbessert.
Zur Lösung des Problems ist ein kurzer Exkurs notwendig, um festzustellen, was denn
überhaupt unter der Vorgabe ,nach Lage, Form und Größe [...] zweckmäßig gestaltet‘ zu
verstehen ist. Nach Otte ist ein Grundstück dann nach Lage, Form und Größe zweckmäßig
gestaltet, ”wenn seiner Bebauung oder sonstigen Nutzung keine Hindernisse entgegenste-
hen und die realisierbare Nutzung gleichzeitig auch wirtschaftlich ist.“794 Eine fehlende
Erschließung stellt solch ein Hindernis dar. Auf der anderen Seite unterscheidet § 4 III
WertV bei der Definition von Rohbauland zwischen der (nicht gesicherten) Erschließung
und der nach Lage, Form und Größe für eine bauliche Nutzung unzureichenden Gestal-
tung. Aber § 45 I BauGB führt hinsichtlich der zweckmäßigen Gestaltung lediglich die
Attribute ,Lage, Form und Größe‘ auf, freilich unter Hinweis auf die Zweckbestimmung
,Erschließung eines Gebiets‘. Um sich dem Merkmal ,Lage‘ alternativ zu nähern, ist ein
Blick auf die Bauordnungen der Länder hilfreich. So fordert Art. 4 I Nr. 1 BayBO, daß das
Grundstück nach Lage, Form, Größe und Beschaffenheit für die beabsichtigte Bebauung
geeignet sein muß.795 Des weiteren fordert die BayBO allerdings, daß das Grundstück in
einer angemessenen Breite an einer befahrbaren öffentlichen Verkehrsfläche liegen muß.
Daß unter Lage mehr als nur die rein örtliche (koordinatengemäße) Position zu verstehen
ist, läßt sich schließlich einem Urteil des BGH entnehmen.796 Denn dieser zitiert dort unter
anderem ein Berufungsgericht und verwendet den Begriff der (Erschließungs-)Lage. Lage
793Damit ist die von § 30 BauGB geforderte gesicherte Erschließung gemeint, die für die Zulässigkeit eines
Vorhabens erforderlich ist.
794Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, Vorb §§ 45 – 84, Rn. 20b, Punkt 8.1.3.
795Die ,Lage‘ ist durch Rechtsprechung in diesem Sinne präzisiert worden, daß ein Grundstück von seiner
Lage her für eine Bebauung geeignet ist, ”wenn durch die Situierung des Gebäudes keine Gefahren für
Leib, Leben oder Sachgüter für das Gebäude und seine Benutzer ausgehen.“ Siehe BayVGH, Urteil
vom 28.12.1998 – 14 B 95/1255.
796BGH, Urteil vom 10.3.2005 – III ZR 224/04.
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eines Grundstücks bedeutet somit eben auch die Lage an einer Erschließungsstraße. Eben-
so wird ein Grundstück, das doppelt erschlossen ist, auf einmal zu einer Ecklage, ohne
seine räumliche Position zu verändern.
Aus diesem Grund wird mit der Durchführung einer solchen Bodenordnungsmaßnahme
dem § 45 BauGB gerecht. Es entstehen Grundstücke, die nach Lage, Form und Größe
für eine bauliche oder sonstige Nutzung zweckmäßig gestaltet sind. Die Bereitstellung der
Straßenflächen als einziger Umlegungszweck stellt zwar einen reinen Güterbeschaffungsvor-
gang dar. Ein solcher findet aber immer statt, wenn in einer Umlegung bewohnerdienliche
Gemeinbedarfsflächen ausgeschieden werden.797 Da das BVerfG den Flächenabzug als Teil
des Ausgleichs privater Interessen zählt, ist aus Verfassersicht die Umlegung zulässig. Ist
die Straße, die entstehen soll, allerdings nicht überwiegend örtlich, ist die Umlegung wie-
derum ungeeignet. Denn der Hauptzweck wäre nicht der Ausgleich privater Interessen,
sondern die Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe.
Beispiel U5798 Bebauungsplan U5 soll ein Gebiet, das bisher als Gartenland genutzt
wurde, für eine bauliche Wohnnutzung erschließen. Für den Anschluß der Planstraße U5
an das äußere Verkehrsnetz ist die Inanspruchnahme des Grundstücks Nr. 50 erforder-
lich. Diese Baulücke fällt fast komplett in die Planstraße U5. Um die Planung realisieren
zu können – insbesondere die Planstraße U5 über das Grundstück Nr. 50 – ist eine Bo-
denordnungsmaßnahme erforderlich. Dafür muß abgewogen werden, ob der Einbezug des
Grundstücks Nr. 50 in eine Baulandumlegung entsprechend der Eigentumsdogmatik des
BVerfG rechtmäßig ist.799
Die Planstraße U5 ist als eine örtliche Verkehrsfläche nach § 55 II BauGB einzustu-
fen. Sie ist erforderlich, um das Baugebiet aufzuschließen, und daher aus Sicht derjenigen
Eigentümer, deren Grundstücke durch die Straße erschlossen werden, insgesamt privatnüt-
zig.800 Aus Sicht des Eigentümers von Grundstück Nr. 50 sieht es zunächst einmal anders
aus: Dieses Grundstück ist bereits bebaubar, durch eine Umlegung wäre eine Zuteilung
in exakt dieser Lage nicht möglich. Daher ist die Planung hinsichtlich dieses konkreten
Grundstücks fremdnützig. Der Bestand dieses Grundstücks geht in der konkreten Lage
verloren.801
Die bisherige Rechtsprechung des BGH hat die Umlegung in einem solchen – mit Sicher-
heit nicht seltenen Fall – als zulässig angesehen. Ein einzelnes Grundstück, das ganz als
Verkehrsfläche im Bebauungsplan ausgewiesen sei, könne in die Umlegung einbezogen wer-
den, um dadurch zur besseren Ordnung des gesamten Umlegungsgebiets Verkehrsflächen
zu gewinnen.802 Dies ist vom LG Darmstadt insofern präzisiert worden,803 als die Privat-
797Vgl. dazu Kapitel 2.3.2.2.
794Die Abbildung befindet sich in Anhang A.5.
799Die Zweckmäßigkeit muß in diesem Fall nicht untersucht werden, da diese die Aufbringung der Plan-
straße U5 ist.
800Diese Privatnützigkeit kann freilich nur erreicht werden, wenn eine Baulandumlegung durchgeführt
wird und die Planstraße U5 von allen Eigentümern solidarisch aufgebracht wird. Vgl. Kapitel 4.1.1.1.
801Dies trifft allerdings auf alle Grundstücke zu, die in die künftige Planstraße U5 fallen. Der Unterschied
ist freilich, daß diese Grundstücke nur die Qualität Rohbauland haben, während das Grundstück Nr.
50 bereits baureif ist.
802BGH, Urteil vom 27.2.1967 – III ZR 58/66.
803LG Darmstadt, Urteil vom 6.12.2000 – 9 O (B) 27/99.
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nützigkeit der Umlegung insgesamt gesehen nicht in Frage gestellt werden dürfe.804 Aus
dieser Rechtsprechung läßt sich allerdings nicht ableiten, wie der BGH die Landaufbrin-
gung isoliert bewertet hätte. Legt man allerdings die althergebrachte Eigentumsdogmatik
des BGH zugrunde,805 hätte der Eigentümer ein Sonderopfer zugunsten der Allgemein-
heit, sprich der Eigentümer im Plangebiet, bringen müssen. Da er bei Einbeziehung seines
Grundstücks in die Umlegung jedoch einen Anspruch auf eine wertgleiche Abfindung in
Land hat, hätte der Verlust des Grundstücks Nr. 50 keine Enteignung dargestellt. Denn
die Umlegung wäre ja insgesamt gesehen privatnützig.
Aus Sicht der Eigentumsdogmatik des BVerfG ist diese Begründung nicht mehr halt-
bar. Entscheidend ist der Zweck des Entzugs von Grundstück Nr. 50. Der Zweck ist die
Landaufbringung für die Planstraße U5. Diese ist eine örtliche Verkehrsfläche und da-
her in der Umlegung nach § 55 II BauGB zu behandeln. Nach der Rechtsprechung des
BVerfG sind solche Flächen ein Teil des privaten Interessenausgleichs. Würde der Entzug
von Grundstück Nr. 50 als Enteignung bewertet, müßte der Zweck des Eigentumsentzugs
die ,Erfüllung bestimmter öffentlicher Aufgaben‘ sein.806 Es kann aber aus Verfassersicht
nicht sein, daß der Zweck eines Eigentumsentzugs je nach Sichtweise807 unterschiedlich ist.
Das wäre absurd und würde der Eigentumsdogmatik des BVerfG nicht gerecht. Damit ist
es in jedem Fall zulässig, das Grundstück Nr. 50 in die Umlegung U5 einzubeziehen. Das
Grundstück ist wie die anderen Grundstücke im Umlegungsgebiet ein Teil des Bebauungs-
plans U5.808 Als Beteiligter der Umlegung steht dem Eigentümer ein Sollanspruch an der
Verteilungsmasse zu.809 Selbst wenn in einem solchen Fall der Sollanspruch des Betroffe-
nen so gering ist, daß er keine Zuteilung bekommen kann, ist die Umlegung für ihn keine
Enteignung, sondern eine (ausgleichspflichtige) Inhaltsbestimmung des Eigentums.
Beispiel U6 Wie bereits in Kapitel 4.1.1.2 erwähnt, sind Eingriffe in Natur und Land-
schaft auszugleichen bzw. Ersatzmaßnahmen vorzunehmen. Diese können im Eingriffs-
bebaungsplan selbst oder auch in einem eigenen Ausgleichsbebauungsplan geregelt wer-
den.810 Damit Ausgleichsflächen überhaupt in einer Umlegung behandelt werden können,
ist die Zuordnung der Eingriffe zu den Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen erforderlich.
Mindestens muß feststehen, welche Ausgleichsmaßnahmen erschließungsflächen- und wel-
804Dieser Passus geht auf ein Urteil des BGH (BGH, Urteil vom 13.12.1990 – III ZR 240/89) zurück,
nach dem die Privatnützigkeit sich auf die Umlegung als Ganzes beziehen müsse.
805Vgl. Kapitel 1.4.1.2.
806Eine solche öffentliche Aufgabe könnte die Schaffung von Bauland sein. Siehe Lege in: Jahrbuch des
Umwelt- und Technikrechts, S. 7 (38). Dieser sieht die Umlegung im Gegensatz zum BVerfG als
Enteignung an.
807Im Fall des Grundstücks Nr. 50 wäre der Entzug auf die Schaffung von Bauland gerichtet, im Fall der
weiteren Grundstücke im Plangebiet auf den Ausgleich privater Interessen.
808Dieser Bebauungsplan ist eine Inhalts- und Schrankenbestimmung. Die schützenswerten Belange des
Eigentümers von Grundstück Nr. 50 sind in der Abwägung nach § 1 VII BauGB berücksichtigt worden.
Stellt sich allerdings heraus, daß die Belange des Eigentümers nicht ausreichend berücksichtigt wurden
und der Bebauungsplan damit nichtig wäre, würde dies die Umlegung in Frage stellen.
809Daß das Grundstück Nr. 50 vor Aufstellung des Bebauungsplans U5 bebaubar war, wird sich im
Einwurfswert mit der Qualität ,baureifes Land‘ des Grundstücks widerspiegeln.
810Auf die Problematik der Ausgleichsbebauungspläne wurde bereits hingewiesen. Für die bodenordne-
rische Diskussion dieser Pläne wird jeweils davon ausgegangen, daß der Plan verfassungskonform ist,
also nicht gegen das Abwägungsgebot nach § 1 VII BauGB verstößt. Die Gemeinde hat also keine
Flächen im Eigentum, die für den Geltungsbereich des Augleichbebauungsplans in Frage kommen.
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che bauflächenbedingt sind. Nach § 55 II BauGB sind die erschließungsflächenbedingten
Ausgleichsflächen stets vorweg auszuscheiden, die bauflächenbedingten jedoch nur, wenn
sie zugleich eine Doppelfunktion als Grünfläche in Form einer bewohnerdienlichen Er-
schließungsfläche haben. Sind die Ausgleichsflächen im Eingriffsbebauungsplan selbst fest-
gesetzt, ist deren Behandlung im Rahmen einer Baulandumlegung unstrittig. Denn die
Lage der Flächen hätte in diesem Plan auch an anderer Stelle erfolgen können – sofern sie
nicht situationsbedingt gerade an dieser Stelle festgesetzt worden sind. Damit bilden alle
Eigentümer eine Solidargemeinschaft. Infolge der Durchführung einer Umlegung erwächst
jedem Eigentümer ein Sollanspruch auf eine wert- und anteilsgleiche Landzuteilung, so daß
die Ausgleichsflächen wie die Erschließungsflächen solidarisch aufgebracht werden.
Anders sieht es in Beispiel U6 aus. Dort sind die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in
einem eigenen Bebauungsplan festgesetzt worden. Dieser hat keinen örtlichen Zusammen-
hang mit dem Eingriffsbebauungsplan selbst. Dieterich und Teigel halten die Einbeziehung
des Ausgleichsbebauungsplans in eine Baulandumlegung aus pragmatischen Gründen für
zulässig bzw. sogar notwendig. Würde der Ausgleichsbebauungsplan nicht in die Umle-
gung einbezogen, wären die Eingriffseigentümer gezwungen, ”auf anderem Wege für die
Durchführung ihrer Ausgleichspflicht Sorge zu tragen, eine Pflicht, die sich für sie mög-
licherweise auf zusätzliche finanzielle Lasten reduzieren würde.“811 Die Folge sei die Er-
forderlichkeit einer Enteignung, was die Akzeptanz der naturschutzrechtlichen Regelung
nicht erhöhe. Diese Abhandlung findet ausschließlich aus dem Blickwinkel der Eigentü-
mer im Eingriffsbebauungsplan statt. Allerdings ist auch das Eigentum im Ausgleichsbe-
bauungsplan gleichermaßen durch Privatnützigkeit und grundsätzliche Verfügungsbefugnis
geschützt. Daher ist es erforderlich, auch diese Eigentumsinteressen bei der Wahl des ge-
eigneten Bodenordnungsverfahrens zu integrieren.
Bei Diskussion solcher Ausgleichsbebauungspläne ist zunächst einmal der Grund für die
örtliche Trennung von Eingriff und Ausgleich interessant. Neben einer möglichen Konzen-
tration von Ausgleichsflächen verschiedenster Eingriffe an einem Ort dürften die Kosten
für die Entwicklung von Bauland eine große Rolle spielen. In exponierter Lage mit ver-
gleichsweise hohen Bodenwerten werden möglichst viele Baugrundstücke geschaffen. Die
Ausgleichsmaßnahmen finden auf räumlich getrennten Flächen statt, die sich nicht für
eine bauliche Nutzung aufdrängen und daher niedrige Bodenwerte haben. Aus bodenwirt-
schaftlicher Sichtweise ist diese Vorgehensweise vernünftig, da auf diese Weise mehr und
günstigeres Bauland entsteht. Strebt die Gemeinde für die Bereitstellung der Ausgleichs-
flächen eine Baulandumlegung an, ergeben sich schnell Probleme:
1. Die erschließungsflächenbedingten Ausgleichsflächen sind nach § 55 II BauGB vorweg
abzugsfähig, die bauflächenbedingten jedoch nur, wenn sie zugleich eine bewohner-
dienliche Grünfläche (Erschließungsfläche) darstellen. Dies trifft für diese Flächen
innerhalb des Ausgleichsbebauungsplans mit Sicherheit nicht zu. Das heißt die bau-
flächenbedingten Ausgleichsflächen sind nicht vorweg abzugsfähig, sondern sind Teil
der Verteilungsmasse.812
2. Die Grundstücke im Ausgleichsbebauungsplan haben keinesfalls die Qualität ,Roh-
bauland‘. Denn sie sind nicht für eine bauliche Nutzung bestimmt, auch wenn sie
811Teigel, Bodenordnung für Ausgleichsflächen, S. 155.
812Diese Ausgleichsflächen würden dann den privaten Eigentümern zugeteilt oder der Gemeinde, sofern
sie als öffentliche Grünfläche festgesetzt sind.
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freilich Bauvoraussetzungsland sind. Dieterich stellt zwar fest, daß die Ausgleichs-
flächen im Einwurfswert nicht niedriger bewertet dürfen (also mindestens Rohbau-
land),813 aus Verfassersicht ist dieser Wertansatz jedoch nicht konsequent. Im Ein-
griffsbebauungsplan selbst liegende Ausgleichsflächen sind aufgrund der Rechtspre-
chung des BGH mindestens als Rohbauland zu bewerten.814 Doch der Grund dafür
ist, daß die Bodenwerte im Bebauungsplan während des Aufstellungsverfahrens so
lange gleichmäßig steigen, bis mit großer Sicherheit feststeht, an welcher Stelle pri-
vatnützige Bauflächen und an welcher Stelle die Ausgleichsflächen liegen werden. Im
Ausgleichsbebauungsplan ist dieser Fall jedoch anders gelagert. Dort dürften die be-
troffenen Flächen bereits im Flächennutzungsplan als Grünflächen dargestellt sein
und außerdem dürfte der Aufstellungsbeschluß zum Ausgleichsbebauungsplan aus-
führen, daß dort Ausgleichsflächen entstehen werden. Daher kann die Qualität der
Flächen maximal begünstigtes Agrarland sein. Aufgrund der Situationsgebundenheit
wäre es daher recht- und zweckmäßig, die Grundstücke im Einwurf deutlich niedriger
zu bewerten.815
Entscheidend816 für die Unzulässigkeit der Baulandumlegung im Zusammenhang mit
Ausgleichsbebauungsplänen ist jedoch folgender Grund: Die Baulandumlegung ist ein In-
strument des Ausgleichs privater Interessen. Bei einem solchen Interessenausgleich ist al-
lerdings immer ein Interessenverbund erforderlich, dessen Beteiligte untrennbar mitein-
ander verbunden sind. Dies zeigen einschlägige Beispiele aus der Praxis, bei denen ein
Eigentumsentzug eine Inhaltsbestimmung des Eigentums darstellt – stets mit dem Ziel
des privaten Interessenausgleichs.817 Die Beteiligten sind dabei jeweils aufgrund der In-
teressenkollisionen direkt miteinander verbunden. So ist es grundsätzlich auch bei der
Baulandumlegung. Im vorliegenden Beispiel U6 sieht es jedoch anders aus. Die Eigentü-
mer im Eingriffsbebauungsplan und diejenigen im Ausgleichsbebauungsplan bilden eher
eine willkürliche Interessengemeinschaft. Die Ausgleichsflächen hätten ebenso im Eingriffs-
bebauungsplan oder auch an anderer Stelle liegen können. Ein weiterer Grund für die
Unzulässigkeit der Baulandumlegung in diesem Fall ist der, daß den Eigentümern im Aus-
gleichsbebauungsplan gerade nicht die plangerechte Nutzung im konkreten Fall ermöglicht
werden soll.818 Denn sie werden – zumindest zum großen Teil – aus dem Gebiet des Aus-
gleichsbebauungsplans verdrängt. Der Bodenordnungsbedarf entsteht also erst durch eine
den Eigentümern fremde Maßnahme (siehe Eingriffsbebauungsplan). Daher ist in diesem
Fall eine Baulandumlegung nicht geeignet, die bodenordnerische Problematik hinsichtlich
von Ausgleichsbebauungsplänen zu lösen. Wo verschiedene private Interessen eher zufäl-
lig miteinander kollidieren, ist die Herbeiführung eines privaten Interessenausgleichs nicht
813Dieterich, Baulandumlegung, Rn. 232u.
814BGH, Urteil vom 15.11.1979 – III ZR 78/78.
815Vgl. daher die entsprechenden Ausführungen in BGH, Urteil vom 15.11.1979 – III ZR 78/78. Ähnlich
argumentiert auch Strotkamp in: Sprengnetter, Grundstücksbewertung, Band V, 3/21/3/17.
816Die Problematik der geringen Einwurfswerte im Ausgleichsbebauungsplan und der daraus resulutie-
renden geringen Sollansprüche auf Zuteilung von Baugrundstücken im Eingriffsbebauungsplan wird an
dieser Stelle gar nicht als entscheidend angesehen. Vgl. dazu nur Müller-Jökel, VR 1997, S. 333 ff.
817Bei den durch die Wiedervereinigung Deutschlands virulent gewordenen Konflikten zwischen Alteigen-
tümern und Neueigentümern (BVerfGE 101, S. 239 (259)) oder der Zwangsvollstreckung (BVerfGE
46, S. 325 (334f.)) wird immer Eigentum entzogen mit dem Ziel des privaten Interessenausgleichs.
818Gerade dies sieht das BVerfG aber als den entscheidenden Zweck der Baulandumlegung an. Vgl.
BVerfGE 104, S. 1 (10).
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möglich. Daher kann der Landerwerb nur freihändig oder durch eine Enteignung nach §
85 I Nr. 1 BauGB819 erfolgen.
Beispiel U7820 Der Bebauungsplan U7 setzt neben einem Gewerbegebiet und einem
Allgemeinen Wohngebiet eine Grünfläche als Puffer zu einem Einkaufszentrum fest. Die-
se Grünfläche ist zudem Teil eines Grünzugs, der insgesamt als überwiegend überörtlich
einzustufen ist. Aus Sicht der betroffenen Eigentümer ist dieser Grünzug fremdnützig und
stellt damit eine sonstige Fläche dar, für die nach dem Bebauungsplan eine Nutzung für
öffentliche Zwecke festgesetzt ist. Daher ist er in der Baulandumlegung nach § 55 V BauGB
zu behandeln. Dieser gibt zwei entscheidende Voraussetzungen für die Behandlung solcher
Flächen im Rahmen der Baulandumlegung vor:
1. Der Bedarfs- oder Erschließungsträger bringt geeignetes Ersatzland, das auch außer-
halb des Umlegungsgebiets liegen kann, in die Verteilungsmasse ein.
2. Diese Maßnahme ist zur alsbaldigen Durchführung des Bebauungsplans zweckmäßig.
Die Befugnis der Umlegungsstelle, von § 55 V BauGB Gebrauch zu machen, ist als
Soll-Vorschrift geregelt.821
Außerdem wird die Bereitstellung von Flächen nach § 55 V BauGB durch § 45 BauGB
eingeschränkt. Hauptzweck einer Umlegung muß die Schaffung von Grundstücken sein, die
nach Lage, Form und Größe für eine bauliche oder sonstige Nutzung zweckmäßig geformt
sind. § 55 V BauGB muß also immer Nebenzweck der Umlegung sein.
Die verfassungsrechtliche Einordnung der Landbereitstellung nach § 55 V BauGB wird
im Schrifttum kontrovers diskutiert. An dieser Stelle werden die beiden maßgeblichen
Stimmen wiedergegeben:
1. Christ822 zufolge ist der Flächenabzug nach § 55 V BauGB eine Enteignung, denn
im Vordergrund stehe die Erfüllung konkreter öffentlicher Zwecke und nicht der Aus-
gleich privater Interessen.823 Daher sei der Flächenabzug unter die Voraussetzungen
des § 87 I und II BauGB zu stellen. Das hieße, daß im Rahmen der Umlegung eigen-
ständig zu überprüfen ist, ob die im Bebauungsplan festgesetzten öffentlichen Zwecke
ausreichend gewichtig sind, um das konkrete Bestandsinteresse der betroffenen Ei-
gentümer überwinden zu können.824
819Bei Durchführung einer Enteignung wird der Bebauungsplan als Inhaltsbestimmung immer überprüft
hinsichtlich der Abwägung der öffentlichen und privaten Belange. Im Zweifelsfall kann genau aus diesem
Grund das Eigentum besser geschützt sein als bei der Durchführung einer Umlegung, bei der diese
Überprüfung des Bebauungsplans nicht stattfindet.
816Die Abbildung befindet sich in Anhang A.6.
821Zum Vergleich zwischen einer Soll-Vorschrift (gebundenes Ermessen) und einer Muß-Vorschrift siehe
Stefani, FuB 4/2006, S. 180 (184).
822Christ, DVBl. 2002, S. 1517 (1518 ff.).
823Christ widerspricht damit der Rechtsprechung des BGH (Urteil vom 19.1.1984 – III ZR 185/82).
Dieser hatte entsprechend seiner Sonderopfertheorie den Flächenabzug als eine Inhalts- und Schran-
kenbestimmung bezeichnet, denn durch die Einbringung von Ersatzland in die Verteilungsmasse werde
ein Lastenausgleich zwischen den einzelnen Eigentümern herbeigeführt.
824Ob diese Überprüfung der Umlegungsausschuß als selbständiges Gremium treffen kann oder dafür die
Einbeziehung der Enteignungsbehörde erforderlich ist, kann im Rahmen dieser Arbeit nicht erörtert
werden.
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2. Spannowsky825 widerspricht Christs Ausführungen. Seiner Meinung nach ist es pro-
blematisch, den Flächenabzug nach § 55 V BauGB aus dem Gesamtvorgang der
Baulandumlegung herauszubrechen und isoliert zu bewerten. Denn § 55 V BauGB
sei in die Umlegung eingebettet und diene der Abwendung der Enteigung. ”Schon der
Umstand, daß die Verteilungsmasse im Anwendungsbereich des § 55 V BauGB nicht
verringert wird, vielmehr der ,Sollanspruch‘ des früheren Eigentümers ungeschmälert
bleibt, macht deutlich, daß der Flächenabzug in das System der Umlegung eingebun-
den ist.“826 Maßgebend sei, daß die Umlegung im Ganzen betrachtet privatnützig
bleibe.
Aus Verfassersicht ist bei der Abgrenzung der Umlegung als Inhaltsbestimmung des
Eigentums von der Enteignung entscheidend, zu welchem Zweck der jeweilige Eigentums-
entzug geschieht. Sollen private Interessen ausgeglichen werden, findet der Entzug im Rah-
men einer Inhalts- und Schrankenbestimmung statt. Erfolgt der Entzug allerdings für die
Erfüllung einer bestimmten, konkreten Aufgabe, ist die Maßnahme in Art. 14 III GG
einzuordnen. Sowohl bei der Umlegung als auch bei der Enteignung wird der konkrete Be-
stand des einzelnen Eigentümers entzogen, also die Bestandsgarantie des Grundgesetzes
überwunden. Bei der Umlegung hat jeder Eigentümer grundsätzlich einen Anspruch auf
Abfindung in Land, bei der Enteignung kann die Entschädigung in Form einer Landab-
findung erfolgen.827 Daher läßt sich anhand der Festsetzungen des Bebauungsplans sehr
einfach zeigen, für welchen Zweck der Eigentumsentzug erfolgt. Ist für eine Fläche im
Bebauungsplan eine Nutzung für öffentliche Zwecke festgesetzt, so ist diese Planung eine
überörtliche und in der Umlegung daher nach § 55 V BauGB zu behandeln. Die Grund-
stücke oder Grundstücksteile, die von dieser Festsetzung betroffen sind, werden also für
die Erfüllung eines konkreten öffentlichen Vorhabens entzogen und die restlichen Grund-
stücke für den Ausgleich privater Interessen. Das Ersatzland stellt dann Enteignungsent-
schädigung in Land dar. Ein Herausbrechen aus dem Gesamtvorgang der Umlegung – wie
Spannowsky dargestellt hat – ist damit gar nicht erforderlich. Entscheidend ist der Zweck
des Eigentumsentzugs.828
Verbleibt die Frage, was unter geeignetem Ersatzland, das nach § 55 V BauGB vom
Bedarfs- oder Erschließungsträger in die Verteilungsmasse einzubringen ist, zu verstehen
ist. Liegt das Ersatzland innerhalb des Umlegungsgebiets selbst, erübrigt sich diese Frage.
Denn das Ersatzland dürfte die gleiche Qualität wie die restliche Verteilungsmasse haben,
also straßenlandbeitragsfreies baureifes Land. Schwieriger wird die Beantwortung der Fra-
ge sein, wenn das Ersatzland außerhalb des Umlegungsgebiets liegt. Otte zufolge sollte
dessen Nutzbarkeit derjenigen der Zuteilungsgrundstücke innerhalb des Umlegungsgebiets
entsprechen. Seiner Meinung nach ist es aber bereits dann geeignet, wenn seine Qualität
825Spannowsky, UPR 9/2004, S. 321 (322). Weitere Stimmen, die den Landabzug nach § 55 V BauGB
als eine Inhaltsbestimmung des Eigentums bezeichnen, können der Dissertation von Jung – Die ver-
fassungsrechtliche Einordnung der städtebaulichen Umlegung auf der Basis der modernen Eigentums-
dogmatik, S. 106 ff. – entnommen werden.
826Spannowsky, UPR 9/2004, S. 321 (322).
827Siehe dazu nur § 100 BauGB.
828Außerdem orientiert sich Spannowskys Argumentationsweise zu sehr an der hergebrachten Sonder-
opfertheorie des BGH. Aber sein Einwand, daß die Verteilungsmasse nicht verringert werde und die
Umlegung im Ganzen betrachtet privatnützig sein müsse, ist mit der modernen Eigentumsdogmatik
des BVerfG nicht zu vereinbaren.
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und Nutzbarkeit den Einwurfsgrundstücken des betroffenen Eigentümers entspricht.829
Um sich der Frage des ,geeignet‘ zu nähern, ist zunächst die Klärung der Entschädigungs-
höhe bei einer isolierten Enteignung erforderlich. Dort gelten die §§ 93 ff. BauGB. Erfolgt
die Entschädigung nach § 100 BauGB in Land, so ist § 95 I BauGB maßgeblich; als ei-
ne Entschädigung nach dem Verkehrswert des zu enteignenden Grundstücks. Demnach
müßte die Qualität genau derjenigen des Grundstücks, das nach § 55 V BauGB entzo-
gen wird, entsprechen.830 Wird jedoch die Enteignung in die Baulandumlegung integriert,
unterliegt die Qualität des Ersatzlandes anderen Anforderungen. Da nach § 59 I BauGB
kein Anspruch auf die Grundstückszuteilung in einer bestimmten Lage besteht, kann die
Zuteilung mit dem Ersatzland auch jemand anderes als denjenigen treffen, dessen Ein-
wurfsgrundstück nach § 55 V BauGB entzogen wurde. Die Zuteilung dieses ,Anderen‘
entspräche dann nicht den Anforderungen, die das BVerfG an die Umlegung als Inhalts-
und Schrankenbestimmung gestellt hat.831 Somit ist das Ersatzland nur geeignet, wenn
es die gleiche Qualität wie die sonstigen Grundstücke in der Verteilungsmasse hat. Die
Grundstücke müssen also baureif (mindestens beitragsfrei hinsichtlich des Grunderwerbs
für die Erschließungsanlagen) sein.
Im Rahmen der Umlegung U7 ist im Umlegungsgebiet selbst kein Ersatzland vorhanden.
Daher muß dieses außerhalb des Gebiets bereitgestellt werden. Geeignet ist das Ersatzland,
wenn es baureif mit der Nutzbarkeit ,Gewerbegebiet‘ oder ,Allgemeines Wohngebiet‘ ist.
Aufgrund der Lage der Grünfläche am Rand des Umlegungsgebiets ist zudem zu prüfen,
ob es überhaupt zur alsbaldigen Durchführung des Bebauungsplans zweckmäßig ist, die
überörtliche Fläche mit in das Umlegungsgebiet zu integrieren.
Beispiel U8832 Der Bebauungsplan U8 wurde infolge einer Sanierungsmaßnahme auf-
gestellt. Ziel der Sanierung ist insbesondere die Verlegung der durch das Stadtzentrum
verlaufenden Bundesstraßen an den Rand des Sanierungsgebiets. Der Trassenteil, der in-
nerhalb des Sanierungsgebiets verläuft, wird vom Bebauungsplan U8 erfaßt. Der Plan weist
die neue Trassenführung im westlichen Stadtbereich aus. Für die außerhalb des Plangebiets
liegenden Teilstrecken führte der Träger der Straßenbaulast ein Planfeststellungsverfahren
durch.833 Um den Bebauungsplan umsetzen zu können, ordnet die Gemeinde die Sanie-
829Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 55, Rn. 14. Die Zuteilung eines derartigen Grundstücks
minderer Nutzungsqualität belaste den Umlegungsbeteiligten weniger als eine andernfalls nur noch
mögliche Abfindung in Geld. Es sei sogar ein Verzicht auf die Bereitstellung des geeigneten Ersatz-
lands möglich, wenn der Bedarfs- oder Erschließungsträger sich ernsthaft, aber vergeblich um eine
Ersatzlandbeschaffung bemüht habe. Einzige Schranke sei die Erfüllung des Grundsatzes der minde-
stens gleichwertigen Zuteilung, diese dürfe nicht unterschritten werden.
830Je nach Qualität des Einwurfsgrundstücks würde also nach diesem Gedankengang – so wie von Otte
ausgeführt – Ersatzland mit der Qualität Rohbauland ausreichen.
831Vgl. dazu BVerfGE 104, S. 1 (11). Dort heißt es, daß eine einseitige Bevorzugung oder Benachteiligung
mit der verfassungsrechtlichen Vorstellung eines sozialgebundenen Privateigentums nicht in Einklang
stehe. Außerdem hätten die Eigentümer grundsätzlich Anspruch auf Zuteilung von Bauland im Verhält-
nis der Flächen oder Werte, in dem die früheren Grundstücke vor der Umlegung zueinander gestanden
haben.
828Die Abbildung befindet sich in Anhang A.7.
833Damit haben wir es mit zwei Rechtsmaterien zu tun. Während bei planfestgestellten Projekten die
Vorwirkung der Enteignung gilt (siehe S. 98, Fn. 561), muß bei dem Bebauungsplan als einer Inhalts-
und Schrankenbestimmung die Zulässigkeit der Enteignung erst noch überprüft werden. Dabei wird
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rungsumlegung U8 an.834
Dieser als ,Winterberg‘ bekannt gewordene Fall wird in der Literatur kontrovers disku-
tiert.835 Der BGH hat seinerzeit für die konkrete Bodenordnungsaufgabe die Baulandumle-
gung als zulässiges Instrument eingestuft.836 Die Privatnützigkeit, die insgesamt betrachtet
für das ganze Umlegungsgebiet – und nicht für jedes einzelne Grundstück – gegeben sein
müsse, sei zu bejahen, obwohl die betroffenen Grundstücke bereits geordnet seien und der
Bodenordnungsbedarf erst infolge der (fremdnützigen) Planung entstehe. Denn die Prü-
fung, ob die Gemeinde mit der Einleitung und Durchführung des Umlegungsverfahrens
privatnützige Zwecke verfolge, ”erfordert eine Gesamtbeurteilung aller wesentlichen Um-
stände.“837 Um die Zulässigkeit der Sanierungsumlegung im konkreten Fall bejahen zu
können, bedient sich der BGH eines Kunstgriffs, indem er diese wesentlichen Umstände
nicht nur auf die reine Baulandumlegung selbst bezieht, sondern um den Zweck ,Behebung
eines städtebaulichen Mißstandes im Rahmen der Stadtsanierung‘ aufweitet. Denn es be-
stehe aus objektiver Sicht ein Interesse der betroffenen Eigentümer an einer angemessenen
Lösung der Konfliktsituation. Die dem Prinzip der Lastengleichheit verpflichtete Umle-
gung sei schließlich das im Verhältnis zur Enteignung mildere Mittel. Somit überstrahle
die im Rahmen der Sanierung erforderliche Verlegung einer stark befahrenen Durchgangs-
straße alle weiteren Maßnahmen der städtebaulichen Sanierung; daher sei der Bodenord-
nungsbedarf durch die Baulandumlegung nach den §§ 45 ff. BauGB lösbar. Aufgrund des
fremdnützigen Charakters hat der BGH die zukünftigen Straßenflächen insgesamt nach §
55 V BauGB eingestuft, also als überörtliche Flächen.
Aus heutiger Sicht – in Verbindung mit der Rechtsprechung des BVerfG – ist der Fall
,Winterberg‘ anders zu beurteilen. Wie mehrfach erwähnt, ist für die Wahl des geeigneten
Bodenordnungsverfahrens nicht mehr die Vermeidung eines Sonderopfers aus Sicht der
Betroffenen maßgebend, sondern einzig und allein der Zweck des Eigentumsentzugs. Die
– von Ronellenfitsch als ”konturlose Gesamtbetrachtung aller wesentlichen Umstände“
838
bezeichnete – Vorgehensweise des BGH birgt die Gefahr, daß der Aspekt des privaten In-
teressenausgleichs mühelos ausgehebelt werden kann, wenn man nur das Umlegungsgebiet
entsprechend groß wählt. Dabei würde aber die vom BVerfG vertretene grundstücksbe-
zogene Betrachtung des Zwecks für den Eigentumsentzug in jedem Fall verloren gehen.
Daher ist zunächst der eigentliche Grund für den konkreten Eigentumsentzug der betrof-
fenen Eigentümer zu untersuchen. Dabei sind bei Beispiel U8 zwei Aspekte besonders
hilfreich:
1. Die Durchgangsstraße ist eine Bundesstraße und wird auch nach ihrer Verlegung an
den Randbereich des Sanierungsgebiets eine solche bleiben. Das heißt, daß die Straße
im Hauptzweck dem Wohl der Allgemeinheit dient und daher in erster Linie keine
örtliche Verkehrsfläche darstellt, die zu der Erschließung der Grundstücke erforderlich
ist.
auch der Bebauungsplan selbst kontrolliert.
834Auf die wesentlichen Unterschiede zwischen der Baulandumlegung innerhalb oder außerhalb eines Sa-
nierungsgebiets wird an dieser Stelle nicht eingegangen, da dies für die Lösung der Aufgabe unerheblich
ist. Vgl. dazu nur Dieterich, Baulandumlegung, Rn. 326 ff.
835Vgl. dazu Kapitel 2, insbesondere S. 41.
836BGH, Urteil vom 13.12.1990 – III ZR 240/89.
837BGH, Urteil vom 13.12.1990 – III ZR 240/89.
838Ronellenfitsch, VerwArch 1996, S. 143 (165).
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2. Die Trassenverlegung der Durchgangsstraße wurde außerhalb des Sanierungsgebiets
durch eine Planfeststellung geregelt. Infolge der Planfeststellung ist dort die Boden-
ordnungsfrage bereits geklärt. Es gilt die Vorwirkung der Enteignung, die Zulässigkeit
der Enteignung wurde also bereits im Planfeststellungsverfahren geklärt.839
Aus diesem Grund kann für die bodenordnerische Regelung der Straßenflächen im Sa-
nierungsgebiet auch nur die Enteignung in Frage kommen.840 Es ist allerdings zu prüfen,
ob der Flächenerwerb für die fremdnützige Planung auch über einen alternativen Weg –
unter Vermeidung der Enteignung – erfolgen kann. Da bietet sich zunächst einmal der frei-
händige Erwerb an, der ohnehin zur Vermeidung der Enteignung versucht werden muß. Ist
dieser gescheitert, verbleibt nur die Enteignung. Die Gemeinde kann aber die Enteignung
im Rahmen der Baulandumlegung durchführen, indem sie die erforderlichen Flächen nach
§ 55 V BauGB gegen Ersatzland aufbringt. Dieser Möglichkeit ist jedoch nur zulässig,
wenn sie nicht Hauptzweck der Umlegung ist.841
Im vorliegenden Fall U8 wird der Bodenordnungsbedarf erst durch die Verlegung der
Bundesstraße an den Rand des Sanierungsgebiets ausgelöst. Weiterer Bodenordnungsbe-
darf, der die Umsetzung einer privatnützigen Planung erst ermöglichen soll, ist – zumindest
in größerem Maße – nicht vorhanden. Somit ist die Durchführung der Baulandumlegung
in diesem Fall nicht das geeignete Instrument, die Ziele der städtebaulichen Sanierung
zu erreichen. Das gilt aus Verfassersicht auch im Hinblick darauf, daß die Umlegung U8
die Behebung der städtebaulichen Mißstände unterstützen soll. Die Sanierungsumlegung
ist eine ,normale‘ Baulandumlegung nach den §§ 45 ff. BauGB, es gelten allerdings eini-
ge Sondervorschriften nach § 153 V BauGB. Das ändert aber nichts daran, daß das Ziel
der Sanierungsumlegung der Ausgleich privater Interessen hinsichtlich der Grundstücks-
verhältnisse ist. Nicht im Vordergrund der Umlegung dagegen – also Hauptzweck – darf
die Erreichung der gesamtheitlichen Sanierungsziele sein. Die Umlegung kann diese Ziele
nur unterstützen, wenn eine privatnützige Planung aus Sicht der betroffenen Eigentümer
die Durchführung einer Bodenordnung erfordert. Ansonsten können die Mißstände – wie
in Beispiel U8 – nur über die Durchführung einer Enteignung behoben werden.
Die Beispiele U4 bis U8 haben gezeigt, daß es einen direkten Zusammenhang zwischen
öffentlichen Verkehrsflächen und der Recht- und Zweckmäßigkeit der Bodenordnungsin-
strumente gibt. Wie bereits vorher im Zusammenhang mit der Rechtsprechung des BVerfG
nachgewiesen wurde, findet ein Eigentumsentzug entweder im Rahmen einer Inhalts- und
Schrankenbestimmung oder einer Enteignung statt.842 Je nach dem Charakter der Planung
kann daher der Bodenordnungsbedarf nur im Rahmen der Umlegung oder der Enteignung
erledigt werden. Ist die Planung im Ganzen privatnützig, kommt nur die Baulandumle-
gung in Frage, auch wenn der einzige Zweck der Umlegung die Aufbringung von Erschlie-
ßungsland nach § 55 II BauGB ist. Es ist auch möglich, daß Grundstücke, die ohne die
Planung bereits bebaubar waren, vom Umlegungsgebiet erfaßt werden, da sie von den
geplanten und dringend erforderlichen Erschließungsanlagen erfaßt sind. Denn aufgrund
839Zur Vorwirkung der Enteignung bei der Planfeststellung siehe Kapitel 1.3, Fn. 119, sowie Kapitel
3.2.4.1, Fn. 561.
840Denn es kann aus Verfassersicht nicht sein, daß die Bodenordnung für die Teile der Straße, die außerhalb
des Sanierungsgebiets liegen, über Enteignung erledigt wird und der Rest über die Baulandumlegung.
841Siehe dazu die Ausführungen in Beispiel U7.
842Das Umschlagen der Inhaltsbestimmung in die Enteignung ist nicht möglich.
Kapitel 4. Städtische Bodenordnung 154
eines direkten Interessenverbunds aller Eigentümer im Umlegungsgebiet ist ein Ausgleich
privater Interessen erforderlich. Gerade dieser vereinigende Interessenverbund ist bei einer
Umlegung, die Ausgleichsflächen in einem eigenen Ausgleichsbebauungsplan aufbringen
soll, nicht gegeben. Aus Sicht der Betroffenen stellt dieser Ausgleichsbebauungsplan eine
fremde Maßnahme dar.
Außerdem wurde gezeigt, daß Fälle der Enteignung in die Durchführung einer Umle-
gung integriert werden können. Diese Möglichkeit erfolgt über § 55 V BauGB, sofern die
dort genannten Bedingungen erfüllt sind und diese Maßnahme nicht im Vordergrund der
Umlegung steht. Somit stellt die Regelung des § 55 V BauGB eine Möglichkeit dar, den
Enteignungszweck nach § 87 I BauGB auf eine andere zumutbare Weise zu erreichen.
Der Landentzug stellt zwar trotzdem eine Enteignung dar, aufgrund der vorgeschriebenen
Enteignungsentschädigung in Land (Ersatzland) ist die Wirkung aus Sicht des betroffenen
Eigentümers milder.
4.2.3. Zuteilung und Geldleistung
Die Zuteilung und die Geldleistung spielen bei der Aufstellung des Bebauungsplans eine
zentrale Rolle. Jeder beteiligte Eigentümer hat nach § 56 I BauGB einen Sollanspruch
auf eine Zuteilung von Grundstücken.843 Die Zuteilung der Grundstücke selbst ist in § 59
BauGB geregelt. Unter Rückgriff auf den Sollanspruch sind den Eigentümern dem Umle-
gungszweck entsprechend844 nach Möglichkeit Grundstücke in gleicher oder gleichwertiger
Lage zuzuteilen.845 Da die Erfüllung des Umlegungszwecks im Vordergrund steht und aus
diesem Grund auch zweckmäßig gestaltete Grundstücke entstehen sollen, wird die reale
Zuteilung in der Regel dem Sollanspruch nicht zu hundert Prozent entsprechen. Dieser
Tatbestand wird von § 59 II BauGB aufgegriffen, indem für diesen Fall der Ausgleich in
Geld geregelt wird.846 Läßt der Umlegungszweck keine Regelzuteilung entsprechend dem
Sollanspruch zu, schafft § 59 III – VI BauGB Abhilfe, und zwar in einer abschließenden
843Dafür bietet das BauGB mit den §§ 57 f. zwei Verteilungsmaßstäbe, die Verteilung nach Werten oder
die Verteilung nach Flächen. Ein davon abweichender Verteilungsmaßstab ist nach § 56 II BauGB
möglich, sofern alle Beteiligten damit einverstanden sind. Der Wertmaßstab regelt zwei entscheidende
Komponenten der Umlegung als Instrument des privaten Interessenausgleichs, die das BVerfG im
Urteil zur Baulandumlegung hervorgehoben hat: Demnach hat jeder Eigentümer entsprechend seinem
Sollanspruch ein Anrecht auf eine anteilsgleiche und mindestens wertgleiche Zuteilung. Vgl. BVerfGE
104, S. 1 (10).
844Der Umlegungszweck ist nach § 45 BauGB gegeben. Dieser ergibt sich aus der Grundlage für die Um-
legung – diese Grundlage stellt ein Bebauungsplan oder die Eigenart der näheren Umgebung innerhalb
eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils dar. Die Erfüllung des Umlegungszwecks hat dabei ein-
deutig Vorrang vor den weiteren Zuteilungsgrundsätzen nach dem § 59 III – VI. Vgl. dazu Otte in:
Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 59, Rn. 7 ff.
845Dabei sind gleiche oder gleichwertige Lage zwei untereinander gleichrangige Alternativen. Vgl. Stang
in: Schrödter, BauGB, § 59, Rn. 14.
846Auf die unterschiedliche Behandlung der geringfügigen Mehr- oder Minderzuteilungen – die soge-
nannten Spitzenausgleiche – und der mehr als nur unwesentlichen Über- bzw. Unterschreitungen des
Sollanspruchs wird an dieser Stelle nicht eingegangen. Siehe dazu nur Dieterich, Baulandumlegung,
Rn. 252 ff.
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Aufzählung.847 Dort sind verschiedene Sonderabfindungen – Geld, Grundeigentum außer-
halb des Umlegungsgebiets sowie dingliche Rechte – mit, aber auch ohne, Einverständnis
der betroffenen Eigentümer geregelt.848
Während insbesondere § 59 II BauGB die Abweichung der Istzuteilungen von den Soll-
ansprüchen pekuniär behandelt, werden in § 64 BauGB die Geldleistungen als Ganzes
geregelt. Diese weichen in der Regel von den in § 59 II BauGB systematisierten Geldaus-
gleichen ab, sofern der Wertmaßstab nach § 57 BauGB angewendet wird.849 Diese Geld-
leistungen setzen sich dann sowohl aus den umlegungsbedingten Wertsteigerungen selbst
als auch aus den Abweichungen zwischen Zuteilung und Sollanspruch zusammen. Die Ge-
meinde ist Gläubigerin und Schuldnerin der Geldleistungen, die nach § 64 III BauGB
als Beitrag gelten und als öffentliche Last auf dem Grundstück (oder dem Erbbaurecht)
ruhen.
4.2.3.1. Der Zusammenhang zwischen Zuteilung und Privatnützigkeit
Die Zuteilung von Grundstücken soll den Zweck der Baulandumlegung umsetzen. Letztlich
ist die Bodenordnung nur ein Instrument, das die Umsetzung des Bebauungsplans in Form
von Vorhaben nach §§ 29 ff. BauGB vorbereiten soll. Somit spielt freilich bei den folgenden
Beispielen immer wieder die Planung eine Rolle.
Beispiel U9850 Der Bebauungsplan U9 setzt ein Reines Wohngebiet fest, das in offener
Bauweise mit Einfamilienhäusern bebaut werden soll. Die Bebauung soll in sehr aufge-
lockerter Art und Weise erfolgen, dafür setzt der Plan für jedes künftige Gebäude ein
eigenes Baufenster fest. Darüber hinaus wird die Auflockerung durch einen sehr mächti-
gen, öffentlichen Grünzug betont. Die Erschließung der Grundstücke soll teilweise über
bereits bestehende Straßen und teilweise über geplante Wohnwege geschehen. Derzeitig
ist das Gebiet für Erholungszwecke mit Bungalows bebaut. Die Planung – insbesondere
des Grünzugs – orientiert sich nicht an der Eigentums- und Nutzungsstruktur, so daß eine
Bodenordnungsmaßnahme erforderlich ist.
Aus diesem Grund erwägt die Gemeinde die Einleitung der Umlegung U9. Ein Problem
dabei ist jedoch, daß vierzehn Eigentümer an der Umlegung beteiligt wären. Der Bebau-
ungsplan läßt dagegen nur die Zuteilung von neun Baugrundstücken zu. Demnach würde
die Umlegungsmaßnahme die Verdrängung von fünf Eigentümern erfordern. Zudem wür-
de eine zeitnahe Umsetzung des Grünzugs den Abriß von sechs Bungalows bedingen, die
grundsätzlich Bestandschutz genießen. Alle Eigentümer – bis auf einen – brächten ähnlich
große Grundstücke in die Umlegung ein.
847Stang in: Schrödter, BauGB, § 59, Rn. 28.
848Auch diese Normen werden an dieser Stelle nicht weiter vertieft. Vgl. daher Otte in:
Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 59, Rn. 13 ff.
849Seit dem Europarechtsanpassungsgesetz Bau (EAG Bau) vom 24.6.2004 kann allerdings auch bei der
Flächenumlegung nach § 58 BauGB ein von § 59 II BauGB abweichender Geldausgleich auftreten,
sofern der Umlegungsvorteil die gesetzlich normierte Obergrenze des Flächenbeitrags übersteigt. Dieser
Vorteil ist dann in Geld auszugleichen.
846Die Abbildung befindet sich in Anhang A.8.
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An dieser Stelle stößt die Baulandumlegung als ein Instrument des Ausgleichs privater
Interessen deutlich an ihre Grenzen. Zunächst einmal hat jeder an einer Baulandumlegung
beteiligte Eigentümer einen Sollanspruch auf Zuteilung von Grundstücken entsprechend
seinem Anteil an der Einwurfsmasse. Daß in der Regel die Zuteilung vom Sollanspruch ab-
weicht, da nach § 59 I und II BauGB bei der Bildung der neuen Grundstücke die Erfüllung
des Umlegungszwecks im Vordergrund steht, wurde bereits ausgeführt. Im vorliegenden
Fall würde der Umlegungszweck jedoch nicht nur unwesentliche oder gar mehr als un-
wesentliche Abweichungen vom Umlegungszweck erfordern, sondern die Verdrängung von
mehr als einem Drittel der Umlegungsbeteiligten. Das heißt, mit Einleitung der Boden-
ordnungsmaßnahme ist bereits vorgezeichnet, daß im Umlegungsgebiet deutlich weniger
Baugrundstücke zugeteilt werden können, als Eigentümer an der Umlegung beteiligt sind.
Da die Einwurfsgrundstücke der meisten Eigentümer ungefähr die gleiche Größe haben,
steht der Umlegungsausschuß vor einem Dilemma: Für den Fall, daß alle Eigentümer an
einer Zuteilung interessiert sind,851 stellt sich folgende Frage: Welche Beteiligten erhalten
eine Landzuteilung und welche werden nach § 59 V oder VI BauGB aus dem Umlegungs-
gebiet verdrängt? Insbesondere bei zwingender Beachtung des Gleichbehandlungsgebots
nach Art. 3 I GG und der Eigentumsgarantie nach Art. 14 I GG wird die Beantwortung
dieser Frage schwierig bis unmöglich. Zudem kollidiert man mit der Intention des § 59 V
BauGB. Denn dieser ist als Ausnahmefall zu betrachten und sollte daher nur als ultima
ratio852 in Frage kommen. Dies verdeutlicht auch das BVerfG, indem es ausführt, daß
”die mit einem teilweisen oder gänzlichen Verlust des bisherigen konkreten Grundstücks
[...] verbundene Änderung der Eigentumsverhältnisse [...] notfalls auch gegen den Willen
einzelner Eigentümer erfolgen“853 könne.
Damit ist die geplante Umlegung U9 so nicht durchführbar. Um im vorliegenden Gebiet
trotzdem eine Bebauung im Rahmen eines privaten Interessenausgleichs herbeiführen zu
können, muß die Grundlage der Bodenordnung – der Bebauungsplan – hinterfragt wer-
den. Wesentlicher Grund für die problembehaftete Umsetzung des Bauleitplans ist die
aufgelockerte Bauweise, die insbesondere durch den überdimensionierten, eigentumsver-
drängenden Grünzug hervorgerufen wird. Nach § 1 VII BauGB sind bei der Aufstellung
eines Bebauungsplans die öffentlichen und die privaten Belange gegeneinander und un-
tereinander gerecht abzuwägen. Im Bebauungsplan U9 scheinen die öffentlichen Belange
hinsichtlich des Grünzugs deutlich mehr Beachtung gefunden zu haben als die privaten.
Denn aufgrund dieser Grünfläche, aber auch wegen der stark eingegrenzten überbaubaren
Grundstücksflächen, steht bereits mit dem Bebauungsplan fest, daß nicht alle Eigentümer
im Plangebiet Baugrundstücke erhalten können. Daher müssen die öffentlichen Belange
ein so großes Gewicht haben, daß eine solche Einschränkung der Privatnützigkeit des Ei-
gentums zu rechtfertigen ist. Trifft dieser Fall zu, ist die Baulandumlegung in jedem Fall
nicht das geeignete Instrument, den Bodenordnungsbedarf umzusetzen. Damit zeigt sich
auch in diesem Fall, daß die Planung und die Bodenordnung stark miteinander vernetzt
851Von diesem Fall sollte grundsätzlich bei der Einleitung einer Baulandumlegung ausgegangen werden.
852Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 59, Rn. 21. Dieterich sieht die Abfindungsvariante nach §
59 V und VI BauGB vor allem für den Fall vor, daß Eigentümer Kleinstücke in die Umlegung einwerfen
und aus diesem Grund keine Grundstückszuteilung im Umlegungsgebiet erhalten können. Um den
Ausgleich der privaten Interessen in diesem Fall trotzdem durchführen zu können, sieht § 59 V BauGB
diese Alternative als eine ausgleichspflichtige Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums vor.
Vgl. Dieterich, Baulandumlegung, Rn. 261 f.
853BVerfGE 104, S. 1 (9). Hervorhebung durch den Verfasser.
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sind.
Beispiel U10854 Das Spannungsfeld zwischen der Anzahl der beteiligten Eigentümer
und der Zahl der Zuteilungsgrundstücke tritt auch bei dem Bebauungsplan U10 auf. Beid-
seitig einer (geplanten) Bundesstraße und direkt an einer Bahnlinie soll ein Gewerbegebiet
entstehen. Der Streifen zwischen dem Bahnareal und der A-Straße – rund ein Fünftel des
Plangebiets – ist für ein Mischgebiet vorgesehen, dort soll auch Wohnnutzung zulässig sein.
Zur Erschließung des Gewerbegebiets ist ein Zubringer von der Bundesstraße aus geplant.
Die Bundesstraße samt Zu- und Abfahrt wurde bereits planfestgestellt und nachrichtlich in
den Bebauungsplan übernommen. Für die Flächen des zukünftigen Gewerbegebiets macht
der Bebauungsplan bestimmte Mindestvorgaben zur Grundstücksgröße: So müssen die
Grundstücke eine Mindestbreite von 25m und eine Mindestgröße von 1000m2 haben.
Zur Umsetzung des Bebauungsplans U10 ist ein Bodenordnungsverfahren erforderlich;
dafür leitet die Gemeinde die Baulandumlegung U10 ein. Das Umlegungsgebiet besteht
aus rund 1340 Grundstücken, die 260 Eigentümern gehören. Nach Abschluß des Umle-
gungsverfahrens werden rund 100 Grundstücke (mit Ausnahme der Wohnbaugrundstücke
im Mischgebiet) entstanden sein. Das heißt, daß die Verdrängung von rund 60% der Be-
teiligten aus dem Umlegungsgebiet erforderlich ist.
Im Gegensatz zu Beispiel U9 ist hier jedoch die Problematik etwas anders gelagert.
Während bei Bebauungsplan U9 die Eigentümerverdrängung durch eine öffentliche Nut-
zung – den Grünstreifen – hervorgerufen wurde, ist hier der Grund in der Festsetzung der
Mindestgröße der Gewerbegrundstücke zu suchen. Aber gleichwohl ist auch hier die Ab-
wägung nach § 1 VII BauGB zu hinterfragen, insbesondere diejenige der privaten Belange
untereinander. Gleichermaßen ist auch der Grund für die Festsetzung der Mindestgröße
der künftigen Gewerbegrundstücke zu untersuchen.855 Für den Fall, daß die Abwägung frei
von Mängeln war, ist unter Berücksichtigung der geplanten Eigentumsverhältnisse nach
Abschluß der Umlegung festzustellen, daß der Bebauungsplan U10 sich für diejenigen, die
aus dem Gebiet verdrängt worden sind, fremdnützig ausgewirkt hat. Wie in Beispiel U9 ist
es auch hier schwierig zu entscheiden, welche Beteiligten von der Verdrängung betroffen
werden und welche nicht.
Ebenfalls diskussionswürdig ist der Aspekt, daß die Tatsache der Verdrängung zahlrei-
cher Beteiligter aus dem Umlegungsgebiet eine teilweise massive Mehrzuteilung an andere
zur Folge hat. Diese erhalten also Grundstückszuteilungen, die erheblich über ihrem Soll-
anspruch liegen. Daß für diese mehr als unwesentlichen Zuteilungen nach § 59 II BauGB
die Wertverhältnisse auf die Aufstellung des Umlegungsplans (oder eine Vorwegregelung)
zu beziehen sind, ist aus Verfassersicht kein Problem. Denn in der Regel dürfte diese Mehr-
zuteilung auch gewollt sein. Allerdings findet auf diese Weise innerhalb des Umlegungsver-
fahrens ein Grunderwerb in großem Stil statt. Wegen der Grunderwerbsteuerfreiheit der
Baulandumlegung entgeht dem Fiskus diese Steuer, die bei einem ,normalen‘ Grunderwerb
außerhalb einer Umlegung anfallen würde.856
850Die Abbildung befindet sich in Anhang A.9.
855Die Ausübung bestimmter Arten von Gewerbe erfordert große Grundstücke. Somit dürfte die Festset-
zung der Mindestgröße in jedem Fall zweckmäßig sein, aber ob sie gleichzeitig auch rechtmäßig ist –
unter Berücksichtigung von Art. 3 I und 14 I GG – sei dahingestellt.
856Diese Problematik wird im folgenden Beispiel U11 vertieft.
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Somit ist es aus Verfassersicht auch hier nicht möglich, die Umsetzung dieses konkre-
ten Bebauungsplans durch die Baulandumlegung vorzubereiten. Ein Ausgleich privater
Interessen ist für dieses Beispiel nicht das geeignete Instrument.
Beispiel U11857 Auf einer in unmittelbarer Nähe zu einer Bundesstraße, zur Auto-
bahn und zum städtischen Flughafen liegenden Brachfläche soll ein neues Gewerbegebiet
entstehen. Dazu stellt die Gemeinde den Bebauungsplan U11 auf. Mindestgrößen für die
Grundstücke setzt der Plan zwar nicht fest, aber da die überbaubaren Grundstücksflächen
von der Planstraße aus gesehen teilweise eine Tiefe von bis zu hundert Metern haben,
ergeben sich zwangsweise relativ große Grundstücke. Dieser Tatbestand ist aber in diesem
Beispiel U11 nicht das wesentliche Problem, sondern folgender Sachverhalt: Der Betreiber
des Flughafens hat im Plangebiet einige Grundstücke im Eigentum. Auf der anderen Seite
der Bundesstraße, unmittelbar angrenzend an den Flughafen wiederum gehören der Ge-
meinde Grundstücke. Beide Parteien sind an einem Grundstückstausch interessiert. Auf
diese Weise kann das Flughafengelände erweitert werden, und die Gemeinde hat einen
Fundus von Grundstücken im Gewerbegebiet selbst, um dessen Vermarktung besser steu-
ern zu können. Dieser Flächentausch soll erfolgen, indem die erforderliche Umlegung für
die Umsetzung des Bebauungsplans U11 auf die Flächen am Flughafengelände ausgedehnt
wird.
Somit besteht das Umlegungsgebiet U11 aus zwei räumlich getrennten Teilflächen. Dies
ist nach § 52 I BauGB zulässig, wenn dem Zweckmäßigkeitsgrundsatz der Baulandumle-
gung entsprochen wird.858 Im vorliegenden Beispiel U11 existiert hinsichtlich der Grund-
stücke – im speziellen Eigentumsverhältnisse – im Bereich des Flughafengeländes kein
Bodenordnungsbedarf. Einziger Zweck der Einbeziehung dieser Flächen in die Umlegung
ist der Grundstückstausch zwischen der Gemeinde und dem Flughafenbetreiber.
Hinterfragt man dieses Vorgehen, so ergibt sich schnell, daß auf diese Weise die Grunder-
werbsteuer umgangen werden soll. Würde dieses Tauschgeschäft außerhalb des hoheitlichen
Bodenordnungsverfahrens Umlegung durchgeführt, fiele in jedem Fall die Grunderwerb-
steuer an.859
853Die Abbildung befindet sich in Anhang A.10.
858Nach Otte ist die Zusammenfassung räumlich getrennter Flächen zu einem Gebiet insbesonde-
re zweckmäßig, wenn Flächen mit gleicher Funktion und gleichem wirtschaftlichen Wert durch
überörtliche Verkehrsanlagen, Wasserläufe oder örtliche Grünanlagen getrennt sind. Vgl. Otte in:
Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 52, Rn. 10. Nach Dieterich kann dieser Fall auch zweckmä-
ßig sein, wenn eine Gemengelage – z.B. altbebautes Gebiet und Neuerschließungsgebiet – entflochten
werden soll. Dieterich zieht den Anwendungsbereich sogar so weit, daß er die Bereitsstellung von Flä-
chen für den Bau einer S-Bahn für rechtmäßig erachtet, wenn auf diese Weise der Umlegungszweck
(hier: Sanierungsumlegung) gefördert werde. Vgl. Dieterich, Baulandumlegung, Rn. 104.
859Exkurs: Im Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG) werden Grundstücksübergänge bei amtlichen Umle-
gungsverfahren zwar als Erwerbsvorgänge erfaßt, aber nach § 1 I Nr. 3 b GrEStG von der Grunder-
werbsteuer befreit. Davon sind alle Eigentumsänderungen an Grundstücken erfaßt, auch die mehr als
unwesentlichen Mehr- oder Minderzuteilungen. Voraussetzung dafür ist freilich, daß der neue Eigentü-
mer als Eigentümer eines Grundstücks im Umlegungsgebiet Beteiligter ist (BFH, Urteil vom 28.7.1999,
II R 25/98). Somit ist jegliche Mehrzuteilung von der Grunderwerbsteuer befreit, sofern der Betroffene
mit einem – noch so kleinen – Grundstück an der Baulandumlegung beteiligt ist. Diese Rechtsprechung
des BFH läßt sich zu ,Gestaltungen‘ nutzen. Vgl. dazu Jäschke, DStR 2006, S. 1349 (1351), der dazu
mehrere Beispiele aufführt. Auf die weiteren Aspekte der Einkommensteuer und der Umsatzsteuer, die
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Bei umlegungszweckbezogener Betrachtung fällt zunächst auf, daß im konkreten Fall
die Erweiterung des Umlegungsgebiets nach § 52 I BauGB nicht dem in § 45 BauGB
geregelten Zweck entspricht. Denn dieser ist die Schaffung von Grundstücken, die nach
Lage, Form und Größe für eine bauliche oder sonstige Nutzung zweckmäßig gestaltet sind.
Dieser Zweck, der aus Verfassersicht unbedingt im Vordergrund stehen muß, ist auch ohne
die geplante Gebietserweiterung erreichbar. Auch im Hinblick auf den Gleichbehandlungs-
grundsatz aller Umlegungsbeteiligten nach Art. 3 I GG kann ein solcher Tausch ungerecht
sein. Denn grundsätzlich gilt, daß es keinen Anspruch auf die Zuteilung in einer bestimmten
Lage gibt. Zum einen könnte es sein, daß weitere Umlegungsbeteiligte im Ergänzungsbe-
reich des Umlegungsgebiets abgefunden werden möchten. Auf der anderen Seite dürfte
die Gemeinde selbst eine möglichst zusammenhängende Zuteilung wünschen, um das Ge-
werbegebiet besser vermarkten zu können. Dies wiederum könnte andere Eigentümer mit
kleineren Einwurfsflächen benachteiligen. In beiden Fällen könnte auf diese Weise dem
Gebot des (gerechten) Ausgleichs privater Interessen zuwidergelaufen werden.
Daher wäre es in steuerlicher, aber auch in verfassungsrechtlicher, Hinsicht sowohl recht-
als auch zweckmäßig, wenn auf solche Tauschvorgänge verzichtet würde. Besser wäre es,
wenn solche Angelegenheiten vor, während oder nach Abschluß der Baulandumlegung als
herkömmliche Grunderwerbe stattfänden.860 In allen Fällen wird dann die Grunderwerb-
steuer fällig.
Die Beispiele U9 bis U11 haben gezeigt, daß einerseits ein direkter Zusammenhang
zwischen der Planungsgrundlage und den umlegungszweckbedingten Zuteilungen besteht.
Kann der Bebauungsplan nicht gewährleisten, daß jedem beteiligten Eigentümer ein oder
mehrere Grundstücke zugeteilt werden, ist der Plan nicht privatnützig, sondern aus Sicht
der betroffenen Eigentümer fremdnützig.861 Auf der anderen Seite müssen die Zuteilun-
gen unbedingt dem Umlegungszweck entsprechen, allerdings immer unter Beachtung des
Gleichbehandlungsgrundsatzes.
4.2.3.2. Der Zusammenhang zwischen Geldleistungen und Privatnützigkeit
Der Umlegungsvorteilsausgleich im Rahmen der Wertumlegung ist nicht unumstritten.
Vom BVerfG als beitragsähnliche Geldleistung bezeichnet,862 wird der Geldausgleich im
überwiegenden Schrifttum als zulässiger Bestandteil der Inhalts- und Schrankenbestim-
mung ,Baulandumlegung‘ eingestuft.863 Es gibt allerdings auch davon abweichende Mei-
Jäschke behandelt, wird an dieser Stelle nicht eingegangen. Auch das Paradoxon, daß die hoheitliche
Umlegung von der Grunderwerbsteuer befreit ist, die freiwillige jedoch nicht, wird an dieser Stelle
nicht behandelt. Siehe dazu nur Desens, KStZ 2008, S. 81.
860Findet ein Grunderwerb während des Umlegungsverfahrens statt, so tritt der Erwerber nach § 49
BauGB in dieses Verfahren in dem Zustand ein, in dem es sich im Zeitpunkt des Übergangs des Rechts
befindet.
861Daß eine geringe Zahl von Beteiligten, denen Kleingrundstücke gehören, keine Zuteilung bekommen
können, ist allerdings in der Umlegung als Instrument des privaten Interessenausgleichs zulässig. Dies
stellt dann eine ausgleichspflichtige Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums dar.
862BVerfGE 3, S. 407 (434 ff.). Das BVerfG hat diese Kennzeichnung aus der Wertausgleichsabgabe nach
§ 24 II AufbauG [NRW] abgeleitet.
863Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 57, Rn. 38; Spannowsky, UPR 2004, S. 321 (327); Stang
in: Schrödter, BauGB, § 57, Rn. 37. Diese Meinungen fußen insbesondere auf der Rechtsprechung
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nungen; so führt Christ864 aus, daß die Abschöpfung des umlegungsbedingten Mehrwerts
auf die Deckung der Umlegungskosten und den Ausgleich von Nachteilen anderer Eigen-
tümer begrenzt sei. Denn ansonsten werde die Privatnützigkeit der Maßnahme wesentlich
eingeschränkt, wenn das wirtschaftliche Ergebnis der Neuordnung den Eigentümern vor-
enthalten werden.865
Problematisch kann die Geldleistung im Zusammenhang mit der Privatnützigkeit wer-
den, wenn sie so hoch ausfällt, daß der betroffene Eigentümer gezwungen ist, sein Eigen-
tum aufzugeben, um die Geldleistung finanzieren zu können. Zur Annäherung an diesen
Konflikt lassen sich Parallelen zum damals geplanten866 Planungswertausgleich867 ziehen.
Der Planungswertausgleich soll die Funktion haben,
”
unverdiente Gewinne ganz oder teil-
weise abzuschöpfen, die dem Grundeigentümer durch die Bauleitplanung zufallen. Er soll
die Eigentümer aber auch dazu bewegen, sich ,plankonform‘ zu verhalten oder aber das
Grundeigentum an jemanden zu veräußern, der es planmäßig nutzen will und kann.“868 Der
Eigentümer soll also vor die Wahl gestellt werden, das Grundstück selbst zu nutzen oder
es zu verfügen. Die Privatnützigkeit des Eigentums und die Verfügungsbefugnis werden
so lange nicht eingeschränkt, wie diese Wahlregelung sich nicht zu einem Abgabezwang
entwickelt. Nach Papier wird der Planungswertausgleich zu einem verfassungswidrigen
Instrument des (Eigentums-)Aufgabezwangs, wenn der konkrete Eigentümer überhaupt
nicht in der Lage ist, die größere Ausnutzbarkeit seines Grundeigentums selbst in zumut-
barer Weise zu realisieren.869 Daher stoße eine undifferenzierte und gänzliche Abschöpfung
planbedingter Wertzuwächse auf verfassungsrechtliche Bedenken.
Weitere Parallelen lassen sich aus den städtebaulichen Geboten, insbesondere den Bau-
geboten, ziehen. Durch den Erlaß eines Baugebots nach § 176 BauGB wird dem Betrof-
fenen zwar das Initiativ- und Wahlrecht in Ansehung der baulichen Nutzung genommen,
er kann aber gleichwohl über sein Eigentum verfügen. Ein solches Baugebot unterliegt
allerdings bestimmten Anforderungen, zum einen aus objektiver und zum anderen auch
aus subjektiver Sicht des betroffenen Eigentümers. Zunächst einmal ist eine objektiv-
generalisierende Betrachtung erforderlich. Demnach muß die mit dem Baugebot verfolg-
te Eigentumsnutzung eine wirtschaftlich rentable darstellen, und zwar aus der Sicht ei-
nes vernünftig wirtschaftenden Durchschnittseigentümers. Alsdann spielt die subjektiv-
des BGH, siehe Urteile vom 21.2.1980 – III ZR 84/78; vom 22.6.1978 – III ZR 92/75. Der BGH be-
gründet seine Einstufung damit, daß die Regelung alle Grundstücke des Umlegungsgebiets in gleicher
Weise treffe, also kein Sonderopfer für einzelne Grundstücke oder Gruppen von Grundstücken dar-
stelle, und daher das Eigentum nicht in seinem verfassungsrechtlich geschützten Kern berühre. Die
Sonderopfertheorie des BGH ist allerdings als überholt anzusehen.
864Christ, DVBl. 2002, S. 1517 (1526).
865Diesen Schluß zieht Christ aus folgender Aussage des BVerfG: ”Eine unangemessene Belastung ein-
zelner Eigentümer wird vermieden, denn sie erhalten für den Verlust ihrer Grundstücke wiederum
Grundeigentum, das [...] in der Regel jedoch wertvoller sein wird als die in das Umlegungsverfahren
eingebrachten Grundstücke.“ BVerfGE 104, S. 1 (13).
866Vgl. den Regierungsentwurf zur Änderung des Bundesbaugesetzes (BBauG), BT-Drucks. 7/2496.
867In das Sanierungsrecht wurde der Planungswertausgleich in Form des Ausgleichsbetrags bereits ge-
setzlich eingeführt.
868Papier in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 487.
869Papier in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 489.
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individuelle Leistungsfähigkeit des Eigentümers doch eine Rolle. Denn
”
von einer zulässi-
gen Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums kann [...] nur ausgegangen werden,
wenn der Eigentümer bei subjektiv-individueller Illiquidität von der Gemeinde die Eigen-
tumsübernahme verlangen kann.“870
Die Geldleistung wurde – wie bereits erwähnt – vom BVerfG als ,beitragsähnlich‘ einge-
stuft,871 daher ruht sie nach § 64 III BauGB als öffentliche Last auf dem Grundstück bzw.
dem Erbbaurecht und wird im Grundbuch vermerkt.872 Demnach begründet diese Last
ein dingliches Verwertungsrecht für die Gemeinde, das sie zur Zwangsvollstreckung durch
Zwangsversteigerung berechtigt.873 Gleichwohl haftet der Eigentümer, der Adressat des
Umlegungsplans und damit persönlicher Schuldner ist, mit seinem gesamten Vermögen.874
Diese Haftung entspricht nicht der ständigen Rechtsprechung des BVerfG. Dieses hatte
im Altlasten-Urteil festgestellt, daß es dem Eigentümer im Falle einer Altlastensanierung
nicht zumutbar sei,
”
auch mit Vermögen, das in keinem rechtlichen oder wirtschaftlichen
Zusammenhang mit dem sanierungsbedürftigen Grundstück steht,“875 für eine Sanierung
einzustehen. Diese Grenze wird im Fall der öffentlichen Last aus Verfassersicht überschrit-
ten.
Außerdem fehlt dem vom Geldausgleich betroffenen Eigentümer der Anspruch auf Über-
nahme seines Grundstücks für den Fall, daß er aus subjektiv-individuellen Gründen den
Geldausgleich nicht zahlen kann.876 Für einen solchen Fall würde freilich die Zwangsvoll-
streckung greifen, die wie der Übernahmeanspruch eine ausgleichspflichtige Inhalts- und
Schrankenbestimmung darstellt.
Zur Verdeutlichung der Problematik eines hohen Geldausgleichs findet ein Rückgriff
auf das Beispiel U7 statt. Der Eigentümer mit der O.-Nr. 7 hat dabei folgende Daten
vorzuweisen:
Fläche [m2] Wert [Eur]
Einwurf E7 57.124 4.257.795
Sollanspruch V7 - 5.880.671
Zuteilung Z7 48.053 5.899.960
Geldleistung G7 - 1.642.165
Tabelle 4.: Bewertungsbogen O.-Nr. 7
870Papier in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14, Rn. 480.
871Da dem Geldausgleich das Merkmal des Ausgleichs für entstandene Kosten fehlt, wurde er vom BVerfG
als beitragsähnlich eingestuft, damit er als ,Beitrag‘ zur öffentlichen Last erklärt werden kann und somit
der Gemeinde die bestmögliche Sicherheit verschafft werden kann. Vgl. Dieterich, Baulandumlegung,
Rn. 322.
872Dieser Vermerk hat rein deklaratorischen Charakter und nimmt folglich nicht am öffentlichen Glauben
des Grundbuchs teil. Vgl. Ernst in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 134, Rn. 23.
873Stang in: Schrödter, BauGB, § 64, Rn. 12.
874Ernst in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 134, Rn. 20. Der Rechtsnachfolger kann nicht zum
persönlichen Schuldner werden, das Grundstück haftet jedoch weiterhin bis zum Erlöschen der Schuld.
875BVerfGE 102, S. 1 (22).
876Ein solcher Übernahmeanspruch ist für die städtebaulichen Gebote geregelt, wie bereits in Kapitel
4.1.2.2 erwähnt.
Kapitel 4. Städtische Bodenordnung 162
Der Eigentümer O.-Nr. 7 ist dabei auch von dem überörtlichen Grünzug betroffen und
wird daher teilweise außerhalb des Umlegungsgebiets abgefunden.877 Innerhalb des Umle-
gungsgebiets erhält O.-Nr. 7 insgesamt vier Grundstücke für eine Gewerbenutzung (GE)878
und 56 Grundstücke für eine Wohnbaunutzung (WA)879 zugeteilt. Aufgrund dessen muß
der Betroffene eine Geldleistung von insgesamt 1.642.165 Eur zahlen. Diese ließe sich bei
Verzicht auf die Zuteilung mit dem Ersatzland auf eine Leistung von 1.059.435 Eur880 re-
duzieren. Trotzdem ist eine Geldleistung in dieser Höhe aus Verfassersicht problematisch.
Sie mag zwar in objektiv-generalisierender Hinsicht angemessen sein, da sie dem umle-
gungsbedingten Mehrwert881 entspricht. Aus subjektiv-individueller Hinsicht dürfte sich
dieser Geldausgleich in jedem Fall auswirken. Entweder haftet der Eigentümer O.-Nr. 7
auch persönlich mit seinem sonstigen Vermögen, oder – sofern er kein sonstiges Privatver-
mögen hat – er muß einen Teil der Grundstücke veräußern bzw. auf eine sonstige Art und
Weise verfügen. Damit würde der oben angesprochene Fall eintreten, daß die Privatnützig-
keit des Eigentums und die Verfügungsbefugnis sich zu einem Abgabezwang entwickelt.
Allerdings wäre in diesem Fall des umlegungsbedingten Geldausgleichs nicht sein voll-
ständiges Grundvermögen betroffen, sondern nur ein Teil davon. Bei einem erzielbaren
Bodenwert von 150 Eur/m2 und einer durchschnittlichen Grundstücksgröße wären dies
rund 14 Grundstücke für Wohnbaunutzung, so daß ihm noch 42 Grundstücke verbleiben.
Problematisch dabei könnte allerdings die Tatsache sein, daß der Bebauungsplan – wie
bereits angesprochen – einen Realisierungshorizont von zehn bis zwanzig Jahren hat.882
Gibt es in dem Zeitpunkt, in dem der umlegungsbedingte Geldausgleich anfällt, keinen
unmittelbaren Bedarf an Baugrundstücken, würde der Eigentümer O.-Nr. 7 hinsichtlich
der Finanzierung des Geldausgleichs vor einem Problem stehen, da er für den Geldaus-
gleich persönlich haftet. Ob diese Problematik durch Bestellung von Grundpfandrechten
auf einem Teil der zugeteilten Grundstücke umgangen werden kann, ist diskussionsbedürf-
tig.883
Eigentumsrechtlich weitaus bedenklicher dürften Fälle sein, bei denen der Bebauungs-
plan die Zuteilung relativ großer Grundstücke in Lagen mit hohen Bodenwerten erfordert
und der Beteiligte nur ein Grundstück zugeteilt bekommt. Fällt der Geldausgleich hoch
aus, wäre der Eigentümer in jedem Fall gezwungen, sein Eigentum zu veräußern, um den
Geldausgleich zu finanzieren.
877Dieses Ersatzland hat die Qualität ,straßenlandbeitragsfreies baureifes Land‘. Der Beteiligte bekommt
hinsichtlich des Ersatzlands eine Zuteilung von 3.885 m2, was bei einem Bodenwert von 150 Eur/m2
einem Gesamtwert von 582.730 Eur entspricht.
878Im GE erhält O.-Nr. 7 Grundstücke mit einer Gesamtfläche von 14.533 m2 und einem Gesamtwert
von 871.980 Eur. Dies entspricht einem Bodenwert von 60 Eur/m2. Die durchschnittliche Größe eines
Grundstücks beträgt 3633 m2.
879Im WA erhält O.-Nr. 7 Grundstücke mit einer Gesamtfläche von 29.635 m2 und einem Gesamtwert
von 4.445.250 Eur. Dies entspricht einem Bodenwert von 150 Eur/m2. Die durchschnittliche Größe
eines Grundstücks beträgt 529 m2.
880Dies entspricht einer durchschnittlichen umlegungsbedingten Wertsteigerung von 24 Eur/m2, ohne
dabei nach verschiedenen Wertzonen oder nach der Art der baulichen Nutzung zu differenzieren.
881Unter dem umlegungsbedingten Mehrwert ist der Unterschied zwischen dem Wert der Einwurfsflächen
und demjenigen des zugeteilten, neubegründeten Eigentums zu verstehen.
882Vgl. Kapitel 3.2.4.2, S. 100.
883Diese Diskussion wird noch einmal in Kapitel 6.3.1 aufgegriffen.
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4.2.3.3. Der Zusammenhang zwischen vorzeitiger Besitzeinweisung und
Privatnützigkeit
Zur Beschleunigung eines Umlegungsverfahrens bietet das BauGB neben der Möglichkeit
der Aufstellung von Teilumlegungsplänen (§ 66 I BauGB) zwei wesentliche Möglichkeiten.
Während bei der Vorwegnahme der Entscheidung nach § 76 BauGB bereits die Eigentums-
verhältnisse geregelt werden, findet bei der vorzeitigen Besitzeinweisung nach § 77 BauGB
lediglich eine Regelung der Besitzverhältnisse statt. Hinsichtlich der Privatnützigkeit des
Eigentums wird die Vorwegnahme der Entscheidung an dieser Stelle nicht weiter behan-
delt, denn für deren Anwendung ist das Einverständnis der betroffenen Rechtsinhaber
erforderlich.
Die vorzeitige Besitzeinweisung hingegen erfolgt häufig gegen den Willen des betroffenen
Eigentümers und entzieht dem bisherigen Besitzer den unmittelbaren Besitz. Da ein großer
Eingriff in das Eigentum erfolgt, ist die vorzeitige Besitzeinweisung nach § 77 I BauGB
von zwei entscheidenden Faktoren abhängig:
– Der Bebauungsplan ist inkraftgetreten.884
– Das Wohl der Allgemeinheit erfordert die vorzeitige Besitzeinweisung.885
Für die vorzeitige Besitzeinweisung nennt § 77 I BauGB zwei Anwendungsfälle. Ent-
weder sind insbesondere die Flächen betroffen, die in der Umlegung nach § 55 II oder
V BauGB behandelt werden, also die örtlichen und überörtlichen Flächen öffentlicher
Zweckbindung. In diesem Fall kann die vorzeitige Besitzeinweisung bereits vor der Auf-
stellung des Umlegungsplans erfolgen. Der zweite Fall ermöglicht auch die vorzeitige Be-
sitzeinweisung sonstiger am Umlegungsverfahren Beteiligter in die von diesen nutzbaren
Grundstücke. Für diesen Fall ist es erforderlich, daß der Umlegungsplan bereits aufgestellt
worden ist.886
Aus Sicht des betroffenen Eigentümers, dessen Besitz – zeitlich gesehen – vor der Eigen-
tumsregelung selbst (Umlegungsplan) entzogen wird, ist die vorzeitige Besitzeinweisung
in jedem Fall fremdnützig. Denn er kann sein Eigentum weder selbst nutzen noch ist eine
Verfügung realistisch. Die Privatnützigkeit seines Eigentums wird vollständig ausgehöhlt;
ihm verbleiben überhaupt keine Nutzungsmöglichkeiten, die er selbst realisieren kann. Im
Gegenteil, ein anderer, dem Eigentümer fremder, Besitzer kann die plangemäße Nutzung
vor dem Inkrafttreten des Umlegungsplans umsetzen. Dem Eigentümer selbst verbleibt
somit nur eine leere Hülle, die die Bezeichnung ,Eigentum‘ nicht mehr verdient. Dieser
Zustand bleibt so lange bestehen, bis der Umlegungsplan inkraftgetreten ist. Aus die-
sem Grund ist es folgerichtig, daß die vorzeitige Besitzeinweisung durch das Wohl der
Allgemeinheit erfordert sein muß.
884Ausreichend ist ein einfacher Bebauungsplan. Vgl. Stand in: Schrödter, BauGB, § 77, Rn. 1a.
885Damit unterliegt die vorzeitige Besitzeinweisung den gleichen Anforderungen wie die Enteignung selbst.
886Daher müssen dringende städtebauliche Gründe für die vorzeitige Besitzeinweisung sprechen. Es findet
eine Abwägung zwischen den privaten Interessen der Alteigentümer und denen der zukünftigen Eigen-
tümer statt. Die Interessen der künftigen Eigentümer erhalten ein wesentlich größeres Gewicht. Um
nicht gegen Art. 14 I in Verbindung mit Art. 3 I GG zu verstoßen, muß diese einseitige Bevorzugung
auch rechtfertigt sein.
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Hinsichtlich der Einordnung der vorzeitigen Besitzeinweisung in Art. 14 GG ist der
Zweck des späteren Eigentumsentzugs entscheidend:
1. Dient der Entzug des Eigentums dem Ausgleich privater Interessen, kann auch die vorzeiti-
ge Besitzeinweisung nur eine Inhalts- und Schrankenbestimmung darstellen. Damit stellen
die Fälle in § 77 I Nr. 1 BauGB hinsichtlich der örtlichen Erschließungsflächen (§ 55 II
BauGB) und in § 77 I Nr. 2 BauGB eine Inhaltsbestimmung des Eigentums dar.887 Durch
Verweis auf § 116 BauGB sind eventuelle Vermögensnachteile durch den Eingewiesenen zu
entschädigen (§ 116 IV BauGB). Dieser Geldausgleich ist durch den Umlegungsausschuß
festzusetzen. Für diesen Fall würde die vorzeitige Besitzeinweisung eine ausgleichspflichtige
Inhalts- und Schrankenbestimmung darstellen.
2. Dient der Entzug des Eigentums der Erfüllung einer bestimmten öffentlichen Aufgabe,
handelt es sich um eine Enteignung. Der Entzug des Eigentums nach § 55 V BauGB – gegen
Einbringung von Ersatzland in die Verteilungsmasse – wurde als Enteignung klassifiziert.
Somit ist für diesen Fall die vorzeitige Besitzeinweisung nach § 77 I Nr. 1 BauGB auch
als Bestandteil des Enteignungsverfahrens einzustufen. Die Geldentschädigung nach § 116
IV BauGB würde in diesem Fall also einen Teil des Enteignungsverfahrens darstellen.
Folgerichtig müßte über die Zahlung eigentlich die Enteignungsbehörde entscheiden.
In jedem Fall ist die vorzeitige Besitzeinweisung aus Sicht des betroffenen Eigentümers
als fremdnützig zu bezeichnen, unabhängig davon, zu welchem Zweck sie geschieht. Daher
ist es richtig, die Anwendung von § 77 BauGB vom Erfordernis des Allgemeinwohls abhän-
gig zu machen. Denn die Interessen des Eigentümers werden zugunsten der Allgemeinheit
oder anderer Privater so stark eingeschränkt, daß dem Eigentum keine Privatnützigkeit
verbleibt. Wird im Rahmen der Umlegung keine Enteignung vollzogen, stellt die vorzeitige
Besitzeinweisung eine – unter Umständen ausgleichspflichtige – Inhalts- und Schranken-
bestimmung des Eigentums dar.
4.3. Zwischenfazit städtische Bodenordnung
In diesem Kapitel konnte ein enger Zusammenhang zwischen der Planung auf der einen
und der Bodenordnung auf der anderen Seite nachgewiesen werden. Damit die Boden-
ordnungsaufgabe mit Hilfe der Baulandumlegung als einem Instrument des Ausgleichs
privater Interessen überhaupt gelöst werden kann, muß die Planung im Ganzen privat-
nützig sein. Im Planungsprozeß sind zunächst einmal die öffentlichen und die privaten
Belange gegeneinander und untereinander abzuwägen. Bereits zu diesem Zeitpunkt ist ein
möglicher Bodenordnungsbedarf zu überprüfen, denn auf diese Weise lassen sich Eigen-
tumsbeeinträchtigungen vermeiden oder zumindest abmildern.
Besonders offensichtlich ist dieser Aspekt im Zusammenhang mit öffentlichen Festset-
zungen des Bebauungsplans. Für die davon betroffenen Eigentümer können sich insbe-
sondere die vorweg auszuscheidenen Flächen nach § 55 II BauGB erst wegen der Durch-
887Daran ändert auch der Umstand nichts, daß die vorzeitige Besitzeinweisung vom Wohl der Allgemein-
heit erfordert sein muß. Entscheidend ist einzig und allein der Zweck des Eigentumsentzugs. Und das
ist hier in jedem Fall der Ausgleich privater Interessen.
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führung einer Umlegung privatnützig auswirken. Denn nur dann haben die Betroffenen
wegen dem Ausgleich privater Interessen einen Sollanspruch auf eine Grundstückszutei-
lung. Im Umkehrschluß konnte auch gezeigt werden, daß für den Grunderwerb künftiger
privatnütziger öffentlicher Flächen, die die Aufschließung eines Baugebiets erst herbei-
führen, einzig und allein die Umlegung in Frage kommt. Dies ist selbst dann der Fall,
wenn das Grundstück des davon Betroffenen bereits erschlossen ist und lediglich für die
Neuentwicklung eines Baugebiets erforderlich ist. Wichtig in diesem Zusammenhang ist
allerdings, daß ein konkreter Interessenverbund zwischen den an der Umlegung Beteiligten
besteht; nur so lassen sich divergierende Interessen ausgleichen. Dieser Verbund ist regel-
mäßig dann nicht gegeben, wenn zwischen betroffenen Grundstücken ein eher zufälliger
Zusammenhang besteht.888
Haben öffentliche Flächen einen überörtlichen Charakter, ist die Planung auf jeden Fall
fremd- bzw. allgemeinnützig. Der Flächenerwerb erfordert die Neuordnung der Eigentü-
merverhältnisse, so daß als Instrument zunächst nur die Enteignung in Frage kommt.
Allerdings kann erwogen werden, die Enteignung im Rahmen einer Umlegung nach § 55 V
BauGB zu erledigen. Dabei darf der Grunderwerb für die Umsetzung der fremdnützigen
Planung jedoch nicht im Vordergrund stehen, d.h. der Hauptzweck der Umlegung muß der
Ausgleich privater Interessen zur Umsetzungsermöglichung einer privatnützigen Planung
sein.
Selbst bei einer augenscheinlich privatnützigen Planung muß die Zulässigkeit der Um-
legung nicht zwangsläufig gegeben sein. Denn die Planung muß auch mit der Eigentümer-
struktur harmonieren. Steht bereits früh fest, daß die Zahl der zuzuteilenden Grundstücke
wesentlich niedriger ist als die Anzahl der beteiligten Eigentümer, ist die Umlegung nicht
das geeignete Instrument für die Lösung der Bodenordnungsaufgabe. Dies kann zur Nich-
tigkeit der Planung führen, sofern die Bildung von Miteigentum nicht zweckmäßig ist.
Schließlich wurden die Problematik sehr hoher Geldausgleichsbeträge diskutiert889 sowie
die Vorwegregelungen anhand des Zwecks des Eigentumsentzugs in Art. 14 GG eingeord-
net.
888Siehe dazu Beispiel U6, das die Umlegung im Zusammenhang mit Ausgleichsflächen behandelt.
889Siehe dazu auch den Vorschlag zur diesbezüglichen Weiterentwicklung des BauGB in Kapitel 6.3.1.
5. Agrarische Bodenordnung
5.1. Grundlagen im agrarischen Bereich
5.1.1. Ländlicher Raum
Auch wenn der Schwerpunkt dieser Arbeit auf Bodenordnungsmaßnahmen und deren
Privat- bzw. Fremdnützigkeit liegt, ist es trotzdem erforderlich, den ländlichen Raum,
in dem die agrarische Bodenordnung stattfindet, kurz zu definieren. Der ländliche Raum
unterliegt verschiedensten Anforderungen, so daß es ihn als homogenen Raumtyp nicht
gibt.890 Es gibt verschiedene Ansätze,891 den ländlichen Raum zu strukturieren, davon
wird derjenige von Leber und Kunzmann wiedergegeben:892
1. Metropolnahe ländliche Räume haben aufgrund ihres semi-urbanen Charakters La-
gevorteile. Obwohl sie überwiegend landwirtschaftlich genutzt werden, sind sie weitgehend
in den metropolitanen Wirtschaftraum integriert. Dadurch ergeben sich die Funktionen
dieser ländlichen Räume auch aus den spezifischen Raumbedürfnissen der Metropolräu-
me; dies sind preiswertes Wohnen, naturnahe Erholung, aber auch verkehrsgünstige und
logistische Funktionen sowie Standorte von Einrichtungen, die in der Innenstadt nicht
akzeptiert werden.893
2. Ländliche Zwischenräume sind wirtschaftlich geprägt durch landwirtschaftliche Groß-
betriebe sowie kleine und mittlere Produktions- und Dienstleistungsunternehmen. Eine
gute verkehrliche Erschließung ermöglicht einer großen Zahl von Pendlern die Erreichung
ihrer Arbeitsplätze in Metropolen und metropolnahen Räumen. Gleichwohl ist der länd-
liche Zwischenraum von einer sinkenden Bevölkerung geprägt,894 was wiederum zu einer
Verschlechterung der sozialen895 und technischen Infrastruktur führt.
890Borchard, FuB 2007, S. 2.
891Weitere Ansätze lassen sich insbesondere folgenden Quellen entnehmen: Borchard, FuB 2007, S. 1 ff.;
Müller in: Hat der ländliche Raum eine Zukunft?, S. S. 17 ff.
892Leber, Kunzmann in: disP 166, S. 58 (62 ff.). Diese Typisierung orientiert sich insbesondere an der
geographischen Lage und der Wirkung der Ausbreitungs- und Entzugseffekte der Metropolregionen
auf die ländlichen Räume.
893Insbesondere für diese metropolnahen ländlichen Räume kann man feststellen, daß sie immer mehr
zu einem Reserveraum für die Metropolen werden, einem Raum im Wartestand. Vgl. Borchard, FuB
2007, S. 1.
894Diese Tendenz dürfte sich in Anbetracht steigender Energiepreise zukünftig noch beschleunigen.
895Die Infrastruktur der sozialen Versorgungseinrichtungen und Dienste stellt örtlich oder regional Lei-
stungen bereit, die für die gesellschaftliche Daseinsvorsorge benötigt werden. Einrichtungen der sozialen
Infrastruktur sind Kindertageseinrichtungen, Einrichtungen der Jugendpflege, Krankenhäuser, ambu-
lante und mobile Dienste, Altentagesstätten oder Hilfen für Obdachlose. Vgl. Meier, Vom Oikos zum
modernen Dienstleistungshaushalt, S. 177 f.
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3. Periphere ländliche Räume sind durch ihre geringe Anschluss- und Erreichbarkeits-
qualität an die zentralen Wirtschaftsräume geprägt, woraus sich ihre strukturelle Un-
terentwicklung erklärt. Diese Räume sind überwiegend landwirtschaftlich geartet, einige
wenige Klein- und Mittelbetriebe sichern die regionale Grundversorgung mit landwirt-
schaftsbezogenen oder mit handwerklichen und hausbezogenen Dienstleistungen. Infolge
des abnehmenden Arbeitsplatzangebots, einer wegbrechenden regionalen Wertschöpfung
sowie einer teilweise nur rudimentären sozialen und technischen Infrastruktur verlassen vor
allem junge und hochqualifizierte Menschen die peripheren Räume in Richtung der Metro-
polen. Zurück bleiben alte und schlecht ausgebildete Menschen, was den wirtschaftlichen
Niedergang dieser Regionen freilich beschleunigt.896
Als weiterer Ansatz sei noch die Definition aus dem Landesentwicklungsplan Sachsen
(LEP 2003) genannt. Demnach umfaßt der ländliche Raum
”
die Teile Sachsens, die eine
geringe Verdichtung aufweisen. Seine Wirtschaftsstruktur ist durch industrielle und ge-
werbliche Einzelstandorte sowie einen gegenüber den anderen Räumen höheren Beschäf-
tigtenanteil in der Land- und Forstwirtschaft geprägt.“897
5.1.2. Planung und ihre Adressaten
Zur Beschreibung der Planung und ihrer Adressaten im ländlichen Raum ist es aus Ver-
fassersicht eingangs geboten, die unterschiedlichen Ansprüche an den ländlichen Raum
sowie dessen Herausforderungen darzubieten. Denn wie die Strukturierung des ländlichen
Raumes nach Leber und Kunzmann zeigt, dürften metropolnahe Räume anderen Anfor-
derungen unterliegen als periphere ländliche Räume. Darüberhinaus dürften infolge der
verschiedenartigen Verflechtungen Konflikte zwischen verschiedenen Nutzungsarten vor-
programmiert sein.
Eine erste Annäherung bietet ein Strategieplan der Bundesregierung,898 der sich der
Entwicklung ländlicher Räume widmet und sich dabei auf die Lissabon-Strategie899 für
Wachstum und Beschäftigung stützt. Neben einem strategischen Gesamtkonzept bietet
die Studie auch eine schwerpunktspezifische Strategie mit insgesamt vier Schwerpunkten,
896Für besonders strukturschwache Regionen gibt es sogar Überlegungen, diese ganz von der Wohnbe-
völkerung zu entleeren – gegen Zahlung sogenannter Wegzugsprämien. Vgl. nur Berlin-Institut für
Bevölkerung und Entwicklung, Gutachten zum demografischen Wandel in Brandenburg, S. 30. Auf
jeden Fall wurde das ”Gießkannenprinzip einer flächendeckenden Förderung [...] schon vor Jahren ab-
geschafft“ (Tagesspiegel, Printausgabe vom 12.9.2007).
897Landesentwicklungsplan Sachsen (LEP 2003), S. 23.
898Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Nationaler Strategieplan
der Bundesrepublik Deutschland für die Entwicklung ländlicher Räume 2007 – 2013.
899Auf dem Lissabonner Gipfel haben die Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union
im März 2000 eine neue, auf einem Konsens zwischen den Mitgliedstaaten basierende Strategie
vorgestellt, die darauf abzielt, Dynamik und Wettbewerbsfähigkeit in Europa zu steigern. Die-
se Strategie wurde als ,Lissabon-Strategie‘ bekannt und deckt ein sehr breites Spektrum politi-
scher Maßnahmen ab. Nach anfänglich bescheidenen Ergebnissen erhielt die Strategie im Früh-
jahr 2005 eine neue Ausrichtung. Quelle: Europäische Kommission ,Wachstum und Beschäftigung‘,
http://ec.europa.eu/growthandjobs/faqs/background/index de.htm (Stand: August 2008).
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von denen an dieser Stelle die ersten drei900 wiedergegeben werden:
1. Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Land und Forstwirtschaft: Dieses
Ziel soll erreicht werden, indem die Produktivität und die Rentabilität der land- und
forstwirtschaftlichen Betriebe verbessert werden. Dies soll insbesondere durch eine höhe-
re Produktqualität oder durch eine Verbesserung der fachlichen und unternehmerischen
Kompetenzen der Landwirte erreicht werden. Die Förderung der Verarbeitung und Ver-
marktung der landwirtschaftlichen Produkte soll die regionale Wertschöpfung bewirken
und neue Absatzmärkte erschließen. Durch den Anbau nachwachsender Rohstoffe für die
Förderung regenerativer Energien sollen neue Produktlinien erschlossen werden.
2. Verbesserung der Umwelt und der Landschaft: Die Ziele dieses Schwerpunktes
sind Sicherung und die Verbesserung des Zustandes bzw. der Vielfalt an natürlichen bzw.
schutzwürdigen Lebensräumen und heimischen Tier- und Pflanzenarten (Biodiversität)901
oder auch die Förderung des Wasser-, Klima- und Bodenschutzes durch entsprechende
Bewirtschaftungsmaßnahmen.902 Desweiteren soll eine flächendeckende und nachhaltige
Landbewirtschaftung aufrechterhalten werden und naturnahe wie auch stabile Wälder
weiterentwickelt werden.
3. Lebensqualität im ländlichen Raum und Diversifizierung der ländlichen Wirt-
schaft: Dieses Ziel soll erreicht werden durch Schaffung und Erhalt von Arbeitsplätzen,
die zudem nicht nur originär landwirtschaftlich geprägt sind. Durch Sicherung des Freizeit-
und Erholungswerts sowie der Einrichtungen der Grundversorgung soll die Lebensqualität
im ländlichen Raum gefördert werden, was insbesondere mit Hilfe von Maßnahmen der
Dorfentwicklung durchgesetzt werden soll.
Diese drei Themenschwerpunkte behandeln die wesentlichen Handlungskomplexe im
ländlichen Raum: Wirtschaft, Lebensqualität sowie Natur- und Umweltschutz. Bei nä-
herer Betrachtung wird schnell klar, daß zwischen den einzelnen Schwerpunkten Nut-
zungskonflikte – auch hinsichtlich der Planung – vorprogrammiert sind. Desweiteren ist
festzustellen, daß die Themenkomplexe in den oben beschriebenen ländlichen Teilräumen
unterschiedliche Gewichte haben dürften.
So ist der metropolnahe ländliche Raum eher ein Reserveraum für die Metropolen
selbst,903 so daß dieser zur Ausweisung neuer Baugebiete oder Bildung von Ökokonten
benötigt wird. Gleichermaßen stellt er aber auch einen Erholungsraum für die Städter
dar, in dem die Schönheit und die Unberührtheit von Natur und Landschaft eine große
Rolle spielen. Auf der anderen Seite wiederum finden auch in diesen Räumen landwirt-
900Der vierte Schwerpunkt – Leader – stellt im Gegensatz zu den anderen keinen inhaltlichen sondern
lediglich einen methodischen dar. Aus diesem Grund wird er nur der Vollständigkeit halber genannt.
901Dazu sind insbesondere Agrar- und Waldumweltmaßnahmen einschließlich ökologischem Landbau und
nichtproduktiver Investitionen, die naturnahe Gestaltung von Gewässern und Biotopen oder auch die
Aufrechterhaltung einer landwirtschaftlichen Nutzung von wertvollen Offenlandbiotopen zu zählen.
902Diese Ziele können durch die Wiederherstellung bzw. die Anlage, Schutz, Erhaltung, Verbesserung
und Pflege von ökologisch wertvollen Natur- bzw. Lebensräumen oder Gewässern, die Verringerung
der Bewirtschaftungsintensität oder die Umwandlung von Ackerland in extensiv genutztes Dauergrün-
land erreicht werden. Dafür sollen insbesondere gezielte Ausgleichszahlungen für umweltspezifische
Einschränkungen gewährt werden.
903Siehe oben Fn. 893.
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schaftliche Nutzungen statt, wenn auch oft eher im Nebenerwerb.904
Die ländlichen Zwischenräume sind dagegen geprägt durch landwirtschaftliche Betriebe
sowie Dienstleistungs- und Produktionsunternehmen. Um dem in diesem Raum einsetzen-
den demographischen Wandel entgegenzuwirken, ist dort die Lebensqualität zu verbessern
– insbesondere die Wohnqualität – sowie die ländliche Grundversorgung zu stabilisieren.
Dabei sind die Chancen, die sich infolge der guten Verkehrsanbindung bieten, sinnvoll zu
nutzen. Zwischen den landwirtschaftlichen Nutzungen und der Natur und Umwelt kann
es wiederum zu Nutzungskonflikten kommen.
Der periphere ländliche Raum schließlich leidet an einer strukturellen Schwäche. Dort
sind die Wirtschaft und die Lebensqualität gleichermaßen geschwächt. Eine Umkehr dieses
Trends ist anzustreben; dabei ist insbesondere die soziale wie die technische Infrastruktur
zu sichern. Ob die Neubelebung des peripheren Raums allerdings schaffbar ist, hängt nicht
nur vom Einsatz finanzieller Mittel ab.905
Zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen im ländlichen Raum lassen sich
zwölf zentrale Handlungsfelder nennen. In diesen finden sich vor allem die Schwerpunkte
eins und drei des oben beschriebenen Strategieplans der Bundesregierung wieder:906
1. Landwirtschaft als eine tragende Säule im ländlichen Raum stärken.
2. Forstwirtschaft als Rohstofflieferant und zur Pflege des Waldes als prägendes Element der
Kulturlandschaft unterstützen.
3. Rahmenbedingungen für den Dienstleistungssektor als Wachstumsmarkt verbessern.
4. Wertschöpfung im ländlichen Raum durch Ausbau der regionalen Wirtschaftskreisläufe
erhöhen.
5. Rahmenbedingungen für Unternehmensgründungen schaffen.
6. Strategische Allianzen in stärkerer Zusammenarbeit mit der Wirtschaft aufbauen.
7. Regionalbewußtsein stärken und Grundgedanken der Integrierten ländlichen Entwicklung
breit verankern.
8. Bauland bereitstellen und nachaltige Raum- und Siedlungsstrukturen gewährleisten.
9. Verkehrsinfrastruktur als einen grundlegenden Standortfaktor bedarfsgerecht ausbauen.
10. Nahversorgung, soziale Dienste und kulturelle Angebote als notwendige Grundversorgung
und attraktives Wohnumfeld sichern.
11. Umwelt-, Erholungs- und Freizeitwert der Kulturlandschaft als weiche Standortfaktoren
weiter entwickeln.
12. Hochwasser- und Gewässerschutz als Standortvorteil im interregionalen Wettbewerb si-
904Leber, Kunzmann in: disP 166, S. 58 (62).
905Und auch die finanziellen Mittel sind freilich stark begrenzt. Diese Quelle wird künftig durch die Abkehr
des Gießkannenprinzips hin zu der Förderung von wirtschaftsstarken Wachstumskernen weiter limitiert.
Vgl. dazu Dohnanyi/Most, Für eine Kurskorrektur des Aufbau-Ost, S. 17 f.; Gillo, Go Deutschland
Go. Denkanstöße eines deutschen Amerikaners, S. 154 ff.
906Quelle: Thiemann, FuB 2007, S. 12 (17). Dieser Artikel gibt einen Bericht der Deutschen Landeskul-
turgesellschaft (DLKG) mit dem Titel ,Ländlicher Raum auf roter Liste – Der Beitrag der Integrierten
ländlichen Entwicklung zur Schaffung von Arbeitsplätzen unter besonderer Berücksichtigung der de-
mographischen Entwicklung in Deutschland‘ zurück.
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chern.
Der Schwerpunkt ,Natur und Landschaft‘ wird nur in den letzten beiden Handlungsfel-
dern flankiert. Trotzdem hat er freilich eine herausragende Bedeutung, denn er ist infolge
von Richtlinien der Europäischen Union (EU)907 sowie Gesetzen des Bundes908 und der
Länder909 ausreichend berücksichtigt.
Die Erreichung der Ziele im ländlichen Raum erfordert Planungen. Dabei kann es
sich entweder um raumbezogene Fachplanung oder raumbezogene Gesamtplanung910 han-
deln.911 Für eine übersichtliche Darstellung der Planungserfordernisse und -thematiken im
ländlichen Raum werden die Handlungsfelder nach Thiemann und auch die Anforderun-
gen von Natur und Landschaft nach übergeordneten Aufgabenstellungen zusammengefaßt
und dann der entsprechenden raumbezogenen Planung zugeordnet.
– Die Land- und Forstwirtschaft stellt im ländlichen Raum einen entscheidenden volks-
wirtschaftlichen Faktor dar. Um eine Verbesserung der Arbeits- und Produktionsbedingun-
gen herbeizuführen, kann eine Planung erforderlich sein, um insbesondere die Grundstücke
so zusammenzulegen, daß sie nach Lage, Form und Größe zweckmäßiger nutzbar sind.
– Die Erschließung ist für die Nutzung von Grundstücken ebenso wichtig wie die Er-
reichbarkeit eines Gebietes. Man muß also zwischen innerer und äußerer Erschließung
unterscheiden. Während die innere Erschließung eines Grundstücks sicherstellt, daß der
jeweilige Eigentümer oder Nutzer zu diesem hingelangt und auch einen Ertrag ziehen
kann, gewährleistet die äußere Erschließung die Vernetzung des Gebiets mit benachbarten
Gegenden aber auch mit den Metropolen oder metropolnahen Räumen.912
– Die Wirtschaft in einer Region stellt einen herausragenden Faktor dar, ob die Menschen
dort arbeiten und somit auch wohnen können. Zwischen der Wirtschaft selbst und der
Land- und Forstwirtschaft gibt es freilich Überschneidungen. Man kann die beiden Be-
reiche aber durchaus voneinander trennen. Dies kann entweder dadurch geschehen, daß
man die Wirtschaft nach ihren Sektoren aufspaltet.913 Man kann allerdings auch eine
907Siehe nur die Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.5.1992 zur Erhaltung der natürlichen Le-
bensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (FFH-RL), die Richtlinie 79/409/EWG vom
2.4.1979 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (V-RL) oder die die Richtlinie 2000/60/EG
vom 23.10.2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich
der Wasserpolitik (WR-RL). Nach der FFH-RL müssen die Mitgliedstaaten der EU ein europaweites,
zusammenhängendes Netz von Schutzgebieten – Natura 2000 – errichten. Dieses Schutzgebietsnetz
umfaßt auch die besonderen europäischen Vogelschutzgebiete nach der V-RL.
908Siehe nur das Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege vom 25.3.2002 (BNatSchG) oder das
Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts vom 19.8.2002 (WHG). Nach dem BNatSchG sind z.B.
Naturschutzgebiete, Nationalparke, Landschaftsschutzgebiete oder auch Biotope zu schützen und zu
vernetzen (Natura 2000).
909Das BNatSchG und das WHG sind beide Rahmengesetze des Bundes, die zusammen mit den
Naturschutz- und Wassergesetzen der Länder das deutsche Natur- bzw. Wasserrecht bilden.
910Vgl. die Systematisierung der Raumplanung in Deutschland in Kapitel 4.1.1, Abbildung 3.
911Darüberhinaus können Maßnahmen notwendig sein, die den regionalen Arbeitsmarkt ankurbeln sollen,
um beispielweise die regionale Wertschöpfung zu steigern.
912Gerade die Anbindung an Metropolen und metropolnahe Räume ist für die demographische und wirt-
schaftliche Entwicklung des ländlichen Raumes besonders wichtig.
913Dabei wird zwischen den drei Makrosektoren Landwirtschaft (Primärsektor), Industrie (Sekundär-
sektor) und Dienstleistungen (Tertiärsektor) unterschieden (Siehe nur Gornig, Gesamtwirtschaftliche
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Trennung erreichen, indem der Bereich Land- und Forstwirtschaft nur hinsichtlich des
Produktionsmittels ,Grund und Boden‘ betrachtet wird und die Wirtschaft bezüglich der
Faktoren ,Arbeit‘ und ,Wertschöpfung‘. Das heißt, daß dem Bereich der Land- und Forst-
wirtschaft Genüge getan wird, wenn die Arbeits- und Produktionsbedingungen gut sind,
also die Grundstücke insbesondere in großem Maße arrondiert und erschlossen sind. Der
Bereich Wirtschaft wiederum kann belebt werden, wenn im ländlichen Raum Arbeitsplät-
ze geschaffen werden und eine regionale Wertschöpfung befördert wird. Das kann zum
einen durch entsprechende politische Weichenstellungen914 und durch raumbezogene Ge-
samtplanungen erreicht werden. Im Rahmen dieser Arbeit werden lediglich die Planungen
behandelt, da diese ein Bodenordnungserfordernis hervorrufen können.
– Das Wohnen bzw. das Wohnumfeld selbst ist eine außerordentlich wichtige Komponente
bei der Betrachtung des ländlichen Raums. Auf der einen Seite geht sie Hand in Hand
mit der Existenz von Arbeitsplätzen und der äußeren Erschließung. Nur, wenn die Ge-
gend erreichbar ist und dort auch gearbeitet werden kann, kommt der Raum überhaupt
für das Wohnen in Frage. Darüberhinaus muß der ländliche Raum auch eine soziale und
technische Infrastruktur bieten, ansonsten ist seine Attraktivierung schwierig. Vor allem
die soziale Infrastruktur wird künftig eine große Rolle spielen, wenn man nur die Über-
alterung der Gesellschaft betrachtet. Eine Infrastruktur, die die besonderen Bedürfnisse
von Senioren berücksichtigt, wird in der Nachfrage steigen. Die Förderung eines entspre-
chenden Wohnumfelds erfolgt durch raumbezogene Gesamtplanungen. Die Finanzierung
von Infrastruktureinrichtungen wird infolge der prekären Haushaltslage vieler Gemein-
den im ländlichen Raum immer schwieriger.915 Zur Lösung dieses Problems müssen neue
Finanzierungswege gefunden werden.916
– Die Erholung spielt im ländlichen Raum in zweierlei Hinsicht eine Rolle. Zum einen dient
der rurale Raum der Erholung der Bewohner der Metropolen. Diese suchen den Raum
insbesondere am Wochenende auf, um dort ihre Freizeit zu gestalten.917 Auf der anderen
Seite bietet sich der ländliche Raum in vielen Fällen für den Tourismus an. Voraussetzung
ist freilich eine gute verkehrliche Erreichbarkeit und viel mehr das Vorhandensein touri-
stischer Attraktionen. Sind diese Grundlagen vorhanden, können die gezielte Planungen
Aufwertungen erfolgen. Dies können die Anlage von Radwegenetzen und von Übernach-
tungsmöglichkeiten oder auch die Einrichtung von Naturparks sein.918
Leitsektoren und regionaler Strukturwandel, S. 28). Im zweiten Quartal 2008 fallen auf den Primär-
sektor 2,2 %, den Sekundärsektor 25,3 % und den Tertiärsektor 72,5 % der Erwerbstätigen (Quelle:
Statistisches Bundesamt Deutschland, Pressemitteilung Nr. 300 vom 21.8.2008).
914Dies dürfte vor allem eine Wirtschafts-, Arbeits- und Steuerpolitik sein, die Anreize für Investitionen
und zur Schaffung von Arbeitsplätzen im ländlichen Raum schafft.
915Vgl. nur Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung, Gutachten zum demografischen Wandel in
Brandenburg, S. 5 f.
916Da in diesem Zusammenhang keine Bodenordnungsaufgaben entstehen, wird diese Thematik nicht
weiter verfolgt.
917In diesem Fall bietet der ländliche Raum aufgrund seiner Schönheit und seiner Aufenthaltsqualität
eine Erholungsfunktion. Dabei spielt das Angebot von Wanderwegen eine ebenso große Rolle wie die
Anlage von Sportmöglichkeiten.
918Um bei den zahlreich vorhandenen touristischen Einrichtungen Beachtung finden zu können, ist es
wichtig, daß außergewöhnliche Planungen und regionale Besonderheiten aufeinandertreffen. Als be-
sonders erwähnenswert sei an dieser Stelle nur der Baumkronenpfad im Nationalpark Hainich an der
Thiemsburg bei Bad Langensalza genannt.
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– Der Natur- und Umweltschutz spielt kraft Gesetz919 sowohl im städtischen als auch
im ländlichen Raum eine herausragende Rolle. Für jeden Eingriff in Natur und Umwelt
werden entsprechende Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen fällig. Dabei finden gerade im
metropolnahen ländlichen Raum oft Ersatzmaßnahmen statt, die infolge von Eingriffen
in der Metropole selbst durchgeführt werden müssen. Auf der anderen Seite entstehen im
ländlichen Raum auf brachliegenden Flächen Biotope oder Landschaftsschutzgebiete und
bestimmte Gebiete werden renaturiert. Darüberhinaus ist auch die Festsetzung von Was-
serschutzgebieten möglich, in denen Verbote, Nutzungsbeschränkungen und Duldungs-
pflichten festgelegt werden. Außerdem erfordert der Hochwasserschutz in vielen Fällen
die Rückführung begradigter Flüsse in ihr altes Bett. Während Ersatzmaßnahmen für
Eingriffe in den Metropolen in der Regel durch die Bauleitplanung geplant – also raumbe-
zogene Gesamtplanung – werden, dürften die übrigen natur- und hochwasserschutzrechtli-
chen Vorhaben über Fachplanungen geplant werden. Insbesondere die Landschaftsplanung
nach den §§ 13 ff. BNatSchG stellt eine sektorale Fachplanung dar. Diese sollen ”die über-
örtlichen Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes
und der Landschaftspflege für den Bereich eines Landes in Landschaftsprogrammen oder
Landschaftsrahmenplänen darstellen.“920 In jedem Fall kann durch Planungen dieser Art
ein Bodenordnungsbedarf ausgelöst werden.
5.1.2.1. Raumbezogene Fachplanung
Die Fachplanung – im speziellen die Planfeststellung – wurde bereits oben hinsichtlich der
Vorwirkung der Enteignung behandelt.921 Unter der Fachplanung an sich versteht man
die planerische Bewältigung sektoraler Aufgaben- bzw. Problemfelder.922 Solche Aufga-
benstellungen können die Anlage von Straßen und Wegen, Schienenwegen, Wasserwegen,
Flugplätzen aber auch bergrechtliche Projekte sein.923 Im Anschluß werden nun die ein-
zelnen Fachplanungen auf ihre Privat- oder Fremdnützigkeit untersucht.
Erschließung Die Erschließung stellt – wie bereits erwähnt – einen entscheidenden Fak-
tor für die Zukunftsfähigkeit des ländlichen Raums dar. Die Erschließung ist zu unter-
scheiden in die äußere (1.) und die (2.) innere Erschließung.
1. Die äußere Erschließung hat eine ausschlaggebende Funktion für die Erreichbarkeit eines
Gebiets.924 Dies erfolgt durch Straßen (Bundes-, Landes- oder Kreisstraßen) aber auch
919Siehe das BNatSchG und die Naturschautzgetze der Länder. Darüberhinaus ist der Naturschutz gemäß
Art. 20a GG ein Staatsziel. Zum Staatsziel siehe Kapitel 6.3.3.
920Durner, Konflikte räumlicher Planungen, S. 67. In der Regel sind diese Pläne lediglich behördenver-
bindlich und entfalten ihre generelle Verbindlichkeit durch ihre Integration in die Raumordnung und
die Bauleitplanung. Damit findet im Rahmen der Landschaftsplanung keine Planfeststellung statt, die
eine Vorwirkung der Enteignung auslöst.
921Siehe erstmalig S. 98, Fn. 561.
922Hoppe in: Hoppe/Bönker/Grotefels, Öffentliches Baurecht, § 1, Rn. 4.
923Diese Planung geschieht dann in der Regel nach speziellen Gesetzen, z.B. das Fernstraßengesetz
(FStrG), das Allgemeine Eisenbahngesetz (AEG), das Wasserstraßengesetz (WaStrG) oder auch das
Bundesberggesetz (BBergG). Vgl. dazu überblicksweise Hönig, Fachplanung und Enteignung, S. 35 ff.
924Damit ist die äußere Erschließung auch ein entscheidender Faktor dafür, ob der ländliche Raum für
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über das Schienennetz und den Wasserweg, sofern dieser vorhanden ist. Die Planung von
Straßen und von schienengebundenen Verkehrstrassen erfolgt über spezielle Gesetze,925
die Verbindlichkeit der Planung wird über die Planfeststellung hergestellt. Dadurch, daß
infolge dieser Verkehrsadern die Erreichbarkeit eines Gebiets hergestellt wird, haben diese
Flächen in jedem Fall einen überörtlichen Charakter. Betrachtet man diese äußere Erschlie-
ßung nun aus Sicht der von der Planung betroffenen Eigentümer wird klar, daß diese zwar
auch einen Vorteil aus den Verkehrsanlagen ziehen können. Allerdings kommt die ganz
überwiegende Wertschöpfung der Allgemeinheit bei. Somit ist die jeweilige Planung aus
Sicht der Betroffenen fremdnützig. Das geplante Vorhaben dient der Erfüllung bestimm-
ter öffentlicher Aufgaben und der Landerwerb kann folglich nur über eine Enteignung
erfolgen.926
2. Die innere Erschließung ist erforderlich, um die einzelnen Grundstücke zu erreichen und
damit eine zweckmäßige Nutzung zu ermöglichen. Die Planung für die innere Erschlie-
ßung kann durch mehrere Instrumente erfolgen. In Gebieten, in denen Vorhaben nach den
§§ 29 ff. BauGB beurteilt werden, dürfte die Planung der Erschließung durch einfache
oder qualifizierte Bebauungspläne geschehen.927 Sollen die Straßen und Wege agrarisch
genutzte Grundstücke erschließen, würde dies mit dem ländlichen Wegebau erreicht. Im
Rahmen einer Flurbereinigung bildet der Wege- und Gewässerplan nach § 41 FlubG die
planerische Grundlage für den ländlichen Wegebau.928 Ansonsten ist die Planung auch
zunächst informell über ein integriertes ländliches Entwicklungskonzept (ILEK) möglich.
Diese Planung ist dann allerdings in eine rechtsverbindliche zu überführen.929 Der Ausbau
der Erschließung wird in der Regel nicht durch die Nutznießer erfolgen. Die Planung ist
also nicht durch sie selbst umsetzbar. Allerdings ziehen sie eine eigene Wertschöpfung aus
der Erschließung und somit aus der Planung. Denn erst mit Vorhandensein der Anbin-
dung an das Verkehrsnetz können die Grundstücke genutzt werden. Sind die Grundstücke
– einschließlich der Erschließungsflächen – nicht nach Lage, Form und Größe zweckmäßig
gestaltet, ist eine Bodenordnung erforderlich. Die Planung ist daher – wie bei den örtlichen
die regionale Wirtschaft, als Wohnstandort oder für den Tourismus geeignet und auch zukunftsfähig
ist. Daher wird die Planung für diese drei Aufgabenschwerpunkte hinsichtlich der Erschließung bereits
in diesem Punkt erledigt.
925Siehe oben Fn. 923.
926Dies ist folgerichtig, wenn man nur betrachtet, daß die Planfeststellung eine Vorwirkung hinsichtlich
der Zulässigkeit der Enteignung hat.
927In diesem Fall läge allerdings eine raumbezogene Gesamtplanung vor.
928Die Planung des Wegenetzes bildet ein Grundgerüst, um im Rahmen eines Flurbereinigungsverfahrens
die Grundstücke so zusammenzulegen, daß sie nach Lage, Form und Größe besser nutzbar sind, also
dem Grundsatz ,Verbesserung der Arbeits- und Produktionsbedingungen‘ in der Land- und Forstwirt-
schaft entsprochen wird. Damit ist die Planung ländlicher Wege die entscheidende Planungskomponen-
te bei der Aufgabenstellung ,Land- und Forstwirtschaft‘, so daß diese hier nicht gesondert betrachtet
werden muß.
929Im Rahmen der Flurbereinigung geschieht das dann über den Pan nach § 41 FlurbG. Ansonsten bie-
ten die Straßengesetze der Länder die Möglichkeit der Planfeststellung. So zählen nach § 4 I Nr. 4
a SächsStrG die öffentlichen Feld- und Waldwege zu den sonstigen öffentlichen Straßen. Die Plan-
feststellung – oder auch die Plangenehmigung wird in § 39 SächsStrG geregelt. Ersatzweise ist nach
§ 39 VII SächsStrG die Aufstellung eines Bebauungsplans möglich. Außerdem kann unter Rückgriff auf
§ 74 VII VwVfG bei Zutreffen dort geregelter Voraussetzungen der Verzicht auf die Planfeststellung
oder -genehmigung möglich.
Kapitel 5. Agrarische Bodenordnung 174
Erschließungsflächen nach § 55 II BauGB – durch die Durchführung einer Bodenordnungs-
maßnahme, die den Ausgleich privater Interessen herbeiführt, insgesamt privatnützig.930
Hinsichtlich der Privat- und Fremdnützigkeit aus Sicht der betroffenen Eigentümer er-
gibt sich somit ein wesentlicher Unterschied. Die äußere Erschließung ist in der Regel
fremdnützig, bzw. allgemeinnützig. Die innere Erschließung dagegen führt erst die Nutz-
barkeit der Grundstücke herbei und kann folglich nur privatnützig sein. Es kann freilich
sein, daß diese Privatnützigkeit der Planung erst durch die Durchführung eines Boden-
ordnungsverfahrens, das dem Ausgleich privater Interessen dient, herbeigeführt werden
kann.
Natur-, Umwelt- und Hochwasserschutz Für die Planung im Natur- und Umwelt-
schutz sind das BNatSchG als Rahmengesetz und die Naturschutzgesetze der Länder
maßgeblich. Nach §§ 13 ff. BNatSchG sind
”
die Erfordernisse und Maßnahmen des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege für den jeweiligen Planungsraum darzustellen und
zu begründen.“931 Dafür sind von den Ländern Landschaftsprogramme oder Landschafts-
rahmenpläne sowie Landschaftspläne aufzustellen.932 Als behördenverbindliche Pläne sind
die Inhalte der Landschaftsplanung in jeglichen Planungen und Verwaltungsverfahren zu
berücksichtigen. Dies geschieht insbesondere durch die Aufnahme der Landschaftspläne
als Darstellungen in den Flächennutzungsplänen bzw. der Grünordnungspläne als Fest-
setzungen in den Bebauungsplänen.933 Die Inhalte der Landschaftplanung – hier Land-
schaftsprogramme bzw. Landschaftsrahmenpläne – sind mit den Raumordnungsplänen
abzustimmen und später in diese aufzunehmen, sofern deren Maßnahmen und Erforder-
nisse raumbedeutsam sind.934 In diesen Fällen wird die Fachplanung für den Natur- und
Umweltschutz in raumbezogene Gesamtplanungen integriert.
Während für den Landschaftsplan unter anderem zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung bestimmter Teile von Natur und Landschaft eine gesamträumliche Entwicklungs-
konzeption zu erarbeiten ist, wird dieser durch die Erklärung der Schutzgebiete nach §§
22 ff. BNatSchG in Verbindung mit den Landesnaturschutzgesetzen konkretisiert. Dies
geschieht durch rechtsverbindliche Festlegungen.935 Diese Schutzgebiete dienen dem All-
gemeinwohl, d.h. die Wertschöpfung ist aus der Sicht der betroffenen Grundstückseigen-
tümer eine fremde bzw. staatliche. Die festgelegten Schutzgebiete müssen in der Regel
nicht entwickelt werden, die Landschaft an sich ist zu schützen. Die Eigentümer und
die Nutzungsberechtigten haben die in der Pflege- und Entwicklungsplanung enthaltenen
930Vgl. die Ausführungen in Kapitel 4.2.2.2 zur Baulandumlegung.
931§ 13 I BNatSchG.
932Diese bilden unter anderem die Grundlage zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Schutz-
gebieten nach den §§ 22 ff. BNatSchG.
933Siehe nur § 16 II BNatSchG, konkretisiert durch § 6 SächsNatSchG. Zur Privat- oder Fremdnützigkeit
dieser Festsetzungen siehe Kapitel 1.2.4.1.
934§ 15 BNatSchG i.V.m. § 5 II SächsNatSchG.
935Im Freistaat Sachsen werden nach den §§ 15 ff. SächsNatSchG Naturschutzgebiete, Nationalparke,
Biosphärenreservate, Landschaftsschutzgebiete und Naturparke durch Rechtsverordnung, Naturdenk-
male durch Rechtsverordnung oder Einzelanordnung sowie geschützte Landschaftsbestandteile durch
Satzung festgesetzt.
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Maßnahmen zu dulden, zudem können ihnen bestimmte Nutzungen untersagt werden.936
Damit ist die Festlegung solcher Schutzgebiete aus Sicht der Eigentümer oder der Nutzer
als fremdnützig einzustufen. Die Gebiete stellen Inhalts- und Schrankenbestimmungen des
Eigentums dar, die die Privatnützigkeit des Eigentums einschränken.937
So wie Natur und Landschaft geschützt werden können, gibt § 19 WHG den Rahmen
für den Schutz von Gewässern vor. Dieser Rahmen wird dann durch entsprechende Lan-
deswassergesetze konkretisiert. So können nach § 48 SächsWG Wasserschutzgebiete durch
Rechtsverordnung festgelegt werden.938 Darüberhinaus sieht § 50 SächsWG den Schutz
der Uferbereiche der Gewässer und der Gewässerrandstreifen939 kraft Gesetzes vor. Ein
weiterer wichtiger Gesichtspunkt des Wasserechts ist der Ausbau und die Renaturierung
der Fließgewässer. So ist der natürliche oder naturnahe Zustand der Gewässer nach § 31
WHG zu erhalten, und – was hinsichtlich der Planung entscheidend ist – nicht naturnah
ausgebaute natürliche Gewässer sollen möglichst in einen naturnahen Zustand zurückge-
führt werden. Die Planung für die Herstellung, Beseitigung oder wesentliche Umgestaltung
eines Gewässers oder seiner Ufer bedarf nach § 31 II WHG einer Planfeststellung, die in
den Landeswassergesetzen im speziellen geregelt wird.940
Ein wichtiger Aspekt im Zusammenhang mit Gewässern ist der Hochwasserschutz. Da-
für regelt § 31a WHG grundsätzliche Aspekte,941, die wiederum durch Landesrecht kon-
kretisiert werden. Neben den Überschwemmungsgebieten an sich regelt § 99 IV Sächs-
WG Planung, Bau, Betrieb und Unterhaltung von Deichen, Hochwasserschutzmauern,
Hochwasserrückhaltebecken und sonstigen Anlagen, die die Allgemeinheit vor Hochwas-
ser schützen sollen. Auch für die Planung im Rahmen des Hochwasserschutzes – sofern
Deiche oder Dämme zur Beeinflussung des Hochwasserabflusses – gilt das Erfordernis
einer Planfeststellung oder Plangenehmigung, um die Verbindlichkeit für jedermann zu
erreichen.
Die Planungen für den Natur- und Umweltschutz sowie den Hochwasserschutz dienen
in der Regel der Allgemeinheit. Denn für die
”
meisten Umweltgüter besteht wegen ihres
Charakters als öffentliche Güter [...] kein Markt, auf dem sich Nachfrager und Land-und
936Siehe nur § 15 SächsNatSchG.
937In der Regel sind diese Einschränkungen ohne Ausgleich zu dulden. Für den Fall besonderer Einschrän-
kungen des Eigentums sieht § 38 SächsNatSchG eine Entschädigung oder einen Härtefalausgleich vor.
938In dieser Rechtsverordnung werden die erforderlichen Schutzbestimmungen, insbesondere Verbote,
Nutzungsbeschränkungen und Duldungspflichten festgelegt und der Begünstigte bezeichnet. Darüber-
hinaus ist auch die Anordnung von Handlungspflichten möglich.
939Dafür legt § 50 III SächsWG einen Katalog fest, welche Handlungen am Gewässerrandstreifen verboten
sind. Dadurch sollen die ökologischen Funktionen der Gewässer und des Hochwasserschutzes erhalten
und verbessert werden.
940§ 80 SächsWG sieht neben der Planfeststellung auch die Plangenehmigung vor.
941Zunächst einmal sind oberirdische Gewässer sind so zu bewirtschaften, daß Hochwasser so weit wie
möglich zurückgehalten, der schadlose Wasserabfluss gewährleistet und der Entstehung von Hochwas-
serschäden vorgebeugt wird. Überschwemmungsflächen, die der Hochwasserentlastung oder Rückhal-
tung dienen, sind zu schützen. Diese sind durch die Landeswassergeetze zu bestimmen. Im Freistaat
Sachsen kann nach § 99a SächsWG ein landesweiter Hochwasserschutz-Aktionsplan aufgestellt wer-
den, der ganz oder in Teilen durch Rechtsverordnung als verbindlich erklärt werden kann. Desweiteren
sieht § 99b SächWG die Aufstellung von Hochwasserschutzkonzepten vor. Diese sind grundsätzlich
behördenverbindlich, können aber durch Satzung auch als allgemein verbindlich erklärt werden.
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Forstwirte direkt begegnen könnten.“942 Daher sind sie aus Sicht der privaten Eigentümer
dann fremdnützig. Insbesondere der Hochwasserschutz erfordert meistens Überschwem-
mungsflächen, die den Hauptzweck haben, an anderer Stelle die Hochwasserspitze abzu-
mildern. Dies gelingt, indem die Überschwemmungsflächen Teile des Hochwassers aufneh-
men und zurückhalten. Aus Sicht der betroffenen Eigentümer gestaltet sich der Hochwas-
serschutz so, daß seine Flächen beansprucht werden, um andere Gebiete vor eventuellen
Hochwasserschäden zu schützen. Dieser Fall ist durchaus mit der Problematik der Aus-
gleichsbebauungspläne vergleichbar.943 Aufgrund der Lage der betroffenen Grundstücke
am Fließgewässer oder in dessen Nähe sowie der Beschaffenheit der Flächen ist die Inter-
essengemeinschaft zwischen den Betroffenen und den Nutznießern nicht so gewillkürt wie
im Fall des Ausgleichsbebauungsplans.944
Es sind aber im ländlichen Raum drei Szenarien denkbar, bei denen Maßnahmen des
Umweltschutzes oder des Hochwasserschutzes privatnützig sind:
1. Ein Eingriff aufgrund einer privatnützigen Planung erfordert entsprechend der Regelun-
gen des BNatSchG und der Naturschutzgesetze der Länder Ausgleichs- oder Ersatzmaß-
nahmen. Diese Maßnahmen ermöglichen erst die legale Inwertsetzung der privatnützigen
Vorhaben. Damit sind diese Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen ebenso privatnützig.945
2. Hochwasserschutzmaßnahmen, die unmittelbar die Bewirtschaftung ländlicher Grundstü-
cke verbessern, kommen den davon betroffenen Grundstücken zugute. Diese Grundstücke
ziehen eine direkte Wertschöpfung, da ausbleibende Hochwasserereignisse die Erzeugnisse
der ländlichen Grundstücke nicht mehr gefährden. Gleichermaßen können Hochwasser-
schutzmaßnahmen den Betroffenen einen Vorteil bringen, wenn die ländlichen Erschlie-
ßungsanlagen (die Wege und die Vorflut) dadurch geschützt werden. Somit sind Hochwas-
serschutzmaßnahmen aus Sicht der Betroffenen in jedem Fall überwiegend privatnützig,
wenn sie einen direkten Vorteil daraus ziehen können und daher nicht nur der Allgemein-
heit zugute kommen.
3. Eine Möglichkeit, aus den eigentlich fremdnützigen Eigentumsbeschränkungen im Rah-
men des Naturschutzes eine gewisse Privatnützigkeit entstehen zu lassen, ist die Honorie-
rung ökologischer Leistungen der Landwirtschaft durch regelmäßige Geldzahlungen oder
durch die Gewährung sonstiger geldwerter Vorteile. Diese Leistungen können ordnungs-
rechtlich auferlegte oder freiwillig übernommene Lasten durch Bewirtschaftungsbeschrän-
kungen sein. Auf diese Weise sei es möglich, daß ”in jedem Fall einer ordnungsrechtlich
vorgegebenen Nutzungsbeschränkung zugleich eine Honorierungsaussicht für den Fall der
Produktion einer spezifisch definierten ökologischen Leistung eingeräumt wird.“946
942Semleit, Naturschutz durch honorierte Landwirtschaft, S. 10.
943Siehe die Diskussion in Kapitel 4.2.2.2.
944Da der Hochwasserschutz aber eine öffentliche Aufgabe darstellt und die geplanten Maßnahmen zu
seiner Erfüllung durch Planfeststellung gegen jedermann verbindlich werden, kann ein auftretender
Bodenordnungsbedarf nur über eine Enteignung erledigt werden.
945Vgl. die dazu analogen Ausführungen in der städtebaulichen Planung in Kapitel 4.1.1.2, S. 121.
946Semleit, Naturschutz durch honorierte Landwirtschaft, S. 185.
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5.1.2.2. Raumbezogene Gesamtplanung
Das raumbezogene Gesamtplanungsrecht wurde bereits in Kapitel 4.1.1, S. 112 definiert.
In diesem Rahmen spielen insbesondere die Raumordnung des Bundes, die Landesplanung
und auf Gemeindeebene die Bauleitplanung eine große Rolle. Gerade die Aufgabenstellun-
gen ,Wirtschaft‘, ,Wohnen‘ und ,Erholung‘947 dürften auch im ländlichen Raum hinsichtlich
ihrer Planungskomponente mit Hilfe der klassischen Bauleitplanung erledigt werden. Für
den Fall, daß Bodenordnungsaufgaben entstehen, bietet auch im ländlichen Raum das
Städtebaurecht nach BauGB die entsprechenden Instrumente.948 Diese Aufgabenstellun-
gen sind bereits in Kapitel 4 behandelt worden. Gerade im ländlichen Raum liegt es freilich
nahe, daß die Verwaltungsakte in der Umlegung entsprechend § 46 II Nr. 5 BauGB von
den Flurbereinigungsbehörden vorbereitet oder nach § 46 IV BauGB durch sie im Ganzen
durchgeführt werden. Vor allem die Möglichkeit nach § 46 IV BauGB bietet sich in Ge-
bieten an, in denen ländliche Grundstücke neugeordnet werden und auch in der Dorflage
ein Bodenordnungsbedarf besteht.
Im Bereich der Entwicklung des ländlichen Raums spielt neben den hoheitlichen ein wei-
teres, informelles Planungsinstrument eine große Rolle. Insbesondere für die Gewährung
der pekuniären Förderung im Bereich der Flurbereinigung und Flurneuordnung ist ein
sogenanntes ILEK aufzustellen.949 Das ILEK stellt einen Teilaspekt der ,Grundsätze für
die Förderung der integrierten ländlichen Entwicklung (ILE)‘950 dar. Die ILE unterteilt
sich in folgende förderfähige Aufwendungen:
1. Integrierte ländliche Entwicklungskonzepte (ILEK) zur Einbindung einer nachhaltigen
Land- und Forstwirtschaft in den Prozeß zur Stärkung der regionalen Wirtschaft.
2. Regionalmanagement (RM) zur Initiierung, Organisation und Umsetzungsbegleitung der
der ländlichen Entwicklungsprozesse.
3. Investive Maßnahmen im Zusammenhang mit land- und forstwirtschaftlichen Tätigkeiten
und deren Umstellung in folgenden Bereichen:
– Dorferneuerung und Dorfentwicklung ländlich geprägter Orte.
– Infrastrukturmaßnahmen, die dem ländlichen Charakter angepaßt sind und der Er-
schließung landwirtschaftlicher und touristischer Entwicklungspotentiale dienen.
– Anlage von Schutzpflanzungen in Land- und Forstwirtschaft.
– Neuordnung des ländlichen Grundbesitzes und die Gestaltung des ländlichen Raums
zur Verbesserung der Agrarstruktur mit Hilfe der Verfahren nach dem FlurbG und
dem LwAnpG. Diese sollen auch Maßnahmen zur Sicherung eines nachhaltig lei-
stungsfähigen Naturhaushalts enthalten.
947In diesem Zusammenhang ist vor allem der ländliche Tourismus erwähnenswert.
948Wie in der Stadt sind dies die Umlegung, die Vereinfachte Umlegung und die Enteignung.
949Das ILEK gilt im ländlichen Raum als Vorplanung, die nach § 1 II GAKG (Gesetz über die Gemein-
schaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes‘) für die Durchführung von
Maßnahmen, die nach der Gemeinschaftsaufgabe gefördert werden, als Bestandteil der Gemeinschafts-
aufgabe selbst erforderlich ist.
950Diese Grundsätze sind Bestandteil der Gemeinschaftsaufgabe und wurden im Anhang des GAKG
veröffentlicht (BT-Drucks. 15/5820, S. 12 ff.).
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– Kooperation zur Einkommensdiversifizierung und zur Schaffung zusätzlicher Beschäf-
tigungsmöglichkeiten sowie Umnutzung land- oder forstwirtschaftlicher Bausubstanz.
Ein ILEK ist für eine ganze Region – ein Gebiet mit räumlichem und funktionalem
Zusammenhang – aufzustellen. In dem Rahmen sollen die regionalen Stärken und Schwä-
chen analysiert und darauf basierend eine Entwicklungsstratiegie aufgestellt werden. Da-
für werden regionale Entwicklungsziele definiert, Handlungsfelder festgelegt, Strategien
zur Erreichung der Entwicklungsziele dargestellt und prioritäre Entwicklungsprojekte be-
schrieben.951
Das ILEK stellt dabei eine Gesamtplanung dar, die sich aber auf bestimmte Gesichts-
punkte beschränken kann. Da das ILEK eine informelle Planung darstellt, ist es durch
eine entsprechende Gesamt- oder Fachplanung zu konkretisieren.952 Auf diese Weise kann
auch erst ein Verbindlichkeit gegenüber jedermann hergestellt werden. Je nach Adressat
der Planung ergibt sich dann deren Privat- oder Fremdnützigkeit. Dafür sind dann die
oben entwickelten Charakteristika anzuwenden.953
5.1.2.3. Zwischenfazit
Es wurde gezeigt, daß es hinsichtlich der Planung viele Anforderungen an den ländlichen
Raum gibt. Diese können je nach Lage des ländlichen Raums variieren. Diese Planungs-
anlässe lassen sich hinsichtlich ihrer Privat- oder Fremdnützigkeit unterscheiden.
Die Planung ist in jedem Fall privatnützig, wenn der davon betroffene Grundstücks-
eigentümer diese in eigener Person ausführen kann und er eine eigene Wertschöpfung
betreiben kann. Dies sind in jedem Fall Planungen, die die Nutzung von Grundstücken
verbessern oder die Nutzungsmöglichkeiten dieser Grundstücke erweitern. In der Land-
und Forstwirtschaft sind dies solche Planungen, die dort die Produktions- und Arbeits-
bedingungen vorantreiben. Dies wird insbesondere durch eine Zusammenlegung des länd-
lichen Grundbesitzes – sprich Flurbereinigung – erreicht. Dazu gehört freilich auch die
Anlage eines Wege- und Gewässernetzes954 oder die Einrichtung von Pflanzungen zum
Schutz vor Erosionen. Auch Hochwasserschutz kann aus Sicht der betroffenen Eigentümer
eine privatnützige Maßnahme sein, sofern diese unmittelbar den dort Betroffenen einen
Vorteil bringt und die eigentumsmäßigen Belastungen durch ein Bodenordnungsverfah-
ren gleichmäßig verteilt werden. Selbst der Naturschutz kann für den Betroffenen eine
eigene Wertschöpfung ermöglichen.955 Desweiteren sind alle Planungen hinsichtlich Wirt-
951BT-Drucks. 15/5820, S. 12. Siehe auch das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und
Weinbau in Rheinland-Pfalz, Integrierte ländliche Entwicklungskonzepte, S. 7. Darüberhinaus ist das
ILEK in einem Strategiepaier der Deutschen Landeskulturgesellschaft (DLGK), Ländlicher Raum auf
Roter Liste, S. 24 ff. ausführlich behandelt worden. Vgl. dazu auch Thiemann, FuB 1/2007, S. 12 ff.
952Dafür kommen alle raumbezogenen Gesamt- oder Fachplanungen in Frage.
953Siehe die Ausführungen in Kapitel 3.2.4.1.
954Siehe die Planung des Wege- und Gewässernetzes nach § 41 FlurbG. Wird infolge einer Bodenord-
nungsmaßnahme die Landaufbringung für die Wege oder Gewässer solidarisch verteilt, ist die Planung
ebenso privatnützig wie diejenige hinsichtlich der Erschließungsflächen, die nach § 55 II BauGB be-
handelt werden.
955Voraussetzung dafür ist die oben beschriebene Honorierung übernommener Lasten durch den Betrof-
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schaft, Wohnen und Erholung privatnützig, wenn sie durch den betroffenen Eigentümer
umsetzbar ist oder dieser eine eigene Wertschöpfung betreiben kann. Hinsichtlich der Bo-
denordnung sind diese Planungen privatnützig, wenn lediglich die Eigentumsverhältnisse
neuzuordnen sind.
Auf der anderen Seite sind Planungen fremdnützig, wenn sie durch den Staat umgesetzt
werden und eher der Allgemeinheit zugute kommen. Dies sind vor allem überörtliche Ver-
kehrsprojekte, Hochwasserschutz oder Naturschutz, sofern davon privates Grundeigentum
betroffen ist.956 Darüberhinaus sind freilich Einschränkungen der Nutzungsmöglichkeiten
aufgrund von Natur- und Umweltschutz fremdnützig, auch wenn sie eigentlich957 keinen
Bodenordnungsbedarf auslösen.
5.1.3. Bodenordnungsinstrumente
Im ländlichen Raum ist wie im Bereich des Städtebaurechts eine Unterteilung in private
und hoheitliche Bodenordnungsinstrumente möglich. Da für einige Vorhaben im ländlichen
Raum eine Planung nach BauGB erforderlich ist, kämen für die Lösung dieser Bodenord-
nungsfragen auch die Instrumente nach BauGB in Betracht.958 Wie im Städtebaurecht
lassen sich auch im agrarischen Bereich die Bodenordnungsinstrumente in Inhaltsbestim-
mungen des Eigentums und Enteignung unterscheiden.
5.1.3.1. Private Bodenordnung
In der privaten Bodenordnung ist vor allem der freiwillige Landtausch nach §§ 103a ff.
FlurbG erwähnenswert. Wie der Name aussagt, geschieht dieser absolut freiwillig. Jeder
der einzelnen betroffenen Rechtsinhaber muß sein Einverständnis geben.959 Ansonsten ist
die Durchführung eines freiwilligen Landtausches nicht möglich. Daher wird er nach §
103c FlurbG auch nur durchgeführt, wenn die Tauschpartner ihn schriftlich beantragen.
Im Gegensatz zur freiwilligen Umlegung ist der freiwillige Landtausch allerdings förder-
fähig.960 Damit der freiwillige Landtausch schnell und einfach durchführbar ist, sind nach
§ 103e FlurbG möglichst ganze Flurstücke zu tauschen. Auf die Aufstellung eines Wege-
und Gewässerplans ist daher in jedem Fall zu verzichten.
fenen selbst auf eigenem Grund und Boden.
956Diese Planungen lösen einen Bodenordnungsbedarf aus, der eine Verdrängung der Eigentümer zur
Folge hat, also die Neuordnung der Eigentümerverhältnisse herbeiführt.
957Trotzdem werden im Bereich der Flurbereinigung viele Verfahren nach § 86 FlurbG durchgeführt, deren
Hauptziel der Grunderwerb solcher Naturschutzflächen ist; auch wenn der Schutzzweck eigentlich ohne
Landerwerb möglich wäre. Siehe dazu Kapitel 5.3.2.3.
958Um Wiederholungen zu vermeiden, wird für die Bodenordnungsinstrumente des Städtebaurechts auf
Kapitel 4.1.2 verwiesen.
959§ 103b I FlurbG.
960Diese Förderung erfolgt nach § 1 I Nr. 1 GAKG durch die Erstattung von Helferkosten. Dabei gelten
die Förderrichtlinien nicht nur für den Landtausch selbst, sondern auch für den notariellen Tausch
und den Pachttausch (Nutzungstausch, Pflugtausch). Vgl. dazu Schwantag in: Schwantag/Wingerter,
Flurbereinigungsgesetz, Vorb. zu § 103a – i, Rn. 3. Grundlegend zum Nutzungstausch siehe Schäuble,
Nutzungstausch auf Pachtbasis als neues Instrument der Bodenordnung.
Kapitel 5. Agrarische Bodenordnung 180
Zweck des freiwilligen Landtausches ist in der Regel die Verbesserung der Agrarstruk-
tur, die Zusammenlegung kommt also überwiegend den beteiligten Eigentümern zugute.
Allerdings ist der Landtausch auch aus Gründen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege möglich.961
Entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip dürfte für den freiwilligen Landtausch das Glei-
che gelten wie für die freiwillige Bodenordnung im Bereich des Städtebaus. So dürfte für
die Anordnung einer Regelflurbereinigung nach §§ 1 und 37 FlurbG auch gelten, daß ein
privates Bodenordnungsverfahren – der freiwillige Landtausch – gescheitert sein muß.962
Aufgrund der Komplexität der Regelflurbereinigung (Zahl der Eigentümer, Regelungs-
zweck) – im Vergleich zum freiwilligen Landtausch – stellt sich diese Frage nur in der
Theorie.
Auch für die Zulässigkeit einer Enteignung – und damit einer Unternehmensflurberei-
nigung nach § 87 FlurbG – muß der freihändige Erwerb gescheitert sein. Ob dieser auch
in Form eines freiwilligen Landtausches erledigt werden kann, ist fraglich. So läßt § 103a
FlurbG den freiwilligen Landtausch nur für den Naturschutz und die Landschaftspflege
zu, nicht jedoch für linienförmige Verkehrsprojekte.963 Des weiteren wird der freiwillige
Landtausch durch die Gemeinschaftsaufgabe gefördert, die nicht Unternehmensträgern,
sondern privaten Grundstückseigentümern zugute kommen sollte. Die gerichtliche Argu-
mentation964, daß der freiwillige Landtausch ein Unternehmensverfahren nach § 87 FlurbG
nicht ersetzen könne, überzeugt aus Verfassersicht jedoch nicht. Denn das Gericht argu-
mentiert mit dem Rechtsanspruch auf Zuteilung in einer bestimmten Lage, der nur in der
Unternehmensflurbereinigung gegeben sei. In einem rein freiwilligen Bodenordnungsver-
fahren stellt sich diese Frage jedoch nicht, denn dort sind sich die Beteiligten einig über
die Art und die Lage der jeweiligen Zuteilung.
961In diesem Fall ist es zulässig, daß der Anlaß des Landtausches eine rein allgemeinnützige, also fremdnüt-
zige, Planung ist. Denn aufgrund seiner Freiwilligkeit findet kein staatlicher Zugriff auf das Eigentum
und auch kein Eigentumsentzug statt, so daß sich eine Diskussion der Einordnung des freiwilligen
Landtausches in Art. 14 GG erübrigt. Siehe dazu die in Kapitel 1.3.2 beschriebenen Wesensmerkmale
einer Enteignung.
962Dies läßt sich aus dem Urteil des BVerfG zur Baulandumlegung herleiten, vgl. dazu BVerfGE 104, S.
1 (10). Dieses Subsidiaritätsprinzip hat freilich auch Gültigkeit für die vereinfachte Flurbereinigung (§
86 FlurbG) und das beschleunigte Zusammenlegungsverfahren (§ 91 FlurbG).
963Da solche Unternehmen in der Regel die Landschaft durchschneiden, ist eine Neuanlage des Wege- und
Gewässernetzes erforderlich. Dies läßt der freiwillige Landtausch jedoch nicht zu.
964Siehe eine Entscheidung des OVG Niedersachsen vom 12.1.1984, 15 A 8/83.
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5.1.3.2. Hoheitliche Bodenordnung
Im ländlichen Raum stehen die Flurbereinigung965 und die Enteignung966 als hoheitliche
Bodenordnungsinstrumente zur Verfügung. Bei der Flurbereinigung liegt das Augenmerk
zunächst auf der Regelflurbereinigung. Dabei werden insbesondere Gemeinsamkeiten zur
Umlegung nach den §§ 45 ff. BauGB aufgezeigt. Hauptzweck dieses Kapitels 5 ist jedoch
weiter unten die Herausarbeitung der wesentlichen Unterschiede zwischen der Vereinfach-
ten Flurbereinigung und der Unternehmensflurbereinigung.
Regelflurbereinigung Die Flurbereinigung ist im Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) ge-
setzlich geregelt. Das FlurbG bietet dabei unterschiedliche Verfahrensarten. Das umfas-
sende Bodenordnungsverfahren im ländlichen Raum ist die Regelflurbereinigung nach den
§§ 1 und 37 FlurbG. § 1 FlurbG gibt den Zweck der Regelflurbereinigung vor. Demnach
kann ländlicher Grundbesitz aus folgenden Gründen neugeordnet werden:
1. Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedingungen in der Land- und Forstwirt-
schaft,967
2. Förderung der allgemeinen Landeskultur und
3. Förderung der Landentwicklung.
Jeder dieser drei Zwecke ist jeweils gegenüber den anderen beiden als gleichrangig anzu-
sehen und kann daher
”
für sich allein oder in beliebiger Verbindung eine Flurbereinigung
rechtfertigen.“968 Damit ein Flurbereinigungsverfahren im konkreten Fall eine zulässige
Inhaltsbestimmung des Eigentums darstellt, muß der Zweck des Eigentumsentzugs durch
die agrarische Bodenordnung auf den Ausgleich privater Interessen gerichtet sein.969 Im
965Dafür kommen die Regelflurbereinigung nach §§ 1 und 37 FlurbG sowie das Vereinfachte Flurberei-
nigungsverfahren nach § 86 FlurbG und das Beschleunigte Zusammenlegungsverfahren nach §§ 91 ff.
FlurbG in Frage. Die letztgenannten stellen wie die Regelflurbereinigung eine Inhalts- und Schranken-
bestimmung dar, unterliegen jedoch bestimmten Vereinfachungen, die im FlurbG an entsprechender
Stelle geregelt sind.
966Die Enteignung ist in den Gesetzen, die die jeweilige Fachplanung regeln, oder auch in den Enteignungs-
und Entschädigungsgesetzen der Länder normiert. Diese speziellen Gesetze gelten für alle förmlichen
Enteignungen, soweit nicht Bundesrecht oder spezielles Landesrecht anzuwenden ist. Vgl. nur § 1
SächsEntEG. Unter den gesetzlich geregelten Voraussetzungen kann die Enteignung im Rahmen eines
Flurbereinigungsverfahrens über § 40 FlurbG (Landbereitstellung für öffentliche Anlagen in geringem
Umfang) oder über §§ 87 ff. FlurbG (Unternehmensflurbereinigung) erledigt werden.
967Während in der Ausfertigung des FlurbG vom 14. Juli 1953 die Förderung der land- und forstwirt-
schaftlichen Erzeugung im Vordergrund stand, ist in der derzeitigen Fassung des FlurbG die Förderung
der Produktivitätssteigerung an die Stelle der Produktionssteigerung getreten. Vgl. BT-Drucks. 7/3020
und Steuer, FlurbG, § 1, Rn. 2. Nach dem zweiten Weltkrieg war die Versorgung der Bevölkerung mit
eigenproduzierten Nahrungsmitteln notwendig (Weiß, Quellen zur Entstehungsgeschichte des Flurbe-
reinigungsgesetzes, S. 69, 214 f.). Aus heutiger Sicht ist es im globalisierten Wettbewerb wichtig, daß
die Landwirte nachhaltig kostengünstig produzieren können. Vgl. Wingerter in: Schwantag/Wingerter,
FlurbG, § 1, Rn. 2.
968Wingerter in: Schwantag/Wingerter, FlurbG, § 1, Rn. 2. Vgl. auch BT-Drucks. 7/3020, S. 37.
969Dies gilt analog zum Urteil des BVerfG zur Baulandumlegung. BVerfGE 104, S. 1 (9). Siehe auch Haas
in NVwZ 2002, S. 272 (277).
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Umkehrschluß darf also die Erfüllung öffentlicher Aufgaben970 (z.B. Natur- oder Hochwas-
serschutz) nicht im Vordergrund der Maßnahme stehen.971 Der Zweck der Flurbereinigung
wird durch den Neugestaltungsauftrag des § 37 I FlurbG konkretisiert und stellt einen
”
Handlungsrahmen der Flurbereinigung“972 dar. Neben der zweckmäßigen Zusammenle-
gung des ländlichen Grundbesitzes nach Lage, Form und Größe sowie der Erschließung
der Grundstücke (gemeinschaftliche Anlagen) sind auch weitere Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Grundlagen oder der Bewirtschaftung der Wirtschaftsbetriebe möglich. Darüber
hinaus sieht § 37 I FlurbG auch die Dorferneuerung oder die Zuziehung von Ortslagen
zur Flurbereinigung vor. Bei der Durchführung der vorgenannten Maßnahmen sind frei-
lich nach § 37 II FlurbG die öffentlichen Interessen zu wahren. Dies geschieht, indem
die jeweiligen öffentlichen Belange berücksichtigt werden oder unter Umständen Planun-
gen anderer Stellen ganz oder teilweise durch die Flurbereinigungsbehörde verwirklicht
werden.973 In der Regel dürften solche Planungen aus Sicht der betroffenen Eigentümer
fremdnützig sein. Daher dürfen sie im Rahmen der Flurbereinigung nur durchgeführt wer-
den, wenn der Zweck des privaten Interessenausgleichs trotzdem eindeutig im Vordergrund
des Verfahrens steht.
Wie die Baulandumlegung unterliegt die Agrarlandumlegung nach §§ 1 ff. FlurbG be-
stimmten Prinzipien. Das FlurbG sieht zwar nicht expressis verbis eine rechnerische Ver-
einigung der Grundstücke im Flurbereinigungsgebiet vor. Aber § 27 FlurbG sieht eine
Ermittlung des Wertverhältnisses vor, nach dem
”
der Wert der Grundstücke eines Teil-
nehmers im Verhältnis zu dem Wert aller Grundstücke des Flurbereinigungsgebietes zu
bestimmen ist.“ Entsprechend diesem Wertverhältnis wird nach § 47 FlurbG grundsätz-
lich974 von jedem Teilnehmer der für die gemeinschaftlichen und die öffentlichen Anlagen
erforderliche Grund und Boden aufgebracht und erfolgt nach § 44 I FlurbG die Bemes-
sung der (wertgleichen) Landabfindung jedes Teilnehmers. Die Landabfindung selbst wird
in möglichst großen, erschlossenen Grundstücken ausgewiesen. Die Flurbereinigung ist
jedoch im Vergleich zur Baulandumlegung das umfassendere Instrument. Während die
Umlegung nur ein reines Bodenordnungsinstrument ist, impliziert die Flurbereinigung
970Dieses Kriterium ist ein Wesensmerkmal der Enteignung und stellt ein Antonym zum privaten Inter-
essenausgleich dar. Vgl. Kapitel 1.3.2.
971So auch Wingerter in: Schwantag/Wingerter, FlurbG, § 1, Rn. 2. Dieser führt aus, daß ein primär
privatnütziger Zweck verfolgt werden müsse. Allerdings setzt Wingerter die Rechtsprechung des BVerfG
nicht konsequent um. Denn er stellt in seinen weiteren Ausführungen immer wieder den Grundsatz der
wertgleichen Abfindung in Land nach § 44 FlurbG in den Vordergrund. Solange dieser nicht verletzt ist,
sieht er den Entzug von Eigentum im Bereich der Sozialbindung. Siehe dazu nur seine Anmerkungen
zu § 40, Rn. 8 oder zu § 86 I Nr. 1, Rn. 2. Dabei stützt er sich insbesondere auf einen Bericht des
Agrarausschusses (BT-Drucks. 12/8138, S. 5), nach dem die agrarstrukturellen Ziele in jedem Fall im
Vordergrund stehen müßten. Außerdem verwendet er für seine Argumentation ein Urteil des BVerwG
zu § 86 FlurbG (Urteil vom 18.6.1998 – 11 B 28/98). Das BVerwG macht die Zulässigkeit ebenfalls
davon abhängig, ob der Grundsatz wertgleicher Abfindung nach § 44 FlurbG eingehalten wird. Auf
dieses Urteil wird unten in den Kapiteln 5.3.2, S. 204 und 6.3.3 noch einmal eingegangen.
972Wingerter in: Schwantag/Wingerter, FlurbG, § 37, Rn. 1.
973Vgl. Wingerter in: Schwantag/Wingerter, FlurbG, § 37, Rn. 31.
974Ausnahmen sind in § 47 II und III FlurbG normiert.
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darüber hinaus auch eine Planungskomponente975 und eine investive Komponente976.
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Abbildung 6.: Ablauf einer Regelflurbereinigung nach §§ 1 u. 37 FlurbG977
Der Ablauf der Regelflurbereinigung ist in den §§ 1 ff. FlurbG geregelt. Die Einleitung
der Regelflurbereinigung erfolgt durch den Flurbereinigungsbeschluß nach § 4 FlurbG, der
das Flurbereinigungsgebiet zugleich feststellt.978 Wie bei der Umlegung sind die beteilig-
ten Grundstückseigentümer vor dem Verwaltungsakt ,Flurbereinigungsbeschluß‘ über das
975Die Planung der gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen, die zur Erreichung des Flurbereinigungs-
ziels erforderlich sind, erfolgt über den Wege- und Gewässerplan nach § 41 FlurbG. Für die Planung
der öffentlichen Anlagen nach § 40 FlurbG ist ein eigenes Planfeststellungsverfahren erforderlich. Vgl.
dazu Wingerter in: Schwantag/Wingerter, FlurbG, § 41, Rn. 18.
976Die investive Komponente umfaßt insbesondere den Ausbau und die Unterhaltung der gemeinschaft-
lichen Anlagen nach § 42 FlurbG.
977Quelle: Eigene Darstellung.
978In der Regel faßt die obere Flurbereinigungsbehörde den Flurbereinigungsbeschluß, die Länder können
diese Befugnis aber nach § 2 III FlurbG auf die Flurbereinigungsbehörde selbst übertragen.
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geplante Verfahren aufzuklären (§ 5 FlurbG). Mit dem Flurbereinigungsbeschluß entsteht
die Teilnehmergemeinschaft als Körperschaft öffentlichen Rechts und bleibt bis zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben979 bestehen980. Sie wird aus den Beteiligten nach § 10 Nr. 1 FlurbG
– den Grundstückseigentümern und den Erbbauberechtigten – gebildet. Die Teilnehmer-
gemeinschaft wählt einen aus mehreren Mitgliedern bestehenden Vorstand981. Mit dem
Flurbereinigungsbeschluß unterliegen die Grundstücke bis zur Unanfechtbarkeit des Flur-
bereinigungsplans bestimmten Einschränkungen (Veränderungssperre nach § 34 FlurbG),
außerdem regelt § 35 FlurbG ein Betretungsrecht der Grundstücke. Auf den Flurberei-
nigungsbeschluß folgen die Wertermittlung (§§ 27 ff. FlurbG) und die Aufstellung des
Wege- und Gewässerplans (§ 41 FlurbG), die beide für die Bestimmung der Landabfin-
dung und die Aufstellung des Flurbereinigungsplans (§§ 56 ff. FlurbG) entscheidend sind.
Nach Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplans wird seine Ausführung angeordnet (§
61 FlurbG), und die Schlußfeststellung schließt die Flurbereinigung ab (§ 149 FlurbG).
Für die Beschleunigung eines Flurbereinigungsverfahrens bietet das FlurbG eine Rei-
he von Verfahrensvereinfachungen. So gibt es die vorzeitige Ausführungsanordnung nach
§ 63982 und die vorläufige Besitzeinweisung nach §§ 65 ff.983 Als zeitweilige Einschränkung
des Eigentums hingegen gilt die vorläufige Anordnung nach § 36 FlurbG, die daher auch
als eine Zwischenregelung bezeichnet wird.984 Sie wird nur im dringenden Einzelfall als
Verwaltungsakt erlassen und regelt den Besitz oder die Nutzung von Grundstücken sowie
die Ausübung anderer Rechte.985 Ziel sind die Vorbereitung und Sicherung des Über-
gangs in den neuen Zustand sowie die beschleunigte Herbeiführung des Zwecks des Flur-
bereinigungsverfahrens. Daher dürfte die vorläufige Anordnung vor allem in Fällen der
gemeinschaftlichen oder öffentlichen Anlagen sowie insbesondere in der Unternehmens-
flurbereinigung, also der zeitnahen Aufbringung der Unternehmensflächen, Anwendung
979Die Aufgaben der Teilnehmergemeinschaft regelt § 18 FlurbG. Sie ist insbesondere für die Herstel-
lung und die Unterhaltung der gemeinschaftlichen Anlagen verantwortlich. Sie hat außerdem die im
Verfahren festgesetzten Zahlungen zu leisten und zu fordern. Die Forderung der Zahlungen durch die
Teilnehmergemeinschaft geschieht über die Hebung von Vorschüssen und Beiträgen, was jeweils einen
Verwaltungsakt darstellt.
980Nach Erfüllung ihrer Aufgaben wird die Teilnehmergemeinschaft durch die Flurbereinigungsbehör-
de aufgelöst. Die §§ 26a ff. FlurbG erlauben, daß sich mehrere Teilnehmergemeinschaften zu einem
Verband von Teilnehmergemeinschaften zusammenschließen.
981Der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft wirkt mit bei der Aufstellung des Wege- und Gewässerplans
(§ 41 I FlurbG), der Wertermittlung (§ 31 I FlurbG), der Regelung von Überleitungsbestimmungen (§
62 II FlurbG) und hat ein Widerspruchsrecht gegen die Schlußfeststellung (§ 149 I FlurbG).
982In diesem Fall wird der gesamte Flurbereinigungsplan unter den in § 63 I FlurbG genannten Vor-
aussetzungen vor seiner Unanfechtbarkeit angeordnet. Die hinsichtlich der verbliebenen Widersprüche
streitigen Abfindungsflächen können bei einer Planänderung in bezug auf das Eigentum noch variieren.
Diese Regelung ist vergleichbar mit der Vorwegnahme der Entscheidung bei der Baulandumlegung,
diese gilt jedoch in der Regel nicht für den gesamten Plan und ist zudem vom Einverständnis der
Betroffenen abhängig.
983In diesem Fall wird nur der Besitz und nicht das Eigentum geregelt. Die Regelung ist insbesondere
zweckmäßig, wenn der Vorausbau des Wege- und Gewässernetzes das alte Netz und die alte Feld-
einteilung durchschneidet und zersplittert. Vgl. Schwantag in: Schwantag/Wingerter, FlurbG, § 65,
Rn. 1.
984Schwantag in: Schwantag/Wingerter, FlurbG, § 36, Rn. 1.
985§ 36 I FlurbG.
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finden.986
Vereinfachte Flurbereinigung Die gesetzlichen Regelungen zur vereinfachten Flurbe-
reinigung nach § 86 FlurbG wurden im Rahmen der FlurbG-Novelle von 1994 hinsicht-
lich
”
Anwendungsbereich und Kreis der möglichen Verfahrensträger“987 erweitert. Laut
Begründung des Gesetzentwurfs werden der Anspruch der Teilnehmer auf wertgleiche
Abfindung in Land und das Interesse der Beteiligten als Voraussetzung für die Anord-
nung des Verfahrens nicht in Frage gestellt. Allerdings hätten sich die Interessen der
Teilnehmer an der Flurbereinigung gewandelt, und darüber hinaus entstünden infolge der
wachsenden Bedeutung des ländlichen Grund und Bodens für die Gemeinden, Verbände,
Pächter und Rechtsinhaber (Nebenbeteiligte) Konflikte in bezug auf die Landnutzung.988
Die Auflösung dieses Widerstreits
”
liegt im objektiven, wohlverstandenen und vorran-
gigen Interesse der Grundeigentümer, und sei es nur im Sinne einer Schutzmaßnahme
zugunsten des Grundrechts auf eine möglichst uneingeschränkte Verfügungsgewalt über
das Grundeigentum.“989 Für diesen Zweck wurde der Anwendungsbereich der vereinfach-
ten Flurbereinigung vergrößert, um insbesondere die Beschleunigungsmöglichkeiten des §
86 FlurbG auch für eine erweiterte Zielsetzung nutzen zu können.
Der erweiterte § 86 FlurbG sieht vier verschiedene Zwecke vor, eine vereinfachte Flur-
bereinigung einzuleiten. Durch die Aufzählung, die in § 86 I FlurbG vorgenommen wird,
wird erkennbar, daß jeder einzelne der vier Zwecke für sich gesehen ein vereinfachtes Flur-
bereinigungsverfahren auslösen kann:
1. Kernstück der Novelle stellt § 86 I Nr. 1 FlurbG dar. Dort stehen nun Maßnahmen der
Landentwicklung im Vordergrund, der Katalog ist jedoch nicht abschließend.990 Dabei
unterscheidet § 86 I Nr. 1 FlurbG zwei Alternativen: Entweder werden die Maßnahmen
der Landentwicklung lediglich ermöglicht, oder aber die Maßnahmen können durch die
Teilnehmergemeinschaft selbst ausgeführt werden. Damit gibt es zwei verschiedene Mög-
lichkeiten der Trägerschaft der Maßnahmen. Ist die Teilnehmergemeinschaft Trägerin der
Maßnahmen, muß den Gestaltungsgrundsätzen von § 37 FlurbG entsprochen werden, d.h.,
die Maßnahmen müssen dem Ausgleich der privaten Interessen dienen. Im anderen Fall
basieren die Maßnahmen der Landentwicklung auf einer – aus Sicht der betroffenen Grund-
eigentümer – fremdnützigen Planung;991 es sei denn, diese Maßnahmen führen zu einem
986Schwantag in: Schwantag/Wingerter, FlurbG, § 36, Rn. 6 ff. Aber auch zugunsten Privater kann § 36
FlurbG angewandt werden.
987Wingerter in: Schwantag/Wingerter, FlurbG, § 86, Rn. 1.
988Vgl. BT-Drucks. 12/7909, S. 6.
989BT-Drucks. 12/7909, S. 6. Spätestens seit dem Urteil des BVerfG zur Baulandumlegung (BVerfGE
104, S. 1) ist diese Argumentation des ,wohlverstandenen Interesses‘ nicht mehr haltbar. Vgl. dazu
Haas, NVwZ 2002, S. 272 (276).
990Dies wird durch das ,insbesondere‘ erreicht. Im einzelnen nennt § 86 I Nr. 1 FlurbG Maßnahmen der
Agrarstrukturverbesserung, der Siedlung, der Dorferneuerung, städtebauliche Maßnahmen, Maßnah-
men des Umweltschutzes, der naturnahen Entwicklung von Gewässern, des Naturschutzes und der
Landschaftspflege oder der Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes.
991Dieser Aspekt wird nachfolgend in bezug auf den Hochwasser- und den Naturschutz aufgegriffen und
diskutiert.
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außerhalb der Flurbereinigung gelagerten privaten Interessenausgleich.992
2. Sind durch die Herstellung, Änderung oder Beseitigung von Infrastrukturanlagen oder
Ähnliches Nachteile für die allgemeine Landeskultur entstanden oder zu erwarten, können
diese durch eine vereinfachte Flurbereinigung nach § 86 I Nr. 2 FlurbG behoben werden.
Dazu führt der Gesetzgeber aus, daß diese Maßnahmen auch dem öffentlichen Interesse
dienen können, ein Anspruch auf Landbereitstellung zu Lasten der Teilnehmer jedoch
nicht bestehe. Die Vermeidung landeskultureller Schäden liege aber stets im Interesse der
Teilnehmer.993
3. Nach § 86 I Nr. 3 FlurbG kann eine vereinfachte Flurbereinigung eingeleitet werden,
um Landnutzungskonflikte aufzulösen. Darunter sind sich gegenseitig störende Nutzungen
zu verstehen, die durch Bodenordnungsverfahren aufzulösen sind. Beispiele dafür können
Konflikte zwischen Land- oder Forstwirtschaft, Naturschutz, Freizeitnutzung und Inten-
sivkulturflächen sein.994
4. Schließlich sind noch die Kleinverfahren nach § 86 I Nr. 4 FlurbG zu nennen. Dies sind
Flurbereinigungsverfahren in besonders kleinen Gebieten oder in Gebieten mit eher gerin-
gem Bodenordnungsbedarf. Im Gegensatz zum beschleunigten Zusammenlegungsverfahren
nach §§ 91 ff. FlurbG ist hier die Anlage eines neuen Wege- und Gewässernetzes möglich.
Neben dem erweiterten Anwendungsbereich der vereinfachten Flurbereinigung sieht §
86 II Nr. 2 FlurbG vor, daß anstelle der Teilnehmergemeinschaft eine andere Stelle Träger
der Maßnahmen nach § 86 I FlurbG wird. Dieser Träger kann dann auch die Durchfüh-
rung einer vereinfachten Flurbereinigung beantragen. Dadurch, daß mit Hilfe des § 86
FlurbG häufig fremdnützige Planungen umgesetzt werden oder deren Ausführung vor-
bereitet wird, kann freilich die Diskussion entstehen, inwieweit die Regelungen zur ver-
einfachten Flurbereinigung bzw. deren Anwendung im konkreten Fall überhaupt eine zu-
lässige Inhalts- und Schrankenbestimmung darstellen. Voraussetzung dafür ist, daß der
Eigentumsentzug dem Ausgleich privater Interessen dient und damit der Eigentumsdog-
matik des BVerfG genügt.995
992In diesem Fall gäbe es eine Parallele zu den Regelungen von § 40 FlurbG. Vgl. dazu Kapitel 5.3.2.1.
993Vgl. BT-Drucks. 12/7909. Schwantag (Schwantag/Wingerter, FlurbG, § 86 Rn. 4) führt dazu jedoch
aus, daß § 40 FlurbG anwendbar sei; zudem genüge es ausnahmsweise, ”daß eingebrachte Flächen des
Unternehmensträgers – unter Wahrung des Anspruchs der Teilnehmer auf wertgleiche Abfindung nach
§ 44 – in den Bereich der Trasse verlegt werden können“ (Schwantag in: Schwantag/Wingerter, FlurbG,
§ 86 Rn. 10, unter Berufung auf ein Urteil des HessVGH vom 12.10.1979 – III F 4/76). Damit ist nach
der althergebrachten Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte die Landbereitstellung für überörtliche
Infrastrukturvorhaben möglich, solange den Regelungen des § 44 FlurbG entsprochen wird.
994Vgl. BT-Drucks. 12/7909, S. 8. Dabei sieht Wingerter einmal mehr ein privatnütziges Interesse der
Grundstückseigentümer, ”von den aus der Sozialpflichtigkeit bestehenden Beschränkungen frei zu wer-
den“ (Schwantag/Wingerter, FlurbG, § 86, Rn. 13).
995Siehe dazu zunächst die Einordnung der Regelflurbereinigung in Art. 14 GG in Kapitel 5.2 und später
die Diskussion zur vereinfachten Flurbereinigung bzgl. Hochwasser- und Umweltschutz anhand von
Beispielen (Kapitel 5.3.2.2 und 5.3.2.3).
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Enteignung im ländlichen Raum Für den Vollzug einer Planung im ländlichen Raum
kann die Durchführung einer Enteignung erforderlich sein. Der Zweck996 der Enteignung
ist in der Regel in dem Gesetz geregelt, das die Planung selbst normiert. Da auch im
ländlichen Raum eine Planung nach BauGB, also eine Bauleitplanung, erfolgen kann,
wird in diesem Fall auch die städtebauliche Enteignung angewandt.997
Im ländlichen Raum dürften Enteignungserfordernisse insbesondere aufgrund raumbe-
zogener Fachplanungen entstehen.998 An dieser Stelle wird die Enteignung im ländlichen
Raum beispielhaft für den Grunderwerb beim Straßenbau und beim Hochwasserschutz
erläutert. Die Planung einer Straße wird je nach ihrer Klassifizierung nach dem FStrG999
oder dem jeweiligen Landesstraßengesetz1000 festgestellt oder genehmigt. Die Planung für
den Hochwasserschutz wird nach dem WHG1001 in Verbindung mit den Landeswasser-
gesetzen1002 festgestellt oder genehmigt. Der Enteignungszweck ergibt sich dann aus den
jeweiligen Gesetzen:
– § 19 FStrG: Die Enteignung ist zulässig, soweit sie zur Ausführung eines nach § 17 festge-
stellten oder genehmigten Bauvorhabens notwendig ist.
– § 43 SächsStrG: Die Enteignung ist zulässig, soweit sie zur Ausführung eines nach den
Vorschriften des § 39 festgestellten oder genehmigten Plans notwendig ist.
– § 115 SächsWG: Eine Enteignung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten ist
zur Durchführung eines dem Wohl der Allgemeinheit dienenden Ausbauvorhabens zulässig,
wenn ein für dieses Vorhaben nach § 31 WHG in Verbindung mit § 80 dieses Gesetzes
festgestellter Plan vollziehbar ist oder eine Maßnahme des Ausbaus nach § 17 SächsWG
zugelassen wurde. Der festgestellte Plan ist dem Enteignungsverfahren zugrunde zu legen
und für die Enteignungsbehörde bindend.1003
Allen Regelungen ist gemeinsam, daß die Planfeststellung eine Vorwirkung hinsichtlich
der Zulässigkeit der Enteignung entfaltet. Daher ist bereits die Planfeststellung selbst in
Art. 14 III GG einzuordnen.1004 Das Enteigungsverfahren schließlich ist jeweils in den
Enteignungs- und Entschädigungsgesetzen der Länder geregelt.1005
996Wie in Kapitel 4.1.2.2 zur städtebaulichen Enteignung beschrieben richtet sich der Zweck der Enteig-
nung zunächst nach Art. 14 III GG i.V.m. der Rechtsprechung des BVerfG. Für den konkreten Fall
des Enteignungsakts ergibt sich der Zweck dann aus dem jeweiligen Fachgesetz.
997Zur städtebaulichen Enteignung siehe Kapitel 4.1.2.2.
998Zur raumbezogenen Fachplanung selbst siehe Kapitel 5.1.2.1.
999§§ 17 ff. FStrG.
1000Siehe z.B. § 39 SächsStrG.
1001§ 31b WHG.
1002Siehe z.B. § 90 IV i.V.m. § 80 SächsWG.
1003Das WHG regelt die Enteignung nach Art. 14 III GG nicht. Allerdings behandelt § 19 III WHG den
Eigentumseingriff, den das BVerfG in seiner Rechtsprechung als eine ausgleichspflichtige Inhaltsbe-
stimmung eingestuft hat, als eine Enteignung und entspricht somit nicht der modernen Eigentums-
dogmatik.
1004Vgl. Kapitel 5.1.2.1, S. 172 m.w.N.
1005§ 43 V SächsStrG bzw. § 131 V SächsWG, jeweils mit Verweis auf das SächsEntEG. Entschädigung,
Rückenteignung und das Enteigungsverfahren selbst finden entsprechend den Regelungen des BauGB
statt.
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Zwischenfazit Bodenordnungsinstrumente Wie in Kapitel 4 stehen auch hier die un-
terschiedlichen Zwecke des Eigentumsentzugs im Vordergrund. Im ländlichen Raum ist
insbesondere die Abgrenzung der Regelflurbereinigung1006 von der Unternehmensflurbe-
reinigung von Interesse. Während die Regelflurbereinigung als eine Inhalts- und Schran-
kenbestimmung einzuordnen ist,1007 hat das BVerfG für die Unternehmensflurbereinigung
den Tatbestand einer Enteignung nachgewiesen.1008 Rechtsdogmatisch ist das Trennungs-
modell1009 des BVerfG zur Unterscheidung zwischen der Inhaltsbestimmung und der Ent-
eignung anzuwenden. Hinsichtlich der Rechtstheorie dürfte schnell ersichtlich sein, ob eine
Planung im ländlichen Raum durch die Regelflurbereinigung (Inhaltsbestimmung) oder
die Unternehmensflurbereinigung1010 (Enteignung) umgesetzt wird. Es kommt einzig und
allein auf den Zweck des Eigentumsentzugs an.
Ein Flurbereinigungsgebiet ist meistens mehrere Hundert bis Tausend Hektar groß.
Daher überlagern sich dort häufig privatnützige und fremdnützige Planungen, die einen
Bodenordnungsbedarf auslösen und damit die Durchführung eines Flurbereinigungsver-
fahrens erfordern. In der Praxis werden Bodenordnungsaufgaben fremdnütziger Planun-
gen – insbesondere Hochwasserschutz oder Naturschutz – häufig über die vereinfachte
Flurbereinigung nach § 86 FlurbG1011 erledigt. Ob und wenn ja in welchem Umfange
der Landerwerb auf diese Weise mit der Rechtsprechung des BVerfG vereinbar ist, wird
diskutiert. Zunächst einmal wird jedoch die Regelflurbereinigung analog zum Baulandum-
legungsbeschluß in Art. 14 I GG eingeordnet.
5.2. Regelflurbereinigung als Inhaltsbestimmung
Die Flurbereinigung nach den §§ 1 und 37 FlurbG wurde – wie die vereinfachte Flurbe-
reinigung nach § 86 und das beschleunigte Zusammenlegungsverfahren nach §§ 93 ff. – in
Rechtsprechung und Literatur ganz überwiegend als eine Inhalts- und Schrankenbestim-
mung des Eigentums eingeordnet. Allerdings wurden dort insbesondere die Argumentati-
onsmuster ,Surrogationsprinzip‘, ,wohlverstandenes Eigeninteresse‘ und ,wertgleiche Ab-
findung in Land‘ verwendet, um die Flurbereinigung von der Enteignung abzugrenzen.1012
Die Analyse der Rechtsprechung des BVerfG hat jedoch gezeigt, daß diese Begründungen
nicht mehr haltbar sind.1013
Trotzdem wird weiterhin unter Berufung auf § 44 FlurbG argumentiert, daß die Flurbe-
1006Und damit auch der vereinfachten Flurbereinigung und des beschleunigten Zusammenlegungsverfah-
rens.
1007Vgl. Haas in NVwZ 2002, S. 272 (277) i.V.m. BVerfGE 104, S. 1.
1008BVerfGE 74, S. 264.
1009Siehe Kapitel 1.4.2.
1010Sofern die Unternehmensflurbereinigung nach § 87 FlurbG zulässig ist. Ansonsten wäre die Enteignung
über das jeweilige Planungsgesetz in Verbindung mit dem Enteignungs- und Entschädigungsgesetz
durchzuführen.
1011Hier kommen vor allem die Verfahren nach § 86 I Nr. 1 und 2 FlurbG in Frage.
1012Vgl. dazu nur die Kapitel 2.1 und 2.2.
1013Vgl. insbesondere BVerfGE 74, S. 264 (Boxberg) und BVerfGE 104, S. 1 (Baulandumlegung) sowie
Haas, NVwZ 2002, S. 272 (275).
Kapitel 5. Agrarische Bodenordnung 189
reinigung keine Enteignung sei, wenn nur die wertgleiche Abfindung in Land gewährleistet
sei; freilich in Verbindung mit der Erfüllung des wohlverstandenen Interesses der Betei-
ligten. So bezeichnet Schwantag § 44 als die wichtigste Anspruchsnorm des FlurbG. Diese
hebe
”
die Flurbereinigung von der Enteignung ab.“1014 Da aber selbst in der Unterneh-
mensflurbereinigung der Landverlust auf Null gesenkt werden kann, wenn der Unterneh-
mensträger nur genug Ersatzland in das Verfahren einbringt, ist ersichtlich, daß auch in
der Enteignung eine Landentschädigung möglich ist. Damit ist die strenge Einhaltung des
§ 44 FlurbG kein Kriterium zur Abgrenzung der Flurbereinigung von der Enteignung,
sondern nur eine gesetzliche Ausgestaltung des Ausgleichs privater Interessen.1015
Ob die Flurbereinigung – mit Ausnahme der Unternehmensflurbereinigung – eine In-
halts- und Schrankenbestimmung des Eigentums darstellt, hängt also nicht von der Ein-
haltung des § 44 FlurbG ab1016, sondern davon, ob das Bodenordnungsinstrument dem
Art. 14 I GG entspricht. Dafür muß sich die Flurbereinigung an der Rechtsprechung des
BVerfG messen lassen.
Es ist nur folgerichtig, daß im Rahmen einer Flurbereinigungsmaßnahme ebenso wie in
der Baulandumlegung ein Entzug von Eigentum stattfindet.1017 Zieht man entsprechend
der Einordnung der Baulandumlegung in Art. 14 I GG die Wesensmerkmale der Ent-
eignung1018 hinzu, so wird schnell klar, daß der Zweck des Eigentumsentzugs das einzige
Kriterium dafür ist, ob die Flurbereinigung eine Inhaltsbestimmung darstellt oder aber
an Art. 14 III GG zu messen ist. Die Flurbereinigung kann also nur eine Inhalts- und
Schrankenbestimmung des Eigentums darstellen, wenn der Entzug des Eigentums in er-
ster Linie den Ausgleich privater Interesse herbeiführt.1019 Daran ändert auch die anteilige
Aufbringung der gemeinschaftlichen Anlagen durch die Teilnehmer der Flurbereinigung
nichts. Denn erst dieses Wege- und Gewässernetz stellt die Erreichung des Flurbereini-
gungszwecks nach § 1 FlurbG sicher. Damit haben die gemeinschaftlichen Anlagen nach
§ 41 FlurbG denselben Zweck wie die Erschließungsflächen nach § 55 II BauGB – nämlich
die Erschließung jedes Grundstücks und damit des Flurbereinigungsgebiets – und dienen
dem privaten Interessenausgleich.1020
1014Schwantag in: Schwantag/Wingerter, FlurbG, § 44, Rn. 1. Dabei beruft er sich auf ein Urteil des
BVerwG (Urteil vom 20.3.1975 – V B 74/72), ohne zu berücksichtigen, daß das BVerwG zu diesem
Zeitpunkt noch die Schweretheorie für die Abgrenzung der Inhaltsbestimmung von der Enteignung
verwendete.
1015Vgl. dazu Kapitel 2.3.2.1, insbesondere S. 51, Fn. 318.
1016Ein Verstoß gegen § 44 FlurbG führt also nicht zum Umschlagen in eine Enteignung, könnte aber eine
unzulässige Inhaltsbestimmung darstellen.
1017Ein anderes Ergebnis wäre nicht nachvollziehbar, würde dies doch dazu führen, daß städtische und
ländliche Bodenordnung völlig unterschiedlich zu bewerten wären. Der Argumentation des BVerfG
hat sich – im Gegensatz zum achten – der neunte Senat des BVerwG in zwei Entscheidungen seit
dem Urteil des BVerfG zur Baulandumlegung überwiegend angeschlossen. Vgl. BVerwG, Urteil vom
18.11.2002 – IX CN 1/02, Urteil vom 12.7.2007 – IX B 18/07. Auch in der Literatur wird der Ent-
zugsaspekt in bezug auf die Flurbereinigung aufgegriffen. Siehe zuletzt Thiemann, RdL 2008, S. 257;
Wingerter in: Schwantag/Wingerter, FlurbG, Erster Teil – Vorbemerkungen, Rn. 2.
1018Vgl. Kapitel 1.3.2.
1019Vgl. BVerfGE 104, S. 1 (10).
1020Vgl. BVerfGE 104, S. 1 (10). Diese Einschätzung steht auch nicht im Widerspruch zu der Tatsache,
daß der Entzug hinsichtlich dieser Flächen einen Güterbeschaffungsvorgang darstellt, wenn sie später
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Im Urteil zur Baulandumlegung arbeitet das BVerfG den Zusammenhang zwischen der
Baubefugnis und der Neuordnung der Eigentumsverhältnisse heraus.1021 Dabei vermittele
die bauliche Nutzung dem Eigentümer in besonderer Weise einen Freiheitsraum im vermö-
gensrechtlichen Bereich und ermögliche damit eine eigenverantwortliche Lebensgestaltung,
die ohne eine hoheitliche1022 Neuordnung der Eigentumsverhältnisse nicht umsetzbar sei.
Dabei seien zwei Dinge entscheidend: Die Planungsgrundlage muß privatnützig sein, und
es ist damit keine Verdrängung der bisherigen Eigentümer erforderlich, um die Planung
umzusetzen. Diese beiden Aspekte lassen sich wiederum auf den ländlichen Raum, also
die Flurbereinigung, übertragen. Der Zweck der Flurbereinigung muß sich also aus einer
privatnützigen Planung ergeben und erfordert zudem nicht eine Neuordnung der Eigen-
tümerverhältnisse.
Soll also die Regelflurbereinigung als eine verfassungsgemäße Inhaltsbestimmung des
Eigentums durchgeführt werden, muß sie als gesetzliche Regelung den Anforderungen der
Rechtsprechung des BVerfG genügen:
1. Die Planungsgrundlage ist privatnützig, also durch die Eigentümer unter eigener Wert-
schöpfung umsetzbar,
2. die Umsetzung der Planung erfordert keine Neuordnung der Eigentümerverhältnisse,
3. es besteht das Erfordernis einer hoheitlichen Bodenordnungsmaßnahme und
4. der Eigentumsentzug dient in erster Linie dem privaten Interessenausgleich.
Ist dies der Fall, muß in zweiter Linie der Zweck eines konkreten Flurbereinigungsver-
fahrens konform zu den Ausführungen des FlurbG sein – die Begründung des Gesetzes
eingeschlossen.1023
Damit steht fest, daß die Flurbereinigung eine Inhalts- und Schrankenbestimmung des
Eigentums ist. Eine Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedingungen kommt den
betroffenen Eigentümern in jedem Fall zugute, auch wenn die Flächen verpachtet sind.
Hinsichtlich der Förderung der allgemeinen Landeskultur und der Landentwicklung ist es
im konkreten Fall allerdings unbedingt erforderlich, daß die diesbezüglichen Planungen
privatnützig und nicht fremdnützig sind – freilich für den Fall, daß für die Umsetzung der
jeweiligen Planung ein Bodenordnungsbedarf auslöst wird.
Gleichwohl dürften infolge der groß dimensionierten Flurbereinigungsgebiete regelmä-
ßig – aus Sicht der Betroffenen – fremdnützige Planungen auftreten. Sofern ein Boden-
ordnungsbedarf für die Umsetzung der Planung entsteht und dieser hoheitlich erledigt
werden soll, wäre der Zweck des Eigentumsentzugs hinsichtlich dieser Grundstücke nicht
der Ausgleich privater Interessen, sondern die Erfüllung bestimmter öffentlicher Aufga-
ben. Damit sind für diesen Fall alle vier Wesensmerkmale der Enteignung gegeben, d.h.,
der Gemeinde zugeteilt werden. Vgl. dazu Kapitel 2.3.2.2.
1021BVerfGE 104, S. 1 (11).
1022Dabei setzt das Gericht freilich entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip voraus, daß eine privatrecht-
liche Regelung gescheitert ist.
1023Vgl. Weiß, FuB 2007, S. 37, (41). Weiß stellt diesen Aspekt allerdings unmittelbar in den Vorder-
grund, denn er geht unbedingt von der Verfassungsmäßigkeit der Flurbereinigung (in diesem Fall die
vereinfachte Flurbereinigung) aus.
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der Eigentumsentzug kann auch nur über die Enteignung selbst erfolgen. Für die Umset-
zung dieser fremdnützigen Planung ist also die Neuordnung der Eigentümerverhältnisse
erforderlich.
Nach dem Motto des ,geringstmöglichen Eingriffs‘ könnte – wie in der städtischen Bo-
denordnung1024 – auch in der agrarischen Bodenordnung die Überlegung auftreten, an-
statt einer Enteignung eine Flurbereinigung durchzuführen und den erforderlichen Land-
erwerb beiläufig gegen Einbringung von Ersatzland zu erledigen. Dadurch würde zwar
dem § 44 FlurbG und auch der herkömmlichen Rechtsprechung des BVerwG und des
BGH – insbesondere dem Winterbergurteil und dessen Definition der Privatnützigkeit1025
– entsprochen, nicht jedoch der Eigentumsdogmatik des BVerfG. Denn es kann nicht sein,
daß ein isolierter Landerwerb eine Enteignung darstellt, eine Integration in eine Regel-
flurbereinigung hingegen eine Inhalts- und Schrankenbestimmung. Somit kann lediglich
erwogen werden, eine Enteignung beiläufig (als Nebenzweck) im Rahmen der Flurbereini-
gung durchzuführen.1026 Die Enteignung als Akt selbst läßt sich auf diese Weise also nicht
vermeiden, sie kann allerdings unter Umständen aus Sicht der Beteiligten verträglicher
durchgeführt werden.1027
5.3. Anwendung des Untersuchungsmodells
Nachdem die Regelflurbereinigung anhand der Rechtsprechung des BVerfG zur Bau-
landumlegung als eine Inhaltsbestimmung des Eigentums eingeordnet wurde, wird nun
das in Kapitel 3.3 entwickelte Untersuchungsmodell auf die Flurbereinigung angewandt.
Denn wie schon die Ausführungen zur Baulandumlegung gezeigt haben, genügt es nicht,
daß die gesetzlichen Regelungen verfassungsgemäß sind. Vielmehr kommt im konkreten
Fall darauf an, ob dieser eine zulässige Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums
darstellt.
Zur Baulandumlegung gibt es bei der Flurbereinigung viele Parallelen, was den Inter-
essenausgleich angeht. So sind die gemeinschaftlichen Anlagen nach § 39 FlurbG wie die
bewohnerdienlichen Erschließungsflächen nach § 55 II BauGB ein Teil des Ausgleichs pri-
vater Interessen und damit im Rahmen einer Inhalts- und Schrankenbestimmung zulässig.
Denn ohne die Bereitstellung dieser Anlagen ist der Zweck der jeweiligen Bodenordnungs-
maßnahme nicht erreichbar.1028
Aus diesem Grund liegt in diesem Kapitel das Augenmerk vor allem auf solchen Bo-
denordnungsverfahren, die durch fremdnützige Planungen ausgelöst werden. Dies ist nicht
1024Vgl. Kapitel 4.1.2.2, S. 135.
1025BGH, Urteil vom 13.12.1990 – III ZR 240/89. Vgl. dazu auch die Ausführungen auf S. 151.
1026Die Enteignung ist freilich an die Zulässigkeitsvoraussetzungen nach Art. 14 III GG gebunden. Vgl.
dazu Christ, DVBl. 2002, S. 1517 (1518) und die Ausführungen bzgl. § 55 V BauGB auf S. 149.
1027Diese Problematik wird im folgenden behandelt. Dabei werden insbesondere die Landbereitstellung
für öffentliche Anlagen bzw. Unternehmen in geringem (§ 40) oder in großem Umfang (§§ 87 ff.)
gegeneinander abgewogen sowie die Möglichkeiten und Grenzen der vereinfachten Flurbereinigung
für die Ermöglichung oder Ausführung von Maßnahmen der Landentwicklung untersucht.
1028Siehe Kapitel 5.2.
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selten bei der vereinfachten Flurbereinigung nach § 86 I Nr. 1 und 2 FlurbG der Fall. Da-
bei findet eine Abgrenzung zur Unternehmensflurbereinigung nach §§ 87 ff. FlurbG statt,
auch unter Betrachtung des § 40 FlurbG, der die Landbereitstellung für öffentliche Anla-
gen ermöglicht.
5.3.1. Adressat der Planung
Hinsichtlich des Adressaten der Planung gilt für den ländlichen Raum und die Flurbe-
reinigung eigentlich das Gleiche wie für den städtischen Raum und die dortigen Boden-
ordnungsinstrumente. Ist der Adressat der Planung der jeweilige Grundstückseigentümer
– oder auch der privat wirtschaftende Pächter –, so käme für den Fall eines Bodenord-
nungsbedarfs eine Flurbereinigungsmaßnahme in Frage, die die Eigentumsverhältnisse im
Rahmen des privaten Interessenausgleichs neu ordnet.
In Kapitel 5.1.2 wurde gezeigt, daß es verschiedene Strategien und Schwerpunkte gibt,
den ländlichen Raum zu stärken. Außerdem sind die Anforderungen an die Planung im
ruralen Raum auch von dessen Strukturierung und räumlichen Lage zu Metropolen ab-
hängig.1029 Das führt dazu, daß sich verschiedene planungsbedingte Ansprüche an den
Grund und Boden überlagern können und dies Nutzungskonflikte bedingt.
Wie bereits erwähnt, muß bei Vorliegen eines Bodenordnungserfordernisses untersucht
werden, ob dieses durch privatnützige oder fremdnützige Planung ausgelöst wird. An-
hand dessen ist dann auch das geeignete Bodenordnungsinstrument auszuwählen. Dabei
sind gerade die angesprochenen Nutzungskonflikte und ihre Auflösung von besonderem
Interesse. Während dieser Zweck bei der Regelflurbereinigung in § 1 FlurbG integriert ist,
wird er bei der vereinfachten Flurbereinigung in § 86 I Nr. 3 FlurbG explizit als einer
von vier Anordnungsgründen genannt. Da die vereinfachte Flurbereinigung jedoch als ein
Instrument für den Ausgleich privater Interessen ausgestaltet ist, muß aus Verfassersicht
nachgewiesen werden, durch welche Art von Planungen die widerstreitenden Nutzungsan-
sprüche ausgelöst worden sind:
– Die Planung ist privatnützig, die betroffenen Flächen werden allerdings in einer anderen
Form mit privatem Nutzen bewirtschaftet. Es treffen also verschiedene Interessen auf
der privaten (horizontalen) Ebene aufeinander. An der Umsetzung der Planung besteht
zudem ein öffentliches Interesse, so daß die Auflösung des Nutzungskonfliktes im Rahmen
einer inhaltsbestimmenden Maßnahme erfolgen kann. Voraussetzung ist freilich, daß der
Schwerpunkt des Ausgleichs privater Interessen in der horizontalen Ebene liegt.1030
– Die Planung ist fremdnützig, d.h., sie kommt in überwiegendem Maße der Allgemeinheit
zugute. Durch die Planung werden die privaten Nutzungsmöglichkeiten eingeschränkt bzw.
im Extremfall verbleibt dem Eigentum überhaupt keine Privatnützigkeit. In diesem Fall
entsteht ein Nutzungskonflikt zwischen öffentlichen und privaten Interessen, also in der ho-
rizontalen Ebene. Auch wenn die privaten Eigentümer durchaus ein Interesse daran haben
können, ihre Flächen gegen solche zu tauschen, die frei von ,fremden‘ Nutzungsansprü-
1029Vgl. Kapitel 5.1.1.
1030Vgl. die zusammenfassenden Ausführungen in Kapitel 2.4.
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chen sind, geht dies nicht im Rahmen einer Bodenordnungsmaßnahme, die den Ausgleich
privater Interessen herbeiführen soll.1031
Löst eine Planung einen Bodenordnungsbedarf aus, so muß sie privatnützig sein, damit
die Bodenordnungsaufgabe im Rahmen einer Inhalts- und Schrankenbestimmung gelöst
werden kann. Da im ländlichen Raum auch häufig Planungen anzutreffen sind, deren
Adressat die Allgemeinheit ist, wird im folgenden Kapitel 5.3.2 insbesondere aufgezeigt,
wie dieses Bodenordnungserfordernis – sofern es besteht – mit Hilfe der bestehenden
Rechtsgrundlagen zu lösen ist.
5.3.2. Öffentliche Anlagen
5.3.2.1. Öffentliche Anlagen nach § 40 FlurbG
Ist im Rahmen einer Flurbereinigung die Landbereitstellung für Anlagen erforderlich,
die zwar einem öffentlichen Interesse, jedoch nicht dem Gestaltungsziel des § 37 FlurbG
dienen, so ist die Flurbereinigungsbehörde ermächtigt,1032 die Anlagen nach § 40 FlurbG
bereitzustellen. Da die Anlagen nicht dem Ziel nach § 37 FlurbG dienen, ist deren Planung
jedoch nicht nach § 41 FlurbG möglich. Vielmehr bedürfen diese öffentlichen Anlagen
einer eigenen Planfeststellung und können damit nur nachrichtlich in den Wege- und
Gewässerplan nach § 41 FlurbG aufgenommen werden.
In Rechtsprechung und Literatur wird die Möglichkeit der Landbereitstellung für öf-
fentliche Anlagen ganz überwiegend als eine Inhalts- und Schrankenbestimmung des Ei-
gentums eingeordnet.1033 Überträgt man die Rechtsprechung des BVerfG zur Baulandum-
1031Vgl. dazu insbesondere Kapitel 2.3.2.1. Denn das BVerfG spricht von einer Neuordnung der Eigen-
tumsverhältnisse und nicht von einer Neuordnung der Eigentümerverhältnisse. Und gerade diese ist
in einem solchen Fall erforderlich. In der Regel geht die Motivation für einen derartigen Flächen-
tausch von der öffentlichen Hand aus, denn diese hat ein Interesse an einem Erwerb der betroffenen
Grundstücke, um den Planungszweck besser erreichen zu können. Selbst wenn die Initiative zu einem
solchen Flächentausch von den privaten Eigentümern ausgeht, läßt sich dieser nicht im Rahmen der
hoheitlichen Flurbereinigung erledigen. Denn der Entzug des Eigentums geschieht nicht zum Zweck
des privaten Interessenausgleichs. Denkbar wäre unter Umständen die Durchführung eines freiwilli-
gen Landtauschs nach §§ 103a ff. FlurbG innerhalb der in Kapitel 5.1.3.1 beschriebenen Grenzen,
oder aber der betroffene Eigentümer kann die Übernahme seiner Grundstücke beantragen; siehe dazu
insbesondere Kapitel 5.3.2.3. Die Möglichkeiten und Grenzen der diesbezüglichen Weiterentwicklung
des FlurbG werden unten in Kapitel 6.3.3 thematisiert.
1032Dies regelt das FlurbG als eine Kann-Vorschrift. Es gibt also keine Verpflichtung, solche Anlagen im
Flurbereinigungsverfahren auch tatsächlich bereitzustellen.
1033Vgl. BVerwG, Urteil vom 22.12.1970 – 4 B 211/69; Urteil vom 12.4.1984 – 5 C 110/83. Wingerter
(Schwantag/Wingerter, FlurbG, § 40, Rn 8) bezeichnet die Landabzüge für öffentliche Zwecke als
Sozialbindung, die eine Gegenleistung für den allgemeinen Vorteil durch die Flurbereinigung dar-
stelle. Anderes geht aus BVerwG, Urteil vom 26.11.1969 – 4 C 22/66, hervor. Dieses besagt, daß die
Bereitstellung von Land für solche Anlagen, die nicht zugleich dem wirtschaftlichen Interesse der Teil-
nehmer dienen, einen enteignenden Charakter habe. Dies schließt das Gericht aus dem angemessenen
Kapitalbetrag, der in diesem Fall nach § 40 3 FlurbG zu leisten ist. Kritisch sieht Linke (Zur Har-
monisierung der Grundstücksneuordnungsinstrumentarien, S. 51 ff.) die Regelung in § 40 FlurbG. Er
begründet dies insbesondere dadurch, daß derartige Flächen für öffentliche Anlagen außerhalb eines
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legung auf diese Regelung, wird klar, daß § 40 FlurbG – in Anlehnung an § 55 II BauGB
– nur eine Inhaltsbestimmung darstellen kann, wenn die jeweiligen Anlagen dem Aus-
gleich privater Interessen dienen. Die Bandbreite dieser Landbereitstellung wird anhand
folgender zwei Beispiele verdeutlicht.
Beispiel F11034 Die Hauptziele der Flurbereinigung F1 sind die Erschließung und die
Rekultivierung teilweise brachliegender und verdornter Weinbergsflächen. Ein wichtiger
Teilaspekt der Erschließung sind die Planung und der Ausbau eines befestigten Wegenet-
zes, das einer neuzeitlichen Bewirtschaftung entspricht. Darüber hinaus ist die Zusammen-
legung der Grundstücke ein wichtiger Zweck der Flurbereinigung F1.
In das Flurbereinigungsgebiet ist auch eine Ortslage einbezogen, die erweitert werden
soll. Daher werden im Rahmen des Bodenordnungsverfahrens 67 Bauplätze geschaffen. Zur
Erschließung dieses Gebiets ist ein Hauptwirtschaftsweg (Dorfstraße) vorgesehen. Dieser
Weg hat neben der Erschließung eine Doppelfunktion und soll darüber hinaus die anlie-
gende Bundesstraße entlasten, indem er den landwirtschaftlichen Verkehr aufnimmt.
Wegen der Doppelfunktion der Dorfstraße ist zu untersuchen, ob diese den Gestaltungs-
grundsätzen nach § 37 FlurbG entspricht oder nicht.1035 Trifft der erste Fall zu, ist die
Anlage eindeutig eine gemeinschaftliche nach § 39 FlurbG und daher über den § 41 FlurbG
zu planen. Im anderen Fall liegt eine öffentliche Anlage nach § 40 FlurbG vor, d.h., sie ist
eigens planfestzustellen.1036 Im vorliegenden Fall wird die Dorfstraße als eine öffentliche
Anlage eingeordnet, da sie eher der Erschließung der Ortslagenerweiterung dient als der
Erreichung des Ziels der Flurbereinigung.
Gleichwohl kann diese öffentliche Anlage auch nicht als eine überörtliche Straße bezeich-
net werden, da sie vornehmlich eine Erschließungsfunktion für die Ortslagenerweiterung
erfüllt. Im Rahmen einer Baulandumlegung nach §§ 45 ff. BauGB wäre die Dorfstraße da-
her als eine örtliche Verkehrsfläche eingestuft worden, die nach § 55 II BauGB vorweg aus
der Umlegungsmasse ausgeschieden und dem Erschließungsträger zugeteilt worden wäre.
Damit würde sie dem Ausgleich privater Interessen dienen.
Beispiel F21037 Die Flurbereinigung F2 soll die unzureichende verkehrliche Erschlie-
ßung der Weinbergslage erheblich verbessern. Auf diese Weise sollen auch brachliegende
Flächen wieder zugänglich gemacht und der stark zersplitterte Grundbesitz zusammenge-
legt werden.
Ein Nebenziel der Flurbereinigungsmaßnahme ist die Klärung der Eigentumsverhältnis-
Flurbereinigungsverfahrens nur über eine Enteignung aufgebracht werden könnten. Zudem fehle bei
Anwendung des § 40 FlurbG die Zulässigkeitsprüfung der Enteignung durch die zuständige Behörde.
”Das läuft dem Rechtsschutzinteresse der betroffenen Grundstückseigentümer zuwider“ (Linke, Zur
Harmonisierung der Grundstücksneuordnungsinstrumentarien, S. 53.).
1031Die Abbildung befindet sich in Anhang B.1.
1035Dabei ist aus Verfassersicht entscheidend, wie die Anlage schwerpunktmäßig einzuordnen ist. Vgl. dazu
§ 55 II Nr. 2 BauGB. Dieser besagt, daß solche Flächen vorweg aus der Umlegungsmasse auszuscheiden
sind, wenn sie überwiegend den Bedürfnissen des Umlegungsgebiets dienen.
1036Dies kann entweder über eine Planung nach den Landesstraßengesetzen – z.B. §§ 36 ff. SächsStrG –
oder aber über eine Bebauungsplanung nach §§ 2 ff. BauGB erfolgen.
1034Die Abbildung befindet sich in Anhang B.2.
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se der Trasse einer Landesstraße. Diese führt teilweise durch das Flurbereinigungsgebiet
und stellt die Verbindung zu einer südlich gelegenen Ortschaft her. Aufgrund ihres Ver-
bindungscharakters zwischen einzelnen Ortschaften dient die Landesstraße nicht dem Ziel
der Flurbereinigungsmaßnahme.
Damit kann die Bereitstellung der erforderlichen Flächen auch kein Gestaltungsziel des
§ 37 FlurbG sein. Denn eine solche öffentliche Verkehrsanlage stellt nicht zugleich eine
gemeinschaftliche Anlage dar. Die Planung muß gesondert erfolgen und kann nicht über
den Wege- und Gewässerplan nach § 41 FlurbG erledigt werden. Die Landbereitstellung
hat somit nach § 40 FlurbG zu geschehen. Wie in Beispiel F1 muß nun untersucht werden,
ob die Landbereitstellung ebenso Bestandteil des Ausgleichs privater Interessen ist oder
aber der Erfüllung öffentlicher Aufgaben dient. Dafür ist der Kreis der Nutznießer der Lan-
desstraße zu beleuchten. Ist der Kreis überwiegend auf das Flurbereinigungsgebiet oder
gar einen Teilbereich begrenzt, so kommt auch die Aufbringung des erforderlichen Landes
für die öffentliche Anlage den Betroffenen zugute. Findet dagegen eine fremde, staatliche
Wertschöpfung statt, ist die Straße als überörtlich und damit fremdnützig einzustufen. Im
vorliegenden Beispiel F2 ist der zweite Fall zutreffend. Aufgrund des Verbindungscharak-
ters der Landesstraße zwischen zwei Ortschaften kann nicht mehr von einer privatnützigen
Planung gesprochen werden. Aus diesem Grunde dient die Landbereitstellung der Erfül-
lung öffentlicher Aufgaben, nämlich der Planung und dem Ausbau eines überörtlichen
Verkehrsnetzes.
Damit ist es möglich, innerhalb eines Flurbereinigungsverfahrens Land für öffentliche
Anlagen unterschiedlicher Zweckbindung aufzubringen. In Beispiel F1 ist der Kreis der
Nutznießer trotz des öffentlichen Charakters der Straße stark begrenzt. Ist dieser Kreis
mit dem Flurbereinigungsgebiet identisch, so haben alle beteiligten Eigentümer anteilig
die Flächen aufzubringen.1038 Ist der Kreis derer, die einen Nutzen aus der öffentlichen An-
lage ziehen, kleiner als das Flurbereinigungsgebiet, wäre für diesen Teil ein abweichender
Maßstab zu Lasten der begünstigten Teilnehmer festzusetzen.1039 Die Flächenaufbringung
geschähe aber in jedem Fall als ein Teil des privaten Interessenausgleichs.
Beispiel F2 verhält sich dazu jedoch anders. Da die Bereitstellung der Flächen für die
Landesstraße ganz überwiegend dem Wohl der Allgemeinheit dient und daher eine über-
örtliche Funktion hat, kann der Zweck des Eigentumsentzugs nur der Erfüllung öffentlicher
Aufgaben dienen. Damit unterscheiden sich die Zwecke in den Beispielen F1 und F2 grund-
legend. Denn gerade über seinen Zweck läßt sich ein Entzug von Eigentumspositionen in
den Art. 14 GG einordnen. Führt der Entzug den Ausgleich privater Interessen herbei,
stellt er eine Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums dar. Dient der Entzug al-
lerdings der Erfüllung öffentlicher Aufgaben, also einem konkreten öffentlichen Vorhaben,
kann es sich nur um eine Enteignung handeln.
Anhand dieser beiden Beispiele F1 und F2 wurde gezeigt, daß die Landbereitstellung
für öffentliche Anlagen nach § 40 FlurbG nicht – wie allgemein in der Rechtsprechung des
BVerwG und der Literatur behauptet – auf jeden Fall eine Inhaltsbestimmung des Eigen-
tums darstellt. Dies hängt einzig und allein von der Zweckbestimmung der öffentlichen
Anlage ab. Wie Beispiel F2 zeigt, kann es sich für den Fall, daß der Eigentumsentzug der
1038Dies geschieht dann nach § 47 I FlurbG.
1039Siehe dazu § 47 II FlurbG.
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Erfüllung öffentlicher Aufgaben dient, nur um eine Enteignung handeln. Der Entzug ist
also in Art. 14 III GG einzuordnen und unterliegt damit freilich auch dessen Anforderun-
gen, d.h., die Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Eine angemessene
Entschädigung der betroffenen Teilnehmer ist in jedem Fall erforderlich.1040
Zusammenfassend ist also festzustellen, daß die Landbereitstellung für öffentliche An-
lagen sowohl über eine Inhalts- und Schrankenbestimmung als auch über eine Enteignung
möglich ist. Wie der Eigentumsentzug in Art. 14 GG einzuordnen ist, hängt einzig und
allein vom Zweck ab. Diese ergibt sich aus dem Kreis der Nutznießer der Anlage. Dabei
ist entscheidend, ob die Anlage schwerpunktmäßig (überwiegend)1041 den Betroffenen im
Flurbereinigungsgebiet zugute kommt – also privatnützig ist – oder aber der Allgemein-
heit. In diesem Fall wäre die Anlage fremdnützig.
Zweck: Erfüllung
öffentlicher
Aufgaben.
§ 40 FlurbG als
Enteignungsnorm
Die öffentliche Anlage kommt
überwiegend  der Allgemeinheit
zugute.
das „überwiegend“ als Schwellenwert
Die öffentliche Anlage kommt
überwiegend  den Teilnehmern im
Flurbereinigungsgebiet (oder einem
Teil davon) zugute. § 40 FlurbG als
Inhaltsbestimmung
Zweck: Ausgleich
privater Interessen.
Abbildung 7.: Einordnung des § 40 FlurbG in Art. 14 GG über den Schwellenwert ,über-
wiegend‘1042
5.3.2.2. Flurbereinigung für Hochwasserschutz
Der Hochwasserschutz und die diesbezügliche raumbezogene Fachplanung wurden bereits
in Kapitel 5.1.2.1 thematisiert. Wenn die Planung mit einem konkreten Vorhaben verbun-
den ist, wird die Verbindlichkeit durch eine Planfeststellung oder eine Plangenehmigung
1040Diese kann in Geld oder in Land erfolgen. Denn die wertgleiche Abfindung nach § 44 I FlurbG schließt
in Verbindung mit § 47 FlurbG ausdrücklich auch die Landabzüge nach § 40 FlurbG in den zulässigen
Landbeitrag ein, so daß der Begünstigte nicht unbedingt Ersatzland in die Flurbereinigungsmaßnahme
einbringen muß. Trotzdem ist es aus Verfassersicht zweckmäßiger, wenn Ersatzland vorhanden ist, wird
doch auf diese Weise der Zweck der Flurbereinigung am besten erreicht.
1041Diese Einordnung der öffentlichen Anlage ist kongruent mit dem ,überwiegend‘ in den Regelungen
des § 55 II Nr. 2. Inwieweit dieser Schwellenwert eine Schweretheorie und damit ein eher materielles
Kriterium darstellt, wird hier nicht weiter diskutiert.
1042Quelle: Eigene Darstellung.
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erreicht. So ist diese Verbindlichkeit insbesondere für die Planung von Deichen oder Däm-
men erforderlich. Werden Deiche verlegt, um Hochwasserspitzen abzumildern, entstehen
auf diese Weise Überschwemmungsflächen, die aus Sicht der Betroffenen – wie die Pla-
nung der Deiche – fremdnützig sind. Denn sie sind in der Regel freizuhalten, so daß die
Flächen nicht wie vorher in vollem Umfang wirtschaftlich nutzbar sind. Das führt zu
Landnutzungskonflikten zwischen privaten und öffentlichen (fremden) Interessen.
Beispiel F31043 Aufgrund der massiven Hochwasser im Jahr 2002 werden längs des
Fließgewässers F3 erster Ordnung Deicharbeiten erforderlich. Es sollen Deiche landein-
wärts verlegt werden, um auf diese Weise rund 400 ha historischer Auenflächen zu gewinnen
und dem Gewässer zurückzugeben.1044 Diese sollen bei künftigen Hochwasserereignissen
als Überschwemmungsgebiet fungieren. Die Planung für die Deichverlegung und für die
Schaffung der Auenflächen wurde bereits festgestellt.
Die Flächen liegen im dem Gebiet der ehemaligen DDR. Somit ist das Eigentum dort
geprägt von der Zwangskollektivierung (von 1952 bis 1960) und der Industrialisierung der
Landwirtschaft (ab 1970),1045 die Wiederherstellung des Eigentums ist erforderlich. Diese
soll nach §§ 56 ff. LwAnpG erfolgen.
Damit treffen im Gebiet sowohl rein private als auch öffentliche Interessen aufeinander,
die auszugleichen sind. Auf der einen Seite kollidieren rein private Interessen, nämlich wenn
diejenigen, die ihr Eigentum aus der ehemaligen LPG herauslösen möchten, auf solche tref-
fen, die ihr Eigentum entweder an den LPG-Nachfolger verpachtet haben und dies auch
weiterhin tun wollen oder aber selbst dort wirtschaften.1046 Auf der anderen Seite wieder-
um treffen öffentliche auf private Interessen. Die Allgemeinheit ist am Hochwasserschutz
und der damit verbundenen Wiedergewinnung der Auenflächen interessiert.1047 Die damit
verbundenen Eingriffe in das Eigentum schränken dessen Privatnützigkeit ein. Dadurch,
daß die Auenflächen wie die Deichstandorte in öffentliches Eigentum überführt werden
sollen, geht sogar der konkrete Bestand des Eigentums verloren.1048 Für die Entflechtung
1040Die Abbildung befindet sich in Anhang B.3.
1044Bislang werden diese Flächen, die insgesamt 60 Eigentümern gehören, landwirtschaftlich genutzt.
1045Folge der Zwangskollektivierung war die Gründung von rund 4500 Landwirtschaftlichen Produktions-
genossenschaften (LPG). Das Merkmal dieser LPGen war die kollektive Bewirtschaftung eigentlich
privater Flächen, denn nur 29% der Flächen standen im Volkseigentum. Der Rest gehörte – laut
Grundbuch – privaten Eigentümern. Während dieser Zeit wurden bestehende landwirtschaftliche
Wege ohne Beachtung der Eigentumsverhältnisse überpflügt und neue geschaffen. Die Folge dieses
Vorgehens ist, daß das Eigentum heute nur noch de iure besteht, eine Erschließung ist de facto nicht
vorhanden. Um das Eigentum beim Ausscheiden eines Mitglieds aus der LPG oder einem Nachfol-
geunternehmen wiederherstellen zu können, bietet das Landwirtschaftsanpassungsgesetz (LwAnpG)
neben einem freiwilligen Landtausch (§ 54) ein Bodenordnungsverfahren (§ 56). In diesem Verfah-
ren bekommt das Mitglied, das aus der LPG ausscheidet, in der Regel Tauschflächen am Rand oder
außerhalb der LPG.
1046Darüber hinaus gibt es im Gebiet auch weitere agrarstrukturelle Zielstellungen, die als privatnützig
einzustufen sind: Neuordnung und Zusammenlegung von zersplittertem Grundbesitz, Maßnahmen der
Planung und des Baus von Wegen sowie Regulierung der Ortslagen.
1047Das zuständige Bundesland konnte bereits im Vorfeld der Flurbereinigung 475 ha erwerben, davon
liegen allerdings nur 50% im geplanten Rückdeichungsgebiet.
1048Wie aus den Ausführungen in Kapitel 2.3.2.2 hervorgeht, kennzeichnet dieser Tatbestand aber nicht
zwangsläufig die Enteignung. Denn infolge des Eigentumsentzugs bei der Umlegung oder auch der
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dieser Interessenkollisionen wurde ein Bodenordnungsverfahren auf der Grundlage des §
56 LwAnpG i.V.m. § 86 FlurbG eingeleitet.1049 Das Verfahrensgebiet hat eine Größe von
3500 ha.
Betrachtet man zunächst die rein private Ebene, so wird folgender wesentlicher Aspekte
klar. Auch bei den Verfahren nach den §§ 56 ff. LwAnpG findet ein Entzug von Eigentum
statt. Dieser Entzug ist jedoch keine Enteignung, sondern findet – wie die Baulandumle-
gung – im Rahmen einer Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums statt. Denn
der Eigentumsentzug dient ebenfalls dem Ausgleich privater Interessen (s.o.).1050 Damit
sind alle Eigentumseingriffe, die im Rahmen des LwAnpG1051 stattfinden, als eine Inhalts-
und Schrankenbestimmung einzuordnen.
Die Konflikte zwischen öffentlichen und privaten Interessen hingegen sind, sofern ein
Entzug von Eigentumspositionen erforderlich ist, als eine Enteignung einzuordnen. Die
Gründe dafür werden im Anschluß an Beispiel F4 erläutert. Somit ist die Lösung der
Bodenordnungsaufgabe über eine vereinfachte Flurbereinigung nach § 86 FlurbG, wie es
in Beispiel F4 tatsächlich geschehen ist, aus Verfassersicht kein rechtlich unanfechtbarer
Weg.
Beispiel F4 Entlang des Fließgewässers erster Ordnung F4 sollen Deiche über eine
Länge von rund 150 km saniert werden. Für diese Sanierung sind die Deiche teilweise
rückzuverlegen. Zu diesem Zweck und für die erforderlichen Ausgleichmaßnahmen werden
landwirtschaftliche Flächen in Anspruch genommen. Darüber hinaus sollen am Gewässer
Retentionsräume mit einer Gesamtfläche von 60 km2 entstehen, Überschwemmungsgebiete
von einer weiteren Bebauung freigehalten sowie Bach- und Flußauen renaturiert werden.
Zur Erreichung dieser Ziele werden neun verschiedene Flurbereinigungsverfahren ange-
ordnet. Zwei von diesen werden auf Antrag der Enteignungsbehörde als Unternehmens-
flurbereinigungen nach § 87 FlurbG durchgeführt, die restlichen sieben als vereinfachte
Flurbereinigungsverfahren nach § 86 I Nr. 1 FlurbG. Da der Unternehmensträger jeweils
Ersatzland in die vereinfachten Verfahren einbringt, werden – unter Wahrung des An-
spruchs auf wertgleiche Abfindung (§ 44 FlurbG) – Landnutzungskonflikte aufgelöst und
Nachteile für die allgemeine Landeskultur beseitigt. Als Vorteile der vereinfachten Flurbe-
reinigung führt die Flurbereinigungsbehörde F4 vor allem eine größere Akzeptanz bei den
Betroffenen sowie Kosten- und Zeitvorteile auf.
Diese Argumente – wie auch der stets geäußerte Hinweis auf die Wahrung wertgleicher
Abfindung in Land – vermögen aus Sicht des Verfassers nicht zu überzeugen.1052
In beiden Beispielen verfolgen Planung und Bodenordnung jeweils den gleichen Zweck,
nämlich in erster Linie den Hochwasserschutz. Die dafür erforderliche Errichtung von
Flurbereinigung ist auch im Rahmen einer Inhalts- und Schrankenbestimmung die Überwindung der
Bestandsgarantie möglich.
1049Den Hauptzweck der vereinfachten Flurbereinigung bildet die Aufbringung der Flächen für die Flußaue
und die Deichverlegung.
1050Vgl. auch die Rechtsprechung des BVerfG zur Stichtagsregelung des § 4 II VermG, BVerfGE 101, S.
239 (259).
1051Gleiches gilt auch für das SachenRBerG. Dort wird die Zusammenführung von getrenntem Boden-
und Gebäudeeigentum über das notarielle Vermittlungsverfahren geregelt.
1052Die Gründe dafür werden gleich im Anschluß an dieses Beispiel dargelegt.
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Deichanlagen und die Schaffung von Überschwemmungsflächen kommen in allen Fällen
überwiegend der Allgemeinheit zugute.1053 Hochwasserschutz stellt also eine öffentliche
Aufgabe dar.1054 Die Bestandskraft der Planung gegenüber jedermann wird über die Plan-
feststellung oder -genehmigung erreicht. Diese haben jeweils eine enteignungsrechtliche
Vorwirkung, d.h., im Enteignungsverfahren selbst ist nicht mehr über die Zulässigkeit
der Enteignung zu entscheiden.1055 Die Landaufbringung für den Hochwasserschutz1056
kann also nur über eine Enteignung geschehen, denn sie erfordert die Durchbrechung der
Eigentumsordnung. Für die Durchführung der Enteignung bieten sich aufgrund der Ei-
gentumsdogmatik des BVerfG drei verschiedene Möglichkeiten an:1057
1. Die Enteignung kann nach dem jeweiligen Fachplanungsgesetz durchgeführt werden.1058
Die Enteignung kann sich auf diese Weise freilich negativ auf die Produktions- und Ar-
beitsverhältnisse sowie die Landeskultur auswirken. Denn gerade die Landaufbringung für
linienhafte Projekte führt insbesondere zu Durchschneidungsschäden.1059
2. Werden durch die Enteignung ländliche Grundstücke in großem Umfang in Anspruch ge-
nommen, bietet sich eine Unternehmensflurbereinigung nach §§ 87 ff. FlurbG an. Auf diese
Weise läßt sich der Landverlust auf einen größeren Kreis von Eigentümern verteilen, und
außerdem können Nachteile für die allgemeine Landeskultur vermieden werden. Ob die
Enteignung zulässig ist, muß in diesem Fall nicht überprüft werden, denn die Planfeststel-
lung hat – wie erwähnt – enteignungsrechtliche Vorwirkung. Die Unternehmensflurbereini-
gung stellt laut der Rechtsprechung des BVerfG1060 nicht nur hinsichtlich der Flächen, die
für das Unternehmen benötigt werden, sondern im Ganzen eine Enteignung dar. Trotzdem
ist die Wirkung für den einzelnen betroffenen Grundstückseigentümer weniger negativ, als
wenn die Enteignung isoliert nach dem Fachplanungsgesetz durchgeführt würde.
3. Wird im Gebiet, in dem die Hochwasserschutzmaßnahme geplant ist, bereits eine Flur-
bereinigung1061 durchgeführt und ist der Landbedarf für die öffentliche Anlage im Ver-
hältnis zum Flurbereinigungsgebiet verhältnismäßig gering,1062 so kann das Land über §
40 FlurbG bereitgestellt werden. Da die öffentliche Anlage dem Wohl der Allgemeinheit
dient, ist sie aus Sicht der Betroffenen fremdnützig. Daher stellt die Landaufbringung
nach § 40 FlurbG auch eine Enteignung dar, so daß für diesen Flächenabzug eine Enteig-
1053Aus Sicht der betroffenen Eigentümer wirken sich die Planung und die daraus resultierende Umsetzung
der Vorhaben fremdnützig aus. Vgl. Kapitel 5.1.2.1.
1054Vgl. dazu Kapitel 5.1.2.1.
1055Die Planfeststellung ist daher in Art. 14 III GG einzuordnen. Vgl. S. 21, Fn. 119.
1056Gleiches gilt freilich auch für alle anderen fremdnützigen Planfeststellungen, deren Umsetzung einen
Bodenordnungsbedarf auslöst.
1057Diese drei Möglichkeiten sind hinsichtlich ihrer Eingriffsschwere absteigend angeordnet.
1058Hier z.B. nach §§ 115 ff. SächsWG. § 115 I SächsWG gibt nachrichtlich den Hinweis, daß die Plan-
feststellung eine enteignende Vorwirkung hat. Denn dort heißt es, daß der festgestellte Plan dem
Enteignungsverfahren zugrundezulegen und daher für die Enteignungsbehörde bindend sei.
1059Gleiches gilt freilich für die Enteignung zugunsten von Autobahn- oder Eisenbahntrassen.
1060BVerfGE 74, S. 264.
1061Gemeint ist an dieser Stelle eine Verfahrensart, die dem Ausgleich privater Interessen dient, also eine
Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums darstellt.
1062Als verhältnismäßig gering sieht das BVerwG (Urteil vom 26.11.1969 – 4 C 22/66) einen Flächenabzug
an, der 1,5% des Wertes der gesamten Verfahrensfläche entspricht.
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nungsentschädigung an die Teilnehmergemeinschaft zu zahlen ist.1063 Gleichwohl stellt die
Durchführung der Enteignung nach § 40 FlurbG den geringsten Eingriff in das Eigentum
dar. Denn der Hauptzweck einer Flurbereinigung, die als eine Inhaltsbestimmung durch-
geführt wird, darf nicht dieses fremde Vorhaben sein. Im Vordergrund hat der Ausgleich
privater Interessen zu stehen. Die Landaufbringung nach § 40 FlurbG ist dann vergleichbar
mit einer Landbereitstellung nach § 55 V BauGB im Rahmen einer Baulandumlegung.
Daher läßt sich die Enteignung für den Erwerb der Flächen für den Hochwasserschutz
nur über einen der drei beschriebenen Wege durchführen. Dabei ist die Vorgehensweise
zu wählen, die am wenigsten in das Eigentum der Betroffenen eingreift, also das mildeste
Mittel darstellt.
Ausgeschlossen ist aus Verfassersicht allerdings die Landaufbringung mit Hilfe einer
Verfahrensart, die einen inhaltsbestimmenden Eigentumseingriff darstellt.1064 Denn der
Zweck des Eigentumsentzugs ist die Erfüllung eines konkreten öffentlichen Vorhabens und
nicht der Ausgleich privater Interessen; und genau das ist laut der Eigentumsdogmatik
des BVerfG Voraussetzung dafür, daß die eigentumsentziehende Maßnahme eine Inhalts-
und Schrankenbestimmung nach Art. 14 I GG darstellt.1065
Daran ändert auch die Tatsache nichts, daß die Planfeststellung eine enteignungsrecht-
liche Vorwirkung entfaltet, also die Flurbereinigungsbehörde im Rahmen der Flurbereini-
gung nicht mehr über die Zulässigkeit der Enteignung entscheiden müßte1066 oder infolge
der Einbringung von Ersatzland durch den Unternehmensträger die wertgleiche Abfindung
in Land gewährleistet ist.1067
5.3.2.3. Flurbereinigung für Naturschutz
Wie in Kapitel 5.1.2.1 beschrieben, treffen im ländlichen Raum zahlreiche Komponenten
der Fachplanung aufeinander. Diese Komponenten sind teilweise privatnützig, aber auch
teilweise fremdnützg. Der Natur- und Umweltschutz ist in aller Regel fremdnützig, so-
fern nicht Eingriffe aufgrund privatnütziger Planungen auszugleichen sind. Daher löst der
Naturschutz häufig Nutzungskonflikte zwischen Landwirten einerseits und Naturschutz-
behörden oder -verbänden andererseits aus. Die Landwirte werden in der Bewirtschaftung
ihrer Flächen eingeschränkt, die Naturschutzbehörden hingegen sind an dem Erhalt und
der Pflege der schützenswerten Flächen interessiert und streben nicht selten auch deren
Erwerb an.
Dieser Eigentumserwerb wird häufig im Rahmen eines Flurbereinigungsverfahrens erle-
1063Vgl. dazu Kapitel 5.3.2.1.
1064Der Landerwerb über eine Regelflurbereinigung (§ 1), eine vereinfachte Flurbereinigung (§ 86) oder ein
beschleunigtes Zusammenlegungsverfahren (§§ 91 ff.) ist nur in Verbindung mit § 40 FlurbG zulässig,
freilich innerhalb der oben aufgezeigten Schranken.
1065Betrachtet man zudem die vier Wesensmerkmale der Enteignung (Kapitel 1.3.2), bestünde im kon-
kreten Fall kein Unterschied zur Enteignung.
1066Denn über die Zulässigkeit der Enteignung darf die Flurbereinigungsbehörde gar nicht entscheiden,
sondern nur die zuständige Enteignungsbehörde.
1067Vgl. nur Haas, NVwZ 2002, S. 272 (275 f.).
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digt. Solange
”
die Flurbereinigung insgesamt noch im Interesse der Beteiligten [...] liegt,
die Teilnehmer gleichwertig [...] abgefunden werden und sie zu den Kosten für die Landent-
wicklung als solcher nicht herangezogen werden [...] und insoweit auch keinen Landabzug
aufbringen müssen,“1068 sind diese Maßnahmen laut Schrifttum und Rechtsprechung im
Rahmen der Sozialpflichtigkeit zu dulden. Diese Argumentation entspricht eindeutig der
(überkommenen) Schweretheorie des BVerwG.1069 Da diese allerdings auch in der neue-
ren Rechtsprechung des BVerwG1070 und damit auch im Schrifttum1071 zur vereinfachten
Flurbereinigung vertreten wird, kommt es gerade bei der praktischen Anwendung des §
86 FlurbG immer wieder zu Konflikten mit der Eigentumsdogmatik des BVerfG.1072
Beispiel F5 Das Primärziel der Flurbereinigung F5 ist die Umsetzung von Maßnahmen
des Naturschutzes. Das Naturschutzgebiet F5, das eine Fläche von 122 ha umfaßt, wurde
im Jahr 1995 durch Rechtsverordnung festgesetzt. Obwohl der Boden im Gebiet kaum für
Ackerbau oder eine Grünlandnutzung geeignet ist, werden 100 ha im Gebiet selbst und 50
ha außerhalb bewirtschaftet.
Um die Ziele des Naturschutzes besser umsetzen zu können, wurde 1999 die vereinfachte
Flurbereinigung F5 nach § 86 I Nr. 1 FlurbG angeordnet. Ziele der Flurbereinigung sind
die Beseitigung von Landnutzungskonflikten zwischen Landwirtschaft und Naturschutz
sowie die Erschließung des Naturschutzgebiets für den sanften Tourismus. Das Flurberei-
nigungsgebiet hat eine Größe von 190 ha. Davon gehören rund 65 ha Privaten, der Rest
steht in öffentlichem Eigentum.
Die Privatnützigkeit wird laut der Verfahrensbeschreibung über die wertgleiche Abfin-
dung in Land nach § 44 FlurbG hergeleitet. Diese wird durch Landverzichtserklärungen
nach § 52 FlurbG erreicht. Zudem werde den privaten Teilnehmern Land zugeteilt, das
landwirtschaftlich besser nutzbar ist. Die Festlegung eines Radwandernetzes und eines
Naturschutzlehrpfades erfolgt im Wege- und Gewässerplan nach § 41 FlurbG, der Ausbau
durch die Teilnehmergemeinschaft selbst.
Beispiel F6 Infolge eines Landschaftsplans1073 wurde für das Fließgewässer zweiter Ord-
nung F6 beim Bundesamt für Naturschutz die Durchführung eines ,Erprobungs- und Ent-
wicklungsvorhabens im Bereich des Naturschutzes‘ (E+E Vorhaben) beantragt,1074 außer-
dem wurden die Flächen in das Gewässerauenprogramm des Landes aufgenommen. Als
Voraussetzung für eine natürliche Entwicklung wurde der Flächenerwerb im Auenbereich
1068Wingerter in: Schwantag/Wingerter, FlurbG, § 1, Rn. 7.
1069Vgl. Kapitel 1.4.1.3.
1070BVerwG, Urteil vom 18.6.1998 – 11 B 28/98.
1071Vgl. nur Glitz, RdL 2006, S. 29 ff., Thiemann, ZfV 2008, S. 90 ff.
1072So auch Weiß, FuB 2007, S. 37 (41). Dabei kritisiert er insbesondere das oben angesprochene Urteil
des BVerwG und die dessen Argumentationsweise aufgreifende Literatur.
1073Dieser setzt für den Bereich des Fließgewässers und der Auenflächen ein Naturschutzgebiet fest.
1074Das Vorhaben wurde bewilligt und fand von Oktober 1988 bis Dezember 1995 statt. Die wissenschaft-
liche Begleitung hatte eine Laufzeit von zehn Jahren (1993 bis 2002). Die Projektziele waren die ei-
gendynamische Entwicklung eines Tieflandflusses, die natürliche Entwicklung der Aue, die Erhaltung
und die Entwicklung von auentypischem Extensivgrünland und der Aufbau eines Biotopverbundes
entlang des Gewässers.
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durch die öffentliche Hand angesehen. Zu diesem Zeitpunkt standen die Auenflächen al-
lerdings in Privateigentum und wurden zudem landwirtschaftlich genutzt.
Um diesen Landnutzungskonflikt auflösen zu können, ordnete die zuständige Flurberei-
nigungsbehörde 1993 die vereinfachte Flurbereinigung F6 nach § 86 FlurbG an.1075 Haupt-
ziel dieser Bodenordnungsmaßnahme war der Grunderwerb durch die öffentliche Hand von
rund 300 ha Flächen, die sich in direkter Auenlage befinden.1076 Der private Nutzen für die
Grundstückseigentümer wird in der Auflösung der Landnutzungskonflikte gesehen, denn
nach Abschluß der Flurbereinigung unterlägen die neu zugeteilten Flächen nicht mehr den
naturschutzrechtlichen Einschränkungen.1077
Hauptzweck beider Flurbereinigungsverfahren nach § 86 FlurbG ist der Erwerb schüt-
zenswerter Flächen durch die öffentliche Hand. In Beispiel F5 sollen die Flächen inner-
halb eines Naturschutzgebiets in öffentliches Eigentum überführt werden, in Beispiel F6
die Auenflächen, die im Geltungsbereich eines Landschaftsplans liegen und dort als Na-
turschutzgebiet festgesetzt sind. Für die weitere Untersuchung ist zunächst einmal die
jeweilige Wirkung der Gebietsfestsetzungen von Interesse:
– Ein Naturschutzgebiet wird durch Rechtsverordnung festgesetzt, im vorliegenden Fall
durch § 12 ThürNatG. In diesem sollen Natur und Landschaft besonders geschützt wer-
den.1078 Gesetzlich verboten sind in Naturschutzgebieten ”alle Handlungen, die zu einer
Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung [...] oder zu einer erheblichen oder nachhalti-
gen Störung führen können.“1079 Zusätzlich kann die Verordnung festlegen, daß ein Pflege-
und Entwicklungskonzept zu erstellen ist. Darüber hinaus kann das Naturschutzgebiet der
Allgemeinheit ganz oder teilweise zugänglich gemacht werden.
– In einem Landschaftsplan – im vorliegenden Fall nach § 16 LG NW – werden die ”̈ortli-
chen Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele und Grundsätze des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege“1080 dargestellt und rechtsverbindlich festgesetzt.
Diese Rechtsverbindlichkeit gegen jedermann wird über die Aufstellung des Landschafts-
plans als Satzung erreicht. Er enthält unter anderem die Festsetzung besonders geschützter
Teile von Natur und Landschaft,1081 so geschehen in Beispiel F6 durch die Festsetzung
eines Naturschutzgebiets nach § 20 LG NW. Für Naturschutzgebiete gilt das Verbot aller
Handlungen, ”die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des geschützten
Gebietes oder seiner Bestandteile oder zu einer nachhaltigen Störung führen können.“1082
In beiden Fällen werden bestimmte Handlungen zum Schutz der festgesetzten Gebie-
1075Eine Maßgabe dabei war, daß alle Regelungen mit den Eigentümern auf freiwilliger Basis erfolgen
sollten. Aus Verfassersicht kennzeichnet dieser Tatbestand allerdings den freiwilligen Landtausch nach
§§ 103a ff. FlurbG und nicht ein Flurbereinigungsverfahren, das den Ausgleich privater Interessen
herbeiführen soll.
1076Denn eine Extensivierung der Flächen im Auenbereich und die Wiederansiedlung von Auenwäldern
sei nur möglich, wenn der eigentumsrechtliche Zugriff gegeben ist.
1077Diesen Tatbestand bezeichnet Wingerter (Schwantag/Wingerter, FlurbG, § 86, Rn. 2) als das privat-
nützige Hauptziel des jeweiligen Flurbereinigungsverfahrens.
1078§ 12 I ThürNatG führt dabei insgesamt drei Gründe für die Festsetzung von Naturschutzgebieten auf.
1079§ 12 II ThürNatG.
1080§ 16 I LG NW.
1081§ 16 IV Nr. 2 i.V.m. §§ 19-23 LG NW.
1082§ 34 I LG NW.
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te gesetzlich verboten. Da diese Verbote zu Einschränkungen der Nutzungsmöglichkeiten
führen, wird auf diese Weise die Privatnützigkeit des Eigentums geschmälert. Führen die
Verbote zu unzumutbaren Einschränkungen, sehen die Gesetze in beiden Fällen Aus-
gleichsregelungen im Rahmen einer ausgleichspflichtigen Inhalts- und Schrankenbestim-
mung vor.1083 Ist dem Betroffenen trotz Ausgleichsregelungen nicht mehr zumutbar, das
Eigentum zu behalten, kann er in beiden Fällen auch die Übernahme des Grundstücks
verlangen.1084 Während die genannten Regelungen sich alle im Rahmen einer Inhaltsbe-
stimmung nach Art. 14 I GG abspielen, kann unter Umständen auch eine Enteignung
erforderlich sein, um den Zweck der festgesetzten Gebiete zu erreichen.1085 In beiden Bei-
spielen kann also eine Enteignung der Flächen im Naturschutzgebiet durchgeführt werden.
Voraussetzung dafür ist freilich, daß sie zum Wohl der Allgemeinheit geschieht. Ansonsten
ist die Enteignung nach Art. 14 III GG nicht zulässig.
Dieser Aspekt offenbart das Dilemma, das infolge des Erwerbs von Naturschutzflä-
chen durch die öffentliche Hand im Rahmen einer vereinfachten Flurbereinigung nach §
86 FlurbG entsteht.1086 Denn betrachtet man die Wesensmerkmale der Enteignung,1087 so
fällt auf, daß im konkreten Fall der vereinfachten Flurbereinigung jeweils kein Unterschied
zur Enteignung besteht: Der staatliche Eingriff aufgrund des hoheitlichen Bodenordnungs-
verfahrens findet ebenso statt wie der Entzug des Eigentums durch die Maßnahme. Da der
Staat naturschutzrechtliche Flächen erwirbt, ist der Güterbeschaffungsvorgang auch nicht
zu negieren. Daß diese drei Merkmale auf die Naturschutzverfahren zutreffen, muß aller-
dings die konkreten Flurbereinigungsverfahren nicht als Enteignung klassifizieren. Denn
letztlich kommt es einzig und allein auf den Zweck des Eigentumsentzugs an. Da jedoch der
Naturschutz und seine Überwachung öffentliche Aufgaben sind, dient der Eigentumsent-
zug also nicht dem Ausgleich privater Interessen, sondern eben der Erfüllung öffentlicher
Aufgaben.
Daher ist der Flächenerwerb zugunsten des Naturschutzes im Rahmen von Flurberei-
nigungsverfahren, die eine Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums darstellen,
nicht zulässig. Sehr bedenklich ist aus Verfassersicht außerdem, daß auf diese Weise ei-
ne Enteignung durchgeführt wird, ohne daß die Prüfung erfolgt, ob denn das Wohl der
Allgemeinheit die Maßnahme überhaupt erfordert.
1083So sieht § 49 i.V.m. § 50 ThürNatG eine einmalige oder auch eine wiederkehrende Geldentschädigung
vor. Außerdem besteht die Möglichkeit eines Erschwernis- oder Härtefallausgleichs nach § 51 Thür-
NatG. § 7 LG NW sieht ebenfalls eine Geldentschädigung vor, allerdings ist zunächst zu prüfen, ob
die Beeinträchtigung nicht durch andere Maßnahmen ganz oder teilweise ausgeglichen werden kann.
1084Siehe die entsprechenden Regelungen in § 50 III u. IV ThürNatG und § 7 V LG NW.
1085Nach § 48 ThürNatG ist die Durchführung einer Enteignung zulässig, wenn Maßnahmen von Na-
turschutz und Landschaftspflege durchgeführt werden sollen oder Grundstücke für die Erholung der
Allgemeinheit nutzbar gemacht werden sollen. § 7 I LG NW definiert die Enteignung als Entziehung
oder Belastung von Grundeigentum oder Rechten am Grundeigentum oder sonstigen vermögenswerten
Rechten, um Maßnahmen, Gebote oder Verbote nach oder aufgrund dem LG NW zu ermöglichen.
1086Gleiches würde gelten, wenn der Landerwerb im Rahmen einer Regelflurbereinigung (§ 1 FlurbG)
oder eines beschleunigten Zusammenlegungsverfahrens (§§ 91 ff. FlurbG) erfolgen würde.
1087Vgl. Kapitel 1.3.2.
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Rechtsprechung und Schrifttum zu § 86 FlurbG Auch wenn insbesondere die verein-
fachte Flurbereinigung nach § 86 FlurbG aus Verfassersicht – gestützt auf die Eigentums-
dogmatik des BVerfG – nicht zulässig ist, um Hochwasser- oder Naturschutzflächen auf-
zubringen, wird sie trotzdem in der Praxis genau zu diesem Zweck eingesetzt. Der Grund
dafür mag in der Rechtsprechung des BVerwG und dem Schrifttum zu § 86 FlurbG liegen.
Daher findet im Nachfolgenden eine kurze Auseinandersetzung mit den Quellen statt, auch
wenn mit Bezug auf die Rechtsprechung des BVerfG die Unzulässigkeit der vereinfachten
Flurbereinigung für die oben genannten Zwecke nachgewiesen wurde.
Das BVerwG grenzt die vereinfachte Flurbereinigung (§ 86 FlurbG) von der Unterneh-
mensflurbereinigung (§ 87 FlurbG) wie folgt ab: Bei der Unternehmensflurbereinigung
seien die benötigten Flächen von den Teilnehmern aufzubringen, indem der entstehen-
de Landverlust auf diese verteilt werde. Bei der vereinfachten Flurbereinigung hingegen
würden durch den Unternehmensträger die Flächen für das Unternehmen bereitgestellt,
die zumindest teilweise durch Landverzichtserklärungen nach § 52 FlurbG erworben wür-
den.1088 Damit stellt das Gericht eindeutig den Aspekt der wertgleichen Abfindung in
Land nach § 44 FlurbG in den Vordergrund und somit auf materielle anstatt formale
Kriterien ab.1089
Auch im Schrifttum spielt der Aspekt der wertgleichen Abfindung eine große Rolle: Au-
ßerdem wird dort noch das Interesse der Beteiligten nach § 4 FlurbG für die Argumentation
verwendet. So wird auf das
”
bei objektiver Betrachtungsweise“1090 wirtschaftliche Interesse
der Teilnehmer an der Neugestaltung des Gebiets abgestellt. Denn es liege im ureigen-
sten Interesse der Grundstückseigentümer, daß ihr Grundeigentum vor Flächenansprüchen
Dritter geschützt sei,
”
auch wenn die intendierte Konfliktauflösung verfahrensimmanent
mit einer Landbereitstellung für eben diese [öffentlichen] Vorhaben verbunden ist.“1091
Daher sei die Auflösung von Nutzungskonflikten nach § 86 I Nr. 3 FlurbG
”
originär pri-
vatnützig.“1092
Problematisch ist bei einer solchen Argumentation aus Verfassersicht die Grenzziehung
zwischen dem ,Landentwicklungsverfahren‘ nach § 86 I Nr. 1 FlurbG und der Unter-
nehmensflurbereinigung nach § 87 FlurbG. Solange die wertgleiche Abfindung nach § 44
FlurbG gewährleistet ist, scheint das objektive (wohlverstandene) Interesse der Beteiligten
die Durchführung einer vereinfachten Flurbereinigung für jegliches Unternehmen vertret-
bar zu machen. Selbst bei der Planung von Autobahn- oder Eisenbahntrassen könnte
bei Erfüllung der beiden Voraussetzungen das dafür erforderliche Land über eine verein-
fachte Flurbereinigung aufgebracht werden. Damit könnte entsprechend dem Gebot des
geringstmöglichen Eigentumseingriffs auf eine Enteignung und damit auf eine Unterneh-
mensflurbereinigung verzichtet werden. Der Übergang zwischen Inhaltsbestimmung (§ 86
FlurbG) und Enteignung (§ 87 FlurbG) wäre scheinbar fließend und letztlich von der
1088BVerwG, Urteil vom 18.6.1998 – 11 B 28/98.
1089Daß es bei der modernen Eigentumsdogmatik des BVerfG überwiegend auf formale Kriterien im Rah-
men der Abgrenzung der Inhaltsbestimmung von der Enteignung ankommt, wurde bereits mehrfach
erwähnt.
1090Glitz, RdL 2006, S. 29.
1091Thiemann, RdL 2008, S. 257.
1092Thöne, ZKL 1997, S. 49 (50).
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Erfüllung des § 44 FlurbG abhängig.
Aus diesem Grund sind die Rechtsprechung des BVerwG und das darauf fußende Schrift-
tum zu verwerfen1093 und die Wahl des geeigneten Verfahrens anhand der Eigentumsdog-
matik des BVerfG zu treffen.
5.3.3. Abfindung und Zuteilung
Der Aspekt der wertgleichen Abfindung in Land, der – wie mehrfach erwähnt – für die Bau-
landumlegung und damit auch die Flurbereinigung nicht entscheidend dafür ist, daß sie
eine Inhalts- und Schrankenbestimmung darstellen, ist eine gesetzlich geregelte Ausgestal-
tung des Ausgleichs privater Interessen.1094 Trotzdem ist § 44 FlurbG freilich ein zentraler
Aspekt in der Flurbereinigung. Er ist auf den Zweck der Flurbereinigung gerichtet, also
insbesondere auf die Verbesserung der Arbeits- und Produktionsbedingungen in der Land-
und Forstwirtschaft. Daher berücksichtigt er die erforderlichen Abzüge nach § 47 FlurbG,
um die neuen Grundstücke ausreichend zu erschließen, und fordert eine möglichst effizien-
te Arrondierung der Landabfindung eines jeden Teilnehmers. Da die Flurbereinigung den
Ausgleich privater Interessen herbeiführen soll, hat kein Teilnehmer einen Anspruch auf
Landabfindung in einer bestimmten Lage. Denn nach § 44 II FlurbG sind
”
die betriebs-
wirtschaftlichen Verhältnisse aller Teilnehmer gegeneinander abzuwägen,“ um dem Zweck
der Flurbereinigung am besten gerecht zu werden. Damit ist § 44 FlurbG mit § 59 BauGB
vergleichbar, der in der Umlegung die Zuteilung und die Abfindung regelt.
Im Rahmen dieses Kapitels werden die Regelungen des § 44 FlurbG daher nicht weiter
behandelt. Von Interesse sind allerdings die Verwendung des Masselandes und der Einfluß
vorläufiger Anordnungen nach § 36 FlurbG auf die Privatnützigkeit des Eigentums.
5.3.3.1. Der Zusammenhang zwischen Masseland und Privatnützigkeit
Masseland ist nach § 54 II FlurbG das Land, das zur Abfindung der Teilnehmer nicht
benötigt wird und entsprechend dem Flurbereinigungszweck oder für Siedlungszwecke zu
verwenden ist.1095 Im Flurbereinigungsplan wird bestimmt, wem das Masseland zugeteilt
wird.1096 Bis zu seiner Zuteilung an Interessenten steht das Masseland im treuhänderischen
Eigentum der Teilnehmergemeinschaft.1097
Beispiel F7 In der vereinfachten Flurbereinigung F7 sind infolge von Geldleistungen
rund 40 Grundstücke unterschiedlicher Nutzungsarten mit einer Fläche zwischen 250 m2
1093So auch Weiß, FuB 2007, S. 37 (41).
1094Vgl. dazu auch Kapitel 2.3.2.1, insbesondere Fn. 318.
1095Das Masseland stammt rechnerisch aus Abfindungsverzichten nach § 52 FlurbG, der Werterhöhung
durch besondere Maßnahmen nach § 46 FlurbG und der mäßigen Erhöhung des Landbeitrags für
unvorhergesehene Zwecke nach § 47 I FlurbG.
1096Ein Anspruch auf Zuteilung von Masseland existiert nicht. Vgl. Schwantag in: Schwantag/Wingerter,
FlurbG, § 54, Rn. 9. Denn die wertgleiche Abfindung nach § 44 FlurbG wird durch diesen Anspruchs-
ausschluß nicht berührt.
1097Schwantag in: Schwantag/Wingerter, FlurbG, § 54, Rn. 11.
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und 9500 m2 nicht zugeteilt worden. Dieses Masseland soll nun im Flurbereinigungsplan
gegen einen Geldausgleich zu Eigentum zugeteilt werden. Dafür können Interessenten bis
zu einer bestimmten Frist ein Gebot abgeben. In der Ausschreibung sind für die einzelnen
Flächen jeweils Mindestgebote angegeben.
Bei der Verteilung des Masselandes verbleibt die Frage, wie die Vorgabe des § 54 II
FlurbG zu verstehen ist, daß das Land ,dem Zweck der Flurbereinigung‘ entsprechend zu
verwenden ist. Schwantag führt dazu aus, daß unter dem Zweck der Flurbereinigung ” jeder
nach § 37 I oder einer sonstigen speziellen Vorschrift, z.B. die §§ 39, 40, 86, 87 I, zulässige
Zweck“1098 zu verstehen sei. Also sei mit ,Zweck‘ nicht nur der Anordnungsgrund für das
jeweilige Flurbereinigungsverfahren selbst gemeint, sondern jeder nach dem FlurbG in der
gewählten Verfahrensart allgemein zulässige Zweck nach § 37 FlurbG. Daraus werden zwei
Aspekte klar. Zum einen darf das Masseland z.B. in einer vereinfachten Flurbereinigung
nicht für den Zweck einer Unternehmensflurbereinigung verwendet werden. Zum anderen
hat die Verteilung des überschüssigen Landes dem Gestaltungsauftrag des § 37 FlurbG
zu entsprechen. Daraus kann geschlossen werden, daß für die Zuteilung der jeweiligen
Grundstücke nicht die Höhe des Gebots eines interessierten Teilnehmers entscheidend ist,
sondern die Erreichung des Flurbereinigungszwecks. Daher hat derjenige Teilnehmer den
Zuschlag zu bekommen, der den Zweck des Verfahrens am besten umsetzen kann.1099
Schwantag zufolge darf der Flurbereinigungsplan ”nebeneinander für den gleichen Zweck
nach §§ 40 und 54 II Land bereitstellen.“1100 So sei auch die Sicherung von Flächen für
Natur- und Landschaftsschutz über die Zuteilung des Masselandes an den jeweiligen Träger
möglich.1101 Wie in Kapitel 5.3.2.1 nachgewiesen wurde, erfüllt § 40 FlurbG in der Regel
gerade nicht den Zweck der Flurbereinigung, denn ansonsten könnten die öffentlichen
Anlagen über den Wege- und Gewässerplan nach § 41 FlurbG festgestellt werden. Da das
Masseland nach § 54 II FlurbG der Erfüllung des Flurbereinigungszwecks dienen muß,
hat die Verwendung des Masselandes aus Verfassersicht den Ausgleich privater Interessen
innerhalb der Gestaltungsgrundsätze von § 37 I FlurbG herbeizuführen.
Darüber hinaus wurde in Kapitel 5.3.2.1 gezeigt, daß die Regelungen des § 40 FlurbG je
nach Zweck des Eigentumsentzugs entweder den Tatbestand einer Inhalts- und Schran-
kenbestimmung oder einer Enteignung erfüllen können. Entweder wird also außerhalb
des Flurbereinigungszwecks selbst der Ausgleich privater Interessen herbeigeführt, oder
der Entzug dient der Erfüllung öffentlicher Aufgaben. Damit läßt sich nach Ansicht des
Verfassers das Masseland allenfalls für solche öffentlichen Anlagen nach § 40 FlurbG ver-
wenden, die auf einer privatnützigen Planung basieren und daher dem Ausgleich privater
Interessen dienen. Die Landaufbringung für die Erfüllung öffentlicher Aufgaben, also für
ein konkretes öffentliches Vorhaben, ist allerdings ausgeschlossen.1102
Damit lassen sich hinsichtlich der Verwendung und Zuteilung des Masselandes nach §
1098Schwantag in: Schwantag/Wingerter, FlurbG, § 54, Rn. 8.
1099Vgl. BVerwG, Urteil vom 14.11.2002 – 9 B 71/02.
1100Schwantag in: Schwantag/Wingerter, FlurbG, § 54, Rn. 8.
1101Dabei beruft sich Schwantag auf ein Urteil des BayVGH vom 7.5.2002 – 13 A 00/445. Demnach kann
Masseland auch für die Vornahme landschaftspflegerischer Maßnahmen zur Erhaltung und Schaffung
von Streuobstwiesen oder ökologisch wertvoller Flächen verteilt werden. In diesem Fall müsse aller-
dings die entsprechende Zweckbindung rechtlich dauerhaft zugunsten der Allgemeinheit abgesichert
sein; z.B. über eine Dienstbarkeit.
1102Denn auf diese Weise würde die Prüfung, ob eine Enteignung überhaupt zulässig wäre, umgangen.
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54 II FlurbG durchaus Analogien zur Verwendung des Flächenbeitrags in der Flächenum-
legung nach § 58 BauGB ziehen.1103
5.3.3.2. Der Zusammenhang zwischen vorläufiger Regelung und Privatnützigkeit
Wie in der Baulandumlegung kann es in der Flurbereinigung zweckmäßig und erforder-
lich sein, den Besitz oder das Eigentum vor der eigentlichen Aufstellung des Flurbereini-
gungsplans zu regeln. Dafür bietet das FlurbG verschiedene Möglichkeiten: die vorläufige
Anordnung (§ 36), die vorzeitige Ausführungsanordnung (§ 63) und die vorläufige Be-
sitzeinweisung (§§ 65 ff.). An dieser Stelle wird die vorläufige Anordnung anhand von
Beispielen betrachtet. Damit eine vorläufige Anordnung zulässig ist, muß die Planungs-
grundlage festgestellt bzw. genehmigt sein. Außerdem muß die Anordnung dringlich sein.
Beispiel F8 Die Flurbereinigung F8 wird als ein Regelverfahren nach § 1 FlurbG durch-
geführt. Hauptziele der Maßnahme sind die Zusammenlegung des zersplitterten Grund-
besitzes in Feld und Wald, die Entflechtung des öffentlichen vom landwirtschaftlichen
Verkehr, eine funktionale Flächenaufteilung, aber auch die Auflösung verschiedener Nut-
zungskonflikte.
Damit die neuen Wege vorzeitig ausgebaut werden können, werden den Beteiligten die
betroffenen Flächen sowie dazu benötigte Arbeitsstreifen hinsichtlich Besitz und Nutzung
entzogen und der Teilnehmergemeinschaft zugewiesen. Dafür erläßt die Flurbereinigungs-
behörde eine vorläufige Anordnung nach § 36 FlurbG. Als Begründung führt die Behörde
an, daß der vorzeitige Wegeausbau erforderlich sei, damit die Teilnehmer bei der Neuzutei-
lung ihre Grundstücke auf bereits gebauten Wegen erreichen können. Da die Ausbauarbei-
ten stark wetterabhängig seien und daher nur zu bestimmten Jahreszeiten zu wirtschaftlich
vertretbaren Kosten durchgeführt werden könnten, sei der sofortige Baubeginn sowohl im
überwiegenden Interesse der Teilnehmer als auch im öffentlichen Interesse dringend gebo-
ten. Für eventuelle Härtefälle sieht die Anordnung eine Gewährung von Aufwuchs- und
Nutzungsentschädigungen vor.
Beispiel F9 Das Flurbereinigungsverfahren F9 wird als eine beschleunigte Zusammen-
legung nach den §§ 91 ff. FlurbG durchgeführt. Die betroffenen Grundstücke sind für
eine rentable landwirtschaftliche Nutzung zu klein und ungünstig geformt. Zudem ist der
Grundbesitz im Gebiet stark zersplittert. Ziel der Flurbereinigung ist daher die Verbes-
serung der Produktions- und Arbeitsbedingungen. In das Flurbereinigungsgebiet wurden
auch geschlossene Waldflächen einbezogen, um die Feld-Waldgrenze den örtlichen Gege-
benheiten anpassen zu können.
Im Grenzbereich zwischen den landwirtschaftlichen und den forstwirtschaftlichen Flä-
chen fand aufgrund der dort erforderlichen Eigentumswechsel eine Wertermittlung der
Waldbestände statt. Um die Wertermittlungsergebnisse sicherstellen zu können, erläßt die
1103In diesem Zusammenhang sei nur auf Christ, DVBl. 2002, S. 1517 (1520), verwiesen. Denn Christ
führt aus, daß eine Übertragung der Grundstücke aus dem Flächenbeitrag auf die Gemeinde zur nicht
zweckgebundenen Verwendung – z.B. Kostendeckung oder Bodenbevorratung – gegen Art. 14 III 1
GG verstößt.
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Flurbereinigungsbehörde eine vorläufige Anordnung nach § 36 FlurbG. Dieser zu Folge
dürfen die Beteiligten ab sofort auf den bezeichneten Flurstücken keine Holzeinschläge
mehr vornehmen. Die vorläufige Anordnung hat eine Laufzeit von rund drei Jahren. Als
Begründung führt die Behörde an, daß die Veränderung der Holzbestände laufende Über-
prüfungen der Wertermittlungsergebnisse mit sich zöge und auf diese Weise ein erheblicher
Mehraufwand verursacht würde. Somit sei die Holzeinschlagsperre sowohl im öffentlichen
als auch im privaten Interesse geboten. Führt die Regelung für Betroffene zu Härtefällen,
können diese einen Antrag auf Befreiung von der Holzeinschlagsperre stellen.
Beispiel F10 Der Zweck der Regelflurbereinigung F10 ist die Verbesserung der Produk-
tions- und Arbeitsbedingungen in der Landwirtschaft. Darüber hinaus sollen Nachteile
für die allgemeine Landeskultur – Durchschneidungsschäden von Straßenbaumaßnahmen,
Mißformen oder ungeregelte Wasserableitung – vermieden werden. Außerdem sollen nach
§ 40 FlurbG Flächen für den Neubau einer 110-kV-Gemeinschaftsleitung bereitgestellt
werden.1104 Für diese Maßnahmen wurde eine Regelflurbereinigung nach § 1 FlurbG ein-
geleitet.
Für die baldige Bauausführung ist die Entziehung von Besitz und Nutzung der betroffe-
nen Flächen erforderlich. Daher werden den Eigentümern, Pächtern oder sonstigen Berech-
tigten an den Flächen diese durch eine vorläufige Anordnung nach § 36 FlurbG entzogen.
Sofern wesentliche Bestandteile der Grundstücke – Bauwerke, Bäume oder Sträucher –
beseitigt werden müssen, werden den Eigentümern diese entsprechend ihrem Marktwert
entschädigt. Außerdem werden Aufwuchsentschädigungen für den Fall gewährt, daß ange-
baute landwirtschaftliche Flächen in Anspruch genommen werden. Da die geplante Hoch-
spannungsleitung dringend für die Sicherstellung und Verbesserung der Stromversorgung
der Region benötigt wird, ist es im öffentlichen Interesse geboten, den sofortigen Vollzug
der Planung anzuordnen.
Beispiel F11 Die Unternehmensflurbereinigung F11 nach §§ 87 ff. FlurbG soll den Land-
verlust, der durch den Bau einer Bundesstraße eintritt, auf einen größeren Kreis von Ei-
gentümern verteilen und durch das Unternehmen entstehende Nachteile für die allgemeine
Landeskultur vermeiden. Die Planung für den Bau der Straße wurde bereits festgestellt
und für sofortig vollziehbar erklärt.
Da ein zeitgerechter Bau der Bundesstraße dringend erforderlich ist, hat die Flurbereini-
gungsbehörde eine vorläufige Anordnung nach § 88 Nr. 3 i.V.m. § 36 FlurbG erlassen.1105
Diese entzieht den Eigentümern und Nutzern den Besitz und die Nutzung der Flächen, die
für den Bau der Bundesstraße benötigt werden. Die Regelung der vorläufigen Anordnung
gilt bis zur vorläufigen Besitzeinweisung (§§ 65 ff. FlurbG) bzw. bis zur Ausführungsanord-
nung (§§ 61 ff. FlurbG).1106 Die Anordnung unterwirft den Unternehmensträger strengen
1104Dies geschieht auf Antrag eines örtlichen Stromanbieters und des Eisenbahnbundesamtes. Dieses hat
bereits den Planfeststellungsbeschluß für den Neubau der Gemeinschaftsfreileitung erlassen, der unan-
fechtbar ist. Der Plan enthält die Flächen, die an den Maststandorten dauerhaft und vorübergehend
beansprucht werden.
1105Betroffen von der vorläufigen Anordnung sind Grundstücke mit einer Gesamtfläche von rund 22 ha.
1106Ausgenommen davon sind diejenigen Grundstücke, die nur vorübergehend in Anspruch genommen
werden. Für diese gilt die vorläufige Anordnung bis zur Beendigung der Baumaßnahme.
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Auflagen, außerdem ist denjenigen Beteiligten eine Entschädigung zu leisten, denen Nach-
teile infolge der Anordnung entstehen. Dies gilt insbesondere für Aufwendungen bereits
angebauter Flächen. Die zeitnahe Realisierung der Bundesstraße liegt im dringenden öf-
fentlichen Interesse, das private Interessen einzelner Beteiligter an der weiteren privatnüt-
zigen Bewirtschaftung dieser Grundstücke überlagert. Daher haben Widersprüche gegen
die vorläufige Anordnung auch keine aufschiebende Wirkung.
Betrachtet man die vier Beispiele zur vorläufigen Anordnung, so fällt auf, daß die-
se sich in allen Fällen auf die Betroffenen fremdnützig auswirkt. Die Privatnützigkeit
des Eigentums wird durch Entzug bestimmter Nutzungsmöglichkeiten oder des Besitzes
selbst stark bzw. komplett ausgehöhlt. Den Eigentümern bzw. den sonstigen Nutzungs-
berechtigten verbleibt eine eingeschränkte Anzahl von Nutzungsmöglichkeiten oder sogar
überhaupt keine. Diese Einschränkung des Eigentums geschieht zugunsten der Teilnehmer
des Flurbereinigungsverfahrens oder, im Fall überörtlicher Planungen, zugunsten der All-
gemeinheit. Der Zweck der Flurbereinigung soll auf diese Weise möglichst effizient erreicht
oder gesichert werden.1107
Auch wenn die vorläufige Anordnung sich aus Sicht der Betroffenen fremdnützig aus-
wirkt, sind die beschriebenen Fälle unterschiedlich in Art. 14 GG einzuordnen:
– In den ersten beiden Beispielen wird die Flurbereinigung jeweils durchgeführt, um den
Ausgleich der privaten Interessen herbeizuführen. Die Flurbereinigungsverfahren stellen
jeweils eine Inhalts- und Schrankenbestimmung dar. Die vorläufige Anordnung dient der
schnelleren Erreichung (F8) bzw. der Sicherung (F9) des Flurbereinigungszwecks. Aus die-
sem Grund kann die Anordnung nach § 36 FlurbG für diese Fälle auch nur eine Inhaltsbe-
stimmung sein. Würde das Eigentum über Gebühr eingeschränkt, wäre der zu gewährende
Ausgleich Ausfluß einer ausgleichspflichtigen Inhalts- und Schrankenbestimmung.
– In Beispiel F10 dient die Flurbereinigung ebenfalls dem Ausgleich privater Interessen, da
die Planung privatnützig ist. Die vorläufige Anordnung allerdings geschieht zugunsten der
beschleunigten Realisierung einer öffentlichen Anlage nach § 40 FlurbG. Die Planung da-
für wurde festgestellt. Da die öffentliche Anlage der Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe –
der Stromversorgung – dient, stellt die Aufbringung der dafür erforderlichen Flächen eine
Enteignung dar.1108 Damit kann die vorläufige Anordnung nach § 36 FlurbG in diesem Fall
nur in Art. 14 III GG eingeordnet werden. Sie verdrängt also die vorzeitige Besitzeinwei-
sung nach dem jeweiligen Enteignungsgesetz.1109 Die Entschädigung für Einschränkungen
aufgrund des Besitzentzugs werden Teil der Enteignungsentschädigung, nämlich für den
erlittenen Vermögensnachteil.1110 Folgerichtig müßte eigentlich die Enteignungsbehörde
diesen Vermögensnachteil beziffern und in der Entschädigung festlegen.1111
1107Bedingung der vorläufigen Anordnung ist freilich die Erfüllung der oben genannten Voraussetzungen.
Die Planungsgrundlage muß also festgestellt oder genehmigt sein und das öffentliche Interesse muß
gegeben sein.
1108Siehe dazu Kapitel 5.3.2.1.
1109Vgl. BVerwG, Urteil vom 29.4.1976 – 5 C 36/75.
1110Hinweis: Eine Enteignungsentschädigung wird in der Regel gewährt für den Rechtsverlust sowie für
andere durch die Enteignung eintretende Vermögensnachteile. Gegen diese sind unter Umständen Ver-
mögensvorteile, die dem Entschädigungsberechtigten entstehen, aufzurechnen. Vgl. nur § 93 BauGB.
1111Vgl. dazu Kapitel 4.2.3.3. Gleichwohl sieht § 88 I Nr. 3 FlurbG vor, daß die Entschädigung von der
Flurbereinigungsbehörde festzusetzen und zu Händen der Teilnehmergemeinschaft zu zahlen ist.
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– Beispiel F11 stellt eine Unternehmensflurbereinigung nach §§ 87 ff. FlurbG und damit
eine Enteignung dar. Damit gilt für die vorläufige Anordnung das Gleiche wie bei Beispiel
F10. Sie bildet einen Teil des Enteignungsverfahrens und ist somit in Art. 14 III GG
einzuordnen.
Damit steht fest, daß sich eine vorläufige Anordnung nach § 36 FlurbG für den un-
mittelbar betroffenen Eigentümer oder Nutzer auf jeden Fall fremdnützig auswirkt. Ob
sie allerdings eine Inhaltsbestimmung oder einen Teil des Enteignungsverfahrens darstellt,
hängt allein von ihrem Anordnungsgrund ab.
5.4. Zwischenfazit agrarische Bodenordnung
Die Untersuchungen hinsichtlich der agrarischen Bodenordnung haben sich auf solche
Planungen beschränkt, die durch fremd- bzw. allgemeinnützige Nutzungsansprüche aus-
gelöst werden. Denn in Bezug auf privatnützige Planungen existieren viele Parallelen zur
städtischen Bodenordnung. Um Wiederholungen zu vermeiden, wurde daher auf eine dies-
bezügliche Auseinandersetzung weitestgehend verzichtet.
Als eine Vorarbeit für die Analysen im Rahmen des Hochwasser- und des Naturschutzes
wurde die Möglichkeit der Landbereitstellung für öffentliche Anlagen nach § 40 FlurbG
untersucht. Dabei wurde gezeigt, daß § 40 FlurbG je nach Adressat der öffentlichen An-
lage eine Inhaltsbestimmung oder eine Enteignung darstellen kann. Der Aspekt, wem die
zukünftige Anlage überwiegend (Schwellenwert) zugute kommt, spielt die entscheidende
Rolle. § 40 FlurbG läßt sich dabei durchaus mit § 55 BauGB vergleichen, der ebenfalls
entweder dem Ausgleich privater Interessen dient (§ 55 II BauGB) oder eine Enteignungs-
norm darstellt (§ 55 V BauGB).
In Bezug auf die Landbereitstellung für Hochwasser- und Naturschutzzwecke wurde das
Dilemma der praktischen Anwendung der vereinfachten Flurbereinigung konkretisiert.1112
Obwohl der Hochwasserschutz und der Naturschutz in den ganz überwiegenden Fällen
der Allgemeinheit dienen, also fremdnützig sind, findet der Flächenerwerb dafür häufig
im Rahmen einer vereinfachten Flurbereinigung statt.1113 Selbst wenn die diesbezügliche
Planung planfestgestellt worden ist, der Plan also in Bezug auf die Enteignung Vorwirkung
hat, findet häufig das Verfahren nach § 86 FlurbG Anwendung.1114 Gerade in der Flurbe-
reinigung für den Naturschutz tritt ein weiteres Problem auf. Oft sollen schützenswerte
Flächen erworben werden, obwohl nicht sichergestellt ist, ob das Wohl der Allgemein-
heit diesen Erwerb überhaupt erfordert, also eine Enteignung zulässig wäre. Begründet
wird dieses Vorgehen gerne mit dem ,vernünftig wirtschaftenden Eigentümer‘ und dem
,wohlverstandenen Eigeninteresse‘ der Betroffenen. Zudem werde den Eigentümern Land
zugeteilt, das frei von Belastungen oder Einschränkungen sei.
1112Diese Problematik dürfte auch auf der Formulierung des § 86 I FlurbG basieren. Siehe dazu auch
Kapitel 6.3.2.
1113Die Verfahrenswahl dürfte dabei aus pragmatischen Gründen getroffen werden.
1114Siehe vor allem die Flurbereinigung für Hochwasserschutz in Kapitel 5.3.2.2.
Kapitel 5. Agrarische Bodenordnung 211
Diese Argumentation stützt sich auf (veraltete) Rechtsprechung des BVerwG zur ver-
einfachten Flurbereinigung,1115 nicht jedoch die Eigentumsdogmatik des BVerfG. Hier
ist einzig und allein entscheidend, ob auf einen Eigentumseingriff die Wesensmerkmale
der Enteignung1116 zutreffen. Ist dies der Fall, läßt sich der Flächenerwerb nicht über
eine Inhaltsbestimmung (Ausgleich privater Interessen) sondern nur über eine Enteig-
nung erledigen. Diese Enteignung läßt sich freilich von ihrer Wirkung auf den unmittelbar
Betroffenen abmildern, indem entweder eine Unternehmensflurbereinigung nach §§ 87 ff.
FlurbG durchgeführt wird oder die Flächen über § 40 FlurbG bereitgestellt werden.1117
Die Verwendung des Masselandes für diesen Zweck ist jedoch unzulässig, denn dieses hat
dem Ausgleich privater Interessen zu dienen.
Analog zu den entsprechenden Ausführungen in Kapitel 4.2.3.3 konnten die vorläufigen
Regelungen, die das FlurbG anbietet, entweder Art. 14 I oder III GG zugeordnet werden.
Dies ist einzig und allein davon abhängig, welchem Zweck die konkrete Bodenordnungs-
maßnahme dient.
1115Vgl. insbesondere das Urteil vom 18.6.1998 – 11 B 28/98.
1116Vgl. Kapitel 1.3.2.
1117Beide Möglichkeiten unterliegen bestimmten Anwendungsvoraussetzungen, die im FlurbG gesetzlich
normiert sind.
6. Ergebnisse zur Privatnützigkeit von
Bodenordnungsverfahren
6.1. Zur Konkretisierung der Privatnützigkeit
6.1.1. Privatnützigkeit der Bodenordnungsverfahren
Bei der Beurteilung von Bodenordnungsverfahren eröffnet sich – wie vorstehend unter-
sucht – ein Spannungsfeld aus der Rechtsprechung von BGH und BVerwG sowie dem
Schrifttum auf der einen und der Eigentumsdogmatik des BVerfG auf der anderen Seite.
Der Rechtsprechung des BGH und des BVerwG zufolge ist die Umlegung wie die Flurbe-
reinigung eine Inhalts- und Schrankenbestimmung, weil sie im gleichgerichteten privatnüt-
zigen Interesse der Grundstückseigentümer stattfinde und gegenüber den Rechtsträgern
daher nicht fremde Interessen durchgesetzt würden. Dabei komme es nicht auf die per-
sönliche Meinung der Betroffenen an, sondern auf ihr wohlverstandenes, auf sachlichen
Erwägungen beruhendes Interesse. Die Privatnützigkeit des Bodenordnungsverfahrens ist
dabei laut BGH auf das Bodenordnungsgebiet als Ganzes zu beziehen.1118 Aus den ge-
schilderten Gründen ist die Beurteilung, ob die Umlegung oder die Flurbereinigung im
konkreten Fall eine zulässige Inhaltsbestimmung darstellen, nicht anhand des Kriteriums
der Privatnützigkeit, wie es die Rechtsprechung des BGH und des BVerwG sowie das
Schrifttum definieren bzw. handhaben, möglich.
Das BVerfG verwendet die Begriffe ,Privatnützigkeit des Eigentums‘ und die ,grundsätz-
liche Verfügungsbefugnis‘ des Eigentümers. Dieser kann also die ihm zugeordnete Rechts-
position im Rahmen der Gesetze nach Belieben nutzen. Dabei ist der Eigentumsgebrauch
gekennzeichnet durch ,private Initiative‘ und ,eigenverantwortliches privates Interesse‘ mit
der Funktion der Sicherung der persönlichen Freiheit des Einzelnen.1119 Daß die Umlegung
bzw. die Flurbereinigung eine Inhaltsbestimmung des Eigentums darstellen, leitet das
BVerfG nicht anhand des Kriteriums ,privatnützig‘ ab.1120 Allerdings ordnet das BVerfG
die Unternehmensflurbereinigung nach §§ 87 ff. FlurbG aufgrund ihrer Fremdnützigkeit als
eine Enteignungsnorm ein.1121 Insgesamt erfolgt aber die Unterscheidung, ob ein Boden-
ordnungsinstrument Inhalt und Schranken des Eigentums bestimmt oder eine Enteignung
1118Vgl. Kapitel 3.1.1.
1119Vgl. nur BVerfGE 104, S. 1 (8 f.).
1120Dies geschieht stattdessen über den Zweck des Eigentumsentzugs. Im Fall der Baulandumlegung dient
der Entzug bekanntlich dem Ausgleich privater Interessen.
1121Siehe dazu Kapitel 2.3.1 und die diesbezügliche Kritik an der Verwendung des materiellen Kriteriums
,Fremdnützigkeit‘.
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ist, ganz überwiegend anhand formaler Kriterien.
Aufgrund dieser Diskrepanzen war die Frage zu klären, ob die Begriffe ,privatnützig‘
und ,fremdnützig‘ im Zusammenhang mit Bodenordnungsverfahren überhaupt eine Re-
levanz haben. Eine Annäherung an die Lösung des Problems kann aus unterschiedlichen
Richtungen erfolgen.
– Annäherung über die Bedeutung der Begriffe privat- und fremdnützig:1122 Auf
diese Weise lassen sich die beiden Begriffe als Antonyme voneinander abgrenzen. In Bezug
auf die Privatnützigkeit steht dabei die eigene Wertschöpfungsmöglichkeit des Eigentümers
selbst im Vordergrund; die Voraussetzung dafür ist, daß sich eine Planungsgrundlage an
den jeweiligen Eigentümer oder privaten Nutzer richtet, also durch ihn selbst umsetzbar
sein muß.1123
– Annäherung über die Rechtsprechung des BVerfG: Das BVerfG verwendet im
Urteil zur Baulandumlegung verschiedene Begriffe und Phrasen, die die Intention des
BVerfG verdeutlichen. Direkt am Anfang erfolgt der Hinweis auf die Privatnützigkeit
des Eigentums und dessen Gebrauch für die private Initiative. Das Eigentum soll dem
Rechtsträger also im eigenverantwortlichen, privaten Interesse von Nutzen sein und ihm
auf diese Weise seine persönliche Freiheit sichern. In diesem Zusammenhang weist das
BVerfG auf die Baubefugnis des Eigentümers hin; die bauliche Nutzung der Grundstücke
ist nur möglich, wenn die Eigentumsverhältnisse1124 neugeordnet werden. Nicht erlaubt
sei hingegen der Entzug des Grundeigentums im Rahmen der Umlegung, um dieses für
ein konkretes, dem Wohl der Allgemeinheit dienendes Vorhaben einzusetzen.
Beide Annäherungen an das Begriffspaar ,privat-‘ und ,fremdnützig‘ sind miteinan-
der konform. Aus der Wortbedeutung folgt, daß bei der Privatnützigkeit die persönliche
Wertschöpfung des Eigentümers und die Umsetzbarkeit einer Planung durch ihn selbst im
Vordergrund steht. Gleiches gilt auch für die Privatnützigkeit des Eigentums. Hier stehen
die private Initiative und die persönliche Freiheit im Zusammenhang mit der Baubefug-
nis des Eigentümers im Vordergrund. Diese setzen voraus, daß der Eigentümer oder der
sonstige Nutzer die geplanten Vorhaben eigenverantwortlich realisieren kann. Hinsichtlich
der Bodenordnung bedeutet eine privatnützige Planung, daß lediglich eine Neuordnung
der Eigentumsverhältnisse, nicht jedoch der Eigentümerverhältnisse, erforderlich ist.
Anhand der in den Kapiteln 4 und 5 behandelten Beispiele lassen sich diese Überlegun-
gen weiter konkretisieren:
1. Ein Bodenordnungsinstrument, das Grundeigentum für den Zweck des Ausgleichs privater
Interessen entzieht, erfordert eine privatnützige Planungsgrundlage.
2. Eine Planung, die aus Sicht eines betroffenen Eigentümers zunächst fremdnützig ist, kann
unter Umständen ihre Privatnützigkeit erst dann für jeden Eigentümer entfalten, wenn
1122Dafür wurde höchstrichterliche Rechtsprechung ausgewertet, die die Begriffe ,privatnützig‘ oder
,fremdnützig‘ verwendet.
1123Siehe dazu Kapitel 3.2.1.3. Die Fremdnützigkeit versteht sich dabei, wie erwähnt, als das Gegenteil
der Privatnützigkeit. Wenn eine Planung sich also überwiegend an die Allgemeinheit richtet und
die Umsetzung eine fremde, staatliche Wertschöpfung herbeiführt, ist sie aus Sicht der Betroffenen
fremdnützig.
1124Wie bereits mehrfach erwähnt wurde, behandelt das BVerfG die Baulandumlegung als ein Bodenord-
nungsinstrument, das nicht zu einer Verdrängung der Eigentümer aus dem Gebiet führt.
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eine Bodenordnung für den Ausgleich privater Interessen durchgeführt wird.
3. Eine privatnützige Planung kann sich vor allem im städtischen Bereich in Verbindung mit
der Durchführung einer Umlegung als problematisch auswirken, wenn einer oder mehrere
Eigentümer mit so hohen Geldausgleichen konfrontiert werden, daß sie gezwungen sind,
ihr Eigentum ganz oder teilweise zur Finanzierung des Geldausgleichs aufzugeben.
4. Eine Planung, die hinsichtlich der Art der Nutzung eigentlich privatnützig ist, kann trotz-
dem für eine gewissen Anteil der Eigentümer fremdnützig sein, wenn die Zahl der betei-
ligten Eigentümer größer ist als die Zahl der zuteilbaren Grundstücke. Diese planungs-
bedingte Diskrepanz würde im Falle einer Bodenordnungsmaßnahme zwangsläufig zu ei-
ner teilweisen Neuordnung der Eigentümerverhältnisse führen. Somit wäre ein Boden-
ordnungsinstrument für den privaten Interessenausgleich zur Auflösung dieses Konflikts
unzulässig.1125
5. Für den Fall einer fremdnützigen Planung ist ein Bodenordnungsinstrument für den Aus-
gleich privater Interessen auch nicht unter dem Hinweis zulässig, daß im Bodenordnungs-
gebiet auf diese Weise entsprechend dem Solidarprinzip ein anderer Kreis von Eigentümern
eine Steigerung der Privatnützigkeit erfährt.
6. Für den Fall einer fremdnützigen Planung ist ein Bodenordnungsinstrument für den Aus-
gleich privater Interessen auch nicht unter dem Hinweis zulässig, daß nach der Neuordnung
der Eigentümerverhältnisse die Privatnützigkeit des Eigentums höher, also die Nutzungs-
möglichkeiten vielfältiger seien als vor der planungsbedingten Inanspruchnahme. Denn auf
diese Weise würde jegliche Enteignungsmaßnahme überflüssig.
7. Für den Fall einer fremdnützigen Planung ist entsprechend dem Gebot des geringstmögli-
chen Eingriffs nur die Überlegung zulässig, ob die für die Planungsumsetzung erforderliche
Enteignung in ein Bodenordnungsverfahren für den Ausgleich privater Interessen inte-
griert1126 oder der Landverlust auf einen größeren Kreis von Eigentümern verteilt werden
kann.1127
Wie insbesondere im Zusammenhang mit dem Hochwasser- und Naturschutz im länd-
lichen Raum gezeigt wurde, kommt es nicht nur darauf an, daß die Durchführung einer
Bodenordnungsmaßnahme sich privatnützig auf den Eigentümer auswirkt,1128 damit die
Bodenordnungsproblematik im Rahmen einer Inhalts- und Schrankenbestimmung gelöst
werden kann.
1125Ausnahme bilden die Kleinstgrundstücke, sofern ihre Anzahl nicht überwiegt. Für die Betroffenen
wirkt sich die Bodenordnungsmaßnahme als eine ausgleichspflichtige Inhalts- und Schrankenbestim-
mung aus. Den erforderlichen Ausgleich stellen die Regelungen nach § 59 IV und VI BauGB dar.
1126Siehe dazu § 55 V BauGB oder § 40 FlurbG.
1127Siehe § 87 ff. FlurbG. Das BauGB regelt ein solches Verfahren, das für den Fall einer zulässigen
Enteignung den Landverlust auf eine größere Zahl von Eigentümern verteilt, nicht. Als Ausnahme
ist allenfalls die städtebauliche Unternehmensflurbereinigung nach § 190 BauGB zu nennen. Diese
jedoch findet im ländlichen Raum statt und stellt daher eine Unternehmesflurbereinigung nach §§ 87
ff. FlurbG dar, die durch eine städtebauliche Maßnahme ausgelöst wird.
1128Denn unter Berufung auf die wertgleiche Abfindung in Land und den, aus objektiver Hinsicht, ver-
nünftig wirtschaftenden Eigentümer wirken sich gerade diese Bodenordnungsaufgaben privatnützig
aus, weil das neu zugeteilte Eigentum frei von naturschutzrechtlichen Beschränkungen ist. Aber die-
se Vorgehensweise widerspricht der Eigentumsdogmatik des BVerfG, so daß in solchen Fällen ein
Bodenordnungsinstrument, das den Ausgleich privater Interessen herbeiführen soll, unzulässig ist.
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Vielmehr ist die Zweckrichtung der Planungsgrundlage entscheidend. Die Bodenord-
nung und auch die Erschließung dienen nur der Vorbereitung des Planvollzugs, sprich
der Errichtung von Vorhaben. Für die Bodenordnungskomponente ist zunächst einmal
entscheidend, ob die Planung die Neuordnung der Eigentums- oder der Eigentümerver-
hältnisse erfordert. Ersteres ist der Fall, wenn die Planung privatnützig ist. Nur dann kann
die Bodenordnungsaufgabe im Rahmen einer Inhaltsbestimmung gelöst werden, also über
eine Umlegung nach §§ 45 ff. BauGB oder eine Regelflurbereinigung nach § 1 FlurbG.1129
Gerade im BauGB sind Planung, Bodenordnung und Erschließung als eigenständige, von-
einander losgelöste Instrumente geregelt. Bei der Wahl des Bodenordnungsverfahrens ist
entscheidend, ob die Planung insgesamt privatnützig oder fremdnützig ist. Allerdings kann
die Planung sich aus Sicht einiger Betroffener erst dann privatnützig auswirken, wenn
gleichzeitig die Durchführung einer Bodenordnung in Erwägung gezogen wird. Nur so
lassen sich die divergierenden privaten Interessen gerecht ausgleichen.1130
Damit steht fest, daß die Begriffe ,privatnützig‘ und ,fremdnützig‘ auf der Ebene der
Bodenordnungsverfahren selbst keine Relevanz mehr haben. Gerade die aufgezeigte Pro-
blematik im Rahmen der agrarischen Bodenordnung verdeutlicht, daß eine Fokussierung
des Begriffs der ,Privatnützigkeit‘ auf die Bodenordnung zu Interpretationsschwierigkeiten
führen kann. Integriert man nämlich die Argumentationen des BGH und des BVerwG in
die Handhabung der ,Privatnützigkeit‘ – insbesondere das wohlverstandene Eigeninteresse
und der vernünftige Eigentümer – kann dies dazu führen, daß Bodenordnungsaufgaben
im Rahmen eines den Eigentumsinhalt bestimmenden Entzugsinstruments durchgeführt
werden, obwohl der Auslöser dafür die Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe war.1131 Aus
diesem Grund ist die Betrachtung von ,Privatnützigkeit‘ und ,Fremdnützigkeit‘qualitativ
und zeitlich auf die Planungsebene vorzuverlegen. Nur wenn die Planung insgesamt privat-
nützig ist und zudem keine Eigentümerverdrängung erfordert, kann die Bodenordnungs-
aufgabe im Wege des Ausgleichs privater Interessen – also im Rahmen einer Inhalts- und
Schrankenbestimmung des Eigentums – gelöst werden. Ist die Planung hingegen fremd-
nützig, kommt für die Bodenordnungskomponente nur die Enteignung in Frage.1132
6.1.2. Privatnützigkeit des Eigentums während des
Bodenordnungsverfahrens
Die Durchführung von Bodenordnungsverfahren hat – wie das BVerfG erwähnt1133 – einen
Einfluß auf die Privatnützigkeit der betroffenen Grundstücke:
”
Die Baulandumlegung
1129Freilich kommen im ländlichen Raum dann auch die weiteren vereinfachten Flurbereinigungsverfahren
in Frage, die vom Gesetzgeber als eine Inhalts- und Schrankenbestimmung ausgestaltet worden sind.
1130In diesem Zusammenhang läßt sich auch ein Anspruch auf Durchführung einer hoheitlichen Boden-
ordnung ableiten, sofern eine private Neuordnung der Eigentumsverhältnisse gescheitert ist.
1131Dies geschieht in der Regel mit dem Hinweis darauf, daß das Eigentum nach Durchführung der Bo-
denordnungsmaßnahme einen höheren Gehalt an Privatnützigkeit habe, also frei von Beschränkungen
sei.
1132Ob, und wenn ja, inwieweit die Enteignung in eine inhaltsbestimmende Maßnahme integriert werden
kann, wurde in Kapitel 4, S. 149 sowie Kapitel 5, S. 199 diskutiert.
1133Vgl. BVerfGE 104, S. 1.
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schränkt die verfassungsrechtlich gewährleistete Verfügungsfreiheit des Eigentümers ein.
Der Staat nimmt den Eigentümern vorübergehend die Verfahrensherrschaft,“1134 denn mit
der Bekanntmachung des Umlegungsbeschlusses gilt die Veränderungs- und Verfügungs-
sperre nach § 51 BauGB bzw. von der Bekanntgabe des Flurbereinigungsbeschlusses an
gelten die zeitweiligen Einschränkungen (insbesondere) nach § 34 FlurbG. Diese Eigen-
tumseinschränkungen haben zur Folge, daß bestimmte Vorhaben, die eigentlich zulässig
wären, während der Bodenordnungsmaßnahme der Genehmigung bzw. Zustimmung der
zuständigen Behörde bedürfen.1135 Darüberhinaus unterliegt das Grundeigentum, das von
einer Umlegung oder einer Flurbereinigung erfaßt ist, weiteren Einschränkungen. So gel-
ten im Rahmen einer Umlegung das allgemeine Vorkaufsrecht der Gemeinde nach § 24
I Nr. 2 BauGB sowie die Möglichkeit der Vorwegnahme der Entscheidung nach § 76
BauGB. Schließlich wird im Grundbuch der Umlegungsvermerk nach § 54 I BauGB ein-
getragen.1136 Im Rahmen der Flurbereinigung gibt es neben der Veränderungssperre nach
§ 34 FlurbG ebenfalls weitere Einschränkungen des Eigentums. Diese sind das Betre-
tungsrecht der Flurbereinigungsbehörde bzw. ihrer Beauftragten nach § 35 FlurbG, die
vorläufige Anordnung nach § 36 FlurbG1137 und die vorzeitige Ausführungsanordnung
nach § 63 FlurbG.
Einen nicht quantifizierbaren Einfluß auf die Privatnützigkeit des Eigentums stellt die
Ungewißheit dar, was mit dem jeweiligen Grundstück im Verfahrensgebiet passieren wird.
Dies gilt vor allem für solche Grundstücke die so klein sind, daß bereits am Beginn des
Bodenordnungsverfahrens mit ziemlicher Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden
kann und der Beteiligte daher keine Zuteilung erhalten wird.1138 Solche Problemfälle soll-
ten möglichst schnell durch eine Vorwegnahme der Entscheidung nach § 76 BauGB oder
einen Verzicht auf Landabfindung nach § 52 FlurbG gelöst werden. In diesem Fall wird
die Privatnützigkeit des Eigentums dauerhaft auf Null gesetzt, denn dem Betroffenen
verbleibt lediglich ein Geldausgleich.
Einen wesentlich einschränkenderen Einfluß auf die Privatnützigkeit des Eigentums ha-
ben die vorzeitige Besitzeinweisung nach § 77 I Nr. 1 BauGB und die vorläufige Anordnung
nach § 36 FlurbG, sofern nicht nur vorläufig der Besitz entzogen wird.1139 Wird also der
1134BVerfGE 104, S. 1 (8).
1135Diese Einschränkungen dienen der Erreichung des Ziels der jeweiligen Bodenordnungsmaßnahme. Die
Genehmigung im Rahmen der Baulandumlegung darf zwar nur dann versagt werden, ”wenn Grund
zu der Annahme besteht, daß das Vorhaben die Durchführung der Umlegung unmöglich machen
oder wesentlich erschweren würde (§ 51 III BauGB).“ Aber die diesbezügliche Einschränkung der
Privatnützigkeit des Eigentums ist trotzdem nicht von der Hand zu weisen.
1136Dieser hat jedoch lediglich deklaratorischen Charakter und richtet sich insbesondere an diejenigen,
denen der Umlegungsbeschluß nicht bekanntgemacht wurde. Davon sind auch Rechtsnachfolger von
Beteiligten betroffen. Denn diese müssen nach § 49 BauGB die bisherigen Maßnahmen in der Umle-
gung gegen sich geltend machen lassen. Vgl. Otte in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 54, Rn.
1.
1137Auch wenn die vorläufige Anordnung zu den zeitweiligen Einschränkungen zählt, kann sie auch end-
gültige Zustände schaffen. Dann hat sie von ihrer Wirkung auf die Betroffenen die Qualität der
vorzeitigen Besitzeinweisung nach § 77 BauGB. Dazu siehe gleich unten.
1138Dieser Fall dürfte vor allem bei der Baulandumlegung auftreten, da die zugeteilten Grundstücke eine
bestimmte Größe haben müssen, damit sie der Planung entsprechend genutzt werden können.
1139Dies ist insbesondere der Fall, wenn bedeutsame Vorhaben ausgeführt werden sollen, bevor der
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Besitz dauerhaft entzogen, verbleiben dem Betroffenen überhaupt keine Nutzungsmöglich-
keiten. Die Privatnützigkeit des Eigentums ist demnach völlig ausgehöhlt. Denn obwohl
das Eigentum de facto noch bis zum eigentlichen Entzug bestehen bleibt, hat es für den
Rechtsträger keinerlei Funktion mehr. Der Besitz ist bereits auf den Nutznießer der Pla-
nung übertragen worden, der die geplanten Vorhaben bereits umsetzen kann, bevor er
Eigentümer der jeweiligen Flächen ist. Da in der Regel bei Anwendung dieser Besitzent-
ziehungen bedeutsame Vorhaben – z.B. der Bau von Erschließungsanlagen – ausgeführt
werden, ist davon auszugehen, daß die damit verbundene Eigentumseinschränkung auch
dauerhaft bis zum Eigentumsentzug bestehen bleibt.
Weniger gravierend auf die Privatnützigkeit des Eigentums wirken sich hingegen die
vorzeitige Besitzeinweisung nach § 77 I Nr. 2 BauGB und die vorläufige Besitzeinwei-
sung nach § 65 FlurbG aus. Denn von diesen Instrumenten kann erst dann Gebrauch
gemacht werden, wenn die Umlegungs- bzw. der Flurbereinigungsplan aufgestellt worden
ist. Zudem werden dann nicht nur die Erschließungsträger in den Besitz ihrer künftigen
Grundstücke eingewiesen, sondern auch die sonstigen Beteiligten. Daher ist die Schranke
auch wesentlich geringer, weil sich diese Besitzeinweisung nicht negativ auf die Betroffenen
auswirkt.
Gerade im Rahmen der Baulandumlegung erfährt das Eigentum in der Regel eine Wert-
steigerung, wenn man die eingeworfenen und die zugeteilten Grundstücke miteinander
vergleicht.1140 Diese Wertsteigerung läßt sich in unterschiedliche Anteile aufspalten.1141
Da die Umlegung vom Umlegungsbeschluß bis zur Aufstellung des Umlegungsplans ei-
ne gewisse Dauer hat, könnte die Überlegung aufkommen, daß die Wertsteigerung der
Grundstücke und damit die Steigerung der Privatnützigkeit des Eigentums den beteilig-
ten Eigentümern bereits während dem Bodenordnungsverfahren zuwächst. Das hieße also,
daß der Bodenwert während der Dauer der Umlegung linear ansteigen müßte und diese
Steigerung auch durch eine Verfügung – sprich Veräußerung – wertmäßig realisiert wer-
den kann. Diese Annahme läßt sich jedoch definitiv ausschließen. Denn der Geldausgleich
entsprechend dem Umlegungsvorteil fällt erst am Ende des Verfahrens an. Selbst wenn
Grundstücke während der Umlegung veräußert werden, muß der Rechtsnachfolger den
kompletten Geldausgleich entrichten. Somit manifestiert sich die Steigerung der Privat-
nützigkeit des Eigentums erst mit Ende der Bodenordnung, und zwar stufenweise.
Das Bodenordnungsverfahren wird abgeschlossen durch die Aufstellung des Umlegungs-
Umlegungs- bzw. der Flurbereinigungsplan aufgestellt worden ist. In beiden Fällen sind die betroffe-
nen Grundstücke mit Flächen öffentlicher Zweckbindung überplant. Entweder dienen diese Flächen
dem privaten Interessenausgleich, sind also erforderlich für die Ausführung einer insgesamt privat-
nützigen Planung, oder aber die Flächen werden für die Erfüllung öffentlicher Aufgaben benötigt; in
diesem Fall ist die Planung also fremdnützig (zur Einordnung beider Normen in Art. 14 GG siehe Ka-
pitel 4.2.3.3 und 5.3.3.2). Auf jeden Fall wirkt sich diese Norm aus Sicht des betroffenen Eigentümers
fremdnützig aus.
1140Besonders prägnant fällt dieser Wertunterschied bei der Erschließungsumlegung aus. Hier ist für die
ganz überwiegende Zahl der Grundstücke eine Qualitäts- und damit eine Wertsteigerung von un-
geordnetem Rohbauland (Einwurfswert) zu erschließungslandbeitragsfreiem baureifen Land (Zutei-
lungswert) zu verzeichnen.
1141Dies sind die Aufbringung der Erschließungsflächen nach § 55 II BauGB, die ersparten Vermessungs-
und Notarkosten sowie die Verkürzung der Wartezeit bis zur Baureife.
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plans nach § 66 BauGB bzw. des Flurbereinigungsplans nach § 58 FlurbG. Ist der jeweili-
ge Plan inkraft getreten,1142 wird der bisherige Rechtszustand durch den im Umlegungs-
bzw. Flurbereinigungsplan vorgesehenen neuen Rechtszustand ersetzt.1143 Demzufolge fin-
det in diesem Zeitpunkt der jeweilige Eigentumsentzug statt, und die Beteiligten erhalten
entsprechend ihrem Sollanspruch ihre Zuteilung in Land.1144 Da in diesem Moment die
Bestandgarantie des Eigentums überwunden wird, wird folglich auch die Privatnützigkeit
des Eigentums in diesem Moment auf Null gesetzt. Der neue Rechtszustand – also das
zugeteilte Grundstück – jedoch entfaltet Nutzungsmöglichkeiten, die umfangreicher sein
sollten als die des alten, eingeworfenen Grundeigentums.1145 Damit steigt auch der Gehalt
der Privatnützigkeit des Eigentums, die Privatnützigkeit ist also nach Durchführung der
Bodenordnung umfangreicher bzw. höher als vorher.
6.2. Zur Wahl des Bodenordnungsverfahrens
Bevor ein Bodenordnungsverfahren zu wählen ist, muß geprüft werden, ob überhaupt
ein Bodenordnungsbedarf besteht. Die Klärung dieser Frage ist davon abhängig, von
welcher Art die Planungsgrundlage ist. Wie in Kapitel 3.2.4.2 gezeigt wurde, besteht
für die Objekt- bzw. Projektplanung kein akutes Bodenordnungsproblem, wohl aber für
den Bereich der Angebotsplanung, also im Bereich des Städtebaus für die Bebauungspla-
nung. Dafür ist zu untersuchen, ob der konkrete Plan für seine Umsetzung überhaupt die
Durchführung einer Bodenordnungsmaßnahme erfordert.1146 Gibt es also einen Bodenord-
nungsbedarf, ist entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip vor Einleitung einer hoheitlichen
Maßnahme sicherzustellen, daß eine private Bodenordnung nicht möglich bzw. gescheitert
ist.1147 Ansonsten ist ein hoheitliches Bodenordnungsverfahren unzulässig. Anschließend
kommt das in Kapitel 3.3 entwickelte zweistufige Untersuchungsmodell zum Tragen.
Erste Stufe Ob die Bodenordnungsaufgabe im Rahmen einer Inhalts- und Schrankenbe-
stimmung (Baulandumlegung, Regelflurbereinigung) oder einer Enteignung (städtebauli-
che Enteignung, Unternehmensflurbereinigung) gelöst werden kann, hängt vor allem von
der Planungsgrundlage ab. Wie gezeigt wurde, stellt ein Eigentumseingriff – hier: Ei-
gentumsentzug – entweder eine Inhalts- und Schrankenbestimmung oder aber eine Ent-
eignung dar. Ein Übergang von dem einen Institut in das andere ab einem bestimmten
1142§ 71 BauGB bzw. § 61 FlurbG.
1143Nach § 61 FlurbG kann in der Ausführungsanordnung ein davon abweichender Zeitpunkt festgesetzt
werden.
1144Ausnahmen bilden, wie bereits erwähnt, die Fälle, in denen der Eigentümer einen Geldaugleich anstatt
Grundstückszuteilung erhält.
1145Wäre dies nicht der Fall, würde sich eine Bodenordnungsmaßnahme, die den privaten Interessenaus-
gleich herbeiführen soll, erübrigen. Ihre Durchführung wäre nicht zu rechtfertigen.
1146Eine Planung, die sich weitestgehend an den bestehenden Grundstücksgrenzen orientiert, benötigt
keine Neugestaltung der Grundstücke.
1147Dies gilt immer, egal ob die hoheitliche Bodenordnungsmaßnahme im Rahmen einer Inhalts- und
Schrankenbestimmung oder einer Enteignung durchgeführt wird.
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Schwellenwert1148 ist nach der Eigentumsdogmatik des BVerfG nicht möglich. D.h., daß
für die Umsetzung einer Planung nur ein bestimmtes Bodenordnungsinstrument in Frage
kommt; nur einer der beiden möglichen Pfade in Art. 14 GG kann beschritten werden.1149
Der Zweck des Eigentumsentzugs – privater Interessenausgleich oder Erfüllung öffentli-
cher Aufgaben – bei der Bodenordnung ist unmittelbar mit der Zielrichtung der Planung
verbunden, wie nachgewiesen worden ist. Bei einer insgesamt privatnützigen Planung sind
die Eigentumsverhältnisse im Rahmen einer Inhalts- und Schrankenbestimmung zu ord-
nen. Für den Fall einer fremdnützigen Planung lassen sich die Eigentümerverhältnisse im
Wege eines Enteignungsverfahrens ordnen; die Enteignung führt zu einer Verdrängung der
betroffenen Eigentümer aus dem Gebiet.1150
Um das geeignete Bodenordnungsverfahren auswählen zu können, ist die Planungs-
grundlage sorgfältig zu untersuchen. Diese Analyse hat in Anlehnung an die Eigentums-
dogmatik des BVerfG grundstücksbezogen zu erfolgen.1151 So kann es sein, daß die Planung
nicht homogen privat- oder fremdnützig ist. Notfalls ist in diesem Fall die Planung zu-
nächst in Zonen zu unterteilen, die einheitlich privatnützig oder fremdnützig sind. Wie
mehrfach erwähnt, kristallisiert sich die Nützigkeit aus dem Adressaten der Planung, der
Wertschöpfungskomponente und der Umsetzbarkeit durch Private oder den Staat.1152 Ei-
ne grundsätzlich ganzheitliche Untersuchung der Planungsgrundlage scheidet aus, da es
nach dem BVerfG auf den Zweck des Eigentumsentzugs ankommt, welche Bodenordnungs-
maßnahme zu wählen ist. Aus Sicht jedes einzelnen Betroffenen findet nunmal der Entzug
seines persönlichen und individuellen Eigentums statt. Daher ist auch von Interesse, für
welchen Zweck sein Grundstück entzogen wird. Eine holistische, gebietsbezogene Betrach-
tung der Planungsgrundlage könnte unter Umständen dazu führen, daß eine fremdnützige
in einer (ansonsten) privatnützigen Planung untergeht, deren Auslöser jedoch trotzdem
der fremdnützige Zweck war. Auf diese Weise könnte man die Bodenordnungsfrage irr-
tümlich über ein Instrument für den Ausgleich privater Interessen lösen, wenn man das
Bodenordnungsgebiet nur groß genug anlegt.1153
Ist die Gebietseinteilung in privatnützige und fremdnützige Zonen erfolgt, ist freilich zu
prüfen, ob es recht- und zweckmäßig ist, jeweils voneinander isoliert, im privatnützigen
Bereich eine Umlegung oder Flurbereinigung und im fremdnützigen Gebiet eine Ent-
eignung durchzuführen. Gerade die Durchführung eines Enteignungsverfahrens kann zu
Durchschneidungsschäden führen, so daß im Anschluß daran weiterer Bodenordungsbedarf
bestehen bleibt. Aus diesem Grund kann es sich aufdrängen, die Enteignung in ein Boden-
ordnungsinstrument für den Ausgleich privater Interessen zu integrieren1154 oder aber den
1148Schwere des Eigentumseingriffs oder Sonderopfer zugunsten der Allgemeinheit.
1149Daß der gewählte Pfad durchaus eine Sackgasse darstellen kann, wird weiter unten erläutert.
1150So auch Reinhardt, GuG 2003, S. 39.
1151Dieser Gesichtspunkt wurde ausführlich in Kapitel 3.2.2 dargelegt und diskutiert.
1152Vgl. Kapitel 3.2.1.3. Wertschöpfung durch den betroffenen privaten Eigentümern kann bereits dann
gegeben sein, wenn er das Land an einen anderen Privaten verpachtet oder diesem ein Erbbaurecht
einräumt. Die Erfüllung einer staatlichen Aufgabe durch den privaten Investor im Rahmen des Public
Private Partnership (PPP) kommt dabei jedoch nicht in Frage.
1153Vgl. nur Beispiel U8 (Winterberg).
1154Durch diese Integration wird der Enteignungsakt selbst jedoch zweifellos nicht in eine Inhalts- und
Schrankenbestimmung ,umgewandelt‘. Wie dargelegt, kommt es auf den Entzugszweck jedes einzelnen
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Landverlust auf einen größeren Kreis von Eigentümern zu verteilen. Im Bereich des Städ-
tebaus bietet sich bei der Baulandumlegung die Durchführung der Enteignung über § 55 V
BauGB gegen Bereitstellung von geeignetem Ersatzland an. Im ländlichen Raum läßt sich
die Enteignung eingebettet in die Regelflurbereinigung1155 über § 40 FlurbG vollziehen,
oder die Enteignungsbehörde kann die Durchführung einer Unternehmensflurbereinigung
beantragen.1156
Zweite Stufe Dieser Aspekt wurde in der bisherigen Untersuchung – auch im Rahmen
der Beispiele – noch bewußt ausgeklammert. Er kann aber in der Gesamtschau nicht
vernachlässigt werden. Während in der ersten Stufe der Aspekt der Privat- oder Fremd-
nützigkeit auf eine rein objektive Art und Weise untersucht wird, muß, für den Fall einer
privatnützigen Planung, die subjektive Komponente alsdann integriert werden. Nicht um-
sonst verwendet das BVerfG den Passus des ,Ausgleichs privater Interessen‘.1157 Dieser
Interessenausgleich hat in erster Linie, also schwerpunktmäßig, in der horizontalen Ebe-
ne zu liegen. Nur dann wird der Eigentumsdogmatik des BverfG – hier: dem Urteil zur
Baulandumlegung – entsprochen.
Das hat zur Folge, daß im Rahmen der Umlegung oder der Flurbereinigung eine Ausein-
andersetzung mit den realen Interessen stattzufinden hat. Damit der Schwerpunkt in der
horizontalen Ebene liegt, muß die Mehrzahl der betroffenen Eigentümer für die Durchfüh-
rung der Bodenordnungsmaßnahme sein. Um diesen Schwellenwert zu bestimmen, kann
beispielsweise eine Orientierung an Gesetzen für private Initiativen zur Stadtentwicklung
nach § 171f BauGB erfolgen.1158 Eine Überschreitung dieses Schwellenwerts muß frei-
lich nicht unmittelbar zum Scheitern des Neuordnungsverfahrens führen. Zum einen kann
der Versuch unternommen werden, Gegner der konkreten Bodenordnungsmaßnahme von
dieser zu überzeugen.1159 Auf der anderen Seite kann erwogen werden, das Bodenord-
nungsgebiet so zu verkleinern, daß sich eine Umlegung oder Flurbereinigung trotzdem
zweckmäßig durchführen läßt.
Als problematisch würden sich solche Fälle erweisen, in denen die Konflikte nicht auf-
lösbar sind, also die Mehrheit der Eigentümer sich gegen die Bodenordnung sperrt. Wie
Grundstücks an.
1155In Betracht kommt auch die Integration in die vereinfachte Flurbereinigung.
1156Dabei stellt der Vollzug der Enteignung über § 40 FlurbG den geringeren Eigentumseingriff dar als die
Durchführung einer Unternehmensflurbereinigung nach §§ 87 ff. FlurbG. Siehe dazu Kapitel 5.3.2.2.
1157Siehe die Ausführungen in Kapitel 2.3.2.4 und die Schlußfolgerung in Kapitel 3.2.3.4.
1158Entsprechend § 5 VIII GSED (Gesetz zur Stärkung der Einzelhandels-, Dienstleistungs- und Gewer-
bezentren) der Freien und Hansestadt Hamburg könnte der Schwellenwert folgendermaßen definiert
werden: Widersprechen die Eigentümer von mehr als 50% der Anzahl der betroffenen Grundstücke
oder von mehr als 50% der betroffenen Grundstücksflächen der Einleitung eines Bodenordnungsverfah-
rens für den Ausgleich privater Interessen, ist von dem Bodenordnungsverfahren abzusehen. Es kann
allerdings im Rahmen eines Anhörungsverfahrens der Versuch unternommen werden, die Eigentümer
zur Rücknahme ihrer Widersprüche zu bewegen.
1159Gerade in diesem Aspekt zeigt sich aus Sicht des Verfassers die Stärke der hoheitlichen Bodenord-
nungsinstrumente. Denn durch Verhandlungsgeschick der Mitarbeiter der zuständigen Behörden läßt
sich die Mehrzahl von Widersprüchen und Einwänden von Eigentümern oder sonstigen Betroffenen
aufklären und ausräumen.
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ausgeführt wurde, stellt im städtischen Bereich die Bebauungsplanung eine Angebotspla-
nung dar. Ein flächendeckendes Baugebot ist auch in Verbindung mit der Durchführung
einer Baulandumlegung nicht möglich.1160 In diesem Fall könnte die Bauleitplanung als
ein ,Angebot‘ an den jeweiligen Eigentümer an ihre Grenzen stoßen. Da er nicht gezwun-
gen werden kann, die Planung in Form von Vorhaben umzusetzen, würde der jeweilige
Bebauungsplan eine wirkungslose Satzung darstellen. Dies könnte dann durchaus zu ihrer
Nichtigkeit führen.1161 Damit würde der oben angesprochene Fall, wo der Pfad der Inhalts-
und Schrankenbestimmung – Bebauungsplan in Verbindung mit der Baulandumlegung –
unwirksam und damit der falsche wäre, eintreten.1162
Die bodenordnerische Umsetzungsmöglichkeit eines Bebauungsplans ist im Aufstel-
lungsverfahren in jedem Fall zu beachten.1163 Das heißt, daß schon in der Abwägung
nach § 1 VII BauGB das Interesse der betroffenen Eigentümer an einem Vollzug der Bau-
leitplanung zu überprüfen ist.1164 Um dieser Anforderung am besten gerecht zu werden,
sollte gerade in Fällen mit anspruchsvollen Bodenordnungsaufgaben ein sogenanntes Par-
allelverfahren erwogen werden.1165 Auf diese Weise können die bodenordnerischen Aspekte
des Bebauungsplans am besten berücksichtigt werden.
Stellt der Bebauungsplan nicht das geeignete Mittel für die städtebauliche Entwicklung
dar, da die Eigentümer mehrheitlich kein Interesse an der Umsetzung haben, bieten sich
aus Verfassersicht insbesondere der Vorhaben- und Erschließungsplan nach § 12 BauGB
oder aber die Durchführung einer städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme nach den §§
165 ff. BauGB an. Denn beide sind direkt auf den Vollzug der Planung gerichtet.1166
1160Vgl. die diesbezüglichen Ausführungen in Kapitel 1.2.5, S. 21. Im Rahmen der agrarischen Bodenord-
nung dürfte diese Problematik eine geringere Rolle spielen, da dort insbesondere wesentlich niedrigere
Bodenwerte anzutreffen sind. Zudem ist dort der Zweck der Bodenordnung die Verbesserung der
Arbeits- und Produktionsbedingungen. Dieses Ziel ist in der Regel nicht mit der Errichtung von
kostenintensiven Bauwerken verbunden – abgesehen von dem Ausbau des Wege- und Gewässernetzes.
1161Siehe oben, Kapitel 3.2.4.2.
1162Gleichermaßen würde auch die Durchführung einer flächendeckenden planakzessorischen Enteignung
nicht funktionieren. Siehe dazu Kapitel 4.1.2.2, S. 135.
1163Beachte dazu nur § 1 III und V BauGB. So auch Reinhardt, GuG 2003, S. 39 (43).
1164Ob das Interesse eines Eigentümers als gegeben betrachtet werden kann, wenn er sich im Rahmen
der Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 BauGB weder äußert noch an der Erörterung teilnimmt,
kann an dieser Stelle nicht abschließend beurteilt werden. Allerdings sind im Städtebaurecht die
Planung, die Bodenordnung und die Erschließung sowie die Beurteilung von Vorhaben voneinander
getrennte Teilbereiche. Der Bebauungsplan stellt eine Satzung dar. Diese jedoch löst nicht automatisch
die Einleitung eines Bodenordnungsverfahrens aus, sofern ein Bedarf besteht. Vielmehr stellt der
Umlegungsbeschluß einen eigenständigen Verwaltungsakt dar, gegen den der Betroffene vorgehen
kann.
1165In einem Parallelverfahren wird der Umlegungsbeschluß nach § 47 II BauGB schon dann gefaßt, wenn
der Bebauungsplan noch gar nicht aufgestellt ist.
1166Zu dem gleichen Ergebnis kommt (wohl) auch Reinhardt, GuG 2003, S. 39 (40).
Kapitel 6. Ergebnisse zur Privatnützigkeit von Bodenordnungsverfahren 222
6.3. Zur Weiterentwicklung von Bodenordnungsverfahren
Die Ausführungen in den Kapiteln 4 und 5 – insbesondere die Erkenntnisse aus den
jeweiligen Beispielen – haben gezeigt, daß die gesetzlichen Grundlagen für die städtische
und die agrarische Bodenordnung einen Weiterentwicklungsbedarf haben. Dieser Bedarf
wird an dieser Stelle präzisiert. Allerdings geschehen die Vorschläge lediglich auf eine
grundsätzlich Art und Weise. Auf eine deaillierte Ausformulierung in Form von Gesetzen
wird also verzichtet.
6.3.1. Städtische Bodenordnung nach dem BauGB
Im Geltungsbereich des BauGB, hier schwerpunktmäßig im Innenbereich, gibt es aus
Sicht des Verfassers im Hinblick auf das Zusammenspiel zwischen Planungs- und Boden-
ordnungskomponente, die Problematik der Bereitstellung von überörtlichen Flächen für
öffentliche Zwecke und den Fall unverhältnismäßig großer Geldausgleiche einen Bedarf auf
Weiterentwicklung des BauGB.
Stärkung des Parallelverfahrens Die Auswertung der höchstrichterlichen Rechtspre-
chung bzgl. der Bodenordnung und die darauf basierenden Ergebnisse dieser Abhandlung
haben gezeigt, daß die Zweck- und die Zielrichtung einer Planung unmittelbaren Einfluß
auf die Wahl des geeigneten Bodenordnungsverfahrens haben. Insbesondere die Beispiele
U1 bis U3 sowie U9 und U10 haben offenbart, daß bereits im Stadium der Planung ei-
ne Auseinandersetzung stattzufinden hat, ob ein Bodenordnungserfordernis besteht und,
wenn dem so ist, wie diese Aufgabe zu lösen ist. Die Planung selbst und die Eigentümer-
struktur sind alsdann sorgfältig auf ihre Konformität zu untersuchen, damit frühzeitig
erkannt wird, ob die Umsetzung der Planung überhaupt im Wege einer Baulandumlegung
vorbereitet werden kann.1167
Dieses Ziel kann am besten durch Stärkung des Parallelverfahrens erreicht werden.
Werden nämlich die Planungs- und die Bodenordnungskomponente möglichst gleichzeitig
durchgeführt, lassen sich diese beim Auftreten etwaiger Probleme frühzeitig erkennen und
durch eine entsprechende Anpassung der Planung vermeiden oder zumindest abmildern.
Derzeit ist das Parallelverfahren im BauGB als eine Kann-Vorschrift geregelt.1168 Dessen
Stärkung könnte bereits dadurch erreicht werden, daß § 47 II BauGB zumindest als eine
Soll-Vorschrift ausgestaltet würde.
Nach § 9 VIII BauGB ist dem Bebauungsplan eine Begründung beizufügen.1169 Außer-
dem fordert § 3 I BauGB, daß die Öffentlichkeit frühzeitig über die Auswirkungen der
1167Wie bereits in Kapitel 3.2.4.2 ausgeführt wurde, kann die Nichtumsetzbarkeit eines Bebauungsplans
zur Nichtigkeit desselben führen.
1168Nach § 47 II BauGB ”kann das Umlegungsverfahren auch eingeleitet werden, wenn der Bebauungsplan
noch nicht aufgestellt ist.“
1169§ 9 VIII BBauG 1960 und 1976 verlangte noch expressis verbis die Darlegung bodenordnender und
sonstiger Maßnahmen in der Begründung.
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Planung zu unterrichten ist. Dazu gehört auch die Aufklärung über ein mögliches Erfor-
dernis einer Baulandumlegung. Auch wenn unklar ist, ob ein Betroffener für den Fall,
daß er im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit seine Bedenken gegen den künftigen
Bebauungsplan wegen seinem fehlenden Umsetzungsinteresse nicht geäußert hat, seine
Rechte verwirkt hat, gegen den Umlegungsbeschluß vorzugehen, muß möglichst früh ei-
ne umfassende Aufklärung der Betroffenen über die Bodenordnungsproblematik erfolgen.
Werden die Bebauungsplanung und die Bodenordnung als ein Parallelverfahren durchge-
führt, kann eine umfassende und fachlich einwandfreie Information durch einen Fachmann
aus der Umlegungsstelle erfolgen.1170
Zulässigkeit der Flächenbereitstellung nach § 55 V BauGB Insbesondere in Bei-
spiel U7 wurde der Charakter der Landbereitstellung für öffentliche Zwecke nach § 55
V BauGB diskutiert und im Ergebnis als eine Enteignungsnorm eingeordnet. Eine wich-
tige Frage wurde jedoch noch offengelassen: Wer entscheidet über die Zulässigkeit des
Eigentumsentzugs nach § 55 V BauGB und wie wird das Art. 14 III GG entsprechende
Allgemeinwohlerfordernis nachgewiesen?1171 Ein Enteignungsverfahren wird nach § 104
I BauGB durch die Enteignungsbehörde auf Antrag durchgeführt. Diese Behörde ent-
scheidet über die Zulässigkeit der Enteignung im speziellen Fall. Wird die Enteignung
jedoch im Rahmen der Umlegung nach § 55 V BauGB durchgeführt, entscheidet der Um-
legungsausschuß darüber, ob die Landbereitstellung im Rahmen der Baulandumlegung
stattfindet.
Aus Verfassersicht sollte gesetzlich fixiert werden, daß die Enteigungsbehörde die Vor-
aussetzungen des § 87 I und II BauGB auf Erfüllung überprüft.1172 Die Entscheidung
über die Enteignungsentschädigung – also die Zuteilung des Ersatzlandes – trifft der Um-
legungsausschuß.1173
Kappungsgrenze für den Geldausgleich Kapitel 4.2.3.2 hat gezeigt, daß sich ein Geld-
ausgleich ab einer bestimmten Höhe äußerst negativ für den davon betroffenen Eigen-
tümer auswirken kann. Um solche Fälle abmildern zu können, sollte überlegt werden,
1170So auch Reinhardt, Schnittstellenanalyse in Baulandumlegungen, S. 193 ff.
1171Vgl. die diesbezüglichen Gedanken von Christ, DVBl. 2002, S. 1517 (1519). Den Anforderungen des
Art 14 III GG an die gesetzliche Gemeinwohlkonkretisierung werde dadurch genügt, daß der Flächen-
abzug unter die Voraussetzungen des § 87 I und II BauGB gestellt werde.
1172Art. 14 III GG schreibt zwar nicht vor, welche Behörde über die Zulässigkeit der Enteignung entschei-
det bzw. das Enteignungsverfahren durchführt. Da auf der einen Seite der Eigentumsentzug nach §
55 V BauGB jedoch als Enteignung klassifiziert wurde und auf der anderen Seite das BauGB das
Enteignungsverfahren der Enteignungsbehörde unterstellt, sollte im Sinne einer einheitlichen Verfah-
rensweise die Enteignungsbehörde über die Zulässigkeit des Entzugs nach § 55 V BauGB entscheiden.
1173Diese Regelung würde dann derjenigen zur Unternehmensflurbereinigung nach §§ 87 ff. FlurbG ent-
sprechen. Die Enteignungsbehörde weist die Zulässigkeit der Enteignung nach und beantragt die
Durchführung einer Unternehmensflurbereinigung (§ 87 I FlurbG). Über die Entschädigung entschei-
det wiederum die Flurbereinigungsbehörde (§ 88 Nr. 3 FlurbG). Damit wäre die Umlegungsbehörde
ebenso inkl. der Entscheidung über die Entschädigung Herrin über das gesamte Umlegungsverfahren.
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eine Kappungsgrenze für die Höhe des Geldausgleichs gesetzlich zu normieren.1174 Dies
könnte invers zu der Ergänzung des § 58 I BauGB (Flächenumlegung)1175 durch das
EAG Bau1176 erfolgen. Übersteigt der Geldausgleich eine bestimmte Grenze, sollte der
Betroffene ein Wahlrecht haben, ob er den Ausgleich voll bezahlt oder auf einen Teil der
Landabfindung verzichtet und so die Geldleistung in entsprechendem Maß reduziert. Für
die Kappungsgrenze könnte eine Orientierung an den Bodenwerten und der Fläche der
zugeteilten Grundstücke erfolgen.1177 Die Grundstücke, die nicht zugeteilt werden, fallen
der Gemeinde zu.
6.3.2. Agrarische Bodenordnung nach dem FlurbG
Hinsichtlich der agrarischen Bodenordnung wurde in Kapitel 5 insbesondere die – nicht
unproblematische – Überlagerung von Planungen mit privaten Adressaten auf der einen
mit solchen, die sich an die Allgemeinheit richten, auf der anderen Seite dargestellt. Die
Landbereitstellung dafür geschieht häufig über die vereinfachte Flurbereinigung nach § 86
FlurbG, nicht selten in Verbindung mit § 40 FlurbG. Daher existiert auch ein diesbezüg-
licher Novellierungsbedarf des FlurbG, der vor allem klarstellenden Charakter hat.
Ausgestaltung der Landbereitstellung für öffentliche Anlagen Die Untersuchungen
im Rahmen der Beispiele F1 und F2 haben offenbart, daß die Regelungen in § 40 FlurbG
teilweise eine Inhalts- und Schrankenbestimmung und teilweise eine Enteignungsnorm dar-
stellen. Um § 40 FlurbG anwendungsfreundlicher zu machen, sollte dieser Tatbestand auch
deutlicher gekennzeichnet werden. Das könnte analog zu den Regelungen in § 55 II und V
BauGB geschehen. Da die Flurbereinigung wie die Baulandumlegung ein Landtauschver-
fahren ist, sollte überdies erwogen werden, daß Ersatzland für den Fall bereitzustellen ist,
in dem die Landbereitstellung nach § 40 FlurbG im konkreten Fall eine Enteignung dar-
stellt. Entsprechend den Überlegungen bzgl. § 55 V BauGB sollte darüberhinaus für den
Fall einer Enteignung das Allgemeinwohlerfordernis als Anwendungsvoraussetzung des §
40 FlurbG nachzuweisen sein.
Nach derzeitigem Recht, in Verbindung mit der Rechtsprechung des BVerwG,1178 wird
die Landbereitstellung für öffentliche Anlagen nur dann zugelassen, wenn das Ausmaß
einen verhältnismäßig geringen Umfang nicht übersteigt.1179 Dies dürfte auch der Tatsache
geschuldet sein, daß § 40 FlurbG derzeit eben kein Einbringen von Ersatzland durch den
1174Da solch hohe Geldausgleiche vor allem bei der Wertumlegung anfallen, dürfte es ausreichen, die
Regelung auf die Wertumlegung selbst zu beschränken.
1175Folgender Satz wurde angefügt: ”Soweit der Umlegungsvorteil den Flächenbeitrag nach Satz 1 [30
vom Hundert] übersteigt, ist der Vorteil in Geld auszugleichen.“
1176Gesetz zur Anpassung des Baugesetzbuchs an EU-Richtlinien vom 24.6.2004.
1177Übersteigt der Geldausgleich den Bodenwert eines oder mehrerer Grundstücke, könnte der Betroffene
entscheiden, ob er den Geldausgleich in voller Höhe bezahlt oder auf die Zuteilung eines oder mehrerer
Grundstücke verzichtet. Auf diese Weise würde die Geldleistung auf ein erträgliches Maß reduziert.
1178BVerwG, Urteil vom 26.11.1969 – 4 C 22/66.
1179Dieses ,verhältnismäßig gering‘ hat das BVerwG (Urteil vom 22.11.1969 – 4 C 22/66) auf 1,5 % des
Wertes der gesamten Verfahrensfläche limitiert.
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Begünstigten verlangt. Würde eine entsprechende Bereitstellungspflicht von Ersatzland
normiert, könnte der Umfang der Landaufbringung entsprechend der Regelung in § 55
V BauGB erhöht werden.1180 Auf diese Weise könnte die Enteignung nach § 40 FlurbG
– im Rahmen einer Flurbereinigungsmaßnahme als Inhaltsbestimmung – ein perfektes
Bindeglied zur Unternehmensflurbereinigung nach § 87 FlurbG darstellen.
So, wie § 40 FlurbG derzeit formuliert ist, stellt die Regelung zur Landbereitstellung für
öffentliche Anlagen aus Sicht des Verfassers insgesamt eine verfassungswidrige Regelung
dar.
Klarstellung der vereinfachten Flurbereinigung nach § 86 FlurbG Die Beispiel F3
bis F6 haben gezeigt, daß die vereinfachte Flurbereinigung in der Praxis häufig die Rea-
lisierung von Hochwasser- und Naturschutzvorhaben eingesetzt wird. Die diesbezügliche
Problematik wurde ausführlich diskutiert. Geht man davon aus, das der Gesetzgeber die
vereinfachte Flurbereinigung im Ganzen als eine Inhalts- und Schrankenbestimmung des
Eigentums versteht,1181 sollten die Regelungen in § 86 I Nr. 1 bis 3 FlurbG dementspre-
chend angepaßt werden. Denn aus Verfassersicht dürfte der – in der Praxis – kritische
Einsatz der vereinfachten Flurbereinigung wie auch die uneinheitlichen Sichtweisen in der
Fachliteratur1182 auf dem § 86 I FlurbG selbst liegen. Daher sollten die kritischen Pas-
sagen so umformuliert werden, daß Mißverständnisse ausgeschlossen sind. Zudem könnte
die oben beschriebene Erweiterung des § 40 FlurbG dazu führen, daß Vorhaben für den
Hochwasser- oder den Naturschutz trotzdem im Rahmen einer Inhaltsbestimmung des
Eigentums – also des Ausgleichs privater Interessen – durchgeführt werden kann. Dieser
Tatbestand der Enteignung darf nur nicht Hauptzweck der Flurbereinigungsmaßnahme
sein.
6.3.3. Entwicklung eines Landtauschverfahrens bei
Übernahmeanspruch
Nachdem in Kapitel 5 gezeigt wurde, daß Planungen für den Hochwasser- oder den Na-
turschutz insbesondere mit Hilfe der vereinfachten Flurbereinigung nach § 86 FlurbG
nur unter bestimmten Voraussetzungen verfassungskonform umsetzbar sind, wird nach-
folgend eine Möglichkeit entwickelt, den Landerwerb für diese (fremdnützigen) Planungen
im Rahmen einer Inhalts- und Schrankenbestimmung zu realisieren.
6.3.3.1. Zum Staatsziel Umweltschutz nach Art. 20a GG
Seit dem 15.11.1994 ist mit Art. 20a GG
”
der Umweltschutz als Staatszielbestimmung
in der deutschen Verfassung etabliert:“1183
”
Der Staat schützt auch in Verantwortung für
1180Wichtig dabei ist freilich, daß dieser Fall der Enteignung – wie im Rahmen der Baulandumlegung –
nicht den Hauptzweck des Bodenordnungsverfahrens darstellt.
1181Vgl. Weiß, FuB 2007, S. 37 (41).
1182Vgl. nur zfv, 6/2008
1183Peters, NVwZ 1995, S. 555.
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die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmen
der verfassungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz
und Recht durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung.“1184 Dabei stellt sich
die Frage, ob und inwieweit aus dem Staatsziel erhöhte Anforderungen an das Eigentum
Privater abgeleitet werden können und öffentliche Interessen an der Durchsetzung von
Umwelt- und Naturschutz im Rahmen der Flurbereinigung ein höheres Gewicht erfahren
können.
Art. 20a GG folgt direkt im Anschluß an die Grundrechte (Art. 1 bis 19 GG). Von
diesen Grundrechten unterscheiden sich Staatsziele dadurch, daß sie
”
wie diese zwar eine
verfassungsrechtliche Wertentscheidung enthalten, aber nicht den entsprechenden Rechts-
anspruch.“1185 Ein Staatsziel richtet sich vornehmlich an die drei staatlichen Gewalten,
also die Legislative, die Exekutive und die Judikative. Diese sind in ihren Entscheidun-
gen an das Staatsziel gebunden.1186 Darüber hinaus wirken Staatsziele nur objektiv, d.h.
weder für noch gegen den einzelnen Bürger, und begründen daher auch keine subjektiv-
öffentlichen Rechte.1187 Demnach können aus Art. 20a GG auch keine Pflichten abgeleitet
werden, wie Eigentümer ihre Grundstücke im Hinblick auf schützenswerte Gegebenheiten
zu nutzen haben. Das Staatsziel Umweltschutz
”
kann seine Berechtigung im Verfassungs-
system deshalb nur erlangen und wird die ihm zugedachte Funktion nur erfüllen können,
wenn sich der Gesetzgeber des dahinter stehenden Schutzauftrages annimmt.“1188 Ohne
Gesetze, die Inhalt und Schranken des Eigentums bestimmen, bleibt Art. 20a GG ein
stumpfes Schwert. Freilich ist dabei zu beachten, daß diese Gesetze nicht unverhältnismä-
ßig in das Grundrecht ,Eigentum‘ nach Art. 14 GG eingreifen.
Demzufolge hat das Staatsziel Umweltschutz überhaupt keinen Einfluß auf die Flurbe-
reinigung. Die Gesetze zum Schutz der Umwelt schränken im Rahmen der Verfassung die
Privatnützigkeit des Eigentums ein. Ohne einen evtl. zu gewährenden Ausgleich darf diese
Einschränkung eine bestimmte Grenze nicht überschreiten. Das Kernstück der Flurberei-
nigung – die Bodenordnung und der damit verbundene Eigentumsentzug – muß sich im
Rahmen der Vorgaben des BVerfG1189 bewegen. Der Zweck des Eigentumsentzugs dient
der Einordnung des Eigentumseingriffs in Art. 14 GG. Nur wenn das Eigentum für den
Ausgleich privater Interessen entzogen wird, kann die Flurbereinigung im konkreten Fall
eine Inhaltsbestimmung darstellen. Daran ändert also Art. 20a GG nichts.
6.3.3.2. Zur grünen Landneuordnung nach Seele
Wie oben gezeigt, richtet sich das Staatsziel Umweltschutz nach Art. 20a GG vornehmlich
an die drei staatlichen Gewalten. Dies könnte die Legislative veranlassen, ein Bodenord-
nungsverfahren zu entwickeln, das der öffentlichen Hand den Erwerb – aus naturschutz-
1184Art. 20a GG
1185Westphal, JuS 2000, S. 39.
1186Peters, NVwZ 1995, S. 555 (556).
1187Westphal, JuS 2000, S. 39.
1188Blasberg, Inhalts- und Schrankenbestimmung des Grundeigentums zum Schutz der natürlichen Le-
bensgrundlagen, S. 195.
1189BVerfGE 74, S. 264 (Boxberg); 104, S. 1 (Baulandumlegung).
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rechtlicher Hinsicht – schützenswerter Flächen in einer erleichterten Art und Weise er-
möglicht. Die derzeitigen Instrumente sind die Durchführung einer Enteignung1190 oder
die Ausübung des Vorkaufsrechts.1191
Diese Problematik hat Seele bereits im Jahr 1990 zum Anlaß genommen, eine eigenstän-
dige grüne Landneuordnung modellhaft zu entwickeln.1192 Ziel dieses Bodenordnungsver-
fahrens ist der
”
wirksame und kostengünstige wie eigentumsfreundliche“1193 Erwerb von
naturschutzrechtlich wertvollen Flächen in Gebieten, in denen aufgrund mangelnden pri-
vaten Interesses der betroffenen Grundeigentümer weder eine Flurbereinigung noch eine
Baulandumlegung möglich ist.1194 Dieses Dilemma habe dann zur Folge, daß grüne Vor-
haben entweder unterblieben oder über die Planung nicht hinauskämen, was wiederum
zu einer Beeinträchtigung des Allgemeinwohles führe.1195 Seeles Vorschlag zur Reform
der grünen Landneuordnung fußt auf der Baulandumlegung bzw. der Flurbereinigung.
Der wesentliche Unterschied zu den beiden Verfahren sei, daß der Vorschlag
”
Privatnüt-
zigkeit nicht voraussetzt. Im Ergebnis besteht grundsätzlich kein Unterschied.“1196 Die
Garantie des privaten Grundeigentums bleibe nach Wert und Nutzbarkeit unangetastet,
nicht jedoch nach Lage, Form und Größe des betroffenen Grundstücks. Die grüne Land-
neuordnung erfolge zwar wie die Enteignung im Fremdinteresse, nämlich zum Wohle der
Allgemeinheit, führe aber im Gegensatz zu dieser nicht zur substantiellen Minderung des
Grundeigentums. Zudem sei die Möglichkeit, auch ohne Einverständnis der betroffenen Ei-
gentümer zum Wohl der Allgemeinheit von Amts wegen Land tauschen zu können, stark
förderlich für freiwillige Vereinbarungen. Die aus Verfassersicht wesentlichen Regelungen
des Konzepts zur grünen Landneuordnung sind die folgenden:
1190Enteignung heißt hier nicht nur die Durchführung eines isolierten Enteignungsverfahrens nach dem
jeweiligen Fachgesetz oder dem BauGB, sondern darüber hinaus auch die Durchführung einer Unter-
nehmensflurbereinigung nach §§ 87 ff. FlurbG oder die Integration der Enteignung in ein Bodenord-
nungsverfahren, das dem privaten Interessenausgleich dient. Das wäre in diesem Zusammenhang die
Anwendung des § 40 FlurbG im Rahmen der Flurbereinigung oder des § 55 V BauGB im Rahmen
der Baulandumlegung.
1191Das Vorkaufsrecht, das freilich nur im Falle eines Verkaufs ausgeübt werden kann, ist z.B. in § 52
ThürNatG oder § 36 SächsNatSchG geregelt. Es kann nur unter den dort normierten Voraussetzungen
ausgeübt werden.
1192Seele, Zur Problematik der grünen Landneuordnung.
1193Seele, S. 9.
1194Seeles Argumentation basiert noch auf der damals gültigen Eigentumsdogmatik. Aber auch aus heu-
tiger Sicht gilt immer noch das Gleiche. Denn wie oben gezeigt wurde, stellt der Naturschutz in
der Regel eine – aus Sicht der Betroffenen – fremdnützige Planung dar. Die Bodenordnung hat die
Verdrängung der Rechtsträger zur Folge, führt also zu einer Neuordnung der Eigentümerverhältnisse.
1195Seele, S. 10.
1196Seele, S. 11.
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§ 1 Die Eigentums-, Besitz- und Nutzungsverhältnisse an Grundstücken sind den
Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie der Grünordnung
anzupassen (grüne Landneuordnung).
§ 2 Grüne Landneuordnung kann auch ohne privatnützig zu sein nach dem Flur-
bereinigungsgesetz (FlurbG) oder dem Baugesetzbuch (BauGB) [...] durchgeführt
werden, wenn das Wohl der Allgemeinheit dies rechtfertigt.
...
§ 7 Die Anwendung von Enteignungsgesetzen ist für Zwecke des Naturschutzes und
der Landschaftspflege sowie der Grünordnung unzulässig, soweit der Enteignungs-
zweck durch grüne Landneuordnung nach § 2 erreicht werden kann.
In § 1 wird zunächst der Zweck der grünen Landneuordnung definiert, nämlich die
Durchführung einer Bodenordnungsmaßnahme zwecks Durchsetzung der Ziele des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege. § 2 regelt wichtige Kernfragen in bezug auf die Durch-
führung einer grünen Landneuordnung. Zunächst einmal ist die Bodenordnung nach dem
BauGB (Umlegung) oder dem FlurbG (Flurbereinigung) durchzuführen. Dabei tritt der
in den beiden Gesetzen geregelte Zweck1197 hinter den Zweck der grünen Landneuordnung,
so daß die Erfüllung der fremdnützigen Planung eindeutig im Vordergrund steht.1198 Au-
ßerdem wird die Schranke für die Durchführung der grünen Landneuordnung genannt;
sie ist nämlich zulässig, wenn das Wohl der Allgemeinheit sie rechtfertigt.1199 Schließ-
lich gibt § 7 der grünen Landneuordnung eindeutigen Vorrang vor der Durchführung von
Enteignungsverfahren.1200
Ob die grüne Landneuordnung eine verfassungsgemäße Inhalts- und Schrankenbestim-
mung darstellt, wird im Folgenden überprüft:1201
Beurteilung nach der Eigentumsdogmatik von BVerwG und BGH Würde man die
althergebrachten Kriterien ,Surrogationsprinzip‘, ,Abfindung in Land‘ und ,wohlverstan-
denes Eigeninteresse‘ für die Einordnung in Art. 14 GG verwenden, könnte man durch-
aus zu dem Schluß kommen, daß das Bodenordnungsinstrument eine inhaltsbestimmende
Maßnahme ist:
1197Der Zweck der Baulandumlegung ist in § 45 BauGB, derjenige der Flurbereinigung in § 1 FlurbG
normiert.
1198Durch den Hinweis, daß die grüne Landneuordnung – auch ohne privatnützig zu sein – durchgeführt
werden kann, wird klar, daß sie als eine Inhalts- und Schrankenbestimmung ausgestaltet sein soll.
1199Diese Schranke entspricht derjenigen für die Ausübung des gemeindlichen Vorkaufsrecht. Vgl. § 24 III
BauGB.
1200D.h., § 7 würde die Enteignung überflüssig machen, sofern die Voraussetzung für die grüne Land-
neuordnung gegeben ist. Selbst wenn dieser § 7 nicht gegeben wäre, wäre die grüne Landneuordnung
bevorzugt durchzuführen. Denn die Schwelle für deren Anwendung (rechtfertigt durch des Wohl der
Allgemeinheit) liegt deutlich niedriger als diejenige für die Durchführung einer Enteignung (erfordert
durch das Wohl der Allgemeinheit).
1201Dies geschieht zur besseren Veranschaulichung sowohl nach der überholten Eigentumsdogmatik als
auch nach der des BVerfG.
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1. Das Surrogationsprinzip besagte, daß kein Eigentumsentzug stattfindet, sondern dem je-
weiligen Beteiligten ein verwandeltes Grundstück zugeteilt wird. Dies war notwendig, da
mit einem Entzug von Rechtspositionen immer die Enteignung verbunden wurde. Fände
bei der grünen Landneuordnung also trotz ihrer Fremdnützigkeit das Surrogationsprinzip
seine Anwendung, wäre eine erste Abgrenzung zur Enteignung gegeben.
2. Ein Kriterium der grünen Landneuordnung ist die wertgleiche Abfindung in Land. Der
zukünftige Träger der ,grünen‘ Flächen muß also ausreichend geeignetes Ersatzland in das
Verfahren einbringen. Also wäre ein weiteres Indiz dafür gegeben, daß die Landneuordnung
eine Inhaltsbestimmung darstellt.
3. Schließlich könnte man vom ,vernünftig wirtschaftenden Eigentümer‘ ausgehen, der ent-
sprechend der Situationsgebundenheit seines Eigentums die Interessen des Allgemeinwohls
nicht aus den Augen verliert. Zudem ist vor der Durchführung der grünen Landneuord-
nung die Privatnützigkeit und damit die Verkehrsfähigkeit seines Grundstücks stark ein-
geschränkt. Nachher erhält er Land zugeteilt, das diesen Einschränkungen nicht mehr
unterliegt. Damit muß die grüne Landneuordnung aus objektiver Hinsicht im wohlver-
standenen Interesse jedes Eigentümers liegen.
Summa summarum wäre jedes einzelne der hergebrachten Argumentationsmuster er-
füllt, so daß demnach die grüne Landneuordnung trotz ihrer Fremdnützigkeit als eine
Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums einzuordnen wäre.
Beurteilung nach der Eigentumsdogmatik des BVerfG Ob die grüne Landneuord-
nung eine Inhaltsbestimmung oder eine Enteignung darstellt, ist einzig und allein davon
abhängig, ob die Wesensmerkmale der Enteignung erfüllt sind oder nicht. Als hoheitli-
che Maßnahme findet ebenso ein staatlicher Zugriff statt, wie unbestreitbar ist, daß ein
Eigentumsentzug stattfindet. Der Hauptzweck der Landneuordnung ist der Erwerb von
schützenswerten Flächen durch die öffentliche Hand, so daß der Güterbeschaffungsvorgang
ebenso nicht zu leugnen ist. Damit ist einmal mehr das wesentliche Kriterium zur Einord-
nung des Bodenordnungsinstruments in Art. 14 GG der Zweck des Eigentumsentzugs. Da
der Natur- und Umweltschutz eine staatliche Aufgabe ist und die grüne Landneuordnung
zur Erfüllung dieser Aufgabe durchgeführt wird, kann der Entzug nicht dem Ausgleich pri-
vater Interessen dienen. Vielmehr werden auf diese Weise öffentliche und private Interessen
ausgeglichen und dies ist letztlich auch bei jeder Enteignungsmaßnahme der Fall. Somit
ist die Landneuordnung aus Verfassersicht unter Würdigung der Eigentumsdogmatik des
BVerfG eindeutig als eine Enteignungsnorm zu klassifizieren.
Es bleibt zu klären, ob die grüne Landneuordnung in Verbindung mit dem Staatsziel
Umweltschutz eine verfassungsgemäße Enteignungsnorm darstellt. Wie bereits erwähnt
richtet sich Art. 20a GG vor allem an die Staatsgewalten. Die Legislative könnte daher
die grüne Landneuordnung als ein Verfahren zur Durchführung einer Enteignung gestal-
ten. Neben der gebotenen wertgleichen Landabfindung wäre der Hauptunterschied zur
herkömmlichen Enteignung die Herabsenkung der Schwelle für deren Zulässigkeit. Wäh-
rend bei der Enteignung das Wohl der Allgemeinheit diese erfordern muß, hat es die grüne
Landneuordnung lediglich zu rechtfertigen. Diese Herabsenkung der Zulässigkeitsschwelle
muß allerdings mit dem Grundrecht ,Eigentum‘ vereinbar sein. Laut Rechtsprechung des
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BVerfG erlaubt die Verfassung zwar dem Gesetzgeber,
”
die Interessen der Allgemeinheit
bei Fragen der Bodenordnung in stärkerem Maße zur Geltung zu bringen als bei anderen
Vermögensgütern.“1202 Aber auf diese Weise würde das Eigentum als Menschenrecht un-
verhältnismäßig stark zugunsten der Allgemeinheit eingeschränkt. Denn die Gefahr, daß
das Eigentum Gegenstand einer Enteignung würde, wäre als wesentlich erhöht anzusehen.
Da Art. 20a GG
”
für sich gesehen weder zu einer stärkeren [...] Inanspruchnahme von Ei-
gentum [führt] noch [...] Grundlage für eine Ausdehnung von Ausgleichspflichten“1203 ist,
kann aus dem Staatsziel Umweltschutz auch kein vereinfachtes Enteignungsrecht mit einer
abgesenkten Zulässigkeitsschwelle abgeleitet werden. Damit entspricht die grüne Landneu-
ordnung auch nicht der Eigentumsverfassung des GG.
6.3.3.3. Zum Landtauschverfahren bei Übernahmeanspruch
Obwohl sich die grüne Landneuordnung oder auch Flurbereinigungsverfahren aus Anlaß
des Umwelt- und Naturschutzes durchaus positiv auf das Eigentum auswirken können,1204
sind sie unter Würdigung der Eigentumsdogmatik des BVerfG nicht verfassungskonform.
Dennoch ist an dieser Stelle die Argumentation von Glitz, Thiemann und Thöne in
Betracht zu ziehen, nach der die Auflösung von Nutzungskonflikten originär privatnützig
ist.1205 Allerdings geschieht diese Diskussion nicht aus Sichtweise der öffentlichen Hand,
sondern aus dem Blickwinkel der betroffenen Eigentümer als Auslöser der Bodenordnungs-
maßnahme.
Natur- und Umweltschutz schränken die Privatnützigkeit des Eigentums abstrakt-gene-
rell ein, dies geschieht im Rahmen einer Inhalts- und Schrankenbestimmung. Da dem
betroffenen Eigentümer aufgrund dessen in der Regel weniger Nutzungsmöglichkeiten
verbleiben, wirkt die Inhalts- und Schrankenbestimmung für ihn fremdnützig. Denn der
Schutz von Natur und Landschaft ergibt sich aus einem öffentlichen Interesse zugunsten
der Allgemeinheit. Wird die Einschränkung der Privatnützigkeit zu groß, sehen die Na-
turschutzgesetze der Länder Ausgleichsleistungen in Form von Geld, Bereitstellung von
Ersatzflächen oder einem Übernahmeanspruch des Eigentümers vor.1206
Solch drastische Begrenzungen sind also im Rahmen einer Inhalts- und Schrankenbe-
stimmung zulässig, wenn sie
”
verbunden [sind] mit einem Ausgleichsanspruch oder einem
Übernahmeanspruch.“1207 Das heißt also, daß der Geld- oder der Übernahmeanspruch den
Ausgleich im Rahmen der ausgleichspflichtigen Inhalts- und Schrankenbestimmung dar-
stellen. Ein besonderes Kennzeichen des Übernahmeanspruchs ist das Initiativrecht des
Eigentümers, von Bielenberg/Runkel auch als
”
Enteignungsverfahren mit vertauschten
1202BVerfGE 104, S. 1 (12).
1203Blasberg, S. 135.
1204Hier greift der Punkt, daß das neu zugeteilte Eigentum frei von naturschutzrechtlichen Beschränkun-
gen ist, also eine größere Privatnützigkeit mit mehr Nutzungsmöglichkeiten hat.
1205Siehe dazu Kapitel 5.3.2.3, S. 204.
1206Vgl. § 7 LG NW, § 38 SächsNatSchG oder § 49 f. ThürNatG.
1207BVerwG, Urteil vom 30.9.1996 – 4 NB 31/96, 4 NB 32/96. Vgl. dazu auch die Rechtsprechung des
BVerfG, BVerfGE 58, S. 137 (Pflichtexemplar), BVerfGE 100, S. 226 (Denkmalschutz).
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Rollen“1208 bezeichnet. Wie erwähnt stellt der Übernahmeanspruch freilich keine Enteig-
nung dar, allerdings hat der Antrag bzw. das Verlangen auf die Übernahme vom Eigentü-
mer selbst auszugehen. Der Nutznießer der fremdnützigen Planung1209 kann demzufolge
nicht die Feststellung treffen, daß der betroffene Eigentümer von der Einschränkung der
Nutzungsmöglichkeiten über Gebühr getroffen sei, und daraufhin die Übernahme durch
die öffentliche Hand von sich aus in Gang setzen. Das käme einer Bevormundung des
Bürgers, einem Aufoktroyieren des ,vernünftigen Eigentumsgebrauchs‘ gleich, und man
würde wieder das überkommene Kriterium des ,wohlverstandenen Eigeninteresses‘ oder
des ,vernünftig wirtschaftenden Eigentümers‘ installieren. Zudem würde auf diese Weise
jegliche Enteignung überflüssig. Somit ist diese Betrachtung unvereinbar mit der Eigen-
tumsverfassung des Art. 14 GG. Ein behördlich eingeleitetes Grundstückstauschverfahren
mit diesen Startparametern wäre verfassungswidrig und ist daher zu verwerfen.
Es verbleibt das Initiativrecht der von der (fremdnützigen) Planung betroffenen Eigen-
tümer auf die Übernahme ihrer Grundstücke. Dieses Recht könnte ein Ausgangspunkt
für ein Antragsverfahren von Seiten der Eigentümer auf Durchführung eines Landtauschs
sein, infolge dessen die schützenswerten Flächen in die öffentliche Hand übergehen und die
privaten Eigentümer ,unbelastete‘ Flächen zugeteilt bekommen. Dieses Antragsverfahren
könnte folgende Eckpunkte haben:
1. In einem bestimmten Gebiet sollen Natur und Landschaft geschützt werden. Dies ge-
schieht durch Festsetzung bestimmter Gebietskategorien nach dem Naturschutzgesetz des
jeweiligen Landes. Die Folge davon ist die Einschränkung der Nutzungsmöglichkeiten der
betroffenen Grundstücke. Aus diesem Grund verlangt eine Anzahl von Eigentümern die
Übernahme ihrer Grundstücke gegen Geldentschädigung oder Bereitstellung von Ersatz-
flächen. Die öffentliche Hand ist zugleich an dem Erwerb der schützenswerten Flächen
interessiert.
2. Stellen die Eigentümer von mindestens 50% der Anzahl der betroffenen Grundstücke oder
von mindestens 50% der betroffenen Grundstücksflächen einen Antrag auf die Durchfüh-
rung des Landtauschverfahrens, ist dieses einzuleiten. Das Übernahmeverlangen bildet den
Ausgleich einer ausgleichspflichtigen Inhaltsbestimmung. Daß der Teil der Eigentümer, die
nicht den Antrag auf Durchführung des Landtauschs stellen, zur Teilnahme gezwungen
wird, dient dem Ausgleich privater Interessen. Denn die Antragsteller sind daran interes-
siert, Ersatzflächen zugeteilt zu bekommen, deren Privatnützigkeit uneingeschränkt oder
zumindest weniger eingeschränkt ist. Die öffentliche Hand hingegen möchte die Kernflä-
chen des schützenswerten Gebiets in möglichst zusammenhängender Art und Weise erwer-
ben. Der Landtausch wird daher nur durchgeführt, wenn das Ziel der öffentlichen Hand
erreicht werden kann. Somit stellt das Landtauschverfahren einen echten Ausgleich priva-
ter Interessen zwischen den Antragstellern und den Antragsgegnern und folgerichtig eine
zulässige Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums dar.
3. Ziel des Landtauschverfahrens ist der Erwerb derjenigen Flächen durch die öffentliche
Hand, die aus naturschutzrechtlicher Hinsicht am schützenswertesten sind. Die Flächen
der Antragsgegner werden entweder an den Rand des Gebiets gelegt, oder aber diese sind
1208Bielenberg/Runkel in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 40, Rn. 32.
1209Nutznießer können z.B. der Bund, das Land oder die Gemeinde sein, aber auch weitere Träger öffent-
licher Aufgaben.
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nach erfolgreichen Verhandlungen bereit, eine Landabfindung außerhalb des Gebiets zu
akzeptieren.
Das beschriebene Antragsverfahren stellt eine Mixtur aus dem Übernahmeverlangen
(Ausfluß aus der ausgleichspflichtigen Inhaltsbestimmung) und dem Ausgleich privater
Interessen (Inhaltsbestimmung) dar. Dies ist – neben der Enteignung1210 – die aus Sicht
des Autors einzige verfassungsgemäße Möglichkeit für die öffentliche Hand, schützenswerte
Flächen nach den Naturschutzgesetzen in einem hoheitlichen Bodenordnungsverfahren zu
erwerben.
1210Zur Enteignung zählen die in Kapitel 5.3.2 genannten Vollzugsmöglichkeiten. Vgl. insbesondere S.
199.
7. Zusammenfassung in Thesen
1. Bei der Umlegung und bei der Flurbereinigung1211 findet ein Entzug von Eigen-
tum mit dem Zweck statt, einen Ausgleich privater Interessen herbeizuführen. Eine
Konsequenz des Entzugs aus Sicht der betroffenen Eigentümer ist der Verlust des
konkreten Bestandes in der Hand des einzelnen, die Bestandsgarantie wird also
überwunden.
2. Beim Eigentumsentzug im Rahmen einer Inhalts- und Schrankenbestimmung hat
der Ausgleich privater Interessen primär in der horizontalen (privaten) Ebene, also
im Bürger-Bürger-Verhältnis, stattzufinden. Damit dies zutrifft, darf die Bodenord-
nungsmaßnahme lediglich die Neuordnung der Eigentums- und nicht der Eigentü-
merverhältnisse herbeiführen. Eine Durchbrechung der Eigentumsordnung ist der
Enteignung zuzuordnen.
3. Laut BVerfG ist das Eigentum gekennzeichnet durch Privatnützigkeit – private In-
itiative und privates Interesse – und grundsätzliche Verfügungsbefugnis. Die Um-
legung soll die verfassungsrechtlich gewährleistete Baubefugnis konkretisieren. Daß
die Umlegung privatnützig sein muß, wie es in der Rechtsprechung des BGH und des
BVerwG sowie im Schrifttum heißt, erwähnt das BVerfG jedoch mit keinem Wort.
Daher war die Privatnützigkeit im Zusammenhang mit Bodenordnungsverfahren zu
konkretisieren.
4. Anhand fachfremder Rechtsprechung läßt sich zeigen, daß die höchsten Gerichte
(BVerfG, BGH, BVerwG) die Begriffe ,privatnützig‘ und ,fremdnützig‘ als sich ge-
genseitig ausschließende Antonyme verstehen. Des weiteren können beiden Begriffen
umschreibende Inhalte zugeordnet werden. So ist der Tatbestand der ,Privatnüt-
zigkeit‘ insbesondere dann erfüllt, wenn der Betroffene eine eigene Wertschöpfung
betreiben kann und eine bestimmte Nutzung in eigener Person umsetzen kann. Dies
kann eine vorher ergangene Erweiterung von Nutzungsmöglichkeiten inkludieren.
Fremdnützigkeit hingegen heißt staatliche Wertschöpfung und Umsetzung der Nut-
zung durch den Staat. Für den betroffenen Eigentümer kann das Resultat auch die
Einschränkung seiner Nutzungsmöglichkeiten heißen.
5. Fokussiert man die ,Privat-‘ oder ,Fremdnützigkeit‘ auf Grundstückseigentum, darf
die Betrachtung nicht gebietsbezogen, sondern muß grundstücksbezogen erfolgen.
Denn auch wenn Planungen oder die Einleitung von Bodenordnungsmaßnahmen für
ein ganzes Gebiet erfolgen, wird das Eigentum nach Art. 14 GG einzelfallbezogen
1211Im Folgenden wird vereinfachend ausschließlich von Umlegung gesprochen. Die Diskussion beinhaltet
aber stets – sofern nicht ausdrücklich erwähnt – auch diejenigen Flurbereinigungsverfahren, die eine
Inhaltsbestimmung des Eigentums darstellen.
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gewährleistet. Zudem behandelt das BauGB die Verwirklichung der Bebauungspläne
und deren Auswirkungen ebenfalls im Grundstückskontext selbst.
6. Da die Umlegung die verfassungsrechtlich gewährleistete Baubefugnis konkretisie-
ren, die plangemäße bauliche Nutzung also erst ermöglichen soll, und das BVerfG
mit dem Eigentum Privater die private Initiative und das private Interesse des jewei-
ligen Eigentümers verbindet, sind an die Planungsgrundlage bestimmte Anforderun-
gen zu stellen. Sie muß aus objektiver Hinsicht durch Private umsetzbar sein und
dem Eigentümer eine eigene Wertschöpfung zufließen. Diese Wertschöpfung kann
sich sowohl aus der Eigennutzung als auch aus der Vermietung, Verpachtung oder
der Einräumung eines Erbbaurechts ergeben. Damit hat die Planung ,privatnützig‘
zu sein, damit deren Umsetzung im Rahmen eines Bodenordnungsverfahrens, das
den Ausgleich privater Interessen herbeiführt, vorbereitet werden kann.
7. Würde die Planungsebene ausgeblendet und der Aspekt der Privatnützigkeit le-
diglich auf das Ergebnis der Bodenordnungsmaßnahme – also, daß die Umlegung
privatnützig sein muß – bezogen, könnte jegliche Bodenordnungsaufgabe über die
Umlegung mit dem Argument gelöst werden, daß die Grundstücke nach Abschluß
der Neuordnung in ihrer Nutzbarkeit weniger eingeschränkt als vorher seien. Dies
würde letztlich sogar die Enteignung überflüssig erscheinen lassen und wäre zudem
grober Verstoß gegen die Eigentumsdogmatik des BVerfG. Denn das Gericht ord-
net ein Bodenordnungsinstrument anhand des Entzugszwecks selbst und nicht über
dessen Auswirkung auf das Eigentum in Art. 14 GG ein.
8. Sind sich die Eigentümer über die Neuordnung der Grundstücksverhältnisse einig,
so ist die Bodenordnung entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip in einem freiwilli-
gen Verfahren zu erledigen. Ein hoheitliches Verfahren ist auch dann ausgeschlossen,
wenn der Hinweis erfolgt, daß auf diese Weise die Grunderwerbsteuer gespart wer-
den könne und sich diese Ersparnis aus Sicht der privaten Eigentümer privatnützig
auswirke.
9. Damit eine Bodenordnungsaufgabe im Rahmen des Ausgleichs privater Interessen
gelöst werden kann, müssen die betroffenen Grundstücke in einem Interessenverbund
liegen, bei dem die Beteiligten untrennbar miteinander verbunden sind. Die gegen-
läufigen Interessen dürfen nicht (eher) zufällig miteinander kollidieren, d.h. also,
daß die Interessengemeinschaft nicht willkürlicher Natur sein darf. Diese Problemla-
ge dürfte regelmäßig dort auftreten, wo sich eine Planung in voneinander räumlich
getrennte Teilbreiche aufspaltet und die Flächen des einen Teilbereichs für die Um-
setzung der Planung im anderen benötigt werden. Ein häufiges Beispiel dafür ist die
Ausweisung naturschutzrechtlicher Ausgleichs- und Ersatzflächen an einem anderen
Ort als dem Eingriff in Natur und Landschaft.
10. Ist die Eigentümerstruktur nicht konform mit der geplanten Nutzungsstruktur, läßt
sich die Bodenordnungsaufgabe in der Regel nicht über den Ausgleich privater In-
teressen lösen. Dieser Fall kann insbesondere dann eintreffen, wenn die Planung
deutlich weniger privatnützige Grundstücke vorsieht als Eigentümer im Plangebiet
liegen. Die Bodenordnungsmaßnahme würde die Verdrängung einer beträchtlichen
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Eigentümerzahl aus dem Gebiet zur Folge haben, also zu einer (zumindest teilwei-
sen) Neuordnung der Eigentümerverhältnisse führen. Und genau dies ist im Rahmen
einer Inhalts- und Schrankenbestimmung unzulässig.
11. Erschließungsflächen im Plangebiet, die für die Planungsumsetzung benötigt wer-
den, sind privatnützig, auch wenn sie aus Sicht der unmittelbar betroffenen Flächen
zunächst einmal fremdnützig sind. Doch durch die Durchführung einer Bodenord-
nungsmaßnahme für den Ausgleich privater Interessen bekommen auch diese Ei-
gentümer privatnützige Grundstücke zugeteilt. Damit sind diese Erschließungsflä-
chen Bestandteil des privaten Interessenausgleichs. Die Bodenordnungsaufgabe hin-
sichtlich der Erschließungsflächen ist ausschließlich im Rahmen einer Inhalts- und
Schrankenbestimmung lösbar, selbst dann, wenn die Bereitstellung dieser Flächen
der einzige Zweck der Bodenordnung ist.
12. Liegt eine fremdnützige Planung inmitten einer ansonsten privatnützigen, läßt sich
die erforderliche Enteignung eingebettet in eine Inhalts- und Schrankenbestimmung
durchführen, wenn dieser Flächenerwerb nicht der Hauptzweck und -anlaß der Bo-
denordnungsmaßnahme ist. Der Erwerb geschieht entweder über § 55 V BauGB oder
§ 40 FlurbG.
13. Nach der Untersuchung der Planungsgrundlage auf ihre Privat- oder Fremdnützig-
keit ist die Betrachtung weiter auf die Bodenordnung selbst einzuengen, also auch
das Topos des ,Ausgleichs privater Interessen‘ zu beachten. Da der Interessenaus-
gleich in der horizontalen Ebene (Bürger-Bürger-Verhältnis) stattzufinden hat, ha-
ben die Eigentümer das Recht, sich gegen den Eigentumsentzug im Rahmen der
Bodenordnungsmaßnahme zu wehren. Wehrt sich über die Hälfte der betroffenen
Eigentümer gegen den Einleitungsbeschluß der Bodenordnungsmaßnahme, wäre die
Bodenordnungsaufgabe nicht über ein Instrument, das den Ausgleich privater Inter-
essen herbeiführen soll, lösbar.
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Raum –. Sonderheft, 2004.
[5] Bänziger, Otmar H. Bodenverbesserungen, rechtliche Probleme der landwirtschaftlichen
Gueterzusammenlegungen und der Gesamtumlegungen. Helbing und Lichtenhahn, Basel,
Basler Studien zur Rechswissenschaft, Bd. 113, 1978.
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291-300.
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[29] Drees, Andreas/Sündenhauf, Rainer. Ländliche Bodenordnung als Werkzeug des Hochwas-
serschutzes, FuB 2007, S. 208-212.
[30] Dürig, Günter. Zurück zum klassischen Enteignungsbegriff, JZ 1954, S. 4-12.
Literaturverzeichnis 239
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[45] Hösch, Ulrich. Die Bewältigung von Prognoseunsicherheiten bei planerischen Entschei-
dungen am Beispiel des Fluglärms, UPR 2006, S. 411-423.
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chennutzung, Selbstverlag, Frankfurt am Main, Schriftenreihe der Landwirtschaftichen
Rentenbank, Bd. 18, 2003.
[63] Leber, Nils/Kunzmann, Klaus. Entwicklungsperspektiven ländlicher Räume in Zeiten des
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regelungen im Sinne des Art 14 I GG, NJW 1991, S. 2524-2533.
Literaturverzeichnis 242
[76] Mill, John Stuart. Utilitarismus. Meiner, Hamburg, 1863.
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[101] Sächsische Staatsregierung (Hrsg.). Landesentwicklungsplan 2003.
[102] Sanden, Joachim/Vick, Niclas. Die Angebotsplanung in der Planfeststellung unter beson-
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Bodenordnung, Bd. 14, 1994.
[118] Seele, Walter. Zur Problematik der grünen Landneuordnung, in: Inst. für Städtebau, Bo-
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